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DerallgemeineSammeltagfür die ArmenWiens.
Die Abhaltung des allgemeinen Sammeltages für die Armen Wienswird

heuer wie in den früheren Jahren für den goldenen Sonntag ,also heuer

für den 21 . Dezember ,anberaumt . DerAnteil ,der denFürsorgeinstituten

aus demjährlichen Sammelergebnisdes allgemeinen Sammeltagesfür die Ar¬
men Wiens zur freien Verfügung gestellt wird ,bedeutet erfahrungsgemäss

eine wesentliche Hilfe zur Befürsorgung der Armen jedes Bezirkes .Insbe¬
sondere wegen der allgemeinen wirtschaftlichen Depression und der damit
verbundenen grossen Arbeitslosigkeit erhoffen die Bezirksfürsorgeanstitute

auch vam heurigen Sammeltag für die Armen Wiens ein günstiges Ergebnis ,um

namentlich noch in den Wintermonaten zur Linderung der Wirtschaftsnot der
ärmsten Bevölkerung beitragen zu können .Der vorjährige Sammeltag ,der mit

einem Reinerträgnis von 165 . 982Schilling abgeschlossen wurde ,war eine

reine Häusersammlung . Fürdas heurige Jahr wird der allgemeine Sammeltag ,

mit dessen Durchführung die Bezirksvorsteher gemeinsam mit den Vorstän¬

den der Fürsorgeinstitute undden Fürsorgerätenbetraut sind ,inderselben
Weise wie in den vorhergehenden Jahren abgehalten .Im Jahre 1931 soll der
allgemeine Sammeltag für die Armen Wiens entfallen und an seiner Stelle

eine Armenlotterieveranstaltet werden ,deren erste Zichungfür den1 .
Oktober1931geplantist .

Entwässerungder Fahrbahnüber dieNeulingbrücke .

Das wegen starker Abnützung erneuerungsbedürftige Holzpflaster der
über die Verbindungsbahn führenden Neulingbrücke auf derLandstrasse
ist infolge der starken Regengüsse der letzten Zeit schadhaft geworden
und aufgestiegen .Um das Aufsteigen des Holzpflasters ,das den Verkehr

merkbar stört ,für die Zukunft zu vermeiden und ständige Bewachnungs¬

undAusbesserungskostenzu ersparen ,soll das schadhafte Pflaster erneu¬
ert und gleichzeitig auch für eine Entwässerung der Fahrbahnvorgesorgt
werden .Der Gemeinderatsausschuss für technische Angelegenheiten hat die
Durchführung der notwendigen Arbeiten genehmigt und den dafür nötigen

Kostenbetrag von 10 . 000Schilling bewilligt .
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Der städtische Voranschlag für das Jahr 1931 .
Der Wiener Stadtsenat setzte heute gemeinsam mit demstädtischen

Finanzausschuss die Generaldebatte über den Voranschlag der Bundeshaupt - ¬
stadt Wien für das Jahr 1931 fort .Zunächst beendete Gemeinderat Angermayer
seine am Freitag begonnene Rede .Er führte aus ,dass die Privatwirtschaft
unter einer übermässigen Besteuerung leide ,die einer Uebersteuerung gleich¬
komme . DerKampf der Gemeinde gegen die Privatwirtschaft werde ausserdem durch
die Führung gewisser Betriebe noch verschärft . Dienächsten Ausführungen des
Redners richten sich gegen die Praxis des freien Ermessens .Bei der Wert - ¬
zuwachssteuer zum Beispiel häufen sich riesige Rückstände an ,die ,wie der
Magistrat mitteilt ,trotz aller Mühe nicht eingetrieben werden können .Das
sei erklärlich ,weil es sich bei den meisten Verkäufen um Zwangsgeschäfte hand¬
le . Trotz dieser Zustände sei der Ertrag der Wertzuwachssteuer im Voranschlag
höher angesetzt worden als für das laufende Jahr .Aus allen angeführten Grün¬
den müsse daher auch der Voranschlag für das Jahr 1931 abgelehnt werden .

Stadtrat Biber bemerkt ,es sei unfassbar ,dass bei der Aufstellung
des Voranschlages auf die Wirtschaft keinerlei Rücksicht genommen wordensei .
So nehme das Budget beispielsweise gar keine Rücksicht auf die Arbeitslosig¬
keit und auch nicht auf die Zusammenbrücke alter Wiener Firmen .Die Lage der
Wirtschaft sei katastrophal ,ein Zustand ,der dazu zwinge ,den Steuerdruck zu
ermässigen . Trodzdem mache ,wie der Voranschlag zeigt ,die Gemeinde von ihrem

Steuersystem den rücksichtslosesten Gebrauch .Das System der städtischen Wohn¬
bautätigkeit habe auf die Wirtschaft nachteilige Folgen ,da die Grund - und
Realitätswerte künstlich niedergehalten werden . DerWohnbau der Gemeinde allein
könne zu keiner geregelten Bauwirtschaft führen .Die Aufbringung der Baumate¬
rialien durch die Gemeinde selbst werde ebenfalls nicht mehr lange aufrecht¬
erhalten werden können .Das Baugewerbe sei durch das ganze System vollkommen
zugrundegerichtet worden .Die Art und Weise ,wie die städtis chen Arbeiten ver¬
geben werden ,fordere gleichfalls die schärfste Kritik heraus .Die Arbeiten
werden willkürlich vergeben .Ein arges Kapitel sei auch die Konkurrenzierung
vieler Zweige der Privatwirtschaft durch städtische Betriebe .Handel ,Ge¬
werbe und Industrie werden dadurch auf das schwärste geschädigt .Hinsichtlich
der Abgabenteilung führt Stadtrat Biber aus ,dass es ganz ausgeschlossen sei ,
im Falle der Kürzung der Wiener Anteile die Bevölkerung und die Wirtschaft
unter erhöhtem Steuerdruck zu setzen .Was die Gewerbeförderung betreffe ,so
müsse dær Wirtschaft vor allem durch eine Ermässigung der Gas - undStromprei¬
se entgegengekommen werden ,da die letzte Erhöhung der Strompreise viele Ge¬

werbe gezwungen haben ,ihre Betriebe einzuschränken .Verheerend sei auch das
System ,die Steuern auf Grund des Bruttoumsatzes zu bemessen .Stadtrat Biber
verlangt dann noch Aufklärung über die Anwendung des Gesetzes über die
Nahrungs -oder Genussmittelabgabe nach dem 1 .Jänner 1931 ,und betont ,dass
das System dieser Abgabe geändert und Erleichterungen geschaffen werden
müssen ,Alles in allem wirke der Voranschlag auf die Wirtschaft geradezu als
Hohn und müsse daher abgelehnt werden .

Gemeinderat Binder führt aus,es sei am deutlichsten aus den Steuer¬
rückständen und Ansuchen um Bewilligung von Ratenzahlungen zu ersehen ,wie
es um die Wirtschaft bestellt sei . Trotz aller Wirtschaftsnot werde jedoch
das Wiener Steuersystem nicht geändert .Statt Erleichterungen schaffe die Ge¬
meinde noch Erschwernisse .So worde geplant ,die Reklamesteuer aus zubauen ,
was technisch eine bessere Erfassung der Steuer genannt werde .ZurHauspersonal
abgabe bemerkt der Redner ,dass es unbedingt notwendig sei ,auch hier eine
Erleichterung eintreten zu lassen ,da diese Abgabe nur dazu beitrage ,die Zahl
der arbeitslosen Hauspersonales ständig zu vergrössern .Solange der Voranschlag
auf die wirklichen Verhältnisse keine Rücksicht nehme ,könne er keine Billi¬
gung finden .

Gemeinderat Uebelhör erklärt ,dass der Grundzug der Sozialdemokratie
darin bestehe ,Gewerbe und Wirtschaft zugrunde zu richten .Unhaltbar sei auch ,
dass Gewerbetreibende ,die Gemeindearbeiten haben ,sich bei sozialdemokrati¬
schen Fachvereinen erganisieren lassen müssen ,damit sie ihre Arbeiten er¬
halten . DieSteuerlast ,die der Bevölkerung und der Wirtschaft auferlegt
werde ,mache gesunde Verhältnisse einfach unmöglich .Unter diesen Umständen
könne auch von einer Gewerbeförderung durch die Gemeinde keine Rede sein .Nich
nur die Verwaltung allein ,sogar auch die Monopolbetriebe bereiten Gewerbe

und Industrie grosse Schwierigkeiten .
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In seinem Schluswort führt Stadtrat Breitner auf die Vorwürfe der Oppo¬
sition ,dass die Gemeinde trotz der misslichen Lage der Wirtschaft in ihren
Ausgaben keine Sparsamkeit walten lasse ,aus ,dass auch der Bund für das Jahr
1931 weitaus grössere Ausgaben veranschlagt habe .Der Bund gebe laut Voran - ¬
schlag im kommenden Jahr um ' 6Prozent mehr aus als heuer ,die Gemeinde je¬
doch nur um rund 2 Prozent .Trotz der Wirt schaftsungunst rechne der Bundauch
mit Mehreinnahmen bei verschiedenen Steuern ,so unter anderem bei der Körper¬
schaftssteuer um 1o Millionen Schilling ,bei der Vermögenssteuer um 2 Millio¬
nen Schilling ,bei der Warenumsatzsteuer um 3 Millionen Schilling ,bei den
Zöllen um 49 Millionen Schilling .Die Stempel -und Rechtsgebühren sollen um
6 Millionen Schülling mehr bringen ,aus der Zuckersteuer hole der Bundbekannt - ¬
lich einen um 42 Millionen Schilling höheren Ertrag ,als für 1930 veranschlagt
gewesen sei .Die Gemeinde habe hingegen die Abgaben für 1931 niedriger veran¬
schlagt als für das laufende Jahr .Zur Frage der Finanzierung des städtischen
Wohnhausbaues durch eine Anleihe bemerkt Stadtrat Breitner ,dass dieser Weg
nicht beschritten werden könne . Wienleide nicht nur unter einer Wohnungsnot
infolge des Ausfalles der Bautätigkeit während des Krieges und ein paar Jahre
nachher .Weit wesentlicher sei noch ,dass seit jeher Zehntausende von Wohnungen
vollkommen unhygienisch ,ja vielfach geradezu menschenunwürdig seien .Damit er¬

wachse der Verwaltung die Aufgabe ,Abhilfe zu schaffen und auch für einen Er¬
satz der in einer so alten Stadt wie Wien zahlreihen demolierungsreifen Ob¬
jekte zu sorgen .Der Weg der Anleihe wäre nur dann denkbar ,wenn in 4 bis 5
Jahren das Wohnungselend behoben sein würde .Das sei aber ganz ausgeschlossen .
Wenn man heute den Weg einer Anleihe beschreiten würde ,so ferne eine solche
für diese Zwecke überhaupt erlangbar wäre ,wäre man in 4 bis 5 Jahren gezwun¬
gen ,die Bautätigkeit einzustellen .Die Wohnbausteuer sei dann für die Verzin¬
sung und Tilgung der Anleihe festgelegt und man müsste neue Steuern einhe¬
ben und das SchuldenmachenzumSystem erheben .Stadtrat Breitner verweist auf
deutsche Städte ,die durch den Weg der Verschuldung in Gefahr seien ,ihre Selbst - ¬
verwaltung zu verlieren . Wollte man aber den Aufwand einer Anleihe aus den
Mietzinsen bestreiten ,so ergeben sich Beträge ,die für die breiten Massen völ - ¬
lig unerschwinglich sind .Hinsichtlich der Abgabenteilung betont Stadtrat
Breitner ,dass dabei von einem Alimentationsprinzip ,wie Stadtrat Kunschak es
genannt habe ,unter keinen Umständen gesprochen werden könne . Bekäme die Ge¬
meinde Wien wieder ihr Zuschlagsredht ,würde sich jeder Kampf aufhören .Auf den
Vorwurf ,dass die Gemeinde die Steuern rücksichtslos einhebe ,erwidert der Fi¬
nanzieferent ,dass sich der Magistrat bemühe ,auf die Lage der Steuerträger

im weitesten Masse Rücksicht zu nehmen . Sowurden in den ersten neun Monaten
dieses Jahres 13 . 837Ansuchen um Stundungen eingebracht .Davon habe der Magistrat
nicht weniger als 12 . 929Ansuchen bewilligt .Hinsichtlich der Arbeitslosigkeit
der Jugend führt Stadtrat Breitner aus ,dass die Gemeinde auf dic schreckli¬
chen Nöten ,in der sich die Jugendlichen befinden ,deren Leben in Zehntausenden
von Fällen mit Arbeitslosigkeit beginne ,von den Gewerkschaften ,dem Präsidium
der Arbeiterkammer und von der Leitung der Fortbildungsschulen ,die alle die
traurigen Zustände der Arbeitslosen Jugend Tag für Tag sehen ,aufmerksam ge¬
macht und ersucht worden sei ,auch im kommunalen Wirkungskreis für eine Ahhil¬
fe Vorsorge zu treffen . Essolle dies etwa in der Weise geschehen ,dass man
Lokale zur Verfügung stelle ,in denen die jugendlichen Arbeitslosen sich auf - ¬
halten und Gelegenheit finden sollen ,sich entsprechend zu beschäftigen .Die
Verwaltung sei auch gewillt ,sich trotz der damit verbundenen Ausgaben in der
ernsthaftesten Weise und ohne Verzögerung mit dieser wichtigen ,ja geradezu

brennenden Frage zu befassen .Für die Befürchtung ,dass dies in einer partei¬
politisch einseitigen Weise geschehen könnte ,liege kein Anlass vor .Damit ist die Generaldebatte abgeschlossen .In der Spezialdebatte über
die Gruppe für Finanzwesen ,in der die Stadträte Kunschak ,Dr,Alma Motzko ,
Biber und Gemeinderat Uebelhör das Wort nehmen ,stellt Gemeinderat Binder den
Antrag auf Einsetzung einer Kommission bestehend aus je drei Mitgliederh des
Stadtsenates und des städtischen Finanzausschusses .Diesc Kommission hätte
die Aufgabe innerhalb dreier Monate Anträge betreffend Aufhebung beziehungswei¬
se Herabsetzung einzelner Gemeindesteuern zu stellen .Stadtrat Breitner spricht
sich gegen die Annahme des Antrages aus ,worauf die Positionen der Verwaltungs - ¬
gruppe für Finanzen mit den Stimmen der Mehrheit genchmigt werden .

Die Beratungen werden morgen Dienstag um 16 Uhr fortgesetzt .Zur Ver - ¬
handlung kommt die Verwaltungsgruppe für Personalangelegenheiten und Ver - ¬

waltungsreform .
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DieWärmestubenimverigenWinter.
Im vorigen Winter hat der WienerWärmestuben -undWohltätigkeits -¬

verein seine fünfte Wärmestube eröffnet .Die 5 Wärmestuben befinden sich auf

der Landstrasse ,Erdbergerstrasse 85 ,in Favoriten ,Puchsbaumplatz 13 ,in
Rudolfsheim ,Nobilegasse 35 ,in Ottakring ,Seeböckgasse 18,und in der Brigitte - ¬

nau ,Burghardtgasse . DieEröffnung der jüngsten Wärmestubeerfolgte am18 .
Dezember1929 . Ausserden erwähnten fünf Wärmestubenwurden im Vorjahreüber

Auftragdes amtsführendenStadtrates ProfessorDr .TandlernochdieNotwärme¬
stuben in Simmering ,Braunhubergasse 3 ,und in Rudolfsheim ,Vegelweidplatz ,
geführt .Währendder Betriebsdauer haben isgesamt 109 . 325Personen dieWärme¬
stuben und Notwärmestuben besucht .Von den Besuchern waren 94 . 554Männer ,da¬
runter 10 . 367Jugendliche ,und 11 . 771Frauen ,darunter . 165Jugendliche . Bis
zum10 . Februar1930 waren die Wärmestubentäglich von 8 Uhr abends bis 6Uhr
früh geöffnet ,vom10 .Februar1930angefanger ,jedoch schonvon7 Uhrabends
bis 5 Uhr früh ,während die beiden Notwärmestuben von 8 Uhr früh bis 5Uhr

nachmittags offengehalten wurden .Jeder Besucher der Wärmestuben erhielt abends
und morgens eine Schale Konservensuppe und eine grosse Schnitte Brot .Dieselbe

Portion wurde in den beiden Notwärmestuben zur Mittagszeit verabreicht .Insge¬
1

samt wurden im vorigen Winter an Lebensmitteln . 745KilogrammSuppenkonserven

und 20 . 637KilogrammBrot verbraucht ,an Brennstoffen 21 . 800KilogrammKohle ,
21 . 170Kilogramm Koks und . 610Kilogramm Holz .Die Betrichskosten der Not - ¬
wärmestuben und Wärmestuben ,die am 31 .März 1930 geschlossen wurden ,betru¬

gen insgesamt 91 . 721Schilling .
. - - ¬
WidmungeinesGrabesfür StadtratKarlRummelhardt.

Mit Rücksicht auf die Verdienste des verstorbenen Stadtrates Hofrat

KarlRummelhardthat ,wieseinerzeit berichtet wurde ,BürgermeisterSeitz
auf Grund des § 93 der Gemeindeverfassung verfügt ,dass die Leiche des Stadt - ¬

rates Karl Rummelhardtin einem von der GemeindeWienauf Friedhofsdauer ehren¬
halber gewidmeteneigenen Grabe an beverzugter Stelle im WienerZentralfried - ¬
hefe beordigt werde .Der Gemeinderatsausschuss für Wohlfahrtswesen und soziale

Verwaltung hat nun in seiner letzten Sitzung diese von Bürgermeister Seitz

auf Grund des § 93 der Gemeindoverfassung getroffene Verfügungnachträglich
genehmigt .
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Ein wutkrankerHundinMeidling .
Wie das Veterinäramt der Stadt Wien mitteilt ,ist am 25 .November

im Hause ,Meidling ,Wolfganggasse 20 ,ein herrenloser Hund ,und zwarein
schwarzgefleckter Rüde ,aufgegriffen worden .Dieser Hund ist in die städti¬

sche Wasenmeisterei zur Beobachtung gebracht worden ,wo am . Dezember

festgestellt worden ist ,dass der Hund an Wut erkrankt war .

Alle Personen ,die in der kritischen Zeit ,das ist zwischen11 .und
25 .November ,von diesem Hund gebissen worden sind ,werden imeigenen

Interesse dringend aufgefordert ,sich beim zuständigen Bezirks - Polizei¬

kommissariat zu melden ,damit die Schutzimpfung eingeleitet werdenkann .
Zweckdienliche Angaben über die Herkunft des Hundes sind bei der Veteri¬
närsamtsabteilung Meiding oder beim nächsten Bezirks - Polizeikcmmissa¬

riat zuerstatten .

GoldeneHochzeiten .
In der vorigen Woche feierten die Ehepaare Hermann und Regina

Grünhut ,JohannundMarieKoneeny ,MoritzundFani Salzer ,Karl undMarie
Unger und Josef und Marie Wagner ihre goldene Hochzeit .In Vertretung des

Bürgermeisters erschien amtsführender Stadtrat Julius Linder in derWoh- ¬
nung der Jubelpaare ,beglückwünschte sie und überreichte ihnen die Ehren¬

gabe der Stadt Wien .

Führungin der Ausstellung"Weltwirtschaft "des Gesellschafts -undWirt- ¬
schaftsmuseums in Wien .

n7
Morgen ,Mittwoch ,findet um 6 Uhr abends in der Ausstellung Welt - ¬

wirtschaft "des Gesellschafts -undWirtschaftsmuseumsin Wien ,Meidling ,
Längenfeldgasse ,Ecke Murlingengasse ,bei freiem Eintritt eine allgemein

zugänglicheFührungstatt .
- . - —- - - ———- - . - ¬876
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Der städtische Voranschlag für 1931 .
Der Wiener Stadtsenat setzte heute gemeinsammit demstädtischen

Finanzausschuss die Beratung über den Voranschlag der Bundeshauptstadt
Wien für das Jahr 1931 fcrt .Zur Verhandlung gelangte die Verwaltungsgruppe
für Personalangelegenheiten und Verwaltungsreferm .

Den Bericht erstattete amtsführender Stadtrat Speiser .Erführte
aus ,dass der gesamte Personalaufwand der Hoheitsverwaltung mit rund 20015
Millionen Schilling veranschlagt werde gegenüber 196 ' 5Millionen Schilling ,
die für das laufende Jahr veranschlagt worden seien .Auf das aktive Perso¬
nal samt Lehrpersonen entfallen 119 Millionen Schilling ,auf die Pensio¬
nisten 47 Millionen Schilling und auf die niederösterreichischen Landes¬
pensionisten ' 5Millionen Schilling . Dasfür 1931 veranschlagte Mehrer¬
fordernis betrage 4 Millionen Schilling .Von diesen entfallen auf die akti¬
ven Angestellten 213 Millionen Schilling und auf die Pensignisten ' 7
Millionen Schilling .Der erhöhte Aktivitätsaufwand sei zum leil auf die
mit Jänner 1930 wirksam gewordenen Massnahmen für eine Reihe von Angestell¬
tengruppen zurückzuführen ,zum Teil auf eine Erhöhung des Personalstandes
bei den technischen Agenden ,im Wchlfahrtswesen ,bei der Feuerwehr und so weiter
und schliesslich auf die normalen Vorrückungen der Angestellten . Dererhöhte
Pensionsaufwand beruhe auf der Zunahme der Zahl der Pensionsparteien .

Die Gemeinde Wien habe am . August dieses Jahres 25 . 871Angestellte
und Lehrpersenen beschäftigt ,um 279 Personen mehr als am . August 1929 . Von
diesen werden in der allgemeinen Verwaltung . 783 Personen ,in den Betrie - ¬
ben der Hcheitsverwaltung 1l . 591,im Schulwesen . 435 und im Kontrollamt
62 Personen verwendet .Ausserdem die Geméinde in ihren Unter¬habo
nehmungen ,die nicht von der Hoheitsverwaltung geführt werden ,wie bei den
Strassenbahnen ,beim Gaswerk ,beim Elektrizitätswerk und so weiter am 1 .
August dieses Jahres . 901Beamte und 21 . 731Bedienstete ,zusammen also 21 . 635
Personen beschäftigt .An Pensionisten haben am . August dieses Jahres die - ¬
se Unternehmungen . 149 Beamte und . 776 Bedienstete ,zusammen . 925 Perso¬

nen gezählt .Die Personalauslagen für diese Unternehmungsangestellten und

Unternehmungsbediensteten betragen insgesamt 152 ' 4Millionen Schilling für
die Aktiven und 15 . 5Millienen Schilling für die Pensionisten ,insgesamt
167 ' 9Millionen Schilling . Alles in allem seien bei der Gemeinde 50 . 506
Persenen beschäftigt ; die Zahl der Personen ,die Ruhe - undVersorgungs - ¬

genüsse beziehen,betrage 19 . 296. Die Gemeinde gebe insgesamt für alle ihre
Beamten ,Lehrer ,Angesteilten ,Bediensteten und Arbeiter jährlich 301 Millio - ¬
nen Schilling ,für ihre Pensionsparteien 67 Millionen Schilling ,zusammen
also 368 Millionen Schilling aus .

In der Debatte tadelt zunächst Frau Stadtrat Dr .Motzke ,dass die
Perscnalpolitik nach parteipelitischen Grundsätzen geführt werde . DieVer¬
waltung verhandle bei grundlegenden Fragen der Personalpolitik nur mit
dem Verbande der städtischen Angestellten ;die anderen Organisaticnen werden
nicht berücksichtigt .Die grundsatzliche Forderung der Minderheit nach
Demckratisierung der Personalverwaltung sei bis heute nicht erfüllt worden .

Berechtigte Interventionen der Vertreter der Minderheit werden vom Perso¬
nalreferenten niemals beachtet .Die Perscnalpolitik sei nicht frei ven
parteipolitischen Missbräuchen ,die mitunter sehr weit gehen . Voneiner Ent¬
politisierung der Verwaltung könne daher nicht gesprochen werden .Ein schon
wiederholt kritisierter Mangel in der Verwaltung sei auch ,dass in der Ge¬

meindeverwaltung keine Möglichkeit bestehe ,das Schulwesen einer entspre¬
chenden Kritik zu unterziehen .Das System der aussertourlichen Auszeichnun¬
gen gebe ebenfalls vielfach Anlass zu Rekriminationen ,da für diese Aus¬
zeichnungen nur politische Momente massgebend seien .

Vizebürgermeister Hoss bemängelt ebenfalls ,dass das äusserst wich¬
tige Kapitel des Schulwesens aus der Gemeindeverwaltung vollkommen ausge¬
schaltet sei .Im Budget seien in der Verwaltungsgruppe für Ernährungs -und
Wirtschaftswesen 80 Millionen Schilling für das Schulwesen veranschlagt
und kein Gemeindefunktionär habe die Möglichkeit ,im Stadtsenat oder Ge - ¬
meinderat über Schulfragen zu sprechen .Ein solcher Zustand sei unerträg¬
lich .Schliesslich tadelt Vizebürgermeister Hoss ,dass bei Personalanstellun¬
gen parteipolitische Erwägungen ausschlaggebend seion .
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GemeinderatBinder führt aus ,dass die GemeindedenAngestellten
mehr entgegenkommenmusse ,als sie es bisher getan habe .Die Minderheit müsse
unbedingt die Schaffung eines eigenen Refarates für das Schulwesen im Rahmen
der Gemeindeverwaltung fordern .

Gemeinderat Angermayerbeschäftigt sich mit demKontrollamt .Die
Berichte des Kontrollamtes gehen an die amtsführenden Stadträte ,in deren
Belieben es dann stehe ,die Ratschläge des Kontrollamtes zu befolgen oder
nicht .Er stellt den Antrag ,dass alle Zwischenberichte desKontrollamtes
nicht wie bisher an die amtsführenden Stadträte ,sondern an denFinanzaus - ¬
schuss geleitet werden sollen .

Stadtrat Kunschak verweist auf die drückende Nctlage der geistigen
derArbeiter .Nach Vollendung der Mittelschulstudien ,nach Vollendung

Hochschulshudien stehen die jungen Leute vor dem Nichts ,da sie unter den
heutigen Wirtschaftsverhältnissen keine Beschäftigung finden können .Aus
dieser Armee von verzweifelten Menschen rekrutieren sich die destruktivsten
Elemente .Angesichts der Notlage dieser Menschen müsse man an das Gewissen
und an das Smlidaritätsgefühl der Doppelverdiener undDoppelversorger
appellieren .Er empfehle daher dem Personalreferenten ,sich mit der Frage
der Doppelversorger zu befassen .

Stadtrat Speiser erwidert auf die Vorwürfe der Opposition ,dass er
sich stets bemühe ,die Verwaltung von parteipolitischen Einflüssen ferne zu
halten .Es sei auch nicht richtig ,dass der demokratische Einfluss in der Per¬
sonalverwaltung fehle .Die Gemeindevertreter der Mehrheit und der Minderheit
sitzen in der Personalkommission mit den Vertretern der Angestellten bei¬

sammen ,der Personalausschuss und der Senat behandeln die Personalfragen ,eben¬
so der Gemeinderat . Soetwas gebe es beim Bund nicht .Er weist auch den Vor¬

wurf zurück ,dass die Gjaubenszugehörigkeit eines Stellenwerbers bei Auf¬
nahme irgendeinen Einfluss habe . DieSchulverwaltung unterstehe eigentlichnicht der Gemeinde ,sonderneiner Bundesbehörde ,demStadtschulrat .DieSchaf¬
fung einer Schulverwaltungsstelle bei der Gemeinde sei daher sehr schwierig .

Die Positionen der Verwaltungsgruppe für PersonalangelegenheitenC
und Verwaltungsreform werden mit den Stimmen der Mehrheit genehmigt . Der
Antrag Angermayer wird abgelehnt .Nunmehrgelangt die Verwaltungsgruppe für Wohlfahrtswesen undsozia¬
le Verwaltung zur Verhandlung .Berichterstatter Progesser Dr .Tandler verweist auf dasMissverhält - ¬
nis zwischen der Zahl der Lebensgeburten und der Zahl der Todesfälle .Dieses
Missverhältnis sei bevölkerungspolitisch von besonderer Bedeutung .ImJahre
1922 gab es in Wien 29 . 000Lebendgeburten ,in den Jahren 1923 und 1924 je
27 . 000,im Jahre 1925 26 . 000 ,im Jahre 1926 23 . 000,im Jahre 1927 20 . 000 ,im
Jahre 1928 19 . 000und im Jahre 1929 schliesslich 18 . 410Lebendgeburten .
Dieser ständige Rückgang der Zahl der Lebendgeburten werde sich in 12bis
11 Jahren sozial und ökonomisch auswirken .Die von der Gemeinde Wien geschaffe¬
nen Sonderinstitutionen auf dem Gebiete des Wohlfahrtswesens erfüllen in
mustergültiger Weise ihre Aufgaben .Die Eheberatungsstelle weise einen nor¬
malen Besuch auf ,die Frequenz in der Beratungsstelle für Geschlechtskranke
nehme von Jahr zu Jahr zu .Bemerkenswert sei ,dass die Geschlechtskrankheiten
in Wien ,vor allem die Syphilis ,in einer Art und Weise zurückgegangen seien ,
wie dies niemals erwartet wurde . DieBeratungsstelle für Nerven -undGemüts¬
kranke bewähre sich ebenfalls .Ein ganz bedeutender Erfolg könne beideraugenärztlichen Zentrale für Schulkinder festgestellt werden .Währendinden
Jahren 1922 bis 1926 bloss . 600Schulkinder diese Zentralstelle aufsuchten ,
seien in den ersten 8 Monaten dieses Jahres allein nicht weniger als . 187
Kinder in der augenärztlichen Zentrale beraten und behandelt worden .Einen
ganz hervorragenden Aufstieg haben auch die Schulzahnkliniken genommen .Sie
zählten im Jahre 1922 nur . 632Besucher .Im vergangenan Jahr waren es
137 . 170Besucher .Es sei daher begreiflich ,dass die WienerSchulzahnkliniken
aller Welt zum Vorbild dienen .Die Frequenz ,die die städtischen Mutterbera¬
tungsstellen aufweisen ,sei eine ungeheure Mehr als 90 Prozent aller Wiener
Mütter stillen ihre Kinder selbst .Ein solcher hoher Prozentsatz sei inkeiner

anderen Stadt der Welt festzustellen .Stadtrat Dr .AlmaMotzkobemängelt ,dass die Gemeindein derFürsorge
an der Kommunalisierungspolitik festhalte . Essei unbedingt notwendig undim

Interesse der Fürsorge selbst gelegen ,sich mit der freiwilligen Fürsorge
zu verbinden . Essei höchst bedauerlich ,dass auch in der Fürsorge zweierlei
Mass angewendet werde .So werden beispielsweise Interventionen desReichsverbar
des der Arbeitsinvaliden vom Magistrat überhaupt nicht zur Kenntnis genommen .
Eine solche einseitige Einstellung könne unter keinen Umständengebilligt
werden .Zur Frage des Geburtenrückganges erklärt die Rednerin ,dass mandiesem
durch weiteste Familienfürsorge begegnenmüsse .Die Verhandlungen werden abgebrochen .Die nächste gemeinsame Sitzung

des Stadtsenates und der Finanzausschusses findet morgen um16 Uhrstatt .
— . —— — —- ¬878
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Ausbau der augenärztlichen Zentrale für Schulkinder .

Im Jahre 1928 hat der Gemeinderatsausschuss für Wehlfahrtswesen

und soziale Fürsorge die Errichtung und Inbetriebsetzung einer augenärzt¬
lichen Zentrale für Schulkinder beschlossen .Diese augenärztliche Zentrale

hat die Aufgabe ,die sehgestörten Kinder systematisch zu erfassen undden
Augenbefund aller brillentragenden Schulkinder zu überwachen .Die augenärzt¬

liche Zentrale für Schulkinder hat auch gleich nach ihrer Errichtung die

systematische Durchmusterung der Schulneulinge zur Feststellung behand - ¬

lungsbedürftiger Sehstörungen begonnen ;zunächst sind die Kinder in den Be - ¬

zirken untersucht worden ,die in der Nähe der augenärztlichen Zentrale lie - ¬
gen . DieErfolge ,die durch diese systematische Untersuchung erzielt worden

sind ,können als ausserordentlich wertvoll für die Schuljugend bezeichnet
werden .Da in der ersten Zeit der Tätigkeit der augenärztlichen Zentrale

für Schulkinder auch genügend Erfahrungen in der Betriebsführung gesammelt

worden sind ,ist man zu Beginn des heurigen Jahres darangegangen ,die seh¬

gestörten Kinder aus allen öffentlichen Volks -und Hauptschulen und ausden
Kindergärten aller Wiener Bezirke zu untersuchen und zu überwachen .ZumAus - ¬

bau der Tätigkeit die ser wichtigten und bedeutsamen Institution hat nun
der Gemeinderatsausschuss für Wohlfahrtswesen und soziale Verwaltung neuer¬

dings beschlossen ,die Ordinationsstunden der augenärztlichen Zentrale für
Schulkinder ,die in Währing ,in der Theresiengasse 37 - 39 ,untergebracht

ist ,neuerdings zu vermehren und gleichzeitig wegen der erhöhten Arbeits - ¬

leistung die Bezüge der in der Zentrale beschäftigten Aerzte undGehilfen
zuerhöhen .

Ausgestaltung der elektrischen Strassenbeleuchtung .
In der nächsten Zeit werden in Döbling der noch nicht elek¬

trisch beleuchtete Teil der Hohen Warte und die Armbrustergasse mit elek¬

trischer Stæassenbeleuchtung ausgestattet .Der zuständige Gemeinderatsaus - ¬
schuss hat bereits die notwendigen Installationsarbeiten vergeben ,Die Kasten

betragen 11 . 200Schilling .

Sitzungder BezirksvertretungBrigittenau .
Morgen ,Donnerstag,hält die Bezirksvertretung Brigittenau um

Uhr eine öffentlicht und vertrauliche Sitzung ab .
-
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DerstädtischeVoranschlagfür dasJahr1931.
DerWienerStadtsenatsetzte heutegemeinsammitdemstädtischen

Finanzausschuss die Beratung über den Voranschlag der Bundeshauptstadt
Wien für das Jahr 1931 fort .

In der Debatte über die Verwaltungsgruppe für Wohlfahrtswesen und
soziale Verwaltung stellte Gemeinderat Binder fest ,dass die Fürsorge für die
Erwachsenenin manchenFällen sehr karg bemessenwerde .Die Aushilfen ,diege- ¬geben werden ,seien sehr klein ,sodass niemand damit etwas anfangen könne .

Das Gleiche gelte auch für die Pfründen .Die Unterbringung des sozialdemo¬
kratischen Fürsorgevereines " Societas "in städtischen Amtsräumen habe schon

wiederholt zu unliebsamen Verfällen geführt ;es wäre im Interesse der städti¬
schen Fürsorge selbst gelegen ,die Amtsräume nur für Amtszwecke zuverwenden .
Unbillig sei auch ,dass die Altersrentner aus der städtischen Fürsorge voll - ¬
kommen ausgeschaltet werden .

Vizebürgermeister Hoss bemerkt ,dass die im Budget ausgewiesenen
Beträge für die offene Fürsorge ,für die Kinderfürsorge und dergleichennicht
ausreichen werden .Er bespricht eingehend die städtische Kinderfürsorge undverlangt eine Ueberprüfung der Unterbringung von Kindern bei Pflegeeltern .

Bezüglich der Kleinrentnerhilfe der Stadt Wien stellt Vizebürgermeister
Hoss die Anfrage,warum die eingebrachten Gesuche nicht mit der erforderli¬
chen Raschheit erledigt werden .Schliesslich kritisiert der Redner ,dass die
städtischen Sportplätze nach parteipolitischen Grundsätzen vergeben werden .Ebenso ungehörig sei os ,dass für die Subventionspolitik auch parteipoli¬
tische Erwägungen ausschlaggebend seien .

Gemeinderat Angermaver bespricht ausführlich die städtische
Kleinrentnerhilfe .Bei der Erledigung der Gesuche umdieKleinrentnerhilfe
werde mit einer unglaublichen Engherzigkeit vorgegangen statt den Gedan - ¬
ken der Fürsorge zum Ausdruck zu bringen .Es sei unbedingt notwendig ,zumin¬
dest bei den noch nicht behandelten Gesuchen eine kulantere Erledigung ein¬
treten zu lassen .Die abgewiesenen Gesuche sollen einer nochmaligen Ueber¬
prüfung unterzogen werden .Eine Reihe von Gesuchen sei durch Versehender
Organisationen ,so des Zalmann - Verbandes ,nicht rechtzeitig überreicht wor¬
den .DieseGesuchedürfen deswegenauf keinenFall unberücksichtigtgelassenwerden .

Stadträtin Dr .Motzko erklärt ,dass die Zahl der Wärmestubenbei
weitem nicht ausreiche .Die Gemeinde habe die Pflicht ,bei Zeiten für eine
entsprechende Erhöhung der Zahl der Wärmestuben Vorsorge zu treffen .DieRed¬

nerin wendet sich dagegen ,dass ein Teil des Obdachlosenheimes zu einem
Dauerheimfür Alterspfleglinge umgestaltet worden sei .DieseUnterbringung
sei für die Alterspfleglinge sehr nachteilig .Der Beitrag ,den die GemeindeWien an das Wiener Jugendhilfswerk leiste ,sei mit 200 . 000Schilling aus - ¬

serordentlich gering .Auf ein Kind kommeda der Betrag von nur 30Groschen .
Im Interesse der Trinkerfürsorge sei eine innige Zusammenarbeit der städti¬
schen Trinkerfürsorgestelle mit den anderen Fürsorgestellen sehr erwünscht .
Die Rednerin kritisiert ,dass der Verband für freiwillige Jugendfürsorge
von der GemeindeWienmit 80 . 000Schilling subventioniert werde,währendderKaritas - Verbandkeinerlei Unterstützungdurch die GemeindeWiengeniesse .Von diesem Standpunkte müsse die Gemeinde endlich einmal abrücken .

Stadtrat Professor Dr .Tandler erwidert in seinem Schlusswort
auf die Vorwürfe der Opposition ,dass die Gemeinde in der Fürsorge mitden
privaten Institutionen nicht zusammenarbeite ,dass dieser Vorwurf nicht zu¬
treffend sei . Esmüsse festgestellt werden ,dass auf dem Gebiete der Fürsorgedie Gemeinde mit den Privatinstitutionen soweit als möglich zusammenarbeite .

Hinsichtlich der verlangten Revision der Unterbringung von Kindern bei
Pflegeeltern erklärt Professor Dr .Tandler ,dass er sich unbedingt für die
Familienfürsorge im Interesse der Jugend ausspreche .

Die Positionen der Verwaltungsgruppe für Wohlfahrtswesen und so¬
ziale Verwaltung werden mit den Stimmender Mehrheitgenehmigt .
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Nunmehrgelangt die Verwaltungsgruppe für Wohnungswesenzur Ver¬
handlung .

Berichterstatter amtsführender Stadtrat Weber führt aus ,dass
die städtische Wohnhäuserverwaltung gegenwärtig nach dem Stande vom 1 .
August dieses Jahres unter Berücksichtigung der voraussichtlich bis Ende

7dieses Jahres fertiggestellten Wohnhausanlagen insgesamt E 77 Wohnhänser ,
263 Wohnhausanlagen ,37 Siedlungsgruppen,7 Barackenlager und 3 Notstands - ¬
bauten mit zusammen 50 . 971Wohnungen und . 228Geschäftslokalenverwalte
gegenüber Lh .382 Wohnungen und . 934Geschäftslokalen ,die am31 . Dezember

1929 in der Verwaltung der Gemeinde gestanden seien .Die stäctische Wohn¬
bautätigkeit verzeichne auch heuer bedeutende Fortschritte .So werden heu¬
er bis 31 .Dezember . 001 Wohnungen in Hochhausbauten und 924 Wohnungen

in Siedlungen ,zusammen also . 925Wohnungen fertiggestellt sein .ImBau
befinden sich . 699Wohnungen ,im Stande der Projektsverfassung 11 . 645 ,
sodass gegenwärtig für insgesamt 19 . 344Wohnungen die notwendigen Arbei - ¬
ten im Gange sind .Von diesen Wohnungen werden 572 mit Hilfe der Bundes - ¬
wohnbauförderung errichtet ;für 4 .804 Wohnungen sei die Inanspruchnahme

der Bundeswohnbauförderung in Aussicht genommen .Die städtische Wohnhäu¬
serverwaltung habe vom 1 .Jänner bis 30 .November dieses Jahres . Olowoh¬
nungssuchende Parteien in Neubauten und . 161 Parteien durch Wohnungs - ¬
tausch in Althäuser untergebracht ,sodass heuer bis 30 .November insgesamt

10 . 201wohnungssuchende Parteien befriedigt werden konnten .Trotzdem sei¬
en noch immer 11 . 191wohnungssuchende Parteien am 30 .November dieses Jah¬
res beim Wohnungsamt in Vormerkung gestanden .Die hohe Zahl der Wohnungs¬

suchenden in Wien sei vor allem mit der ungeheuren Zahl der Eheschlies¬
sungen zu erklären .So wurden in Wien vom 1 .Jänner bis Ende Oktober dieses
Jahres nicht weniger als 14 . 872Ehen geschlossen .Sie seien alle neue Haus¬
halte,von denen mindestens 60 Prozent beim Wohnungsamt sofort um Zuwei¬
sung einer Wohnung ansuchen .Ausserordentlich gross sei auch die Zahl
der Ansuchen um Wohnungstausch ;sie betrage weit über 100 . 000 . Essei
selbstverständlich ,dass bei der Zuweisung von Wohnungen kinderreiche Fami¬

lien Vorzug gegeben werde .Hervargehoben werden müsse . ,dass die Wohndich¬
te in Wien zurückgegangen sei .Während sie vor dem Kriege ' 25betragen

habe ,sei sie heute auf ' 2gesunken .Die Gemeinde nehme beim städtischen
Wohnhausbau in immer steigendem Masse die Mitarbeit der freien Architekten¬
schaft in Anspruch .So seien bisher 185 Privatarchitekten zur Mitarbeit her¬
angezogen worden ,die nicht weniger als zwei Drittel aller Bauten geschaf¬
fen haben .Die Summe der Honorare an die privaten Architekten betrage nicht
weniger als 1o Millionen Schilling .Die Gemeinde Wien habe bekanntlich be¬
schlossen ,für 10 . 000Wohnungen ausser dem normalen Baupregramm die Bundes¬
wohnbauförderung in Anspruch zu nehmen .Bis heute sei es nur gelungen,für
572 Wohnungen die Bundeszuschüsse zu erhalten .Die Projekte seien beim

Kuratorium eingereicht ,und es wäre im Interesse der Wiener Bevölkerung
gelegen,wenn die Gesuche der Gemeinde Wien baldigst einer aufrechten Er¬
ledigung zugeführt werden würden .Bekanntlich gewähre die Gemeinde Wien
auf Grund eines Gemeinderatsbeschlusses unter bestimmten Voraussetzungen
solchen Mietparteien ,deren Mietzins das Viertausendfache des Friedenszin¬
ses übersteige ,Zinszuschüsse .Zur Begutachtung der Ansuchen um diese Zu¬
schüsse habe der Gemeinderat einen Beirat eingesetzt ,der bereits für
18 . 134Parteien in . 827Häusern solche Zinszuschüsse in der Gesamthöhe
von 189 . 888Schilling genehmigt habe .

In der Debatte stellt Stadtrat Biber fest,dass die städtische
Wohnbautätigkeit der Gemeinde nicht zum Nachteil gereiche .Diestädtischen
Neubauten enthalten viel Schönes und Gutes .Der Wohnungsmarkt müsse dahin
gebracht werden ,dass die Härten des Untermieterwesens beseitigt werden .Der

Redner verlangt ,dass bei Prüfung der Ansuchen um einen Wohnungstausch ,ins - ¬

besondere in Fällen,in denen es sich um die Gesundheitsschädlichkeit der
alten Wohnung handle,kein zu strenger Masstab angelegt werde .

Die Verhandlungen werden abgebrochen .Sie werden morgen um16
Uhrfortgesetzt .
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NeueBürgerder StadtWien.
Bürgermeister Seitz überreicht Hofrat Emil Ertl und KommerzialratLehner

dieBürgerdiplome .
Heute mittags überreichte Bürgermeister Seitz zwei Männern ,die

sich um die Stadt Wien ausserordentlich verdient gemacht haben unddenen
der Wiener Gemeinderat in Würdigungihrer grossen Verdienste einstimmigdas
Bürgerrechtverliehenhat ,die künstlerischausgestattetenBürgerdiplome .Zu
der kleinenFeier ,an der die VerwandtenundFreundeder neuenBürgerteil¬
nahmen ,waren auch Vizebürgermeister Hoss ,die amtsführenden Stadträte
Breitner und Kokrda und Präsident Glöckel erschienen .

Bürgermeister Seitz hiess die Teilnehmer an der Feier herzlich
imRathausewillkommenundwürdigtedannin einerAnsprachedieVerdienste
der beiden neuenBürger .

" EmilErtl " ,sagte der Bürgermeister, "hat in den vierRomanen ,
die für uns Wiener besondere Bedeutung haben ,auch ein Bild der wirtschaft - ¬

lichen Entwicklung in Wienvon Handwerkund Zunft bis zur Industrie gegeben .
Aber über diese rein wirtschaftliche Schilderung hinaus hat er uns auch ge¬

zeigt ,was sich über diesem Fundamentals ideologischer Ueberbauerhebt : die
EntwicklungvonWissenschaftundKunst ,RechtundPolitik .Ein echterWiener

ist EmilErtl ;aus seinen Werkenspricht nicht nur ein guter Beobachterund
Schilderer ,aus diesen Werkenspricht mehr :ein Herz ,das für die Stadt Wien
schlägt ,das innig verbunden ist mit der Stadt ,das Wien liebt .Die Stadt

Wien und ihre Bürger danken Ihnen ,Herr Hofrat Ertl ,für Ihr Schaffen ,das
für immerverbundenist mit der GeschichteWiens . "

Dannwandte sich Bürgermeister Seitz zu KommerzialratLehner .
" Kunst ,Wissenschaft ,Kultur können nicht gedeihen ohne ein gutes undfestes
Fundament ,ohne das Fundament einer guten Wirtschaft .Die alte Wirtschafts - ¬

stadt Wien ,die es verstanden hat ,sich rasch auf die neue Zeit umzustellen ,

ist zu einem Handelsemporium ,zu einem Eisenbahnknotenpunkt ,zu einem wah¬

ren Tor zwischen dem Westen und Osten Europas geworden .Eine solche Stadt

kann nur gedeihen ,wenn Männer in der Wirtschaft tätig sind ,die über den

blossen Gelderwerbhinaus in ihrer wirtschaftlichen Tätigkeit einenBeruf ,
das heisst eine Berufungsehen .SolcheMännerhebenwir hervor .Unddamusste
unser Blick auf Kommerzialrat Lehner fallen ,der in allerschwerster Zeit
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ein solcher Mann ist .Als es nach dem Zusammenbruch der alten Monarchie

galt ,durch Belebung des Fremdenverkehrs dem Wiener Exportgewerbe ,insbeson¬
dere dem Kunstgewerbe die notwendige inländische Basis zu schaffen ;da hat

die Stadt Wienvor allem an das Hotelgewerbe appelliert .Dankbar gedenkenwir
des Verständnisses ,das wir dabei gefunden haben ,dankbar denken wirvor
allem eines Mannes ,der sich ganz auf diesen Gedanken einstellte ,des Kom¬

merzialrates Lehner . "
Dann überreichte Bürgermeister Seitz den beiden neuen Bürgern

die Diplome ;das Diplom Ertls enthält ein Bild des Malers . Bilko ,das den

Garten des Ertlschen Familienhauses mit der Schottenfelderkir chedarstellt ,
das Diplom Lehners ein Bild des Malers . Graner ,das das Hotel Imperial

darstellt .
Hofrat Ertl dankte sodann dem Bürgermeister und der Stadt Wien

für die Auszeichnung . "Wennmanmich als Dichter der Arbeit bezeichnet hat ,
sagte Hofrat Ertl, "so ist daran richtig ,dass ich mich stets bemühthabe ,
die Psyche des einfachen Mannes der Arbeit zu betrachten und zuerforschen .

Der Romansoll das Volk dort aufsuchen ,woes amtüchtigsten ist ,beider
Arbeit .Das war stets auch mein Leitsatz .Darumfreut es mich ganzbeson¬
ders ,dass ich von einer Gemeindeverwaltung zum Bürger Von Wien ernannt

wordenbin ,die sich durch grossartige positive Arbeit auszeichner .Mitmei¬
nem Danke verbinde ich die Hoffnung ,dass diese Arbeit der WienerGemeinde- ¬
verwaltung der Stadt Wien und dem ganzen Lande erhalten bleibe . "

Nach kurzen Dankesworten des Kommerzialrates Lehner dankte
Bürgermeister Seitz auch den Verwandten und Freunden der beiden neuen Bür¬
ger ,die mitgeholfen haben ,dass die beiden Männer der Stadt se wertvolle
Dienste leisten konnten .

- . - ¬
Sitzungen des Wiener Landtages und des Gemeinderates der Stadt Wien .

Morgen ,Freitag ,tritt um1 Uhr nachmittags der WienerLandtag
zu einer Sitzung zusammen .Unmittelbar nach Schluss der Landtagssitzungfin¬
det dann eine Sitzung des Gemeinderates der Stadt Wienstatt .

Ein Unfall bei der Auswechslung eines Gasmessers .
Wie die städtischen Gaswerke mitteilen ,hatten heute einige Mon¬

teure den Auftrag ,einen Gasmesser im Hause Prinz Eugenstrasse 34 auszuwech¬
seln . Wegender ungünstigenörtlichen Verhältnisse kames bei diesenArbei¬
ten zu einer Gasausströmung ,die nicht sofort behoben werden konnte .Vier

Bedienstete der städtischen Gaswerke und der Portier des Hauses wurdendurch
Einatmung von Leuchtgas bewusstlos .Die Rettungsgesellschaft leistete den
Verunglückten erste Hilfe und übergab sie in spitalsärztliche Behandlung .
Die städtischen Gaswerke veranlassten sofort die Entsendung einer Arbeits¬

gruppe an die Unfallsstelle . DieseArbeitsgruppe ,die unter der Leitung eines
Beamten der städtischen Gaswerke stand ,konnte die Gasausströmung sogleich

beheben .
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Die Reklametafeln in denDetailgeschäften .
Unter dem Titel " Eine neue Besteuerungsidee des Wiener Ma¬

gistrates "wird von Tagesblättern darüber berichtet,dass die Ankündigungs - ¬
tafeln der grossen Markenfirmen ,die in den Wiener Kaufmannsgeschäften an¬
gebracht sind,nunmehr der Besteuerung unterzogen werden und dass derMa¬
gistrat auf diese Weise bemüht sei,erhöhte Einnahmen zu schaffen .Vorallem
wird behauptet ,dass von dieser Massnahme die kleinsten Gewerbetreibenden .

getroffen werden .Diese Darstellung ist nicht zutreffend .Es muss vor allem

festgestellt werden ,dass nicht der Kaufmann ,in dessen Geschäftslokal die
Ankündigung angebracht ist,die Abgabe zu leisten hat ,sondern jene Firma ,

die zum Zwecke des Absatzes ihrer Erzeugnisse diese Ankündigung anbringt .

Die Detailgeschäfte sind also überhaupt nicht zahlungspflichtig .Die Steu¬

er ist vielmehr von den schon erwähnten grossen Firmen ,wiebeispielsweise
Brotfabriken ,Erzeugern von Kaffee - Ersatzmitteln ,von Seife ,Schokolade ,

Waschmitteln ,Kunstfett und dergleichen ,zu entrichten . Eshandelt sich also

gerade umdie leistungsfähigsten und keineswegsumdie kleinsten Betriebe .
Dabei liegt aber auch gar keine Neuerung vor .Ankündigungen dieser Artsind

schon in dem ursprünglichen Gesetz der Abgabe unterworfen gewesen und der

Magistrat hat schon vor Jahren solche Ankündigungender Steuerunterzogen ,
wobei der leichteren Handhabung halber das Pauschalierungssystem angewendet
worden ist .Nur sind bei diesem Teil der Plakatabgabe die Ansätze des :Ge¬

setzes ,das aus demDezember1921 stammt ,die ganze Zeit hindurch demheu¬
tigen Geldwert nicht angepasst worden .Das ist nun anlässlich derNovellie - ¬
rung durch das Gesetz vom 20 .Dezember 1929 geschehen .Damals ist bekannt¬
lich eine Reihe von sehr weitgehenden Erleichterungen geschaffen worden ,

so vor allem die Ermässigung der Abgabe um 20 Prozent und die Freilassung

der Herstellungskosten der Reklame,wasinsbesondere bei derLichtreklame
von einschneidender Bedeutung ist .Bei diesem Anlasse sind aber auch die

längst veralteten und gar nicht mehr praktisch anwendbarenSätze derKro¬
nenwährung für diese Art von Reklamen ,bei denen für die Anbringung in aller
Regel kein Entgelt zu bezahlen ist und daher die Bemessung nach der Fläche
der Reklametafel erfolgt ,der heutigen Währung gemäss geregelt worden . Da¬

durch hat sich die Notwendigkeit ergeben ,mit den grossen Markenfirmen ,die

diese Art von Reklame betreiben ,wegen einer neuen Pauschalierung Verhand¬

lungen einzuleiten .Diese Verhandlungen sind im Gange .Wie also ausdiesem
Tatbestande hervorgeht,kann von irgendeiner neuen Steueridee oder gar von

irgendeiner neuen Belastung des Detailhandels keineswegs gesprochen werden .
. . . . . .881
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Derstädtische Voranschlagfür1931 .
Der Wiener Stadtsenat setzte heute gemeinsam mit demstädtischen

Finanzausschuss die Beratung über den Voranschlag der Bundeshauptstadt
Wien für das Jahr 1931 fort .

In der Generaldebatte über die Verwaltungsgruppe für Wohnungswesen
setzte zunächst Stadtrat Biber seine gestern begonnene Rede fort .Er be¬
spricht ausführlich die Bunde swohnbauförderung .Der Bund habe für diese
Zwecke 500 Schilling veranschlagt ,die auf drei Jahre hätten aufgeteilt
werden sollen .Bis Ende August dieses Jahres,also in dreiviertel Jahren ,
habe der Bund für die Wohnbauförderungsaktion schon 240 Millionen Schil¬
ling aufgewendet .Davon entfallen auf Wien 93 Millionen Schilling ,auf Nie - ¬
derösterreich 35 Millionen Schilling ,auf Oberösterreich 32 Millionen
Schilling ,auf Steiermark 29 Millionen Schilling und so weiter .Die Kopf - ¬
quote für Wien mache 50 ' 25Schilling,für Niederösterreich hingegen bloss
38 ' 50Schilling aus .Von einer Benachteiligung Wiens könne daher nicht ge - ¬
sprochen werden . Eswäre sehr wünschenswert ,wenn die Gemeindeverwaltung
einige grössere Wohnhausanlagen ausschliesslich von Privatfirmen auffüh¬
ren liesse . Eswürde dann möglich sein ,einen genauen Vergleich zwischen
den Kosten der städtischen Bauführung und den Kosten der privaten Baufüh - ¬
rung anzustellen .Die Zinspolitik ,wie sie die Gemeinde Wien betreibe ,könne
nicht mehr weiter aufrecht erhalten werden ;es sei bei einem so gewalti¬
gen Bauprogramme unerlässlich,endlich einmal eine entsprechende Zinsbil¬
dung durchzuführen .Der Redner regt an,für die Arbeitsvergebungen eine Be¬
wertungskommission einzusetzen und für die Beschaffung von Baumaterialien

einen Konsulentendienst einzurichten .
Gemeinderat Binder tadelt ,dass die Wohnungsvergebungen partei -

mässig erfolgen .Die Ansuchen der Wohnungswerber werden zunächst in den
Parteisekretariaten perlustriert .Dieses System der Wohnungsvergebung müs¬
se daher unbedingt geändert werden . Eswäre in dieser Beziehung sehr nütz¬
lich ,die alte Wohnungszuweisungskommission wieder aufleben zu lassen .Der
Redner verlangt ,dass bei der Wohnungsvergebung Familien ,die infolge Kün¬

digung oder infolge eines Baugebrechens delogiert wurden ,in erster Linie
berücksichtigt werden .

Stadtrat Kunschak bemerkt ,dass die Wohnungsvergebung nicht sozial
eingestellt sei .Es habe allen Anschein ,dass kinderreiche Familien bei der
Wohnungsvergebung nicht berücksichtigt werden :Die Zuweisung von Wohnungen
an Barackenbewohner erfolge rein parteimässig .Mit solchen Verhältnissen
müsse natürlich aufgeräumt werden .

Stadtrat Dr .Alma Motzko kritisiert ,dass zahlreiche Wohnungswer
ber beim Wohnungsamt von vorneherein überhaupt nicht angenommen werden . Es
müsse auch festgestellt werden ,dass die Gemeinde auf dem Gebiete des Sied - ¬
lungswesens nicht immer objektiv vorgehs .

Gemeinderat Uebelhör,erklärt ,dass für den städtischen Wohnhausbau
in einem Jahr 33 Millionen Schilling ,dem Ertrage der Wohnbaus teuer ,und
57 Millionen Schilling aus den laufenden Steuergeldern aufgewendet werden .
Eine solche Finanzierung ist für die gesamte Volkswirtschaft von unerhörtem
Schaden . Essei dringend notwendig ,von dieser Art der Finanzierung endlich
einmal abzugehen .

Vizebürgermeister Hoss stellt ebenfalls fest ,dass Ansuchenvon
Wohnungswerbern parteimässig überprüft werden .Er kritisiert ,dass die Ge¬

meinde in ihren Wohnhausanlagen eine viel zu grosse Zahl von Geschäftslo¬
kalen errichte .

Gemeinderat Angermaver stellt die Anfrage,was eigentlich mit der
Baustelle Währingerstrasse - Spitalgasse geschehe und wann sie verbaut werde .

Stadtrat Weber führt in seinem Schlusswort aus ,dass die Wohnungs - ¬
vergebung nicht parteimässig ,sondern unter Anwendung des Punktesystems vor¬
sich gehe ,das sich bis jetzt sehr bewährt habe .Das Punktesystem sei sogar
von vielen Städten des Auslandes übernommen worden .Da die Gemeinde in keinen
Verwaltungszweig etwas zu verheimlichen habe ,sei er mit der Schaffung einer
Unterkommission hinsichtlich der Arbeitsvergebungen einverstandon .Für die
Baustelle Währingerstrasse - Spitalgasse liegen mehrere Projekte vor ,deren
Studium noch nicht beendet ist .So müssen noch Brandproben durchgeführt wer
den ,um den entsprechendsten Feuerschutz zu ermitteln .

In der Spezialdebatte beantragt Stadtrat Biber ,bei Errichtung
von Volkswohnungen in den obersten Stockwerken möglichst ausgiebig Holz - ¬
balkendecken anzuwenden .Dies mit Rücksicht auf die damit zu erzielenden
Ersparnisse und auf die überaus schlechte Lage der gesamten Holz -und Sä¬
geindustrie in Oesterreich .

Die Positionen werden genehmigt ,der Resolutionsantrag Bibær an¬
genommen .Die Verhandlungen werden am Dienstag fortgesetzt .



RATHAUSKORRESPONDENZ
Herausgeber und verantw .Redakteur ; 115

Karl Honay
Wien ,am Freitag ,den 5 .Dezember 1930 .Ersta Ausgabe

- - - - . - . - . - . - . - - ¬
Widmungeines Grabesfür den akademischenMalerProfessor AloisDelug .

Am 16 .September ist der bekannte Wiener akademische Maler

Professor Alois Delug gestorben ;Professor Delug wurde im Grinzinger Fried¬

hofebestattet .DerRektorderAkademiederbildendenKünstein Wien ,Pro-¬
fessor Josef Jungwirth ,hat sich nun an Bürgermeister Seitz mit derBit - ¬
te gewendet ,die GemeindeWienmögedie Grabstelle des verstorbenenMalers
ehrenhalber widmen .Mit Rücksicht auf die künstlerische Bedeutung Profes - ¬

sor Delugs hat Bürgermeister Seitz demAntrag der Akademieauf dieWidmung
eines Grabes im Grinzinger Friedhofe zugestimmt .DerGemeinderatsausschuss
für Wohlfahrtswesen und soziale Verwaltung hat nun in seiner letzten Sit - ¬

zung die Grabstätte des Malers Professor Alois Delug ehrenhalber auf die

DauervonfünfzehnJahrengewidmet.
. . - ¬

DieReklametafelnindenDetailgeschäften.
Gesternwurdegemeldet ,dassdurchdasGesetzvom20 .Dezem¬

ber1929diePlakatabgabeum20Prozentermässigtwordensei .Tatsächlich
ist jedoch durch diese Novelle die Abgabe ,die bis dahin 30 Prozent vom
Entgelt für ein Plakat betrug ,auf 20 Prozent dieses Entgeltes herabge - ¬

setzt worden .Die Ermässigung beträgt daher nicht bloss 20 Prozent ,son - ¬
dern 33 1/3Prozent .

GoldeneHochzeiter .
In dieser Wochefeiern die EhepaareAntonundAntonieJäger ,

Josef undHeleneFriedreichundFranzundTheresiaDonatihre goldeneHoch¬
zeit .In Vertretung des Bürgermeisters erschien amtsführender Stadtrat

LinderbeidenJubelpaarenJosefundHeleneFriedreichundAntonundAntonie
Jäger , beglückwünschte sie und überreichte ihnen die Ehrengabe der

Stadt Wien .Dem Jubelpaar Donat ,das ausserhalb Wiens seinen Wohnsitz hat,wird

der Glückwunschund die Ehrengabedurch die Postübersendet .
-

SitzungderBezirksvertretungMatgareten.
AmMontag ,den15 .Dezember,trittdie BezirkevertretungMargareten

um17 Uhrzu einer öffentlichenundvertraulichenSitzungzusammen.
886 . . . - . - . -
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WIENER LANDTAG

Sitzung vom5 .Dezember1930 .
Präsident Dr .Dannebergeröffnet nach16 Uhrdie Sitzung .Zunächst

werdendie auf der Tagesordnungstehenden Wahlenvorgencmmen .Mit denStim¬

mender Christlichsozialen wird zunächst Abg . Dr .Kolassa an Stelle desAbg .
Zimmerl ,der bekanntlich sein Mandatzurückgelegt hat ,zumzweitenPräsidenten
des WienerLandtages gewählt .Abg . Dr .Kolassa nimmtdie Wahlan .AnStelle der
BundesräteThereseSchlesinger undJohannSchorschwerdeninfolgeVerzicht -¬
leistung der beiden Funktionäre Anton Hueber und Maximilian Brandeisz

mit den Stimmender Sozialdemokraten in den Bundesrat gewählt .Schliesslich
werden an Stelle des verstorbenen Abg. Rummelhardtund deszurückgetrenenen

Abg. Zimmerldie Abg .Dr .HenglundHubermitdenStimmenderChristlichso¬
zialen in den Unvereinbarkeitsausschuss gewählt .

Abg .Kekrda berichtet über den Gesetzentwurf ,betreffend die Abän - ¬

derungdes Gesetzesvom21 .Dezember1925,L . . Bl .für WienNr .50 ,über
die Festsetzungdes AusmassesvonVerwaltungsabgabenim BereichedesLandes
und der GemeindeWienund die Einhebung von Amtstaxen im Verfahren nachdem
Wiener Landes -und Gemeindeabgabegesetzen .Mit dem Gesetz vom Jahre 1925sind

die Vieh -undFleischbeschaugebührenals Verwaltungsabgabenerklärt worden .
Diese Gebühren sind nun für Untersuchungen für Vieh und Fleisch ,das zur

Ausfuhr in das Ausland bestimmt ist ,im deppelten Ausmass zu entrichten .Die

se Bestimmung soll jetzt fallen gelassen werden und der Gesetzentwurf sehe
nunmehr die Beschaugebühren für Untersuchungen von Vieh und Fleisch für

das In - undAuslandin gleicher Höhevor .
Die Gesetzesvorlage wird ohne Debatte in erster und zweiterLesung

beschlossen .

Abg .Thallerberichtet ,dassdasLandesgerichtfür StrafsahhenWienI
um die Zustimmung zur Verfolgung des Abg .Kopriva angesucht habe .Abg. Kopriva
sei Obmann des Vereines " Arbeiterheim "in Favoriten .Auf der Bühne des Arbei¬

terheimes Favoriten sei das Theaterstück „ Ehenwerden im Himmelgeschlossen "

aufgeführt worden .Die Aufführung dieses Theaterstückes habe die Staatsan¬
waltschaft veranlasst ,gegen den Ang .Kopriva wegen Mitschuld an Religiens - ¬

störung einzuschreiten . DasImmunitätskollegiumhabe beschlossen ,derAus -
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lieferung des Abg .Kopriva nicht zuzustimmen .
Abg. Kunschakerklärt ,der Wiener Landtag sei einc Gesellschaft zur

Verhinderung und Beeinträchtigung der österreichischen Rechtspflege .Das

Theaterstück,um das es sich handle ,ist nichts anderes als eine Ketteven
Blasphemien schäbigster Art . Eslässt sich literarisch nur mit dem" Pfaf - ¬

fenspiegel "vergleichen .Die Nichtausliefrung des Abg .Kopriva stehe im

Widerspruch zu dem Aufruf den die Sozialdemekratie während der letzten Wah¬

len an das katholische Volk gerichtet habe .In diesem plakatierten Auf¬

ruf haben Sie versichert ,dass Sie sogar in vielen Punkten mit demHirten¬
brief einverstanden seien und Ihre Partei der beste Hert für die katholi¬

sche Religionsei .Wiemannunsehe ,dauernsolcheTäuschungennichtlange
an .Das heutige Referat zeigt ,dass Sie sich zu einem Theaterstück bekennen ,
zu dem sich kein Mensch mit Geschmack bekennen kann und vor allem nicht

jemand ,der behauptet ,Religionsei ihmPrivatsache .Uebrigensmussmanden
Sozialdemokratenfür diesesihr Glaubensbekenntnisdanken ,es beweistnur ,
dass zwei Seelen in ihrer Brust wohnen . ( Lebhafter Beifall bei de .. . )

Abg .Thaller wendet sich gegen die Behauptung des Abg .Kunschak ,
dass im gegenwärtigen Fall die Rechtspflege irgendwie behindert oderbe¬
einträchtigt werdensolle .Geradedieser Prozess ist ein typisches Beispiel
dafür ,in welcher Weise das Recht in Oesterreich gehandhabt wird .Bekannt¬

lich sellte das Hasencleversche Stück im Theater in der Josefatadt aufgeführt
werden und nachdem schon die Generalprobe stattgefunden hatte ,ist ein Pro¬
teststurm ven Seite dder „ Reichspost “und des Katholischen Volksbundes erfolgt
und man hat segar/den Herrn Castiglioni -es gibt in der Weltgeschichte amh

Witze, - ¬ durch /Reinhardt dazu gebracht ,das Stück abzusetzen .Indiesem Fall hat sich die Justiz damit begnügt ,eine Anzeige der Polizei¬
behörde entgegenzunehmen ,ohne irgendetwas gegen die Schauspieler zu unter¬

nehmen ,während gegen die Schauspieler des Arbeiterheimes ,die gar nichts
anderes gemacit hatten als die Schauspieler in der Josefstadt ,die Anzeige
an die Staatsanwaitschaft erstattet wurde .Unrichtig ist auch dieDarstellungKunschaks ,als eb wir durch den Antrag ,der Auslieferung Koprivas nicht
zuzustimmen uns mit dem Hasenc leverschen Stück identifizieren wellten .A
Aber es muss festgestellt werden ,dass das Stück in Berlin mehr als hundert
Male und in allen grossen deutschen Städten wiederhelt aufgeführt wurde .Auch

ist es gar nichts meues ,dass der lieke Gott in Kunstwerken dargestellt
wird .Man braucht sich nur dee Zeichnungen Heines im Simplizissimus
zu erinnern . Wennwir der Auslieferung nicht zustimmen ,so tun wirdies nur
aus dem Grunde ,weil wir nicht zugeben wollen ,dass in Oesterreich die
Zensur auf einen Umweg eingeführt wird .( Lebhafter Beifall bei den Sezial¬

demokraten ) ,
GemässdemAntrag des Immunitätskollegiums wird beschlossen ,demAuslieferungsbegehren nicht stattzugeben .

Schluss der Sitzung 17Uhr .
888



RATHAUSKORRESPONDENE
Herausgeber und verantw .Redakteur :

Karl Honnay
Wien ,am Freitag ,den . Dezember1930 Dritte Ausgabe

WIENER GEMEINDERAT
Sitzung vom 5 .Dezember1930 .

Bürgermeister Seitz eröffnet um 17 Uhr die Sitzung .Die

Die Gemeinderäte Dr .Franz Arnold ,Richard Fränkel ,Joseß Geiger ,
Marie Schuller und Dr .Ignaz Stowasser ,die infolge desMandatsverzichtes

der früheren Gemeinderäte Zimmerl ,Stein ,Ellend ,Böhmbeziehungsweise infolge
des Ablebens Rummelharüts als Ersatzmitglieder einberufen wurden ,sind das

erstemal im Hause erschienen und leisten die Angelobung .
Ohne Debatte werden angenommen Abänderungen bezw .Fest setzungen

von Flächenwidmungs -und Bebauungsplänenim X .und XI . Bezirk ,dieWidmung
eines Betrages von 3eoe Schilling für den Unterstützungsfonds der Genossen¬

einer Subvention an die Adalbert Stifter - Gesellschaft für die Errichtung
einer Adalbert Stifter - Gedenktafel ,eine Subventionvon Schilling 30 . 000
an den Oesterreichischen Verband für Wohnungsreferm für die Beteilung an

der imJahre1931beginnendeninternationalenAusstellungfürStädtebau¬
undWohnungswesenin Berlin ,die Ausführungder Wehnhausanlageim XI .Bezirk
Fuchsrührengasse ( Kosten Schilling 1,32e . 200) ,der Entwurf für die Verle - ¬

gungvonHochquellrohrleitungenim Versorgungsgebietdes BehältersStein¬
hef im XIII .undXVI .Bezirk mit einemGesantkostenerferdernisvonSchil¬
ling 260. c00 ,derNeubauvonHauptunratskanälenimXIII . Bezirk ,derAn¬

kauf ven Gründen im III . ,X .und XX. Bezirk ,sewie die Ueberlassung vonGründen
Tdes Wiener Bürgerspitalfonds im XlII . Bezirk an die Gemeinde Wien .

St . . Kokrdareferiert über den Antrag auf Gewährung einer Entschä¬

digung für die vom Dektor Josef Grünbergs Besitzvorgängern abgetretenen
Platzgründe am Nikolausplatz im III . Bezirk .Durch die Verbauung der Gründe

der ehemaligenKrimskykaserneunddes umliegendenniedergelegtenHäuser¬
blockshat sichdie Notwendigkeitergeben ,aucheinenTeildesseinerzeit
bestandenenNikolausplatzes mit in die Bauzeneeinzubeziehen .Dergegen¬
wärtige Besitzer hat die Gemeinde wegen Schadensgutmachung belangt unddie

Gemeinde hat sich entschlossen ,dem Gericht den Antrag zu stellen ,für die

unentgeltlich abgetrehenen Platzgründe ,soweit sie Baugrundgewordensin ,
eine Entschädigung von Schilling 50 pro Quadratmeter und für die gegen



II . BlattGemeinderatssitzung vom5 .Dezember1930- . - . - . - . -- . - . - . -

seinerzeitige Schadloshaltung abgetrenenen Platzgründe eine Entschädigung
von Schilling 33 ' 33anzuerkennen .Durch diesen Antrag soll die Möglichkeit
geschaffen werden ,die Streitfrage aus der Welt zuschaffen .

GR. Binder( . . )bemerkt ,das Referat sei kein Ruhmesblattfürdie
Gemeinde .Mansollte glauben ,dass man mit ruhigem Gewissen einen Kaufver¬

Wien
trag mit der Gemeinde/abschliessen könne .Hier ist ein Grundbesitzer
gezwungen worden ,einen Teil seines Grundes abzutreten .Statt den abge¬

tretenen Grundfür den Nikolausplatz zu verwenden ,ist ein Bauaufgeführt
worden .Dieser Vorgangist ganz unqualifizierbar .Es wurdeunterVerspiegelung
unwahrer Tatsachen der Grundankaufvollzogen .

St . . KokrdabemerktgegenüberdemGR. Binder ,es sei garnichts
geschehen ,was nicht in Ordnungist .Das die Gemeindein diesemFalle
gemacht hat ,hat sie in vergangenen Jahrzelnten wiederholt gemacht .Mit

Rücksicht auf ein Judikat ,das der Verfassungsgerichtshof in einemähnli¬
chen Falle gegen die Gemeinde Mödling gefällt hat ,hat sich die Gemeinde ent¬

schlossen ,die Entschädigung für diesen Grund ,der seinerzeit kostenlos
als öffentlicher Platz abgetreten worden ist ,anzubieten .Stadtrat Kokrda
ersucht ,den Antraganzunehmen.

DerAntragdes Referentenwirdangenommen.
St . . Kokrdareferiert nunüber die Kapitalserhöhungder ,Deutsch¬

österreichischerWirtschaftsverbandfür denViehverkehr. G.von50c. 000
Schilling auf 1,000 . 000Schilling .Die Aktien dieses Wirtschaftsverbandes
befinden sich je zur Hälfte in den Händen der Gemeinde Wien und von agra¬

Ahvg
rischenInteressenvereinigungen.DieSöhedesAktienkapitaleswirddeshalb
notwendig ,weil der Wirtschaftsverbandeinen grösseren Posten vomGenossen¬

schaftsanteil der Produktivgenossenschaft der Wiener Fleischselcher erworben
haz .Es sollen 10 . 000Stück Aktien zu 50 Schilling Nominaleausgegeben

werden ,ven denendie GemeindeWienunddie agrarschenInteressentenvereini¬
gungenje die Hälfte zu . 80 Schilling pro Stückübernehmen.

St . . Kunschakhat gegen die Erhöhungdes Aktienkapitales ansich
nichts einzuwenden .Doch zeigt der Antrag einen grossen Mangel an Aufrich¬
tigkeit . Dadie Aktien des Wirtschaftsverbandes an der Börse nicht notiert

werden ,sind sie keinerlei Kursschwankungenunterworfen und es müsstedaher
für die Uebernahme der neuen Aktien das Nominale von 50 Schilling zur

werden .Grundlage genommen
399
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Nun sellen aber die neuen Aktien zu . 80 Schilling übernommen werden ,alse

mit einem Aufgeld von . ' 30Schilling pro Stück .Dieser Vorgang ist nicht

unterständlich ,sondern auch ungerechtfertigt .Es wurdedas seerklärt ,
dass mangleichzeitig mit der Erhöhungdes Aktienkapitals eine Kapitals¬

reserveschaffenwolle. Wennmandaswill ,müsstemanesoffenmachen,Und
die Widmung Reserve in den Beschluss aufnahmen .Die Annahme des Be -

Hier mussKla rheit geschaffen werden( Beifall bei der . . )
St . . Kokrdabemerkt hiezu ,dass die Notierung der Aktien ander

Bärse mit Absicht unterlassen wurde,umhier nicht Gelegenheit zuSpekula¬
tien zu geben ,Dasbesageaber nicht ,dass der innere Wertder Aktiennurdie
HöhedesNeminaleserreiche .DerWirtschaftsverbandbesitzt schoneinean¬
sehnliche Reserve und diese Tatsache allein rechtfertigt zumindesteine
Schätzung der Aktien mit 80 Schilling .Der Wert der Aktien wird natürlich
zu dem B,trag ,zu dem sie übernommen werden ,das sind Schilling 80 zu

Buchgestellt werden .Uebrigens ist die GemeindeWiennichtAllein - Besitzerin

derAktien ,sondernauchagrarischeInteressenvertretungen ,dievonderSa¬
chezumindestso viel verstehenwieGemeinderatKunschak( LebhafteZwi¬
schenrufe bei der . L .und Rufe :Werden Sie nicht persönlich ! )

St . . Kunschakstellt in einer tatsächlichen Berichtigung fest,er
habe sich nicht dagegen gewendet ,dass die Aktien nicht an der Börsenetiert
werden ,sondern diese Tatsache nur konstatiert . WennStadtrat Kokrda be¬

hauptet habe ,diejenigen ,die im Wirtschaftsverband sitzen ,verstündenvon
mindestens soviel wie /

der Sahhe ( der Redner so könne er denzStadtrat Kokrda nur
versichern ,dass er selbst in der Sache soviel verstehe wie Stadtrat Kokrda .

DerReferentenantragwirdangenommen
GR. Bermannberichtet überFestsetzungdesFlächenwidmungsplanes

zur Sicherung von Grundflächenfür Sportplätze im . ,XI . ,XVI .undXIX. Bezirk .
Gr .Pfeiffer ( . . )kritisiert ,dass zu der Sitzung ,die sich mit der

Vergebung der Eislaufplätze beschöftigte ,lediglich nur die sozialdemokrati¬

schen Organisationen eingeladen worden seien .Der Standpunkt ,den die Gemeinde

Wienauf demGebietedes Sportwesenseinnehme ,sei ein vollkommenpartei¬
ischer . Eswerden immer wieder nur die sczialdemokratischen Organisationen

unterstützt und gefördert .Eine solche einseitige Wirtschaft mussendlich
einmalverschwinden .( Beifall ) .

Der Berichterstatter erklärt ,dass er die BeschwerdendesVorredners
89 /
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an die zuständige Stelle weiterleiten werde ,Er betone jedoch ,dass die

Hemeindein keinemVerwaltungszweigeirgendeine parteiische Einstellung
einnehme .

DerAntragwirdangenommen.
St . . Speiserstellt folgendenAntrag :DieGemeindevergütef ab1930

denstädtischen Strassenbahnernfür die dengewähltenFunktionäreneinge¬
räumten Freikarten und für die verschiedenen sonstigen Fahrtbegünstigungen
jährlich einen Pauschalbetragvon100 . 000Schilling .

GR. Haider ( . . )erklärt ,dass die Minderheit schen wiederhelt

darauf hingewiesenhabe,es sei unzukömmlich ,die städtischenStrassenbahnen
die verschiedenen Lasten ,die ihnen aus den Freikarten erwachsen,tragen zu

lassen . Esseien dies Lasten ,die eigentlich die Gemeindetragenmüsse. Der
heutige Antrag sei nur der Beginn des notwendigen Abbaues der Lasten ,die

die städtischen Strassenbahnenaus demTitel der Freifahrten tragenmüssen.
Es sei unbedingt notwendig ,im Interesse der Strassenbahnen aufdiesem
Wegefortzuschreiten .

St. . Bpeisererwidert ,er werdedie vomGR .Haiderangeschnittenen
Fragererwägen .Er könneaberBestimmtesnichtvoraussagen.

Der Antrag wirdangenommen.
GR. Friedjung beantragt die Veranstaltung einer Effektenlotterie

zugunstender ArmenWiensimJahre 1931an Stelle des bishrigenSammeltages .
Für die Lotterie habedas Finanzministeriumbereits die Bewilligungerteilt .
Es hande sich um eine Effektenlotterie mit einem Spielkapatal von loo . 000

Schilling ,das aus loo . 000Losen zum Stückpreis von 1 Schilling bestehe ?

DerGesamttrefferwertbetrågémindestens100 . 000Schilling ,aufgeteiltauf
mindestensLeooWarentreffer .Die Ziehungwird in der ersten HälfteOktober
1931/folgen ,die Lotterieverwaltung besorgt ein Ausschuss der Wiener Ge¬

meindeverwaltung ,der aus 6 vomBürgermeisterernanntenMitgliedernbesteht .
GR .Uebelhör ( . . ) begrüsst den Antrag .Es sei höchse Zeit gewesen ,

den Sammeltag einzustellen,Sorche Sammeltage seien der reichen Gemeinde Wien

unwürdig .Es müsse vorgesorgt werden ,dass die durch die Wertlotterie herein¬

gebrachten Gelder jenen Zwe ken zugeführt werden ,für die sie bestimmt sind .

Der Antragwirdangenommen .
Schluss der Sitzung 18 ' 30Uhr .
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Eine ausserordentliche Notstandsaktionfürarbeitslose
Hansr .

Heute erlässt der Wiener Magistrat eine Verlautbarung überdie
Einleitung einer einmaligenausserordentlichenNotstandsaktionfürarbeits
lose Wiener .Zur Linderung der durch die langandauernde Arbeitslosigkeit

bewirktenNotlageerhaltenArbeitsloseeine einmaligeUnterstützung .Be¬
zugsberchtigtsindnachWienzuständigeundin WienwohnhafteArbeitslese,
und zwar Familienerhalter ,die mehr als 20 Wochenarbeitslos sind ,und
ledige ,nicht im Familienverbande lebende Arbeitslese ,die ausgesteuert

sind . Familienerhalter ohne Kinder erhalten 10 Schilling ,Familienerhalter
mit einem unmündigen Kind ein Lebensmittelpaket und 6 Schilling ,solche

mit zwei unmündigen Kindern ein Lebensmittelpaket und 8 Schilling ,solche

mit drei unmündigen Kindern zwei Lebensmittelpakete und 8 Schilling und

schliesslich Familienerhalter mit vier oder mehr unmündigen Kindern zwei

Lebensmittelpakete und 10 Schilling .Ausgesteuerte ledige ,verwitwete
eder getrennt lebende Arbeitslose ,die nicht Familienerhalter sind und

nicht im Familienverbande leben ,erhalten 10 Schilling .Dieeinmalige

Netstandsunterstützungwirdfür eine Familieauchdannnureinmalange¬
wiesen ,wennzweiPersonenin dieserFamiliearbeitslossind .

ZurErlangungderaussererdentlichenNotstandsunterstützungmüssen
sich die gewerkschaftlich organisierten Arbeitslosen an ihre zuständige

Gewerkschaft ,alle übrigen gewerkschaftlichnicht erganisiertenBezugsbe¬
rechtigten an den Fürsorgerat ihres Wohnsprengels wenden .Ueber die Be¬

zugsberechtigung und über das Ausmass der einmaligen Netstandsunterstüt - ¬

zung entscheidet in allen Fällen nach UeberprüfungdasFürsergeinstitut
jenes Bezirkes ,in demder Arbeitslose seinen Wehnsitzhat .Persenen ,die
eine Altersfürsergerente bezichen ,werden in die einmalige ausserordent - ¬
liche Notstandsaktionfür arbeitslose Wienernicht einbezogen .DieAktien
beginnt am . Dezember1930 und endet amil .Februar 1931 .

- - . . - . - - - - - - ¬
Sitzungen imRathaus .

Der städtische Voranschlag für 1931 .
Der WienerStadtsenat setzt gemeinsammit demstädtischen Finanzaus - ¬

schuss in der kommenden Woche die Beratungen über den Voranschlag der Bun¬

deshauptstadtWienfür das Jahr 1931amDienstagum16 Uhrfort .
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Dio WienerDetailgeschäfte amsilbernen Sonntag .
Mit Verordnung des Landeshauptmannes wurde nunmehr die Sonntagsar¬

beit im Handelsgewerbeauch amvorletzten Sonntagevor demersten Weih¬
nachtsfeiertage ,am sogenannten Silbernen Sonntag ,im gleichen Ausmasse

wie amGoldenen Sonntage gestattet .Es ist daher auch amSilbernen Sonntag
der Lebensmittelkleinhandel in der Zeit von 8 Uhr bis 11 Uhr und von16
Uhr bis 19 Uhr ,der sonstige Warenkleinverschleiss in der Zeit von 10Uhr

bis 13 Uhr und von 15 Uhr bis 18 Uhr zulässig .

Selbstverständlich haben die an diesem Sonntage beschäftigten An¬
gestellten und Arbeiter Anspruch auf die vertragsmässige Ueberstundenent - ¬
lohnung und auf die gesetz -und vertragsmässigen Ersatzruhetage .

DerFeuerschutzbei Stahl - undEisenbetonbauten .
Brandversuche des WienerMagistrates .

Die in letzter Zeit auf demGebiete der Bautechnik immer mehrin
den Vordergrund tretenden Stahl - undEisenbetonskelettbauten veranlassten
das Wiener Stadtbauamt ,neben den verschiedenen anderen technischen Fragen
auch der Frage der Feuerbeständigkeit dieser Bauten ganz besonderesAugen¬
merk zuzuwenden ,insbesondere da auch die Bestandsicherheit mancher Kon¬
struktienen im Brandfalle in Zweifel gestellt wurde . . Diezuständige Ma¬

gistratsabteilung trat auf Anregung der Stadtbaudirektion an denösterrei - ¬
chischen Ingenieur - undArchitektenverein mit dem Ersunhen heran ,einen Aus¬

schuss aus Fachmännern und Bauinteressenten zu bilden ,um durch einen Brand - ¬

versuch eine Klärung der Frage der Feuerbeständigkeit herbeizuführen .Der
österreichische Ingenieur -und Architektenverein entsprach diesem Ersuchen .

DemAusschuss gehört eine Reihe der angeschenston Fachmänner an ,die ihre

reichen Erfahrungen in den Dienst der Sachestellen .
Im Auslande ,besonders in den Vereinigten Staaten von Amerika wur¬

den wiederhelt selche Brandversuche unternommen .Ihre aus der Literatur be¬

kannten Ergebnisse können jedech für hiesige Verhältnisse nicht als restlos

ausreichend bezcichnet werden ,da die Bauweisen der einzelnen Länder sich

nach den zur Verfügung stehenden Materialien richten und daher verschieden
sind .Ausserdem weichen selbst in Fachkreisen jener Länder ,die umfangreiche

Versuche angestellt haben ,die Meinungen über die Wirksamkeit desverge¬
schriebenen Feuerschutzes stark voneinander ab .
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Der in Wien gebildete Ausschuss stellte zunächst fest ,dass die
Klärung der Frage des Feuerschutzes bei den Skelettbauweisen ,bei denimmer
zahlreicher werdenden Adaptierungen und Pfeilerauswechslungen anlässlich von

Portalumbautenund so weiter ausserordentlich wichtig sei .Es sei auchwün¬
schenswert ,zur Durchführung eines Brandversuches und zur grösseren Sicher¬
heit der Beobachtungen zwei vollkommen gleiche Objekte zu errichten ,in de¬

nen eine Reihe von Baumaterialien erprobt werden solle .

Die GemeindeWienbeschloss nunmehr ,die erforderlichen Mittel
zur Durchführungder Brandversuchezur Verfügungzu stellen .AufdemStein¬
lagerplatz an der Erdbergerlände wurden die notwendigen Obfekte vomStadt - ¬

bauamteerrichtet .Anden VersuchenwarenverschiedeneMagistrats-Abteilungen
und die städtische Feuerwehrbeteiligt .

Alle Aussenwände ,Decken ,Unterzüge und Pfeiler derVersuchsobjekte
sind Baubestandteile ,die erprobt werden sollen .Im Inneren der Bauteile sind

die
Thermoelemente eingebaut ,die/beim Brandversuch auftretenden Temperaturen
in regelmässigenZeitabschnittenbestimmen.AusserdemwerdendieTemperaturen
noch im Brandraumeselbst festgestellt .

An einem Objekt wurde der Brandversuch schon am 10 . Okteber ,an dem

zweiten Objekt gestern ,Freitag ,durchgeführt .Das genaue Ergebnis kannerst
nach Auswertung der erhaltenen Messresultate und der nachfolgenden Unter¬

suchungen in Prüfungsanstalt und Laboraterium festgestellt werden .
- . - —- - . —. - ¬

Sitzungder BezirksvertretungNeubau.
Die nächste öffentliche Sitzung der Bezirksvertretung Neubau

findet am Donnerstag ,den 11 . Dezember ,um 6 Uhr nachmittags statt .

Der Bericht des Kontrellamtes der Stadt Wien .
Der Bericht des Kontrollamtes der Bundeshauptstadt Wien über die

wichtigeren Wahrnehmungenim Geschäftsjahr 1929 ist im Verlage dieses

Amteserschienen undbei der städtischen Hauptkasse(Drucksortenabteilung) ,
NeuesRathaus ,Hochparterre ,zumPreise ven2 Schilling für einStück

erhältlich .
-
Gesellschafts -und Wirtschaftsmuseum .

Morgen ,Sonntag ,findet im Gesellschafts -und Wirtschaftsmuseum in
Wien um 11 Uhr vormittags bei freiem Eintritt ein allgemein zugänglicher

Vortrag statt .Karl Pferschy spricht über Siedlungs -und Kleingärten .
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Kostenlcse Blutgruppenbestimmungfür jedermann .
Eine neue Einrichtung der Gesundheitsfürsorge der

GemeindeWien .
Die einzige zweckentsprechende ,oft lebensrettende Hilfebei

schweren plötzlichen Blutverlusten ,wie sie bei Unfällen auf der Strasse ,

an der Arbeitsstätte und beim Sport jedem Menschenzustossen können ,ist
die Bluttransfusien .Darunter versteht man die Uebertragung von Blut eines

gesunden Spenders in die Blutbahn des Verunglückten .DieseBlutübertragung

darf jedochnicht wahllosvoneinemMenschenauf denanderenerfolgen ,da
nur das Bjut von Menschen ,die ganz bestimmten Blutgruppen angehören ,mit¬

einander in Verbindunggebracht werdendarf .
Damitnun im Bedarsfalle ohnezeitraubende Voruntersuchungendie

lebensrettende Blutübertragung durch den Arzt durchgeführt werdenkann ,
ist es von höchstem Vorteil ,wenn die Blutgruppe des Verunglückten schon

bekannt ist . Sokann der für die Blutgruppe passende Blutspender leicht und

rasch zur Stelle gebracht werden .Jede Minute Verzögerung kann dabei verhäng¬
nisvoll sein . DieBestimmung der Blubgruppe des Verletzten nimmt auch im

günstigsten Falle ,selbst wennalle Behelfe sofort zur Handsind ,kostbare
Zeit in Anspruch .

Die moderne Gesundheitspflege erfordert es daher ,dass für solche

Unglücksfälle rechtzeitig nach zwei Richtungen hin Vorsorge getroffen wird .
Einerseits müssen eine genügende Anzahl von Blutspendern ,nachBlutgruppen

geordnet ,evident geführt werden ,damit sie im Bedarsfalle möglichst rasch

stellig gemacht werden können .Anderseits soll jeder Einzelne seine Blut¬
gruppe bestimmenlassen ,damit im Falle eines Unfalles seineBlutgruppe
schon bekanntist .

Bisher wurden durch die Blutgruppenuntersuchungsstelle derGemeinde

Wienbereits mehreretausendederartige Blutgruppenuntersuchungenbeistäd - ¬
tischen Angestellten und Apbeitern ,bei Arbeitern in grossen Privatbetrie¬

ben und bei Sporttreibenden ausgeführt .
Nunmehr wird die Blutgruppenuntersuchungsstelle für jedermann frei

zugünglich gemacht .Man kann erwarten ,dass die Wiener Bevölkerung vondie¬

ser neuen Einrichtung der Gesundheitsfürsorge weitgehend Gebrauch macht .
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Die Blutgruppenuntersuchungen werden vorläufig dreimal wöchentlich ,
und zwar Dienstag von 17 bis 18 Uhr für Frauen und Mittwoch undDennerstag

von 17 bis 18 Uhr für Männer ,im magistratischen Bezirksamtes für denIX .

Bezirk ,Währingerstrasse 39 ,durchgeführt .

Widmungeines Grabesfür den BildhauerAntenPaulWagner.
ImJahre 1895ist der WienerBildhauerAntonPaul Wagnergestorben ,

der zu den erfolgreichsten und meist beschäftigten Bildhauern seiner Zeit

gehörte .Er warin hervorragenderWeisean der plastischenAusschmückung
der grossen Wiener Monumentalbauten an der Ringstrasse beteiligt .Ausserdem
hat Anton Paul Wagner mehrere originelle und bekannte öffentliche Brunnen ,
wie beispielsweise den " Gänsemädchenbrunnen "an der Rahlstiege ,geschaffen .
Dadie Grabstelle des verstorbenen Bildhauers ,der im eigenen Grabeauf
demZentralfriedhofebestattet ist ,seit geraumerZeit nicht mehrinstand¬
gesetzt wurde ,hat der Gemeinderatsausschuss für Wohlfahrtswesen undsoziale
Verwaltung beschlossen ,in Würdigung der Verdienste des verstorbenen Künst - ¬

lers die Grabstätteauf demZentralfriedhefeehrenhalberauf die Dauerdes
Friedhofsbestandes zu widmen .Die GemeindeWienwird nunmehrfür dieErhal¬
tung der Grabstelle sorgen .

Ein HundswutfallinMeidling .
Vor einigen Tagen wurde eine Meldungüber einen Hundswutfallin

Meidlingveröffentlicht .Am25 .Novemberist nämlichimHause ,Meidling ,Wolf-¬
ganggasse 20 ein herrenloser Hund ,und zwar ein weisser ,schwarzgefleckter

Foxbastardaufgegriffen worden ,bei demHundswutfestgestellt wurde .Nunmehr
teilt das Veterinäramt der Stadt Wien mit ,dass die Erhebungen ergeben ha¬
ben ,dass der wutkranke Hundaus demHause ,Döbling ,Barawitzkagasse12,stammt .
Bis heute sind keine Bissverletzungen von Menschendurch diesen Hundzur
Konntnis des Veterinäramtes gekommen . AllePersonen ,die allenfalls vondem
Hund gebissen wurden ,werden daher neuerlich aufgefordert ,sich beim zuständi

gen Bezirks - Polizeikommissariat wegenEinleitung der Schutzimpfung zumel¬
den . - . - - ¬

Sitzung der Bezirksvertretung Leopeldstadt .
Am Samstag ,den 13 .Dezember ,tritt um 6 Uhr nachmittags die Be - ¬

zirksvertretung Leopoldstadt zu einer öffentlichen und vertraulichen Sit¬

zungzusammen . - . — - ¬897
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Der städtishhe Voranschlag für 1931 .
Der Wiener Stadtsenat setzte heute gemeinsam mit demstädtischen

Finanzausschuss die Beratung des Voranschlages der Bundeshauptstadt Wien
für das Jahr 1931 fort .An Stelle des Gemeinderates Zimmerl ,der bekanntlich
sein Mandat zurückgelegt hat ,ist heute zum ersten Male Gemeinderat Stöger
im Finanzausschuss erschienen .

Zur Verhandlung gelangt die Verwaltungsgruppe für technische An¬
ge legenheiten .Das Referat erstattet amtsführender Stadtrat Richter .Er führt
aus ,dass auf dem Gebiete der Kehrichtverbrennung die Versuche fortgesetzt
werden .Es werde ein kleiner Kehrichtverbrennungsofen aufgestellt ,der für
die Verbrennung des Kehrichts aus dem Karl Marx - Hofbestimmt sei . Beiden
Versuchen sell festgestellt werden ,wie weit der Kehricht verbrennbar sei .
Auf dem Gebiete der Strassenreinfgung werde die schon seit Jahren durchge¬

führte Ausgestaltung fortgesetzt .Es werden ein neuer selbsttätiger Kehricht .
sammelzug und ein neuer Kehrzug in den Dienst gestellt werden .Für das kom¬

mende Jahr sei wie bisher vorgesehen ,wieder 500 . 000Quadratmeter Strassen¬
fläche neu zu pflastern ,zu makadamisieren oder zu asphaltieren .Gegenüber
früheren Verhältnissen könne heute in Bezug auf die Beschaffenheit der Wie¬
ner Strassen bereits eine bedeutende Verbesserung festgestellt werden .Die
Installierung der elektrischen Strassenbeleuchtung an Stelle der Gasbeleuch¬
tung werde in normalem Umfange fortgesetzt . Der . und 8 .Bezirk seien be¬
reits vellständig mit elektrischer Strassenbeleuchtung versehen .Die Montie¬
rung der Augartenbrücke sei bereits vollendet ;die Brücke werde voraus¬
sichtlich Ende April dem Verkehr übergeben werden .Der moderne Kanalbau werde
im bisherigen Ausmasse fortgesetzt .Die alten Ziegelkanäle werden entfernt
und an ihre Stelle moderne Betonkanäle gebaut .

Gemeinderat Angermayer erklärt ,dass sich die Gemeinde durch die
Führung einzelner Betriebe im Rahmender Verwaltungsgruppe für technische

Angelegenheiten in ihrem Kampfe gegen die Privatwirtschaft auslebe .In die¬
ser Verwaltungsgruppe werden Betriebe geführt ,die die Privatwirtschaft
konkurrenzieren sollen ,dann Betriebe ,die als Preisregulatoren gedacht sei¬

en ,und schliesslich Betriebe ,die reine Hoheitsverwaltungsnachen betreffen .
Die gegen die Privatwirtschaft gerichteten Betriebe versagen durchwegs alle .
So lassen zum Beispiel die städtischen Dampfbäder ihre Wäsche nicht in der
städtischen Dampfwäscherei waschen ,sondern waschen ihre Wäsche selbst .
Dies deswegen ,weil sie für das Waschen eines Kilogrammes Wäsche in der
städtischen Wäscherei 25 Groschen zahlen müssten ,während os ihnen selbst
nur auf 19 bis 21 Groschen zu stehen komme .Es wäre im dringendsten Interes¬
se der Privatwirtschaft gelegen ,solche städtische Betriebe aufzulassen und
die durch sie besorgten Arbeiten ven priwatwirtschaftlichen Unternehmungen
ausführen zu lassen .

Stadtrat Biber verweist auf die Notlage ,in der sich die Bildhauer
befinden ,und wünscht ,sie in reichlicherem Masse als bisher für Gemeinde¬
arbeiten heranzuziehen . Erbemängelt ,dass boi Strassenarbeiten in vielen
Fällen bedeutende Verkehrsstrassen oft wochenlang abgesperrt werden .Mit

einer solchen Rücksichtslosigkeit gegenüber den Anforderungen des Gross¬
stadtverkehrs müsse unbedingt aufgeraumt werden .Auch in Bezug auf die Keh¬
richtablagerung müsse eine Aenderung eintreten .Die Gemeinde müsse sich
ernster als wko bisher mit der Frage der Kehrichtablagerung bezichungswei¬

se Kehrichtverbrennung befassen .Auf dem Gebiete der Wasserversorgung müsse
alles vergesorgt werden ,um eine geregelte Versorgung Wiens mit Wasser
sicher zu stellen .Auf keinem Falle könne geduldct werden ,dass durch die
Führung verschiedener Betriebe in den Verwaltungsgruppe für technische An¬
gelegenheiten die Privatwirtschaft schwer geschedigt werde .Solche Betriebe
müssen unbedingt aufgelassen werden .Er stellt den Antrag ,zum Zwecke der

Beurteilung der bei öffentlichen Ausschreibungen einlangenden Anbote eine
Beratungskemmissien zu errichten .Ueber deren Zusammensetzung und Einrich¬
tung habe der Magistrat an die zuständigen Ausschüsse zu berichten .

Vizebürgermeister Hoss bemerkt ,dass die Strassenbesprengung ,wenn
sie einen Erfolg haben sell ,systematisch durchgeführt werden müsse .Hinsicht¬
lich der Strassenerhaltung und Stras senherstellung tadelt der Redner ,dass
sich noch sehr viele Strassen in schlechtem Zustande befinden .Es wäre sehr
wünschenswert ,den Kehricht in regelmässigen Zeitabschnitten abführen zu
lasson .Zu grosse Intervalle dürfen dabei unter keinen Umständeneintreten ,
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SitzungenimRathaus .
In dieser Wochetritt am Freitag um 12 Uhr mittags der Wiener

Stadtsenat zusammen .Anschliessend an die Stadtsenatssitzung findet eine Sit - ¬

zung der Wiener Landesregierung statt .
Der Wiener Gemeinderat tritt am Freitag um 17 Uhr zusammen .In

dieser Sitzung wird mit der Verhandlung des Voranschlages der Bundeshaupt¬

stadt Wien für das Jahr 1931 begonnen .Die Beratung des städtischen Voran - ¬
schlages im Gemeinderat wird sodann in der nächsten Woche am Montagund

an den folgenden Werktagen mit Ausnahme von Samstag fortgesetzt werden .

Die Sitzungenbeginnenum17Uhr .

Drohende Massenentlassung bei der städtischen Dampfwäscherei .

Im Verlaufe der Budgetberatung in den gemeinsamen Sitzungen des

Wiener Stadt senates und des städtischen Finanzausschusses wurde auch die

Führung der städtischen Dampfwäscherei erörtert .Anlässlich dieser Erörte - ¬

rungteilt Stadtrat Richtermit :
Die städtische Dampfwäschereibesorgt seit demJuli 1925die

Reinigung der Wäsche für einige Wiener öffentliche Fondskrankenanstalten .

DasUebereinkommenist wiederholtmitjeweilighalbjährigerKündigungs-¬
frist verlängert worden .Zuletzt ist dies mit Zuschrift des Bundesministe - ¬
riums für soziale Verwaltung vom 14 .Mai 1929 erfolgt .Der Zufriedenheit über

die Leistungen ist wiederholt Ausdruck gegeben worden . Nochin demSchrei¬

ben vom 21 .Juni 1930,mit dem nach Ablauf der verlängerten Geltungadauer

das Uebereinkommenauf den 31 .Dezember 1930 gekündigt worden ist,heisst es :
„ DerZeitpunkt der Verhandlungen über den eventuellen Ats chluss eines neuen

Vertrages wird der Magistratsabteilung 25 b zeitgerecht bekennt gegeben
werden . "In einer unmittelbar darauf stattgefundenen Aussprache ist die Be¬

reitwilligkeit zu einer Vertragserneuerung mindestens in der bisherigen

Zeitdauer von anderthalb Jahren offen zu Tage getreten .Seit derHerausgabe
des bekannten Erlasses des Handelsministers Heinl gegen die Konkurrenzierung

von Privatbetrieben durch die öffentliche Hand ist jedoch darin eine völlige

Aenderungerfolgt .Mit Schreiben vom . November1930 hat VizekanzlerSchmitz
die städtische Dampfwäschereiverständigt ," dass das Bundesministeriumfür
soziale Verwaltung im Einvernehmen mit dem Bundesministerium für Handel
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und Verkehr genötigt ist ,von einer Verlängerung dieses Vertrages aus grund .

die Bundesbahnen ,fürsätzlichen Erwägungen Abstand zu nehmen ." Auch
habendie die Dampfwäschereivollkommenklaglostätig gewesenist,unterausdrück¬

licher Berufungauf den erwähntenErlass die Kündigungvorgenommen.Dadurch
ist die Dampfwäscherei gezwungen ,mit 31 .Dezember69 Personen zuentlassen .
Das Bundesministerium für soziale Verwaltung bemerkt allerdings in der Zu¬
schrift vom1 .November," dasssich die Privatfirmen ,die vom1 .Jänner1931
angefangen die Wäschereinigung besorgen werden ,bereit erklärt haben ,die et - ¬
wa aus diesem Titel in der städtischen Dampfwäscherei zum Abbau kommenden
Arbeiter nach Tunlichkeit und Bedarf in ihre Betriebe aufzunehmen ,und dass
diese Firmen angewiesen wurden,hierüber mit der Direktion der städtischen

Dampfwäscherei das direkte Einvernehmen zu pflegen .„ DieNachricht vondem
drohenden Massenabbau hat begreiflicherweise unter den Bediensteten der

Dampfwäscherei die grösste Bestürzung und Aufregung hervorgerufen .Der Hin¬
weis,dass die Privatfirmen nach Tunlichkeit und Bedarf Entlassene anstellen
würden,konnte nicht beruhigend wirken .Abgesehen davom ,dass die Arbeitsbe - ¬
dingungen dieser Dampfwäscherei günstiger sind als in den Privatbetrieben ,
besteht nicht die geringsteGewährdafür ,dass die Privatwäschereiensämtli¬
che Abgebaute übernehmen ;auch jene Personen ,die allenfalls einen neuen Ar¬

beitsplatz finden würden,hegen die Befürchtung ,dass es sich dabei nur um
eine Scheinmassnahme handeln wird,der die baldige Entlassung folgt .

Die städtische Dampfwäscherei hat im Interesse des Personals
den Fondskrankenanstalten ein besonders günstiges Anbot für die weitere Be¬
sorgung der Wäschereinigung gestellt ,das wohl kaum von einer Konkurrenz
unterbotenoder auchnur gehaltenwerdenkann .EineVerhandlungüberdieses
Anbot hat jedoch nicht stattgefunden .Welche Preise denPrivatwäschereien
zugebilligt worden sind,ist unbekannt .Es ist dazu noch festzustellen ,dass

die städtiskhe Dampfwäschereifür diese Lieferungen nach auswärts denöffent - ¬
lichen Abgaben des Bundes und der Gemeinde in vollkommen gleichem Ausmass
unterliegt wie jedes Privatunternehmen ,sodass etwa von einer künstlichen
Verschiebung der Grundlagen eines Wettbewerbes nicht gesprochen werden kann .
Die besondere Leistungsfähigkeit der städtischen Dampfwäscherei liegt da¬
rin ,dass sie in den letzten Jahren mit den allermodernsten Maschinen aus¬
gestattet worden ist .Diese grossen Investitionen sind auch mit Rücksichtauf
die Wäschemengender Fondskrankenanstalten und der Bundesbahnenerfolgt .
Da künftighin diese erstklassige Anlage nur teilweise ausgenützt werden
kann ,so wird sich für die Gemeinde eine fühlbare Verteuerung ergeben müssen .

Besondershervorzuhebenist noch ,dass es nachder Naturder Dingevollkommen
ausgeschlossen ist,etwa eine Reihe von kleinen Wäschereien also von wirkli¬
chen Gewerbetreibenden mit der sehr heiklen Aufgabe der Reinigung von Spi¬
talswäsche und dem nur im Grossbetrieb möglichen ,ungemein genauen Zustell¬
dienst zu betrauen .In Wirklichkeit wird ein Konzern vonDampfwäschereien ,
der unter demEinflussdes KommerzialratesHeinrichLöwingersteht ,des-¬
sen Gruppe schon gegenwärtig im Teilung mit der städtischen Dampfwäsche¬
rei für die Fondsanstalten die Wäschereinigung besorgt ,vermutlich der Nutz .
niesser der Aktion sein .Es wird dem Urteile der Bevölkerung anheimgegeben ,

ob darunter tatsächlich eine Förderung des Gewerbes zu verstehen ist .
. . . . —. - . —. - - ¬901



RATHAUSKORRESPONDENZ
Herausgeber und verantw ,Redakteur : 152

Karl Honay

Wien ,amMittwoch ,den 10 .Dezember1930 .ZweiteAusgabe .

Derstädtische Voranschlagfür1931.
Der Wiener Stadtsenat setzte heute gemeinsam mit demstädti¬

schen Finanzausschuss die Beratung über den Voranschlag der Bundeshaupt¬
stadt Wien für das Jahr 1931 fort .Zur Verhandlung gelangte die Verwaltungs - ¬
gruppe für Ernährungs -und Wirt schaftsangelegenheiten .Das Referat erstatte¬
te Stadtrat Kokrda .

Er berichtet ,dass das Gesamterfordernis für die Verwaltungs - ¬
gruppe für Ernährungs -und Wirtschaftsangelegenheiten über 88 Millionen
Schilling betrage .Davon seien für die Schulangelegenheiten allein über 78
Millionen Schilling veranschlagt .Im Budget der Verwaltungsgruppe für Er¬
nährungs -und Wirtschaftsangelegenheiten sei zum ersten Male der Betrag
von 50 . 000Schilling als Pachtschilling für die dem Bürgerspitalfonds ge¬
hörigen Gründe vorgesehen ,die von der Gemeinde Wien in Anspruch genommen

werden .
Gemeinderat Stöger verweist auf die Notlage der Marktparteien ,

die unter den hohen Marktgebühren schwer zu leiden haben .EineAenderung
des Systems der Marktgebühren sei im Interesse der ganzen WienerBevölke - ¬rungunerlässlich .

Vizebürgermeister Hoss stellt fest ,dass auf einzelnen Märk - ¬
ten sehr viele Stände leer seien .Schuld daran sei nicht nur die allge - ¬

meine Wirtschaftslage ,sondern auch in einem nicht geringen Teil Schika¬
nen ,denen einzelne Marktparteien ausgesetzt seien .In Bezug auf die Obst¬
und Gemüse . G .müsse festgestellt werden ,dass sie ihren Zweck in keiner
Weise erfülle .Der Redner meint ,dass Trockengemüse für die Humanitäts - ¬
anstalten im Interesse der heimischen Gärten nur dann gekauft werden sollc ,
wenn kein Frischgemüse mehr zu haben sei . Eswäre sehr nützlich ,hinsicht¬
lich der Versorgung der Gemeindeanstalten mit Gemüse zunächst mit den Wie - ¬

ner Gärtnerorganisationen zu verhandeln .Ebenso notwendig sei ,der Spannung
zwischen den Grosshandelspreisen und den Kleinhandelspreisen ein grösse¬
res Augenmerk zuzuwenden .Was die Baustoffe . G .anlange ,sei zu bedauern ,
dass aus dem Budget keine Preiskalkulation zu ersehen sei .In Bezug auf

die Schulverwaltung müsse die Minderheit auf die Forderung nach Errichtung
eines eigenen Schulreferates im Rahmen der Gemeindeverwaltung auf das nach¬
drücklichste bestehen .Einige Schulen seien schon derartig reparaturbedürf¬
tig ,dass ihr Bauzustand schon fast an Skandal grenze .Es wäre sehr im
Interesse der Gemeinde gelegen ,diese Uebelstände sofort abzustellen .

Stadträtin Dr .Motzko führt darüber Beschwerde ,dass an ein¬
zelnen Schulen Schülerzeitungen existieren ,die unter keinen Umständen
geduldet werden dürfen .Im städtischen Schulwesen sei sehr viel faul ,lei¬
der sei aber im Rahmen der Stadtverwaltung niemandem die Möglichkeit gege - ¬
ben ,über die verschie denen Uebelstände vor aller Oeffentlichkeit zu spre¬
chen .Zu tadeln sei auch ,dass in vielen städtischen Amtsräumen sozialde - ¬
mokratische Organisationen untergebracht seien ,so die Societas und der
Freidenkerbund ,der in der niederträchtigsten Weise den Kampf gegen die
Kirche führt .Diese unerhörten Zustände müssen schleunigst aus der Welt ge - ¬
schafft werden .

Gemeinderat Binder erklärt hinsichtlich des städtischen Wirt¬
schaftsamtes ,dass die zentrale Beschaffung der verschiedenen Artikel
nicht immer vorteilhaft sei .Der Redner verlangt genaue Angaben über die
städtische Bäckerei .

Gemeinderat Angermayer erklärt ,dass die Baustoffe . G .und
das Wirtschaftsamt unter der Devise des Sparens errichtet worden seien .
In Wirklichkeit sei jedoch die Baustoffe . G .nur eine Zwischenhändlerin .
Die Betriebsauslagen ,vor allem der Lagerhaltung seien sehr hoch ; esentstehe
daher die Frage ,ob das Unternehmen seinen Zweck erfülle .Das Gleiche gelte
vom Wirt shaftsamt ,das ebenfalls nur dem Zwischenhandel diene . DerZweck des
Amtes ,ein Ersparungsorgan zu sein ,komme daher sehr in Frage .In Bezug
auf die städtische Bäckereierklärt der Redner ,dass die Bäckerei heute schon
weit ausgebaut sei ,dass sie gar nicht mehr voll ausgenützt werden könne .
Wie schon wiederholt festgestellt worden sei ,müsse auch heute betont wer¬
den ,dass die städtische Bäckerei ein arges Konkurrenzunternehmen für die
privaten Bäckereien sei .

In seinem Schlusswort erwidert Stadtrat Kokrda eingehend auf
die Ausführungen der Redner der Minderheit .Von einem Terror auf den städti¬
schen Märkten könne mit keinem Wort gesprochen werden .Die städtische
Bäckerei ,die von der Gemeinde als ein schon bestehendes Unternehmen
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übernommen worden sei ,erfülle in jeder Weise ihren Zweck .Sie bedeute
auch keine Konkurrenz für die privaten Bäckereien .Für die bestehende Schul¬
verfassung könne die Gemeinde nicht verantwortlich gemacht werden .Die Wie - ¬
ner Schulen unterstehen einer eigenen Schulbehörde ,dem Stadtschulrat ,der
die gesetzmässige Bundesschulbchörde sei .Sollten an Schulen Unzukömmlich¬
keiten beohachtet werden ,sei der beste Weg zur Abschaffung die Anzeige beim
Stadtschulrat ,der jede Anzeige auf das gewissenhafteste überprüfe .In Be¬
zug auf die Baustoffe . G .erklärt der Berichterstatter ,dass rund 99 Pro¬

zent aller Baustoffe vom Produzenten weg dirckt auf die Baustelle geschafft

werden .Von einer Lagerhaltung der Baustoffe könne daher wohl nicht ge¬
sprochen werden .

In der Spezialdebatte ,an der sich Vizebürgermeister Hoss und
die Gemeinderäte Angermayer ,Binder und Stöger beteiligen ,spricht sich
Gemeinderat Uebelhor gegen die wahllose unentgeltliche Beteilung der Schul¬
kinder ohne Unterschied ob arm,ob reich mit Schulbüchern aus .Diese Aktion
schädige ebenfalls verschiedene private Gewerbe auf das empfindlichste .

Die Positionen der Verwaltungsgruppe für Ernährungs -und Wirt¬
schaftsangelegenheiten werden genchmigt .

Nunmehr gelangt die Verwaltungsgruppe für allgemeine Verwal¬
tungsangelegenheiten zur Verhandlung .Berichterstatter ist Stadtrat Linder .

Er berichtet ,dass die Gesamtausgaben für die Verwaltungsgruppe
für allgemeine Verwaltungsangelegenheiten mit über 16 Millionen Schilling
veranschlagt scien .Davon werden fast 1o Millionen Schilling für das Feuer¬
löschwesen ausgegeben .Das vorbildliche Wirken der städtis chen Feuerwehr
werde von allen Schichten der Bevölkerung anerkannt .Die vor Jahren begonne - ¬

nen Verbesserungen der Feuermeldung sollen im nächsten Jahr vollendet wer¬
den .Die Wiener Feuerwehr sei auf 6 Hauptwachen und 24 Nebenwachen aufge¬
teilt .Sie verfüge gegerwärtig über 1h8 Geräte und 6 Inspektionsmotorrä - ¬
der .Alle Geräte seien auf das allermodernste ausgestattet .Um eine rasche

Feuermeldung zu ermöglichen ,stehen der Wiener Berufsfeuerwehr 666 öffent¬
liche und 332 private Feuermelder zur Verfügung .Der Ausbau der Feuermelde - ¬
anlagen werde natürlich in den kommenden Jahren fortgesetzt .Das gesamte
Kabelnetz der Feuerwehr sei 110 Kilometer lang ,die Oberleitung 153 Kilo - ¬
meter .Hinsichtlich dor Gemeindewache müsse festgestellt werden ,dass sie
den erforderlichen Wach - und Ordnungsdienst in den städtischen Aemtern ,
Anstalten ,Betrieben ,Unternchmungen ,Gartenanlagen ,Friedhöfen ,Markthallen ,
Märkten und Schlachthäusern klaglos versehe .Für die Kunstförderung seien
im Budget 189 . 000Schilling vorgeschen ;100 . 000Schilling davon seien der
Förderung der Gegenwartskunst gewidmet .

Stadtrat Kunschak erklärt ,dass das Geld für die Gemeindewache
buchstäblich zum Fenster hinausgeworfen werde .Die vorgeschene Ausgabe von

' 7Millionen Schilling sei unter keinen Umständen gerechtfertigt .Ein Ord - ¬
nungs -und Wachdienst in den städtischen Aemtern und so weiter habe immer
bestanden und stets auch klaglos funktioniert .In Bezug auf die Herausgabe
der Zeitung „ Die neue Wohnung "durch die städtische Wohnhäuserverwaltung
müsse festgestellt werden ,dass die Herausgabe dieser Zeitung verfassungs - ¬
mässig in keiner Weise gedeckt sei .Der Redner kritisiert ,dass Bewerbern ,
die wegen Betruges oder Diebstahlos vorbestraft seien ,die Wiener Heimats - ¬
berechtigung verliehen worden sei .Die Verleihungen des Heimatrechtes in
Wien müssen im Amtsblatte der Stadt Wien veröffentlicht werden ,umsie
nicht weiter der öffentlichen Kontrolle zu entzichen .

Stadtrat Kunschak beantragt schliesslich ,die Post Gemeinde - ¬
wache zu streichen ,die stenographischen Protokolle des Wiener Gemeinde - ¬
rates in Druck zu legen und sie an die Gemeinderatsmitglieder auszufolgen ,
den amtsführenden Stadtrat für die Verwaltungsgruppe für allgemeine Verwal¬

tungsangelegenheiten zu beauftragen ,unverzüglich alle Vorarbeiten zur Auf¬
nahme eines neuen Stadtplanes in die Wege zu leiten ,und schliesslich die
Verleihung des Heimatsrechtes in Wien wieder in der Form zu veröffentlichen ,
wie es früher der Fall war .

Gemeinderat Angermaver nimmt ebenfalls gegen die Gemcindewache
Stellung .VomJahre 1927 angefangen bis 1929 scien für die Gemeindewache
6 'Millionen Schilling ausgegeben worden und für die Jahre 1930 und 1931
seien als Ausgabe weitere ' 5Millionen Schilling vorgeschen .Der Gesamtbe¬
trag mache daher nicht weniger als 11 ' 9Millionen Schilling aus .Die Ausga¬
ben für die Gemeindewache seien in der jetzigen Zeit total überflüssig .
Interessant sei ,dass für die Gemeindewache Gummiknüppel geradezu massen¬
haft bestellt worden .So seien für 650 Gemeindewachmänner über 1000 Gummi - ¬
knüppel bestellt worden .Der Redner wünscht schliesslich Aufklärung über

den Bestand einer eigenen Telefonverbindung der Arbeiterzeitung mit dem Re - ¬
vier der Gemeindewache in der Mollardgasse .

In seinem Schlusswort stellt Stadtrat Linder fest ,dass die Go¬
meindewache sich vorzüglich bewähre und ihre Tätigkeit eine sehr nützliche
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sei . Hinsichtlich der Verlcihungen des Heimatrechtes erklärt der Referent ,
dass jeder einzelne Fall äusserst genau geprüft werde .Es sei ihm nicht
ein Fall bekannt ,in dem ein rechtskräftig Vorbestrafter das Hoimatrecht
erlangt hätte .

Der Antrag Kun schak auf Herausgabe eincs neuon Stadtplanes wird
der geschäftsordnungsmässigenBehandlungzugewiesen ,die übrigenAnträge
werden abgelchnt .Die Positionen der Verwaltungsgruppe für allgemeine Ver - ¬
waltungsangelegenheiten werden mit den Stimmen der Mehrheit genehmigt .

Nunmehr gelangen nach einem Bericht des Stadtrates BreitnerDdie Positionen „ Bilanz und Bedeckung "zur Verhandlung .
Stadträtin Dr .Motzko gibt die Erklärung ab ,dass die Minder - ¬

heit der Vorlage nicht zustimmen könne .t .Die Positionen Bilanz und Bedeckung "werden genchmigt .
Sodann gelangen die Wirtschaftspläne der städtischen Unter¬

nehmungen für das Geschäftsjahr 1931 zur Verhandlung .Berichterstatter
ist Vizebürgermeister Emmerling .

Er führt aus ,dass dic Gaswerke im kommenden Jahr mit einerJahreserzeugung von rund 320 Millionen Kubikmeter Gas und mit einem Ver¬
kauf von rund 296 Millionen Kubikmeter rechnen .Die Zahl der Gaskonsumenten
dürfte im kommen den Jahr einc halbe Million überschreiten .Die Investitio¬

nen der Gaswerke werden im nächsten Jahr einen Geldbedarf von 10 ' 5Millio - ¬
nen Schilling erfordern .Davon entfallen ' 2Millionen Schilling auf Kredit¬
resto für in Ausführung begriffene Arbeiten und ' 3Millionen Schilling
auf neue Investitionen .Die Investitionen werden durch wegs aus eigenen Mit - ¬
toln bestritten werden .Die Elektrizitätswerke rechnen im Geschäftajahr
1931 mit einer Stromerzeugung und einem Strombezug von zusammen 580 Mil - ¬
lionen Kilowattstunden und einem Gesamtstromverkauf von 1lo Milzionen
Kilowattstunden .Von der Stromerzeugung werden 312 ' 5Millionen Kilowattstun¬
den auf die Wiener Werke und 108 Millionen Kilowattstunden auf das Ebenfurter
Werk entfallen ;aus eigenen Wasserkraftwerken dürften 780 Millionen Kilo - ¬
wattstunden bezogen werden .Der Fremdstrombezug wird mit 72 ' 5Millionen Ki - ¬
lowattstunden angenommen .Die Ausgaben für Investitionen werden 35 ' 8Millio - ¬
nen Schilling betragen .Davon entfallen 25 ' 7Millionen Schilling auf Rest¬
zahlungen für frühere Investitionen ,mithin 10 ' 1Millionen Schilling auf
neue Investitionen .Die Strassenbahnen rechnen für das kommende Jahr mit
einer Frequenz von 600 Millionen Fahrgästen bei der Strassenbahn und Stadt¬
bahn,mit einer Frequenz von 31 ' 9Millionen im Autobusbetrieb und mit einer
Frequenz von 500 . 000Fahrgästen im Elektrobusbetricb .Für Investitionen
bei der Strassenbahnunternehmung seien im kommenden Jahr 10 ' 76Millionen
Schilling in Aussicht genommen .Für die städtische Leichenbestattung sei
für das nächste Jahr ein Ueberschuss von 12 . 000Schilling veranschlagt .Das
städtische Brauhaus rechne mit einer Erzeugung von hoo . 000Hcktolitern

und mit einem Verkauf von 376 . 000Hektolitern Bier .Der Gebarungsüberschuss
wird mit 800 . 000Schilling angenommen .Für Investitionen sei der Betrag von

' 4Millionen Schilling in Aussicht genommen .Alle Investitionen werden
selbstverständlich aus eigenen Mittein bestritten .Die städtische Ankündi - ¬
gungsunternchmung " Gewista " nimmtfür das kommende Jahr einen Ueberschuss

von 116 . 000Schilling an .
In der Debatte erklären Vizebürgermeister Hoss und die Gemeinde - ¬

räte Angermaver ,Binder und Ucbelhör sowie Stadtrat Biber ,dass die neuen
Grundgebuhren Deim Elcktrizitätswork und Gaswork für die Wirtschaft eino
unerträgliche Belastung darstellen .Sie beschäftigen sich sehr eingchend

mit dem Strassenbahnverkehr ,den sie als völlig unzureichend und einer
Grosstadt unwürdig bezeichnen .Stadtrat Biber beantragt ,den amtsführenden
Stadtrat der Verwältungsgruppe für die städtischen Unternchmungen zu beauf - ¬
tragen ,alles Nötige zu veranlassen ,damit vom 1 .Februar 1931 angofangen von
der Einhebung der Grundgebühren Abstand genommen werden könne .Gemeinderat
Angermaver stellt den Antrag ,die Einkassierungen für die Gas -und Stromab¬
nahme gleichartig durchzuführen und hiebei die Einkassierung nicht dirckt ,
sondern durch Erlagscheine zu besorgen .

In seinem Schlusswort erwidert Vizebürgermeister Emmerling
ausführlich auf die vorschiedenen Beschwerden der Redner dor Minderheit ,
worauf die Wirtschaftspläne der städtischen Unternchmungen mit den Stimmen
der Mchrheit angenommen werden .Die Anträge Biber und Angermayer werden

abgelchnt . Damit sind die Verhandlungen über den städtischen Vonanschlag
für 1931 und die Wirtschaftspläne der städtischen Unternchmungen für 1931

fabgeschlossen .Wieschon mitgeteilt ,beginnen die BudgetberatungenimWie¬
ner Gemeinderat übermorgen Freitag .m Wiener Stadtsenat und städtischen Finanzausschuss
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DieBevölkerungsbewegungimOktober .
Wie das statistische Amtder Stadt Wienmitteilt ,wurden imOk- ¬

tober dieses Jahres in Wien . 307Trauungen vollzogen ,um IAl weniger

als im September dieses Jahres und umAl weniger als im Oktober 1929 .Vor
römisch - katholischen Seelsorgern wurden 865 Ehen ,vor der politischen Be¬

hörde 222 Ehen geschlossen .Um Ehedispense haben im Oktober 295 Personen

angesucht ,das sind um 14 Personen mehr als im heurigen September undum
23 Personen weniger als im Oktober des Vorjahres .Von den laufenden Ansu - ¬

chen um Ehedispense wurden im Oktober 252 aufrecht erledigt .

DemMagistrat wurden im Oktober 872 Konfessionsänderungen ange - ¬
zeigt,um 10 mehr als im heurigen September und um 133 weniger als imOk¬

tober des Vorjahres .629 Personen traten aus der römisch - katholischen
Kirche aus ;578 Personen erklärten ,konfessionslos zu bleiben .

Die Geburtenstatistik besagt ,dass im Oktober . 489Kinder le - ¬

bend geboren wurden ,das sind um 100 Lebendgeburten mehr als im September

des heurigen Jahres und um 54 Lebendgeburten mehr als im Oktober 1929 .
Von den lebend geborenen Kindern im Oktober 1930 waren 755 Knaben und

734 Mädchen ,. 156eheliche und 333 uneheliche Kinder .In der Wohnungder

Mutter wurden 297 Kinder und in Anstalten . 192Kinder geboren .

AnTotgeburtensind im vergangenenOktober11 zuverzeichnen .
Das ist gegenüber September des heurigen Jahres ein Rückgang von 6 Tot - ¬

geburten und gegenüber Oktober 1929 ein Rückgang von 12 Totgeburten .Unter

den Totgeburten waren64 Knabenund 10 Mädchen ,währendbei 40Kindern
das Geschlecht unkenntlich war .23 Totgeburten erfolgten in derWohnung
der Mutter ,121 TotgeburteninAnstalten .

Gestorbensind imOktoberdieses Jahresin Wieninsgesamt
. 067Personen,also um 118 Personen mehr als im September dieses Jahres

und um 10 Personen mehr als im Oktober 1929 .Von den Verstorbenen waren
. 020männlichenund . 047weiblichenGeschlechtes ;. 938gehörtender

Wiener Bevölkerung an ,129 waren Ortsfremde .In ihrer Wohnungsind 802

Personen und in Anstalten . 265Personen gestorben .Ueber die Säuglings - ¬
sterblichkeit berichtet die Statistik ,dass im heurigen Oktober 88 Kin - ¬

der im ersten Lebensjahre gestorben sind .Davon waren 54 Knabenund
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34 Mädchen ;58 Säuglinge waren ehelich und 30 unehelich .Im ersten Le¬
bensmonat starben 54 ,im zweiten bis zwölften Lebensmonat 34Säuglinge .

Die Gemeindebeiträge für Wohnhausreparaturen .

Bekanntlich gewährt die Gemeinde Wien auf Grund eines Gemeinde - ¬
ratsbeschlusses unter bestimmten Voraussetzungen solchen Mietparteien ,

deren Mietzins das Viertausendfache des Friedenszinses übersteigt ,Zins - ¬

zuschüsse .Zur Begutachtung der Ansuchen um diese Zuschüsse hat der Gemein¬
derat einen Beirat eingesetzt ,der kürzlich seine 30 .Sitzung abgehalten

hat .In dieser Sitzung sind die Ansuchen von 202 Parteien in 23 Häusern

behan delt und Mietzinsbeiträge im Betrage von monatlich . 020Schilling

genehmigt worden .Ferner hat der Beirat dem Antrage des Magistrates zu¬

gestimmt ,171 Parteien in 20 Häusern die bisher gewährten Zuschüsse bis

31 .Juli 1931 im Betrage von monatlich 551 Schilling weiter zugewähren .
Insgesamt hat der Beirat bisher die Ansuchen von 16 . 507Parteien in

. 870Häusern erledigt .Die Gesamtsumme der Mietzinszuschüsse beträgt

bisnun monatlich 77 . 970Schilling ,der Gesamtaufwand überhaupt 759 . 0h0

Schilling .

Ausgestaltung der elektrischen Strassenbeleuchtung .
In der nächsten Zeit werden in Hernals die Zeillergasse und

die Paschinggasse mit elektrischer Strassenbeleuchtung versehen .Der

zuständige Gemeinderatsausschuss hat die notwendigen Installationsar¬

beiten ,die einen Kostenaufwand von . 000Schilling erfordern ,bereits
vergeben ,sodass mit der baldigen Fertigstellung der elektrischen Stras - ¬

senbeleuchtung in den beiden Gassen zu rechnen ist .

Sitzung der Bezirksvertretung Meidling .
Die Bezirksvertretung Meidling tritt am Donnerstag ,den

18 .Dezember ,um 6 Uhr abends zu einer öffentlichen undvertraulichen

Sitzung zusammen .
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Die künftige Gestaltung der Nahrungs - oderGenussmittelabgabe .
Anlässlich der Beratung des Voranschlages 1931 in den gemeinsa¬

men Sitzungen des Finanzausschusses und Stadtsenates wurde auch eine
eingehende Erörterung darüber geführt,wie die Nahrungs - oderGenussmittel¬
abgabe auf Grund der bekannten Entscheidung des Verfassungsgerichtshofes
vom . Jänner 1931 an eingehoben werden soll .Stadtrat Kunschak verwies
darauf ,dass im Kreise der gegenwärtig Abgabepflichtigen völlige Unklar - ¬

heit darüber herrsche ,welche Praxis der Magistrat anzuwenden beabsichti¬
gejes sei begreiflich ,dass damaus Beunruhigung entstehe und also notwen¬
dig ,dass eine vollkommene Klarstellung erfolge .

Stadtrat Breitner führte demgegenüber folgendes aus :der Verfas - ¬
sungsgerichtshof hat mit dem Erkenntnis vom 22 .Jänner 1930 lediglich den
ersten Absatz des § 1 des Nahrungs - oderGenussmittelabgabegesetzes auf¬
gehoben .Dadurch ist jener Rechtszustand wieder hergestellt worden ,der vor
der Gesetzesnovelle vom 17 . Juli 1925 bestanden hat .Die sogenannten
ex lege Betriebe ,das sind alle Nachtlokale ,Bars ,Kabaretts ,Varietees ,Kon¬
zertkaffees ,Konzertrestaurants,Heurigen - undBuschenschänken ,Likör - und

Frühstückstuben ,ferner alle Betriebe ,die Nahrungs - oderGenussmittelabga¬
be nur deshalb zu zahlen haben,weil die betreffenden Veranstaltungen
der Lustbarkeitsabgabe unterliegen ,werden durch diesen Spruch überhaupt
in gar keiner Weise berührt .Diese Betriebe haben also auch nach dem 31 .
Dezember . J .die Nahrungs - oderGenussmittelabgabe wie bisher zu entrich¬
ten .Die mit solchen Betrieben getroffenen Abfindungsübereinkommen ( Kla¬
vierpauschale und sonstige Pauschalierungen )bleiben also auch nach dem

31 .Dezember in Kraft ,soweit nicht im Abfindungsübereinkommen selbst etwas
anderes vorgesehen ist .Das Erkenntnis des Verfassungsgerichtshofes bezieht
sich also nur auf jene Betriebe ,die durch den Magistrat eingereiht sind .

Sie werden die Abgabe in Hinkunft in dem Falle zu entrichten haben ,wenn
sie als Luxuslokale in Betracht kommen .Hierüber wird der Magistrat neu
zu erkennen haben .Alle Betriebe ,die derzeit durch den Magistrat eingereiht
sind,haben nunmehr für die bis 31 .Dezember verabfolgten Nahrungs - oder
Genussmittel die Abgabe zu entrichten ,somit die letzte Rechnung für die
zweite Hälfte Dezember bis längstens 10 .Jänner zu legen und bis zu diesem
Tage die darauf entfallende Abgabe zu bezahlen .Für die Zukunft wird der
Magistrat anfangs Jänner 1931 die Einreihungsbescheide hinausgeben .Es
geht aus dieser Sachlage hervor ,dass irgend eine neue Beschlussfassung
des Landtages nicht zu geschehen hat .Was den Kreis der künftighin einzurei
henden Betriebe selbst anlangt,so lassen sich vollkommen feste Umgrenzun¬
gen heute noch nicht ziehen .Der Begriff von Luxus ist nicht vollkommen
eindeutig definierbar .Gewisse Anhaltspunkte ergeben sich aus denBeratun¬
gen des Landtages vom 21 . April 1922 .Damals hat das Gesetz über die Abgabe¬
pflicht von Luxusbetrieben eine Erweiterung dadurch erfahren ,dass neben
den Merkmalen der geforderten Preise ,der Kreis der Kundschaft ,der beson¬
deren Ausstattung auch jenes der bevorzugten Lage eines Lokales hinzuge - ¬
kommen ist .Es ist bei diesem Anlass darauf verwiesen worden ,dass gewiss
jene Lokalitäten ,die nicht nur besucht werden,um just Speisen und Geträn¬
ke zu konsumieren ,sondern auch um zu sehen und gesehen zu werden,als
Luxusbetriebe erklärt werden sollen .Wörtlich hiess es : " Indiese Kategorie
gehören zweifellos die grossen Ringstrassenkaffeehäuser . "Der Verwaltungs¬
gerichtshof hat in seiner Entscheidung vom 12 .Mai 1925 darauf vorwiesen ,
dass es erforderlich sei,nicht bloss den Wortlaut des Gesetzes sich vor
Augen zu halten ,sondern auch die Absicht der Gesetzgebung zu erforschen .
Es ist dies vom Verwaltungsgerichtshof in der Form geschehen ,dass er die
Ausführungen des Referenten in dieser Sitzung als nach dieser Richtung

hin Aufschluss gebend herangezogen hat .Damals wurde folgendes gesagt : " Was
die " bevorzugte Lage "anlangt,so ist es durchaus begründet ,auch dieses
Merkmal gelten zu lassen .Natürlich wird man sich dabei nicht bloss auf die
Innere Stadt beschränken .Die Meierei Krieau wird sicherlich ebenso als

ein Betrieb mit " bevorzugter Lage "anzuschen sein .Desgleichen etwa der
Cobenzl ,Konstantinhügel oder auch Gast - undKaffeehäuser bei Bahnhöfen,in
Hauptverkehrsstrassen ,Gartenanlagen ,wie zum Beispiel der Kursalon und
ähnliche mehr " .Im weiteren Verlauf dieser Rede sind noch als zweifellos
abgabepflichtige Betriebe die Konditoreien Demel und Gerstner ,die Spei - ¬
sesäle von Hartmann ,Hopfner ,Grand Hotel,Hotel Bristol,Hotel Imperial und
Sacher genannt worden .Es handelte sich da selbstverständlich nicht umdie
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Anführung von Einzelbetrieben ,sondern von Typen .Wie weit sich danndie
Einreihung zu erstrecken haben wird,kann allerdings Gegenstand von Mei¬
nungsverschiedenheiten sein ,die zuletzt vielleicht nur durch denVerwaltungs
gerichtshof geklärt werden können .Der Begriff von Luxus ist eben kein
fest umrissener und er ist auch in einem sehr hohen Masse von der jeweili¬
gen wirtschaftlichen Lage abhängig .Wenn wir heute über 80 . 000Arbeitslose

in Wien haben ,dann ist es gewiss gerechtfertigt ,den Luxusbegriff enger aus¬
zulegen ,als dies in der Vorkriegszeit notwendig gewesen sein mag .Feststel¬
len möchte ich und ausdrücklich darauf aufmerksam machen ,dass für das Bud¬
get 1931 der Magistrat bei der Ermittlung des Ansatzes für die Nahrungs - ¬
oder Genussmittelabgabe mit der alleräussersten Vorsicht und mit der

grössten Zurückhaltung vorgegangen ist . Essollte vermieden werden ,einen
Ertrag einzusetzen ,für welchen denn doch im Gegensatze zu den anderen Ab - ¬
gaben die Erfahrung des Vorjahres fehlt .Daher dieser verhältnismässig
niedrige Betrag .Es ist durchaus möglich ,dass sich hier höhere Eingänge er¬
geben werden ,und ich erkläre ganz offen ,dass das Streben auch darauf gerich
tet sein wird .Wenn die Gemeinde überhaupt auf Abgaben verzichten soll ,dann

gibt es zweifellos solche ,die wirtschaftlich von weitaus höherer Bedeutung
sind als die Nahrungs - oderGenussmittelabgabe .

In der daran anschliessenden Debatte richtete Htadtrat Biber das
Verlaggen,der Magistrat möge sich überhaupt darauf beschränken ,die Nah¬
rungs - oder Genussmittelabgabe von den sogenannten ex lege Betrieben einzu¬
heben und überhaupt keine Einreihung vornehmen .

Stadtrat Breitner erwiderte ,dass dieser Anregung unter gar keiner
Bedingung entsprochen werden könne .Die erdrückend grosse Mehrheit der
Bevölkerung würde es ganz und gar nicht verstehen ,ja es müsste sogar bei
ihr Erbitterung hervorrufen,wenn in einer Zeit derart drückender Not Luxus - ¬
lokale abgabefrei bleiben . Weder die Inhaber dieser Betriebe haben einen

Anspruch ,von einem Tag auf den anderen diese bisher gezahlte Steuer ein¬

fach als Gewinn zu erhalten,noch liegt die allergeringste Veranlassung vor ,
wenn etwa,was keinesfalls sicher ist ,die Preise um die in Wegfall kommende
Abgabe heruntergesetzt würden ,den Gästen von Luxuslokalen eine solche Be¬
günstigung zu verschaffen .Der Magistrat werde sich bemühen ,die richtigen

Grenzen einzuhalten und sei nach wie vor sehr gerne bereit,sich dazu des
Rates der Genossenschaften zu bedienen .

Stadtrat Biber erhob aunh den Vorwurf ,dass,wie der Spruch desVer - ¬
fassungsgerichtshofes dartue ,die Gemeinde eine verfassungswidrige Abgabe
eingehoben habe .Die Minderheit habe schon früher auf die Unzulässigkeit
dieser Steuer hingewiesen ,ohne jedoch beachtet worden zu sein .Wäre dies
geschehen ,so würde sich die Gemeinde eine solche Nie derlage ersprät haben .

Stadtrat Breitner bemerkte dazu ,dass,wenn man überhaupt einen Vorwurf
nach dieser Richtung hin erheben könne,er sich ganz ausschliesslich gegen

die Bundesverwaltung richte .Die Bundesregierung hat die Möglichkeit gehab¬
gegen das Nahrungs - oderGenussmittelabgabegesetz Einspruch zu erheben und
hat es nicht getan .Uebrigens steht der Bundesregierung und eigentlich nur
ihr und nicht einem Privatmann das Recht zu ,den Verfassungsgerichtshof an¬
zurufen und die Verfassungswidrigkeit eines Landesgesetzes feststellen zu
lassen .All das ist nicht geschehen .Daraus geht vollkommen klar hervor ,dass
der Verfassungsdienst des Bundes von der Verfassungsmässigkeit der Nahrung
oder Genussmittelabgabe restlos überzeugt gewesen ist .In jüngster Zeit hat
nun der Verfassungsgerichtshof die Gleichartigkkit für eine andere Abgabe
wieder verneint und zwar für die vom Land Salzburg vom Verbrauche an Weizen
Roggen ,Gerste und Mahlprodukten eingehobene Abgabe .In der Begeündung wird
erklärt,dass es für di Beurteilung,ob eine gleichartige Abgabe vorliege ,

nicht genüge,wenn der Besteuerungsgegenstand derselbe ist ,sondern es müsse
noch hinzukommen ,dass von diesem gleichen Besteuerungsgegenstand die Abgab
gleichartig ergoben werden,es müsse also nebst der Identität des Besteuer¬
ungsgegenstandes auch noch eine Gleichartigkeit in dessen Besteuerung vor¬

handen sein .Während sich somit der Verfassungsgerichtshof bei der Wiener
Nahrungs - oderGenussmittelabgabe mit der Gleichartigkeit des Besteuerungs¬
gegenstandes begnügte,hat er bei der Salzburger Abgabe ausser dieser Gleic .

artigkeit auch die Gleichartigkeit bei der Einhebung gefordert .Wennman
ferner in Betracht zieht ,dass der Verwaltungsgerichtshof wiederholt,unter

anderem in seinem Erkenntnis vom 31 .Mai 1927 ausgesprochen hat ,dass die Wi
ner Nahrungs - oderGenussmittelabgabe eine Aufwandsteuer darstelle,während
die Warenumsatzsteuer den Umsatz der Waren ,also Verkehrsakte besteuere ,
so ergibt sich ,dass die Einheitlichkeit der Spruchpraxis nur durch das Er¬
kenntnis des Verfassungsgörichtshofes über die Wiener Nahrungs - oderGenuss
mittelabgabe gestört wird .

Trotzdem ist die Gemeindeverwaltung gezwungen ,sich an das ,wie dargeleg
sehr widerspruchsvolle Erkenntnis des verflossenen Verfassungsgerichtshofe .
vom 22 .Jänner 1930 zu halten .Im Uebrigen hat der Nationalrat das Recht ,aucl
vollkommen gleichartige Abgaben zuzulassen und es wäre sehr vernünftig,wen
er das täte .Spricht man überhaupt ,von Steuererleichterungen on Oesterreichso meint man doch in allererster Linie die auf der Produktion liegenden und
den Export beeinträchtigenden Abgaben .Hingegen gehört es wahrhaftig nicht :
den brennendsten Sorgen ,dass mehrere hundert Gast - undKaffeehäuser sowiezZuckerbäcker ,die bisher trotz der Abgabe bestehen konnten ,ab . Janner 1931ven ihr befréit werden .Die Gemeinde äber erfahrt eine sehr unerwünschte
Schmälerung ihrer Einnahmen .Hoffentlich nicht in dem Ausmass ,wie es der Ma¬
Gistrat auf Grund eines überaus vorsichtigen Präliminares geschätzt hat .
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Wien ,amFreitag ,den12. Dezember193e .ErsteAusgabe

Schluss mit derAbgabenteilung .
Wiederherstellungder altenZuschlagsrechte.

In seiner heutigenBudgetredehat Stadtrat Breitner ineingehen¬
der Weiseden StandpunktWienszumProblemder Abgabenteilungdargelegt .Er führte aus :

Der Voranschlagist auf Grundder geltenden Gesetzeaufgestellt
worden .Die geplante Aenderung der Apgabenteilung konnte selbstverständ - ¬
lich nicht berücksichtigt werden .Diese Angelegenheitsteht wiedereinmal ,

und zwar zum siebenten Mal ,im Vordergrund des Interesses .Schon die Tat¬

sache allein ,dass seit der Schaffung des Finanzverfassungsgesetzes vom
3 .März1922diese Materie jetzt zumsiebentemMalgeändert werdensoll ,beweist die völlige Unhaltbarkeit des ganzen Systems .Schon zuAnbeginn

haben gerade die Vertreter Wiens der von der christlichsozialen Bundes - ¬
regierung angeregten und von dem damaligen christlichsozialen Finanzmi¬
nister Dr . Gürtler durchgeführten Aenderung des bis dahin in Oesterreich
herrschenden Steuerwesens schwere Bedenken entgegengesetzt .Es wurdeschon
zu jener Zeit darauf verwiesen ,dass es weder mit der Idee der Selbstver¬

waltung,noch mit der einer jeden öffentlichen Körperschaft obliegenden
Verantwortlichkeit vereinbar ist ,dass jene Faktoren ,welche dieAusgaben
beschliessen ,nicht auch für die Einnahmenzu sorgen haben ,sondernvon

einer dritten Stelle,in diesem Falle dem Bund ,Uoberweisungenerhalten .

Diechristlichsoziale
Partei ist über diese Bedenken hinweggegangen .Hätte man die Abgabenteilung
loyal durchgeführt ,so wäre der an sich unerwünschte Zustand immerhin er¬
träglich gewesen .Statt dessen hat es sich bald gezeigt ,dass die Wegnahme
der Zuschlagsrechte und die Wiedererstattung durch die Abgabenertrags - ¬
anteile nur das Instrument sein sollte ,das grösste Bundesland ,die Bundes¬
hauptstadt ,systematisch zu schädigen .Die KämpfeumdieAbgabenertragsan¬
teile vergiften das ganze öffentliche Leben in Oesterreich .Sie stellen
geradezu eine Züchtung des Unfriedens und der Streitigkeiten dar . Esist
natürlich viel bequemer ,statt den Haushalt aus eigener Kraft zubestreiten ,sich selbst Sorgen um die Herstellung des Gleichgewichtes zu machen ,immer
wieder zu versuchen,Wien ein Stück der ihm gebührenden Anteile zu entreis - ¬
sen . Eswerden dabei die niedrigsten Instinkte wachgerufen .In denentlegensten
Dörfern heisst es ,dass Wien sich masslos bereichere .Auf diese Art wird plan¬

mässig Abneigung gegen Wien erzeugt .Die politischen Gegensätze bewirken
eine weitere Steigerung des Gegensatzes .Wien ,das einzige von Sozialdemo - ¬kraten verwaltete Bundesland ,soll durch fortgesetzte Kürzung zu einer so

kärglichen Verwaltunggezwungenwerden ,dass dadurch dieUnzufriedenheitder Bevölkerung hervorgerufen wird .
Manwendet dabei Mittel an ,die eine vollkommene Entstellung des

wirklichen Tatbestandes bewirken .Immerwieder wird mit demBrustton der
Ueberzeugungdarauf verwiesen ,wie ungerecht es sei ,dass Wiensowohlals
Land wie als GemeindeAbgabenertragsanteile erhalte .Darauf ist folgendes
zu erwidern :Wienmuss selbstverständlich alle Pflichten eines Landes1und einer Gomeinde erfullen .Es ist gar kein Faktor da ,der ihm etwas davon
abnimmt .In Niederösterreich ,Oberösterreich und jedem anderen Bundesland
gibt es gewisse Aufgaben ,deren Leistung dem Lande zufällt .Andere Leistun¬
gen wieder haben die Gemeinden in diesen Bundesländern zu vollbringen .Der

Umstand ,dass in Wiendas Gebictdes Landessich mit demder Gemeindedeckt ,hat nicht die Wirkung ,dass der Pflichtenkreis geringer ist .Umzueinerrichtigen Behandlung der Abgabenteilung zu gelangen,muss man immer von den

Zuschlagsrechten ausgehen .Anderen Stelle ist eben als Rückersatz dieAb¬
gabenteilung getreten . Stattdes Zuschlagsrechtes schöpft der Bunddie
Steuern in einem höheren Ausmass aus ,als er selbst ihrer bedarf ,und ist
dafür verpflichtet ,den LändernundGomeindenverhältnismässigje nachder
AufbringungBeträge zurückzugeben .Wienhat bis zumMärz1922als Landund
auch als Gemeinde Zuschläge eingchoben .Laut Kundmachung des Wiener
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Magistrates vom 1 .Juli 1921 waren unter anderem Zuschläge zu der allge - ¬
meinen Erwerbssteuer ,zu dr Körperschaftssteuer und so weiter zu entrich¬
ten .Gleichzeitig hat Wien als bereits bestchendes Land ganz unabhängig
und neben den Gemeindezuschlägen seine Zuschläge zu der Erwerbssteuer ,Kör - ¬
perschaftssteuer und so weiter eingchoben .An der Tatsache also ,dass Wien
entsprechend seinen Doppelpflichten auch doppelte Zuschlagsrochte aus¬
geübt hat,ist kein Zweifel .Selbstverständlich musste und muss Wien für
diesen Verzicht auf dieses doppelte Zuschlagsrecht bei der Abgabenteilung
voll entschädigt werden .

Das zweite Argument,mit dem man gegen Wien arbeitet ,bestcht
darin ,dass man die Bevölkerungszahl als den einzig richtigen Schlüssel
der Aufteilung bezeichnet .So hat kürzlich der Landeshauptmann von Nider - ¬
österreich im Nationalrat folgendes ausgeführt :

" Wien hat gegenwärtig 1,865 . 780Einwohner ,das sind 28155 Pro - ¬
zent der Einwohnerzahl ganz Oesterreichs .Die übrigen Länder zusammen
haben 4,668 . 845Einwohner ,also 71 ' 5Prozent .Die Verteilung der Abgaben
stellt sich für das Jahr 1929 so ,dass Wien als Land 64 ' 87 ,als Gemeinde
73136 ,zusammen 138 ' 23Millionen Schilling erhält .Alle anderen Länder
zusammenbeziehen 70 ' 116 ,alle anderen Gemeinden66 ' 81 ,zusammenalso 137 ' 27
Millionen Schilling .

Wenn man die Rechnung so aufstellt,kann man allerdings Leuten ,
die von den Dingen nichts verstehen ,glaubhaft machen ,dass Wien auf Kos - ¬
ten der anderen Länder und Gemeinden lebt .Noch einmal sei betont ,dass eine
christlichsoziale Mehrheit mit einem christlichsozialen Finanzminister
das Abgabenteilungsgesetz beschlossen hat .Der Herr Landeshauptmann Dr .
Buresch war schon damals Mitglied des Nationalrates . Erhat samt seiner
Partei für das Abgabenteilungsgesetz gestimmt .Ist das damals geschehen ,
um das sczialdemokratisch verwaltete Wien zu beschenken ?Gewiss nicht .
Wien hätte eben auf seine Zuschlagsrechte damals nic verzichtet ,wenn ihm
nicht die christlichsoziale Mehrheit des Nationalrates die Anteile fur
Wien als Gemeinde und auch als Land und über die Kopfquote hinaus zuge¬
standen hätte .Schon bei dieser Gelegenheit ist Wien in Wirklichkeit zu
kurz gekommen und musste gegenüber der gegnerischen Mehrheit gewisse Op¬
fer auf sich nehmen .Einzig und allein die Aufbringung der zuschlagbe¬

rechtigt gewesenen Steuern in den einzelnen Bundesländern liefert den
richtigen Schlüssel für eine gerechte Aufteilung der Abgabenertragsanteile .

Und da schauen die Dinge schon ganz ,ganz anders aus,als sic der Landeshaupt¬
mann Dr .Buresch und mit ihm die Bürgerlichen jeder Richtung darstellen .
Das Bundesministerium für Finanzen hat amtlich eine Zusammenstellung über
den Einnahmenerfolg an gemeinschaftlichen Abgaben im Jahre 1929 veröffent - ¬
licht . Eswaren die Gesamteinnahmen der
Allgemeinen Erwerbssteuer
und Hausiererwerbsteuer

S 59,332 . 612,davonin Wienaufgebracht S 32,535 . 820. i .54183%
Körperschaftssteuer

S 96,106 . 998"
Bekenntnis Rentensteuer

S6,106 . 468
Verzugszinsen von dengemein¬
schaftlichen direkten Steuern

S5,760 . 6146

S64,750 . 570

S3,679 . 323

S4,218 . 197

" 67137%
" 57113%

"73122 . %
Immobiliargebühren und

Gebührenäquivalent
" " S 1,065 . 195" 22189 %S17,763 . 342

Insgesamt wurden also aus den genannten Kategorien im Jahre
370 .066 Schilling eingenommen .Davonstammen109,249 . 405Schil¬1929185,7

ling aus Wien .Das sind nahezu 60 Prozent .Das heisst mit anderen Worton
folgendes :Wäre es nie zu einer Abgabenteilung gekommen und würden alle
Länder und Gemeinden in Oesterreich ganz genau den gleichen Zuschlag ein - ¬
heben ,so hätte Wien ein Ergebnis an Zuschlägen ,das um die Hälfte höher
wäre,als das aller anderen Länder und Gemeinden zusammengenemmen !Es
müssten also,um Wien nicht zu benachteiligen ,die Agabenertragsanteile
im Verhältnis von 60 zu Lo aufgeteilt werden . WasWien weniger erhält ,
um das ist es zugunsten der anderen Länder und Gemeinden bereits ver¬
kürzt .Die Nettoertragsanteile der Länder und Gemeinden zusammen haben im
Jahre 1929 Schilling 275,621 . 170ausgemacht .Davon hätten Wien rund
60 Prozent gebührt . Essind dies 165,9/2 . 702Schilling .Tatsächlich hat
aber Wien bloss 138,084 . 181Schilling bekommen .Wien hat also um27,288 . 521

Schilling weniger erhalten ,als ihm zustehen würde .
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Das ist aber noch nicht alles .In dieser Rechnung ist schon
jene Biersteuer von ' 8Schilling für den Hektoliter berücksichtigt ,die
Wien auf Grundder 6 .Abgabenteilungsnovelle einführen musste .Der volle
Ertrag ist an die übrigen Länder und Gemeinden als sogenannter Härteaus¬
gleich abzuführen .Wien darf davon keinen Groschen behalten .Hingegen ist
noch nicht in Betracht gezogen ,dass der Bund aus dem Präzipuum ,das er
sich einmal auf Kosten der Länder und Gemeinden herausgeschlagen hat ,spä¬
terhin allen Ländern mit Ausnahme Wiens für die Besorgung des behördlichen
Dienstes 26 ' 5Millionen Schilling zurückerstattet .Würde Wien an diesen
2615 Millionen Schilling nur nach dem Bevölkerungsschlüssel teilhaben ,so
wären dies 7,566 . 000Schilling :Wien hat darauf zugunsten der anderen
Bundesländer verzichten müssen .27,288 . 000Schilling und 7,566 . 000Schil - ¬
ling ,also zusammen 34,854 . 000Schilling sind jene Summe ,um die Wien zu
wonig bekommt .Das ist die Wahrheit !Gegenüber der planmässigen Verdunkelung

des wirklichen Tatbestandes muss sie in das hellste Licht der Oeffentlich¬
keit gerückt werden .Bei der Einkommensteuer muss also die Aufbringung
in Betracht gezogen werden .Die Einkommensteuer laut Bekenntnis und die
Abzugseinkommensteuer bringen zusammen für ganz Oesterreich einen Ertrag
von 165 Millionen Schilling .Davon entfallen auf Wien nicht weniger als
101 Millionen Schilling .Das sind mehr als 61 Prozent desGesamtertrages .
Man kann daraus ermessen ,wie lächerlich es ist ,Wien ,von dem in Wahr¬
heit der ganze Bund lebt ,bei den Abgabenertragsanteilen auf die Bevölke - ¬
rungsquote verweisen zu wollen .Das wäre denn richtig ,wenn jeder Bundes¬

bürger in ganz Oesterreich die selbe Kopfquote an direkten Steuern zahlte .
Davon ist ,wie die amtlichen Ziffern beweisen ,gar keine Rede .Das trifft
aber auch nicht zu für die Warenumsatzsteuer ,die in der ganzen Landwirt¬
schaft mit kleinen Pauschalbeträgen abgefunden wird ,während jeder Wiener

mit seinem ganzen Verbrauch restlos erfasst wird .Das gilt ebensowenig für
den Alkoholkonsum ,da es wohl einen von der Besteuerung freigelassenen

Haustrunk für die Landbevölkerung ,nicht aber für die städtische gibt .
Jedwedes in Wien ausgeübte Gewerbe ist der Erwerbsteuer oder Körperschafts¬
steuer unterworfen .Das Hauptgewerbe ausserhalb Wiens ist die Landwirt¬

schaft .Dort gibt es zwar die Grundsteuer ,aber keine Erwerbsteuer .Es fehlt
daher die Einbringung in die Gesamtsumme der Bundessteuern .Selbstver¬
ständlich muss der Anteil ausserhalb Wiens kleiner sein als der in Wien
selbst .Wien hat also keinen Anteil und beansprucht auch gar keinen an
der Grundsteuer der Länder ,dafür müssen sich aber auch die Länder damit
abfinden ,dass sie an der Aufteilung der Erwerbsteuer nicht in demselben
Masse beteiligt werden können ,wie Wien es ist .Darin liegt gar kein Un - ¬
recht .Dafi kann auch bei keiner anderen Steuergruppe ,wie es jetzt ver¬
langt wird ,eine Entschädigung gezahlt werden .

Es muss auch noch besonders hervorgehoben werden ,dass aus¬
schliesslich Wien bei Schaffung der stattlichen Warenumsatzsteuer eine
ähnliche Abgabe in Form der Luxuswarenabgabe bereits eingeführt hatte .
Wien musste damals diese erträgnis -und entwicklungsreiche Steuer demBund
abtreten .In der dritten Abgabenteilungsnowelle wurde noch so viel Ge - ¬
rechtigkeit geübt ,dass man Wien wenigstens ein Präzipuum an der Warenum¬
satzsteuer von 11 ' 4Prozent zugestanden hat .Ehe aber noch diese Bestim¬
mung praktisch wirksam geworden ist ,hat man schon die vierte Abgabentei¬
lungsnovelle gemacht und Wien diese ihm schon bewilligte Ablöse glattweg
wieder genommen .Angesichts dessen kommt nun die Regierung mit der sieben¬
ten Abgabenteilungsnovelle ,durch die Wien in der furchtbarsten Weise
geschädigt werden soll .Rund 12 Millionen Schilling will man Wien wegneh¬
men .Wie wenig Recht auf Seite der anderen ist ,zeigt der erste Blick
auf dieses ausgeklügelte ,nur nach dem intensivsten Studium überhaupt halb¬
wegs verständliche Elaborat .Im Jahre 1928 hat Dr .Kienböck als Finanz¬

minister ähnliche Pläne gehegt .Damit ist dieser Entwurf ausreichend gekenn¬
zeichnet .Er ist erfüllt von Hass und Feindseligkeit gegen das sozialdemo¬

kratisch verwaltete Wien .Wien um mindestens ho Millionen zu berauben ,ist
förmlich zu einer fixen Idee bei den Gegnern Wiens geworden .Man hat dies¬
mal ein Departement des Finanzministeiumsbeauftragt ,so lange herumzurech¬
nen ,bis es irgend einen Scheingrund gefunden hat ,wie man Wien um die¬
sen Betrag bringen kann .Plötzlich entdeckt man einen Zusamnenhang zwi¬
schen Abgabenteilung und Schulaufwand .Es gibt nur einen Zusammenhang
zwischen Abgabenteilung und dam Zuschlagsrecht der Länder und Gemeinden .

Alles andere sind künstliche Konstruktionen .Wir lehnen sie mit aller
Entschiedenheit ab .Warum hat das Finanzministerium nicht etwa die Zahl
der Pflegekinder als Masstab ausgesucht ?Offenbar deshalb ,weil es
sich dann herausgestellt hätte ,dass Wien noch zugezahlt bekommen müsste .
Das ist also reine Willkür ,der sich Wien nicht beugen wird .All 'das
geschieht zu dem Zweck ,damit die Wiener Verwaltung ihre Wohnhausbauten ,
ihre Fürsorgewerke nicht fortzusetzen vermag .Auf diese Weise soll die
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Verwaltung bei der Wiener Bevölkerung missliebig werden .So hofft man ,dann
Wien für die Chri stlichsozialen zurückerobern zu können .Deshalb trachtet
man ja auch als sinngemässe Ergänzung während der Dauer der Abgabenteilung
unausgesetzt ,Wien neue Lasten aufzubürden .So hat man die Beitrags - ¬
leistung Wiens zu den Kosten der Notstandsaushilfen für Arbeitslose und der
Altersfürsorge erzwungen .Die Länder erhielten dafür das Recht ,das Bier

um 6 Schilling für den Hektoliter zu verteuern .Selbstverständlich ist
dies erst geschehen ,nachdem man errechnet hatte ,dass alle anderen Bun¬
desländer daraus Ueberschüsse ,zum Teil zolche gewaltiger Natur haben
werden . Wienhat ein Defizit :Für 1931 ist der Fehlbetrag nicht weniger
als ' 7Millionen Schilling . Trotz der Abgabenteilung muss Wien al den Lasten

der Kleinrentnerhilfe mitzahlen .Trotz Bodenwertabgabe jährlich ein Ab - ¬
gang von Hunderttausenden von Schilling .So hat man Wien die ihm seit
Jahrzehnten zufliessenden Strafgelder weggenommen ,damit der Bund die Be - ¬
triebskosten seiner Anstalten für Erzichungsbedürftige daraus decken kann .
Obwohl im Abgabenteilungsgesetz ausdrücklich die Realsteuern den Ländern
und Gemeinden zur Ausschöpfung überwiesen worden sind,hat die Bundesre - ¬
gierung die Zinsgroschensteuer eingeführt . Esspottet jeder Moral ,wie
die Bundesregierung bei der Vermögenssteuer vorgcht .Seit dem 1 .Jänner
1926 ist die Vermögenssteuer eine gemeinschaftliche Abgabe .Der Bund hat
sich einfach geweigert ,das schon ursprünglich vorgesehene Gesetz über

die Verteilung des Ertrages einzubringen .Er hat das Geld sich wider¬

rechtlich angeeignet .Dieses System der Gewalt findet seine Ergänzung
durch den Versuch ,die Kraftwagenabgabe durch einc Benzinsteuer zu er¬
setzen . Esgeschieht dies wieder nur zum schweren Nachteile Wiens . Eine
aussichtsreiche Steuer wird konfisziert und Wien mit einem schmalen
Bissen abgespeist .

Gekrönt wird all ' ;das durch das Verlangen ,das an 31 .Dezember
dieses Jahres gkücklicherweise endende unbedingte Vetorecht des Finanz - ¬
ministers zu verlängern .Dieses Vetorecht wird natürlich gegen Wien mit
voller Gewalt angewendet werden . DerSpruch eines Verfassungsgerichtshofes
in der letzten Sitzung seiner Lebensdauer -das allein konnzeichnet schär¬
fer ,als alle Worte es vermöchten ,das gefällte Erkenntnis - hat Wien die
Nahrungs -oder Genus smittelabgabe und damit viele Millionen Schilling
genommen .Es soll keine Möglichkeit bestehen ,sich dafür und für etwaige
ähnliche künftige Anschläge Ersatz zu schaffen .

Das Vetorecht bedarf/seiner Verwirklichung der Zweidrittel - ¬
zu

Mehrheit im Nationalrat . Eswird sich zeigen,ob sie zu finden ist .
Aus all 'dem ergibt sich kurz und bündig die folgende Stellung - ¬

nahme Wiens :Schluss mit der Abgabenteilung !( Stürmischer Beifall bei
der Mchrheit ) .Wir haben es gründlichst satt ,uns unausgesetzt wegen dor
Abgabenteilung herumzuschlagen . Wirlassen uns nicht länger in der Oeffent¬
lichkeit,die in unverantwortlicher Weise irregeführt wird,als die Räuber
hinstellen . Esmuss mit dem Ammenmärchen ,das Wien auf Kosten der anderen
Länder und Gemeinden lebt ,ein Ende gemacht werden .Genau das Gegentoil trifft

zu . Wien ist es ,aus dessen Steuerkraft der Bund den grössten Teil
seiner Aufgaben ausserhalb Wien bestreitet,Wien ist es,das bei der Abga¬
benteilung schon bisher die grössten Opfer gebracht hat .Bei Kriegsende
war Wien nach Meinung der Bundesländer der Wasserkopf ,jetzt ist Wien zur
Melkkuh avanciert .Das Zuschlagsrecht muss wieder hergestellt werden . Wir
brauchen keine Apgabenteilung ,die in so illoyaler Weise gehandhabt wird .

Das unbedingte Vetorecht zerstört die Selbstverwaltung .
Am 9 .November haben sich 703 . 000Frauen und Männer in Wien für

die Demokratic ,aber unzweifelhaft auch für die gegenwärtige Wiener Stadt¬
verwaltung ausgesprochen .Eindringlichst seien alle ,die vielleicht mit

dom Gedanken spiclen ,bei dieber Abgabenteilung Wien im Stiche zu lassen ,T
daran erinnert ,dass spätestens in fünfviertel Jahren die Wiener Wähler¬
schaft zu einem nouen Urteilsspruch berufen sein wird .( Stürmischer ,
langanhaltender Beifall bei der Mehrheit ) .
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Budgetberatung
WIENER GEMEINDERAT

Sitzung vom 12 .Dezember 1930 .

Der WienerGemeinderatbegannheute die Beratung desVoranschla¬
ges der Bundeshauptstadt Wien für das Jahr 1931 . AlsEinleitung zur Beratung
des Voranschlages führte Stadtrat Breitner folgendes aus :

Im Zeichen einer noch nie dagewesenen Weltwirtschaftskrise

geht der Wiener Gemeinderat an die Beschlussfassung des Voranschlages für

das Verwaltungsjahr 1931 . Krisen sind überhaupt das Kennzeichen und der

Fluch der kapitalistischen Wirtschaftsordnung .So ausser Rand und Band gera¬

ten war aber diese Ordnung ,wennmandieses Wortnoch anwendendarf,nie zu¬
vor .Am30 .November war die Zahl der Arbeitslosen in Deutschland 3,762 . 000 .
In England 2,305 . 000 . Fürdie Vereinigten Staaten in Amerika ,wo es keine Ar - ¬
beitslosenunterstützung und daher auch keine verlässliche Erfassung der

Arbeitslosen gibt ,schwanken die Angaben zwischen fünf und acht Millionen .
Arbeitslose in Italien,in Ungarn ,in der Tschechoslowakei ,in fast allenLän¬
dern der Welt .Arbeitslosigkeit auch bei uns in Oesterreich . Wennmannur

die unterstützten Arbeitslosen als Masstab nimmt ,so waren es Ende November

237 . 000gegen167 . 000umdie gleiche Zeit des Vorjahres .AlsoeineZunahme
um 60 . 000 .In Wien ist die Arbeitslosigkeit allerdings nicht so stark ge¬
stiegen wie in den Bundesländern ,der volle Beweis dafür ,dass unser Steuer¬

system keine Steigerung der Arbeitslosigkeit bewirkt .Es ist genau das Gegen - ¬
teil der Fall !

Unter solchen Verhältnissen und vor Anbruch des Winters ,der
immer ein Anschwellen der Arbeitsziffer bringt ,soll festgesetzt werden,wie
mutmasslich die Einnahmen in den nächsten zwölf Monaten sein werden,wie man ,
gestüzt darauf ,die Ausgaben gestalten kann .Das ist eine noch weitaus schwe¬
rere Aufgabe ,als derartige Voraussagen und Einschätzungen es seit jeher ge¬
wesen sind ,Auf der einen Seite steht das allgemeine Verlangen,es mögen
gerade die öffentlichen Verwaltungen durch möglichst grosse Aufträge helfend
und belebend einwirken .Auf der anderen Seite wird ebenso stürmisch die For¬
derung erhoben ,Steuern zu ermässigen .Das sind Wünsche so gegensetzlicher
Natur ,dass sie gleichzeitig eben nicht erfüllt werden können .In den letzten
Jahren war die Gemeindeverwaltung unausgesetzt und mit Erfolg bemüht ,die
Steuerlast zu vermindern .Es konnte dies immerhin in der Hoffnung geschehen ,

dass bei einer noch so langsamen Besserung der allgemeinen Lage auch bei
geringeren Abgabesätzen der Stauerertrag keine dauernde Schmälerung erfah¬
ren würde . Wiedie Dinge jetzt stehen ,fehlt für derartigen Optimismus die
sachliche Unterlage .Dazu kommt aber noch ,dass durch das bekannte Erkenntnis

des Verfassungsgerichtshefes über die Nahrungs -oder Genussmittelabgabe die
Gemeinde vom 1 .Jänner 1931 an eine sehr schwere Einbusse zu erwarten hat .
Ob sie in dem vollen Ausmasse eintreten wird ,wie sie der Magistrat bei

überaus vorsichtiger Schätzung gegenüber dem Erfolg von 1929 mit nicht

RATBAU- SKORRESPONDEN
Herausgeberund verantw .Redakteur :
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s 13½ Millionen Schilling ermittelt hat ,lässt sich nicht sagen .
n wird gewiss pflichtgemäss dahin gehen ,selbstverständlich ohne
des künftig gelten den Gesetzes,den Ertrag nach Möglichkeit zu
st nämlich zweifellos ,dass,wenn die Gemeinde an sich in der Lage

rermässigung n zu vollziehen ,wichtigere Kategorien an die Reihe
sten .Per Gemeinde sind aber nicht nur dadurch ,sondern vor allem

anderen zur Zeit die Hände völlig gebunden ,weil nun zum siebenten Mal die
Abgabenteilung zum Schaden Wiens geändert werden soll .Ich komme auf diese
lebensentscheidende Angelegenheit später noch ausführlich zurück .

Unter den geschilderten Verhältnissen musste das Streben dahin
gehen ,sich so weit als möglich im Rahmen der Gebarung des noch laufenden
Jahres zu halten und Steigerungen zu vermeiden . Esist dies,wenn man die
bloss durchlaufende Post des Aufwandes für die Bauten nach demWohnbau - ¬
förderungs und Mietengeset tz bei der Einnahmen -und Ausgabenseite abzicht ,
in einem sehr hohen Masse gelungen .Gegenüber dem Voranschlag 1929 macht
die Steigerung weniger als eineinhalb Prozent aus . Nimmtman die Hoheits - ¬
verwaltung des Bundes als Vergleich,so ergeben sich dort bei denEinnahmen

und bei den Ausgaben weitaus höhere Hinaufsetzungen .
Die Ausgaben der Gemeinde tragen zum weitsus grössten Teil ge - ¬

bundenen Charakter .Ohne Vernachlässigung wichtiger Pflichten lassen sich
einschneidende Abstriche trotz dem unausgesetzten Drängen nach der dringendst
gebotenen Sparsamkeit nicht erzielen . Esist seit Jahren eigentlich immer
wieder nur die eine grosse Post des Aufwandes für die Wohnhausbauten ,die
den Gegenstend einer weitgehenden Erörterung und Meinungsverschiedenheit
bildeb .Stets aufs neue wird die Forderung vorgebracht ,die Gemeinde möge

zu einer anderen Form der Kapitalsbeschaffung für diesen Zweck übergehen .
Man verweist sie auf den Weg des Schuldenmachens ,der Aufnahme von Anleihen .
Wer die Berichte über die Lage von deutschen Städten kennt ,weiss ,zu welchen
schwersten Störungen ,die bis hart an den Verlust der Selbstverwaltung gehen ,

diese uns anempfohlene Methode dort geführt hat .Es kann an und für sich
nicht das Streben einer guten Verwaltung sein ,möglichst hohe Schulden zu
haben .Jeder Einzelne vermeidet für seine Familie die Anwendung des so oft
gebrauchten Schlagwortes ,dass man auch die kommende Generation belasten
müsse . DieGemeinde aber möchte man auf den genau entgegengesetzten Weg zwin¬
gen . Esgibt gewiss Aufwendungen im Geme inwesen ,insbesondere bei den produk¬
tiven Zweigen ,die eine Anleihe zu vernünftigen Bedingungen durchaus recht¬

fertigen .Anders aber steht es gerade bei den Wohnhausbauten . Hierist zu¬
nächst die Frage entscheidend ,ob man eine weitere Lockerung oder gar die
Aufhebung des Mieterschutzes in einer absehbaren Zeit für möglich hält
oder nicht .Wer sich zu der ersteren Auffassung bekennt,mag errechnen ,dass
man aus den eingehobenen Mieten auch aufgenommene Anleihen verzinsen und
tilgen kann .Wir aber sind der Meinung ,dass schon die letzte Erhæhung der
Mietzinse für weite Kreise der Wiener Bevölkerung eine schwer drückende
Last gebracht hat .Ein erheblicher Teil der Arbeitslosigkeit ist auf die
Steigerung der Wohnungs -und Geschäftszinse zurückzuführen .Mit vollem Rech¬
te,weil sehr erhebliche Teile des Häuserbestandes sich in ausländischem
Besitz befinden .Die erhöhten Mietzinse verbleiben daher nicht in unserer

Wirtschaft ,sondern strömen ins Ausland .
Die andere grundlegende und nicht überbrückbare Differenz der

Auffassungen besteht darin ,dass die Minderheit die Wohnbautätigkeit der Ge¬
meinde überhaupt nur als eine ganz vorübergehende anerkennen will .Die Min¬
derheit wünscht ,dass das öffentliche Bauen ,sobald wie möglich ,sicherlich
aber spätestens nach drei bis vier Jahren zu beenden ist,um wieder dem
privaten Wohnhausbau Platz zu machen .Die Ueberzeugung der Mehrheit in die - ¬
sem Saale und in der Wiener Bevölkerung ist aber eine völlig andere .Die
Erfahrungen ,die die Bevölkerung Wiens und aller Städte der Welt mit der
privaten Bautätigkeit gemacht hat ,sind die denkbar schlechtesten . Eskann
dies auch nicht anders sein .Da oder dort mag eine weniger rückständige Bau¬
ordnung ,als sie Wien seit Jahrzehnten gehabt hat ,die ärgsten Uebelstände
hintanhalten .Immer aber baibt doch bestehen ,dass das Privatkapital bei
seiner Betätigung auf jedwedem Gebiet und selbstverständlich auch beim
Wohnhausbau nur von der Triebfeder geleitet werden kann ,die für das System
der Privatwirtschaft das einzige Bestimmende ist ,von der Erzielung eines
möglichst hehen Ertrages für das aufgewendete Kapital .Wie ungeheuerlich ,
jedweder Beschreibung spottend ,dabei die Rücksichten auf das Wehl ,auf die
Gesundheit ,und man kann ohne Uobertreibung sagen ,auf das Leben der Mieter
vernachlässigt wurden ,davon legen viele zehntausende Wohnungen in Wien be - ¬

AT .
redtes Zeugnis ab .Nicht bloss hunderte Häuser ,ganze Strassenzüge ,sogar
Bezirke wüssten niedergerissen werden ,weil sie so schlechte Wohnungen ent¬

halten ,dass die Menschen in ihnen nicht nur zu einem freudlosen Dasein ver¬
urteilt sind ,sondern dass eine Reihe schwerer Erkrankungen ,eine weit über
das unvermeidbare Mass hinausgehende Sterblichkeit der Kinder ,dass viele
Opfer der Tuberkulose einzig und allein in der schlechten ,bis zur Menschen¬
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unwürdigkeit reichenden Beschaffenheit einer gewaltigen Anzahl von Wiener
Behausungen ihre Ursache haben .Deshalb geht unsere Meinung dahin ,dass die
Obsorge für das wichtigste menschlihe Bedürfnis ,für eine gesunde von Luft

und Licht erfüllte Unterkunft eine dauernde Aufgabe des Gemeindwesens zu
bilden hat .Die christlichsoziale Verwaltung ist seinerzeit der richtigen
Anschauung gewesen ,dass die Versorgung der Bevölkerung mit Gas und Strom ,
dass das Verkehrswesen nicht in der Hand von Privatunternehmern bleiben ,

nicht den Gegenstand des Gewinnes für Einzelpersonen oder Aktiengesell - ¬
schaften bilden darf .Sie hat sich durch die Verwirklichung dieser Idee ein
grosses und bleibendes Verdienst um Wien erworben .Wir haben mit der Aner¬
kennung für die se Leistungen trotz aller Gegensätze der Weltanschauung nicht
zurückgehalten .Wir verlangen nur ebensoviel Verständnis für den jetzt von
uns vertretenen Standpunkt ,dass die Wohnung ,deren Beschaffenheit und deren
Mietzins für das Gedeihen der Menschen noch weitaus bedeutungsvoller ist ,
als selbst die Verteuerung von Gas ,Strom oder Strassenbahn ,gleichfalls
nicht mehr allein der Privatwirtschaft überlassen bleiben darf .Davon also
hängt es ab,ob man aus Steuererträgnissen oder aus Anleihen baut .Es ist
richtig ,dass auf Grund der Wohnbausteuer ,deren Reinertrag gegenwärtig mit
32 18 Millionen Schillirg veranschlagt ist ,eine Anleihe fundiert worden kann .
Nimmt man jene Bedingungen zur Grundlage der Berechnung ,die der Bund für
die letzte Anleihe erzielt hat ,so bedeutet dies ,dass jährlich für Verzinsung
und Tilgung ' 15Prozent verwendet werden müssen .Der Bauaufwand in dem bis¬
herigen Masstab beansprucht zuzüglich der Kosten für Erwerbung von Grund - ¬
stücken oder Demolierangsobjekten durchschnittlich 98 Millionen Schilling

dreieinhalb Jahre mit der heutigenjährlich .Daraus ergibt sich ,dass man
Wohnbausteuer bauen könnte .Dann wäre der Ertrag der Wohnbausteuer durch
mindestens weitere 25 Jahre gebunden .Um die Wohnbautätigkeit fortführan
zu können,müsste eine Erhöhung der Steuer erfolgen . Wirddie Wohnbausteuer
verdoppelt ,so ist man nach weiteren dreieinhalb Jahren wieder am Ende an¬
gelangt .Nun müsste die Verdreifachung verfügt werden .Es ist klar ,dass das
ins Bereich der Unmöglichkeit gehört ,ganz abgesehen davon ,ob Anleihen in
diesem Ausmasse erhältlich sind .Ein Rückblick auf die Vergangenheit zeigt ,
dass wir mit dieser Methode bereits zum Stillstand des öffentlichen Wohn - ¬
hausbaues gekommen wären .Bis Ende dieses Jahres wird die Gemeinde für die
Errichtung von Wohnhäusern und die Beschaffung der dazu erforderlichen
Grundstücke rund 700 Millionen Schilling verausgabt haben .Ich sehe ganz davon
ab ,dass in den früheren Jahren die Anleihezinsen weitaus höher waren als
die Bedingungen der letzten Bundesanleihe .Aber selbst dann würde die Be - ¬
lastung schon über 66 Millionen Schilling jährlich ausmachen .Der Gemeinde - ¬
rat stünde jetzt vor der angenehmen Aufgabe ,die Verdreifachung der Wohn- ¬
bauetsuer zu beschliessen .

Stadtrat Breitner wendet sich sodann dem Problem der Abgaben¬
teilung zu ,werüber wir gesondert berichten .Er erörtert das Investitions - ¬
programm und die ausserhalb des Budgets geplanten Netstandsarbeiten .Stadt¬
rat Breitner berichtet noch eingehend über die Export - Kreditversicherung ,
die noch im Laufe dieses Monates dem Landtag und Gemeinderat vorgelegt

werden wird ,und schliesst mit folgenden Worten :
Die Minderheit hat im Budgetausschuss ausgeführt ,dass sie

keine faktiöse Opposition treibe . Essei ihr aber trotz der unausgesetz - ¬
ten und eindringlichen Hinweise bisher nicht gelungen ,eine Aenderung in

der Verwaltung herbeizuführen .Soweit es sich dabei um jene Fragen handeltm ,
die das gegenwärtige Verwaltungssystem charakterisieren,es sind dies in
erster Linie die Art der Aufbringung der Steuern und der Wohnhausbau,kann
dem auch gar nicht anders sein .In der Vergengenheit haben die Sozialde¬
mokraten in diesem Saale als Minderheit ihre Kritik geübt .Sie konnten
selbstverständlich die seinerzeitige Mehrheit nicht dazu bringen ,sich zu
den Grundsätzen der Opposition zu bekennen .Es ist also kein Starrsinn un¬
sererseits ,sondern liegt eben im Wesen der gegensätzlichen Wirtschafts¬
auffassung und Weltanschauung begründet .Daneben aber gibt es eine ganze
Fülle von Ausgaben der Gemeinde ,die mit solchen einander ganz entgegenge - ¬
setzten Auffassungen nichts zu tun haben .Da gilt es,die Pflichten des Ge¬
meinwesens so gut als nur irgendwie möglich zu erfüllen .Selbstverständlich
legen wir den grössten Wert darauf ,den Wohnhausbau,ob er jetzt nach unserer
Meinung zu den dauerenden oder nach jener der Minderheit zu den vorüber¬
gehenden Leistungen der Gemeinde gehört,ob er aus Anleihen oder aus Steuern
finanziert wird ,technisch einwandfrei und unter Wahrung der besten Wirt¬
schaftlichkeit zu besorgen .Die Verfassung Wiens verbürgt der Minderheit
Einblick und Kontrolle in einem Masse ,wie das in einer weniger demokratis chen
Vergangenheit nicht der Fall gewesen ist .Darüber hinaus hat aber die Oppo¬
sition in sehr weitem Umfange Gelegenheit ,nicht bloss zu kontrollieren ,

sondern wirklich mitzuarbeiten .Ich verweise als Beispiel dafür auf die
Zentralsparkasse ,auf die städtische Versicherungsanstalt ,auf alle Unterneh¬
mungen ,an denen die Gemeinde beteiligt ist .Dort kennt man eigentlich den
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Unterschied zwischen Mehrheit und Minderheit kaum .Es wird rein sachlich

der richtige Weg gesucht und ohne dass es überhaupt zu Abstimmungen
käme ,auch wirklich gefunden .In hohem Masse gilt dies auch von der Ho - ¬
heitsverwaltung .Hier als Beispiel das ganze Beschaffungswesen in der Grup¬
pe VI . Wirwaren und sind stets bemüht ,soweit dies eben bei gegensätz - ¬
licher Weltanschauung denkbar ist ,die Zuspitzung des Streites zu vermeiden .
Jede sachliche Kritik der Minderheit findet Beaahtung .In diesen Zeiten
der wirtschaftlich schwersten Bedrängnis ist diese Denkart notwendiger denn
je .Wir können unsere Ueberzeugungen nicht aufgeben ,wir verlangen es auch

nicht von dr Minderheit .
Wohl aber sell das Trennende nicht in den Vordergrund geschoben

werden .Es muss vielmehr jede Möglichkeit gemeinsamen Arbeitens betont

werden .Vor allem anderen sei dr Erwartung Ausdruck gegeben ,dass in der
so ungeheuer wichtigen Frage der Abgabenteilung Mehrheit und Minderheit
bei der Verteidigung der Interessen der Wiener Steuerträger zusammen¬
stehen werden .In diesem Sinne bitte ich in die Beratung des Voranschlages

einzugehen .( Stürmischer Beifall bei der Mchrheit )

916 ( die drei vorangehenden Blätter sind unnummeriert .Sic habendie
Nummern : 913,911 und 915 . )
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Stadtrat Kunschak reflektiert zunächst au die Ausführungen

des Stadtrates Breitner über die Apgabenteilung .St .R .Breitner hat die
Gemeinde Wien gewissermassen als Staat im Staate proklamiert und jede
Gemeindamkeits -und Solidarität sverpflichtung mit den übrigen Bestandteilen
der Republik verneint ,Auf diesem Woge können wir ihm unmöglich folgen .
Das Leben in dieser Stadt ist auf Gedeih und Verderb mit dem Leben der
übrigen Länder und Gemeinden verbunden und umgekehrt .Richtig ist ,dass der

grösste Teil der Sbeuern des Rundes in Wien aufgebracht wird .Aber sachlich
kann man mit diesen Ziffern nicht argumentieren .Denn sie beweisen nur
dass die grossen erwerbssteuer -und körperschaftssteuerpflichtigen Unter¬
nehmungen und die rentensteuerpflichtigen Einkommen in Wien sind ,aber sie
beweisen noch lange nicht ,dass die Grundlage dieser Steueren in Wien er¬

arbeitet wird .Für die Steuer die zum Beispiel die Böhlerwerke in Wien
zahlen müssen ,weil sie hier ihre Zentrale haben ,müssen Tausende von Ar¬
beitern in Steiermark schuften und rackern ,die Gemeinden draussen müssen
für diese Arbeiter die Lasten übernchmen ,für sie die Schulen usw .zur
Verfügung stellen ,So kann man nicht argumentieren .Dieses Argument würde
zu der Forderung führen ,dass die Steuern nicht gezahlt werden sollen

an dem Sitz der Unternchmung ,sondern an dem Sitz der Betriebsstätte,einer
Forderung ,der wir nie zustimmen könnten ,weil das ein schweres Attentat
gegen Wien ,aber auch sachlich nicht gerechtfertigt wäre .Wenn man jeden
Kreuzer vorrcchnet ,der aus Wiener Steuergeldern in die Länder geht ,dann
können auch die Länder ihre Rechnung stellen .Wien könnte als Fremdenstadt
nicht existieren ,wenn sich zum Beispiel das Land Niederösterreich auf
den Standpunkt stellte ,für umsere Bauern sind die Strassen gut genug
und für die Wiener Autofahrer brauchen wir keine Strassc .Wir sind mit d len
unseren Interessen darauf angewiesen ,dass die Länder rund um Wien ihre
Aufgaben auf dem Gebiete des Verkehrs - ,des Schulwesens ,der Gesundheits - ¬

pflege usw .in möglichst grossem Umfange erfüllen .Und wir dürfen daher
nicht aus der Zufälligkeit ,dass die Träger der grossen Steuern gerade
in Wien sitzen ,das Recht ablöiten ,die Inkamerierung aller dieser Beträge

für Wien zu verlangen .Wenn St .R .Breitner heute erklärt hat ,an eine
Aenderung der Abgabenteilung sei nicht zu denken ,so hat er damit die
Scheidewand zwischen sich und der Opposition aufgerichtet .Einen absolut
ablehnenden Standpunkt in der Frage einzunehmen ,sind wir nicht in der
Lage . Wirmüssen vielmehr zur Kenntnis nehmen ,dass die Länder undGemeinden
über die Parteiengegensätze hinweg hier ein Interesse verteidigen ,dass
sich in seiner Auswirkung gegen Wien richtet .Erst vor wenigen Tagen hat
der oberösterreichische Landtag durch einstimmigen Beschluss die Apgaben¬
teilung im Sinne einer Erhöhung der Ueberweisungen an die Länder und

7Gemeinden gefærdert .Wenn man sich die Ziffern vergegenwärtigt ,die verlaut - ¬
bart worden sind ,so sind sie nicht nur in ihrer optischen ,sondern in
ihrer sachlichen Wirkung gegen Wien .Die Gemeinde Wien bekommt von einer
Summe von 275 Millionen Ueberweisungen 138 Millienen und die gesamten

Länder und die gesamten Gemeinden 137 Millionen .Und es wird die Abgaben - ¬
teilung vor allem als dringend erkannt nicht von den Bauerngemeinden ,son - ¬
dern von den Industriegemeinden und den Grossgemeinden .In Wien ent - ¬
fallen 74 Prozent der Ueberweisungen auf den Kopf der Bevölkerung ,während
auf den Kopf der Bevölketung in Linz nur 35 ,in Graz nur 29 und in
Innsbruck nur 32 Prozent entfallen .Diese Dinge muss man ernsthaft be¬
trachten ,man muss ihre Berechtigung überprüfen und bei ihrer Beurteilung
muss man sich schliesslich auch von Billigkeitsgründen leiten lassen .Rich¬
tig ist ,dass Wien als Land Verpflichtungen hat ,aber sie stehen in keinem
Vergleich mit den Verpflichtungen eines anderen Landes .Das Land Wien

hat als Landesverpflichtung nur die Irrenpflege ,die Beiträge an den Kranken - ¬
anstaltenfonds und die Beiträge zur Notstandsunterstützung . Wienführt auch
keine eigene Landesverwaltung und an dem Bilde seiner Verwaltung hat sich
dadurch ,dass es Land ist ,nichts geändert .Es ist persönlich und numerisch

derselbe magistratische Apparat der Gemeinde ,der auch die Agenden des
Landes besorgt ,während sich in den anderen Ländern die Agenden teilen
in die Agenden einer Landesverwaltung mit sehr grossen Landesaufgaben und
davon dne Agenden jeder Gemeinde ,auch der kleinsten Gemeinde,unberührt

bleiben .Von den Vertretern der Industriegemeinden hört man die umgekehrte
Klage : Wir müssen in der Gemeinde arbeiten ,die Sorge für alle die arbei - ¬
tenden Menschen übernehmen und nur deshalb ,weil die Steuer nicht amOrte
der Betriebsstätte gezahlt wird ,sondern in Wien ,leitet die Gemeinde Wien
für sich das Recht ab,pro Kopf mehr Ueberweisung zu bekommen .All diesen
Tatsachen gegenüber kann man nicht sagen ,über die Abgabenteilung darf
nicht gesprochen werden ,sondern man müsste sagen,über die Abgabenteilung
wird ernstlich gesprochen und man wird sich bemühen müssen ,einen für alle

Teile .annchmbaren Vergleich zu treffen .Das gebietet die Vernunft
abgeschen von der Solidaritätsverpflichtung ,die eine grosse Gemeinde mit
allen übrigen Teilen unserer Republik betätigen sellte .Leichten Herzens
sagen auch wir selbstverstöndlich nicht ,dass auch nur ein Schilling aus

den Wiener Steuern abwandern soll und es wäre uns rocht ,wenn hiezu
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keine Veranlassung vorlege . Aberden Standpunkt des Refernnten in dieser

Frage zu teilen sind wir ausserstande . Wirhaben für denReferenten
keinen Entschuldigungs -sondern nur den Milderungsgrund ,dass er eben der

Finanzreferent ist, ,der seine Einnahmen verteidigenmuss .Aber seine kategori¬

sche Erklärung,über die Abgabenteilung wird nicht geredet,ist ein Ueberdas - ¬

zielschiessen ,das der Sache nichts nützt ,sein Anschen nicht fördert und

die Stimmung ,in der verhandelt werden soll ,nur zu vergiften geeignet ist .
sich

St .R .Kunschak beschäftigt/sodann mit dem Budget undbemerkt :

DasBudgetnimmtin keinerWeiseauf die gedrückteWirtschaftslagein
Wien Rücksicht ,sondern geht gefühllos an ihr vorrüber .Der Referent hat

schon selbst von der tristen Wirtschaftslage und demAnwachsemderArbeits - ¬
losigkeit gesprochen .Dazu kommt ,dass die Spareinlagen im Novemberum

12 einhalb Millionen Schilling zurückgegangen sind und dass die Tendenz

des Sinkens der Spareinlagen auch jetzt noch andauerf .Das ist ein Beweis

nicht dafür ,dass die politischen Verhältnisse so ungünstige sind ,sondern

dass die Wirtschaftslage bereits so schlecht geworden ist ,dass die müh¬
selig angesammelten Reserven nunmehr wieder aufgezehrt werden .Ein anderes

Symptom für die traurige Wirtschaftslage ist das Anwachsen des Wechsel - ¬

portefeuilles der Nationalbank .Es zeigt das ,dass die Wirtschaft sich ver - ¬
schulde und dass es jetzt sogar um die Substanz der Wirtschaft geht .Ansol¬

chen Tatsachen darf man nicht alétlos vorübergehen ,undes ist dasschwerste
Gebrechen des Voranschlages ,dass er das tut .Umdas Wirtschaftsleben in
Fluss zu erhalten ist es nicht nur notwendig,die Wirtschaft vor domZugriff

des Fiskus zu schützen ,sondern sie auch einer Injcktionskur zu unterzie¬

hen ,sie durch Investitionen zu befruchten .Im Budget ist wohl um ' 4Mil¬

lionen mehr an Investitionen eingesetzt als im Vorjahre .Aber in Wirklich¬

keit hat alles das ,was da gemacht werden soll ,keinen Anspruch darauf
Investition genannt zu werden .Da handelt es sich zum Beispiel um die Er - ¬

gänzung der Einrichtungsgegenstände in der Frauengwerbeschule imBetrage
von Schilling 5000 ,um die Neuansshaffungvon ärztlichen Einrichtungsgegen - ¬

ständen in der Mutterberatungsstelle ,im Betrage von 2000 Schilling,um In - ¬

ventaranschaffungen für eine Erholungsstätte im Betrage vonSchilling

750 . Eswird einfach alles zusammengekratzt ,was für die Anschaf fungeines
Staubfetzens ausgegebenwird und als Investition hingestellt .Das sindkei - ¬
ne Investitionen ,sondern die sehr gedrosselte Befriedigung der laufenden

Bedürfniss .( Lebhafte Zustimmung bei der . . *Dr .Danneberg :Da wollen Sie
noch das Geld wegnehmen ! )Dann wird ein sogenannten Notstandsprogrammzur
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Bekämpfung der Arbeitslosigkeit vorgelegt .Aber einerseits wird die Durch - ¬
führung dieses Programms davon abhängig gemacht ,dass die Voraussetzungen
der produktiven Arbeitslosenfürsorge gegeben sind ,andererseits handelt
es sich um Angelegenheiten der laufenden Gebarung .Denn z .B .die Errich¬
tung von Bädern - gehört nun einmal zu den Dauerverpflichtungen der Gemeinde .
Dass sich die G,meinde an den Einwölbungsbauten des Liesingbachs betei¬
ligen will ,hört man schon seit langem ,und wenn jetzt diese Arbeiten durch¬
geführt werdn sollen ,wird damit nur eine dringende und alte Schuld er¬
füllt .Denn der Mangel einer Kanalisation in den angrenzenden Teilen der
Gemeinde Win ist eine ständige Bedrohung der Wiener Bevölketung .Noch eine
andere Aktion ,die betreffend den Umbau der Reichsbrücke ,ist schon lange
im Zuge .Früher hat man sich darauf ausgeredet ,dass die Regierung nichts
tue ,um die Verhandlungen in Fjuss zu bringen .Nun hat der derzeitige Handels¬

minister den Akt abgeschlossen und die Gemeinde eingeladen ,ihre Vertreter

zu einer Abschlussverhandlung über die Finanzfrage zu schikken aber Herr
Breitner ist zu diesen Verhandlungen nicht gekommen ,sondern hat den

Stadtbaudirektor hingeschickt ,der über die finanziellen Fragen nicht ver¬
handeln kann . Eswäre sehr wertvoll ,wenn die Gemeinde die Gelegenheit er¬
greifen würde ,um die so notwendige Erweiterung der Reichsbrücke durch - ¬

zuführen . Was das Steuersystem selbst betrifft ,so kann man es vompoli¬
tischen Standpunkte nur als demagogisch und vom wirtschaftlichen Stand - ¬
punkt nur als ruinös bezeichnen .Es wäre sehr verlockend ,über das ganze
Steuersystem ausführlich zu sprechen .Ich will nur die typischen Fälle
herausgreifen .Da ist zunächst die Nahrungs -und Genussmittelabgabe ,von

der es immer klarer wird ,dass sie einem demagogischen Bedürfnis der so¬
zialdemokratischen Partei dient .Der Verfassungsgerichtshof hat die Steuer
auf dem grössten Gebict ,auf das sie sich erstreckt ,als ungültig erklärt .
Uebrig bleibt nur ein Torso ,die sogenannten ex lege - Fälle und die Fälle ,

die man als Luxusfälle bezeichnen kann .Der Magistrat hat diesem Umstand
Rechnung getragen und nur einen verhältnismässig kleinen Betrag als Er¬
trag der Abgabe eingesetzt .Der Finanzreferent aber hat erklärt ,der Ertrag
werde viel höhersein mässen ,das heisst ,der Magistrat wird wieder angetrie¬
ben ,von dem freien Ermessen den rücksichtslo sesten Gebrauch zu machen .
Wenn man bisher noch annchmen konnte ,dass der Magistrat aus Liebedienerei
oder besonderer Geschäftigkeit bei der Vorschreibung dieser Steuer sehr
rigoros vorgegangen ist ,so weiss man jetzt ,dass nicht der Magistrat der

Schiebende ,sondern der Geschobene ist Zustimmung bei der . . )Was der
Finanzreferent als Luxus erkkären will ,ist ganz unhaltbar .Er sucht den
Begriff Luxus an den sozialen und wirtschaftlichen Verhältnissen unserer
Zeit zu definieren .Wollte man das tun ,dann käme man dazu ,dass mindestens
50 Prozent der Wiener ein Luxusleben führen .Wenn man etwa den ausgesteuer¬
ten Arbeitslosen ,der nur vom Bettel und vom Versetzen seiner Einrichtungs - ¬
gegenstände lebt ,zur Grundlage für die Definition des Begriffes Luxus
nimmt ,käme man dazu ,dass der Arbeiter ,der noch ein Bett ,ein Leintuch
und Fenstervorhänge hat ,Luxus treibt .Oder wonn man eine Spelunke in einem
entlegenen Vorost zur Grundlage für die Konstituierung des Begriffes Luxus

nimmt ,ergebe sich ,dass ein einfaches Arbeiterwirtshaus ein Luxuslokal
ist .So kann man nicht vergleichen .Sonst führt das zur Verwirklichung des
Bidlolawekschen Ausspruchs :Man kauft Reissäcke ,schneidet drei Löcher hi¬
nein ,eines für den Kopf und zwei für die Arme ,steckt da die Menschen
hinein und sagt ,das ist jetzt das Leben ohne jeden Luxus ( Heiterkeit und
Zustimmung bei dr . L )So kann man nicht vorgehen ,wenn man nicht an die
niedrigen Instinkte appellierend und im Schatten dieser Instinkte seine
politischen Geschäfte machen will .Aber der Steuerreferent ist selbst von
der Unhaltbarkeit seiner Ansicht überzeugt ,denn er hat erklärt ,dass die

Durchsetzung seines Begriffes " Luxus "zu einer grossen Zahl
von Prozessen vor dem Verwaltungsgerichtshof führen werde .Man karn nicht
die Steuerpolitik auf der Spekulation aufbauen ,dass es Tausenden von Men - ¬
schen nicht möglich sein wird ,einen solchen Prozess zu führen und dass
man so schliesslich selbst Recht behält .Einen solchen Vorgang könnte man
nicht als moralisch bezeichnen .Ein anderes typisches Beispiel dafür ,dass
das Steuersystem demagogisch und ruinös ist ,bietet die Hauspersonalabgabe .

Es klingt sehr schöm für jemandem ,der nicht denkt ,zu sagen ,man besteuere
die Leute ,die Dienstboten halten ,und jemandem ,der sich dagegen aus - ¬
spricht ,zu verdächtigen ,dass er für Rotschild arbeite .Nun hat sich
aber bei der Hauspersonalabgabe folgendes ergeben .Im Jahre 1923 wurde
zuerst die Steuer auf das 25fache gesteigert ,das Erträgnis hat sich aber

nur um das 13fache erhöht ,im November 1923 wurden die Abgabensätze auf
das lofache erhöht ,die Steuer ist aber nur um das 6fache gestiegen ;dann

hat man die Steuerbasis erweitert ,der Steucrettrag ist aber herunterge¬
gangen und sinkt jetzt ununterbrochen .Das erklärt sich dar aus ,dass die
Zahl der abgabepflichtigen Haushalte vom Jahre 1927 bis zum Jahre 1930
sich um 864 verringert hat .Das heisst ,diese Haushalte haben eine Reduk¬
tion ihres Personals vorgenommen und wie ungeheuer die Zahl der entlassenen
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Hausgehilfen sein muss ,goht daraus hervor ,dass der Referent fürWohl- ¬
fahrtswesen zwei Hausgchilfenobdachlosenasyle errichten musste .DerErtrag
der Steuer ist also zwangsläufig heruntergedrückt worden ,die Arbeits - ¬

losigkeit hat sich aber zwangsläufig erhöht ( Lebhafte Zustimmung bei der

El ) .Die einfachste Logik würde gebicten ,die Steuer ,wennschon nicht auf¬
zuheben ,so doch so zu reformieren ,dass sich nicht so schrockliche

Wirkungenergeben .Dastut manaber nicht ,weil mansich nicht umdieGe- ¬
legenheit bringen will ,in Wählerversammlungen zu sagen ,der Rotschild

asoziale Steuerzahlt soviel Hauspersonalabgabe . Sowird eine

nur deshalb mitgeschleppt ,damit dem demagogischen Bedürfnis der sozial¬

demokratischen Partei entsprochen wird .( Lebhafte Zustimmung bei der E,L . )
Diesen Charakter trägt das Steuersystem imallgemeinen .

Was die Finanzierung des städtischen Wohnbaues betrifft ,so for - ¬

dern wir trotz der Ausführungen des Referenten abermals die Aufnahme
einer Anleihe für die Bostreitung des Wohnhausbaues .Grundsätzlich müsste

die Gemeindetrachten ,den Wohnhausbau ,der doch nur als Notstandsmassnahme
gerechtfertigt war ,möglichst rasch wieder abzubauen .Die Erfahrungen ,die
man mit den städtischen Wohnhausbauten gemacht hat ,sind keineswegs erfreu - ¬

lich . Wasman hinter den Kulissen nicht mehr schaut ,das ist daseigentliche

Bild des Grauens .Manhat in der jüngsten Zeit von der unredlichen Gebarung
bei der Wohnhausbauverwaltung erfahren ,wir haben noch in Erinnerung

die Geschichtevonder Steigenteschgasse ,die eine restlosoAufklärung
nicht gefunden hat .Jetzt folgt die Geschichte mit den Bauten amWiener - ¬

berg ,die ein sehr bezeichnendes Bild für die Zust ände auf demGwiete
des städtischen Wohnhausbaues bietet .Dieses Bild wird nicht besser ,scit
dem man weiss ,dass der Hauptbeteiligte an die sem Bau ,ein städtischer Be - ¬

amter ,unbekannt wohin abgereist ist .Solche Dinge sind bis zu einem ge - ¬

wissen Grad unvermeidlich ,wenn die öffentliche Hand in einem solchen Um¬

fang Wohnh - äuserbaut ,wie die Gemeinde Wien ,auch wenn aufs strengste kon¬

trolliert wird ,Schon um aus dem Dunstkreise der Korruption herauszukommen ,

müsste die Gomeindetrachten ,den Wohnhausbauabzubauen und statt seiner
den genossenschaftlichen Wohnhaus - undSiedlungsbau umfassend zufördern .
( Lebhafter Beifall bei der . L )

Was die Finanzierung der Bauten betrifft ,so könnte der Stand - ¬

punkt der Mehrheit ,die Mittel aus demlaufenden Steuerertrag hereinzu¬
bringen noch verstanden werden ,wennn unsere Wirtschaft blühen würde .Bei
einer Wirtschaft ,die gegenüber jeder Belastung so empfindsam und die so
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ausgeblutet ist ,kann man sich das nicht erlauben . Wirstollen daher aber¬

mals den Antrag ,dass die Gemeinde für die Wohnhausbaten der nächsten
Jahre eine Anleihe aufnchmen und die dadurch freiwerdenden Summen zur

Reduktion der übrigen Steuern verwenden soll . St .R .Breitner will grund¬
sätzlich keine Anleihe aufnehmen .Er stcht da untercden sozialdemokratischen
Finanzreferenten von Städten ganz vereinzelt da .Die Bürgermeister vonGraz
und Linz verstchen sich sehr kräftig aufs Schuldenmachen .In der Brust
des St . R .Breitner wohnen zwei Seelen .Er will mit den Ländern nizhts gemein
haben ,aber er stimmt gerne zu ,dess die grossen Gemeinden ganz kräftig
der Zentralsparkasse der Gemeinde Wien in der Tasche hängen und dass die
Spargrosehen der Wiener aufs Land gehen ,um draussen die Schuldenpolitik

der sozialdemokratischen Gemeinden zu unterstützen ( Lebhafter Beifall bei
der . . )Dass man dauernd mit einer Anleihe nicht Wohnhäuser bausen soll ,
ist richtig .Aber wir bestreiten die Behauptung des St . R .Breitner ,dass die

Wohnhausbauten ,mindestens in diesem Umfang eine ständige Aufgabe der Go - ¬
meinde bilden .Wir glauben im Gegenteil ,die Zeit kommt jetzt ,wo die Ge - ¬
meinde ihre Wohnhausbauten schon wegen der Lage auf dem Wohnungsmarktselbstwird einschränken müssen .Die Wohnbauaktion ist eigentlich entstanden unter
der Wahlpsychose des Jahres 1923 und unter der Psychose des rapiden An¬
steigens der Eheschliessungen .Diese Zeit ist vorbei .Die Zahl der Ehe - ¬
schliessungen geht ständig zurück .Es ist ein absoluter Rückgang der Be - ¬

völkerungszahl zu konstatieren .Eine Zuwanderung nach Wien ist so gut
wie nicht vorhanden .Das äusser t sich nicht allein mehr darin ,dass die

Zahl der Volks -und Bürgerschüler sich sit dem Jahre 1931 nehezu umdie
Hälfte verringert hat ,sondern dass auch die Zahl der Lehrlinge ganz ge¬
waltig zurückgegangen ist .In wenigen Jahren wird die Zahl der Eheschlies - ¬
sungen und der Haushaltsgründungen ganz bedeutend nachlassen .Das Wohnungs - ¬
erfordernis wird also in abschbarer Zeit nicht mehr so gross sein und
die Wohnhsuabauten werden daher nicht in dem gleichen Umfangfortgeführt
werden dürfen .Auch ist die Gemeinde Wien ohneweiters in der Lage eine Wohn - ¬
bauanleihe aufzunchmen .Wonnman die 32 ' 8Millionen „ ohnbausteuer als Gæran¬
tie für die Verzinsung und Amortisation einer Anleihe verwendet ,der
noch der Charakter einer Hypothek zukommen wird ,sind alle Voraussetzungen
gegeben ,um eine Anleihe billig und prompt , ja vielleicht sogar imInlande zu bekommen .Vorsichtig gerechnet würde eine solche Anleihe zuetwa
8 Prozent Verzinsung und Amortisation zu haben sein .Nimmt man denBetrag
von 3218 Millionen zur Grundlage ,so bekäme man dafür eine Anleihe von
1lo Millionen Schilling ,mit der man spielend leicht 5000 Wohnungendurch

fünf Jahre bauen kann .Dadurch wür den 58 Millionen Steuergelder im
Budget frei werden ,über die man in einer der Wirtschaft dienlichen Weise
verfügen könnte .Geht man den Weg nicht,so wird man in fünf Jahren die Wiener
Wirtschaft so ausgepowert haben ,dass die " Kuh "überhaupt keine Milch
mehr geben wird .Wenn man die Rechnungsabschlüsse betrachtet,ergibt sich
daraus ein Bild ,das im schärfsten Kontrast zu der Wirtschaft steht .Während
die Wirtschaft verarmt,ist bei der Gemeinde gerade das Umgekehrteder Fall .

Die Gemeinde bereichert sich nach jeder Richtung hin ,die Kurve der Gemeinde - ¬
vermögensvermehrung geht steil aufwärts .So war als Kassastand am 31 .De - ¬
zember 1929 der Betrag von 33,936 . 311Schilling .An Rücklagen bei denstädti¬7schen Betrieben findet man 21,577 . 642Schilling,an Betriebskrediten an
die städtischen Unternchmungen 21,234 . 936Schilling ,an Darlchen und Vor - ¬

schüsse 73,064 . 460Schilling ,an Anteilscheinen und Aktien im Nominale von
19,142 . 298Schilling .Das mobile Vermögen macht also 168,955 . 637Schilling
aus .Dazu kommt noch das immobile Vermögen ,das seit 1923 angchäuft wurde .
Es sind die Wohnhausbauten im Betrage von 663,915 . 111Schilling und der
Grundbesitz im Werte von . 9,652 . 194Schilling ,zusammen also 713,567 . 308
Schilling . Allesin allem ergibt sich ein Betrag von 882,522 . 954Schilling .
Zicht man den Kassastand von Ende 1923 im Betrage von 53,260 . 000Schil - ¬
ling ab ,so ergibt sich als Vermögensvermehrungder GemeindeWienscit 1923
ein Betrag von 829,262 . 945Schilling .Das ist der Erfolg der Finanzpo¬
litik Breitners .Seit 7 Jahren hat sich das Gemeindevermögen jährlich durch¬
schnittlich um über hundert Millionen Schilling vermehrt .Eine solche Ver¬
mögensvermehrung wäre auch zur Zeit einer gesunden Wirtschaft etwas ganz
abnormes und wirtsch ftspolitisch nihht zu rechtfertigen .Houte ,in der Zeit
der ärgsten Wirtschaftsnot und Arbeitslosigkeit ,ist diese Vermögensvermehrung
ein Widerspruch ,der so schreiend ist ,dass auch der verhärtetste Fiskalist
in sich gehen müsste ,um sich zu fragen,ob eine solche Finan zpolitik nech
weitergeführt werden durfe .Unter solchen Umständen stimmen wir nicht für
das Budget ,sondern lehnen es auf das entschiedenste ab .

Stadtrat Kunschak stollt nun folgende Anträge :Für Zwecke des
Wohnhau sbaues der nächsten Jahre wird eine Anleihe aufgenemmen ,deren Ver¬
zinsung und Tilgung in dem Ertrage der Wohnbausteuer zu sichern ist .

Der amtsführende Stadtrat der Verwaltungsgruppe für Finanzwesen
wird beauftragt ,ungesäumt der Landesregierung die erforderlichen Entwürfe
zur Abänderungder bestehenden Abgabengesetzezu unterbreiten,um dasfreie921
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freie Ermessen bei Ei reihungin die AbgabepflichtundbeiFestelleung
des Ausmasses der Abgaben zu beseitigen .

Der amtsführende Stadtrat der Verwaltungsgruppe für Finanz¬
wesen wird beauftragt ,der Landesregierung ungesäumt eine Gesetzesvorlage
zu unterbreiten ,durch die das Gesetz vom 4 .August 1920 ,betreffend die

Einhebung einer Gemeindeabgabefür öffentliche Fürsorgezwecke im Gebieteder
Stadt Wien ( Fürsorgeabgabe ) ,dahin ergänzt wird ,dass die auf die Gchalts - ¬
und Lohnquote für in das Ausland ausgeführte Waren entfallende Abgabe
rückvergütet wird .

Der amtsführende Stadtrat der Verwaltungsgruppe für Finanz - ¬
wesen wird beauftragt,der Landesregierung ungesäumt eine Gesetzesvorlage
zu unterbreiten ,durch welche das Gesetz betreffendie Einhebung einer Ge¬
meindeabgabe von gewerbsmäs siger Vermietung von Wohnräumen im Gemeinde - ¬

gebiete von Wien ( Fremdenzimmerabgabe ) ,mit31 .März 1931 ausser Wirksam¬
keit gesetzt wird

Der amtsführende Stadtrat der Verwaltungsgruppe für Finanzwesen
wird beauftragt,der Landesregierung ungesäumt eine Gesetzesvorlage zu
unterbreiten ,die das Gesetz ,betreffend die Einhebung einer Abgabe von der
Haltung von Hausersonal im Gebiete der Stadt Wien ( Hauspersonalabgabe )in
der Fassung des Gesetzes vom 20 .Dezembef 1923 dahin abändert ,dass die

Abgabepflicht für die zweite im Haushalt verwendete Person und die starkeProgression der Abgabensätze behoben wird .
Der amtsführende Stadtrat für Finanzwesen wird beauftragt ,der

Landesregierung ungesäumt eine Gesetzesvorlage zu unterbreiten ,durch die
die Lustbarkeitsabgabe auf jene Fälle beschrankt wird,die nicht Bildungs¬
oder künstlerischen Zwecken oder der körperlichen Ertüchtigung dienen .

Der amtsführende Stadtrat für Finanzwesen wird beauftragt ,
der Landesregieung ungesäumt eine Gesetzesvorlage zu unterbreiten ,durch

die das Gesetz betreffend die Einhebung einer Abgabe vom gemeinen Boden - ¬
wert ( Bodenwertabgabe )von unverbauten Grund flächnn im Gebiete der Bundes - ¬
hauptstadt Wien der in Aussicht gestellten Revision zugeführt wird .

Ein weiterer Antrag verlangt die Abänderung des Gesetzes über
die Einhebung einer Gemeindcabgabe vom Wertzuw achse von Liegenschaften
dahin ,dass Uebertragungen von Liegenschaften der Abgabe dann nicht unter¬
liegen ,wenn der massgebende Erwerb vor dem 1 .Jänner 1919 erfolgt ist ,
Schkiesslich beantragt St . R .Kunschak die Nahrungs -oder Genussmittelabgabe
und die Wasserkraftabgabe mit 31 .März 1931 ausser Wirksamkeit zu setzen .

St .Rtin Dr .Motzko ( . L )beschäftigt sich eingehend mit dem
Fürsorgewesen .Es ist zweifellos richtig ,dass die Fürsorgebedürftigkeit
stark gestiegen ist .Sie haben auch im Budget um weitere rund 8000 Für .
sorgebedürftige vorgesongt .Demge genüber aber steht die Tatsache,dass die
Zahl der Arbeitslosen in Wien um mehr als 20 . 000gestiegen ist . Wiekommt

es nun ,dass Sie rund 12 . 000von diesen Arbeitslosen aus Ihrer Fürsorge
ausschliessen,da Sie nur für weitere 8000 Fürsorgebedürftige vorgesorgt
haben . Wiekommt es ,dass Sie einerseits die Hand über die Arbeitslosen - ¬
unterstützung halten und andererseits für 12 . 000Arbektslese nichts übrig
haben .Für die offene Fürsorge ,die ebenfalls schr stark beansprucht werden
wird,haben Sie im Budget keinen grösseren Betrag als den für das laufende
Jahr eingesetzt .Dasselbe gilt für die Pflegegelder und Pflegebeiträge .Das
heisst mit anderen Worten ,Sie haben nicht die Absicht ,auf diesen Fürsorge - ¬
gebieten mehr zu tun .In der Fürsorge findet man auch ein Missverhältnis
zwischen den Aufwendungen für das Personal und den Aufwendungen für Sach .
leistungen .So wurden für das Versorgungsheim Lainz ' 7Millionen Schil .

ling für den Lebensmittelbedærf und ' LMillionen Schilling als Personal¬
aufwendungen veranschlagt .So darf die Fürsorge nicht aufgezäumt werden .
Ein Wort muss über die Behandlung der Pflegdinge in Lainz gesprochen werden .
Am Wahltag wurde den Kranken ,die in das Wahllokal gebracht wurden,der
christlichsoziale Stimmzettel weggenommen und ihnen der sozialdemokratische
Stimmzettel aufgedrängt .Im Wersorgungsheim Meldemann strasse beschwerte sich
eine Frau beim Verwalter über die Wahlbeeinflussung .Sie wurde vom Verwal¬

ter eine Betschwester geheissen .Das ist eine sodische Misshandlung ärgster
Art und wir bestchen in diesem Falle auf eine gründliche Untersuchung .
Die Wiener städtische Fürsorge leidet an einer überspitzten Kommunalisie - ¬
rung .Die Gemeindeverwaltung will mit der freiwilligen Fürsorge absolut
nichts zu tun haben . WennSie mit der freiwilligen Fürsorge zusammenarbeiten
wollten,könnten Sie bei den Kinderheimen für dauernde Unterbringung allein
rund 2,000 . 000Mchilling ersparen .Sie aber wollen den Unsinn der Anstalts¬
kommunalisierung nicht abstellen .Die Rednerin bespricht dann die Erzie¬
hungsanstalt Eggenburg und führt Fälle an ,in denen ein Zögling einem Erzie - ¬
her eine Ohrfeige gegeben habe,Einbrüche vorgekommen seien ,eine Partie

Buben den Verwalter nicht gegrüsst habe ,weil ihnen Direktor Heeger
gesagt habe ,sie brauchen niemanden zu grüssen .Auf die Besprechung der all¬
gemeinen Wirtschaf tslage übergehend,erkkärt die Rednerin ,dass die Gomeinde

selbst Wellen der Arbeitslosigkeit auf allen möglichen Gebieten shhaffe .
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Ein besonderes Kapitel sind die wertvermehrendenInve¬
stitionen .DaswasSie wertvermehrendnennen ,ist nurAugenauswischerei.
Sie haben auch Abfallkörbe in das wertvermehrendeInvestitionsprogramm

aufgenommen .Sie drücken sich umjede Verpflichtung auf diesemGebiet .
Sie rühmen sich mit dem Bau von Strassen und Kanälen . Solldas etwa heis - ¬

sen ,dass ,wenn die Not nicht so gross wäre ,Sie keine Strassen undKanäle
bauen würden ? SagenSie uns doch endlich ,wo ist das Plus ,dass Sie für die¬

se Zeit der grossen wirtschaftlichen Not übrig haben( Beifall ) .
. . Bermann( Soz . ) : SagenSie das dem Ender undJuch !
. . Kunschak : Wirsind hier im WienerGemeinderat !
. Rätin Dr .Motzko :Lassen Sie doch endlich diese Doppelzün¬

gigkeit ( Beifall bei der Minderheit ) . DieArbeitslosigkeitwirdnochdurch
die Obdachlosigkeit verschäfrt .Es ist nicht wahr ,dass es mit demWohnungs- ¬

wesen in Wien besser geworden ist . Stadtrat Weber hat selbst gestanden ,
dass viele tausende AnsuchenvomWohnungsamtabgewiesenwerden . Sieha¬
ben nicht einmal dort Verständnis für die traurige Lage derWchnungssu¬
chenden ,wo die Leute sich selber helfen .Ich muss hier wieder das Elend
und die Tragödie der Siedler vom Bruckhaufen und Brettelderf ansch -nei¬

den .Statt den Leuten zu helfen ,erlassen Sie ein Bauverbot nach dom an¬

deren und es regnet Bestrafungen .Die Leute dürfen sich dort nicht sicher

fühlen .DabeiwissenSie ganzgut ,dass das Stift Klosterneuburg ,demdie
Gründe gehören,schon seit Jahren eingewilligt hat ,dass dort parzelliert

werdendarf,Aber Sie haben das bis heute nicht gemacht . Esist schonso ,
dass diese Siedler nur deshalb so niederträchtig behandelt werden ,weil

sie keine Sozi sind . Dasist Rachsucht ,die einfach nicht mehr zu übertreffer

ist ( Beifall bei der Minderheit )

Geradezufürchterlich wirkt sich die Arbeitslosigkeit aufdie
Jugend aus . Wennhier ein Zusammenarbeiten der Organisationen der verschie¬

densten Richtungen eintreten soll,so schlagen wir in die dargebotene Hand
ein und werden mit weit geringeren Mitteln ,als die öffentliche Verwaltung
für die arbeitslose Jugend manchen schaffen können .

Rednerinbespricht dannausführlichdenGeburtenrückgang .
Es gibt da gewisse Gruppenund Kreise ,die die Familie zerstören .Dazuge :
hört der Bund für Mutterschutz und gewisse Fürsogerinnen der Gemeindeund
auch die gowissen Automaten in den Bedürfnisanstalten .Die Mehrheit sollte

doch endlich ihren verderblichen Kurs ändern und sich bekennen zuden
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Lebensnotwendigkeitendieser Stadt .In demVoranschlagfindet diechrist¬
liche Bevölkerung keine befriedigende Antwort auf alle diese Fragen ,wes¬

halb in die Minderheit in diesem Saal ablehnen muss ( StarkerBeifall ) .
. . Dr .Wagner ( E .) beschäftigt sich sehr ausführlich mit demProb¬

lemder Arbeitslosigkeit undderen Ursachen . DieDinge ,die sich in Genfin
der letzten Zeit abgespielthaben ,berechtigenkeineswegszu derHoffnung,
dass diese Zustände in abschbarer Zeit eine Aenderungeffahren werden .Die
Wirkungenzeigen sich vor allem auf den Gebiet der Urproduktien .Inder
Landwirtschaft ist eine Demolierung der Preise zu verzeichnen ,die bereits

eine Reihe von anderen Warenergriffen hat .

Die GemeindeWienhat seit Jahren demPhantomdesWohnhausbaues
nachgejagt .Für ihn werdenRiesensummenausgegeben .Dagegenwerdenfürdie
so wichtige technische Gruppe die Ausgaben unausgesetzt gedrosselt . Dort

werden Investitionen erst dann durchgeführt ,wenn sie unbedingt notwendig
sind .Ungeheure Summen gibt die Gemeinde für Grunserwerbungen aus .DemPhan¬

tom ,dass der Mieterschutz unzer allen Umständen aufrechterhalten werden

muss ,opfert die Gemeindebesinnungslosalle anderenRücksichten .DerUmfang
der Wohnungsnot ist in Wirklichkeit gar nicht nachweisbar ,weil die Gröss - ¬
se des Uebergenussesan Wohnungsraumnicht bekanntist .DerWohnungsmarkt
wird erst dann gesunden ,wenn die Menschen in Wien nicht mehr und nicht

weniger an Wohnraum zur Verfügurghaben ,als sie brauchan .Gr . Dr . Wagner

schliesst sich den Ausführungendes St .R .Kunschaküber dieMöglichkeit
der Finanzierung der Wohnhausbauten durch eine Anleihe an . Wenndas Syatem
der Finanzierung aus laufenden Steuern fortgesetzt wird ,schwindet jede

Hoffnung auf eine Gesundung der Wirtschaft in dieser Stadt .Unsere Wir - ¬

schaft kann nur gesunden ,wenn alle Körperschaften des Bundes die Lasten ,
die Sie der Bevölkerung aufgebürdet haben ,rasch und ausgiebig abbauen .

Die 58 Millionen Einschränkungder Abgaben ,die sich durch eineVeränderung
der Finanzierung der Wohnhausbauten ergäbe . ,wäre eine fühlbare Hilfe
für die Wirtschaft . Wirhaben viel Verständnis für die soziale Hilfe ,aber
die beste Hilfe wür de es bedeuten ,wenn man versuchen wollte ,die Arbeits - ¬

möglichkeiteninWienzuerhalten,währenddiePolitikderGemeindedarauf¬
ausgeht ,die Arbeitsmöglichkeiten zu erschlagen .Von Ihrem errechneten De¬
fizit erschrecken wir nicht ,Sie werden sich dieses Defizit schon auf dem

Wegeder Steuereinhebunghereinbringen .Die städtischenUnternehmungensind
sollen ein Defizit von 7 Millionen Schilling haben .Diese Defizite/erkünstelt

und die Bilanzierung der Unternehmungen nicht aufrichtig .Von demBudget

hätten wir die Entlastungder Wirtschafterwartet .St .R .Breitnerhatsich
heute wieder mit Unrecht als den Friedensengel aufgespielt .Wir habenwie - ¬
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derholt versucht ,die Gegensätze zu überbrücken ,Jeder unserer Versuche
war vergeblich .Heute erklären wir mit allem Nachdruck in unserem Staate
ist Ruhe und Ordnung dringend notwendig und das treue Bekenntnis zu einer
verfassungsmässigen Entwicklung ist die Voraussetzung für einc Gesundung
unserer Wirtschaft .Da sollte man uns aber entgegenkommen und nichts tun ,
um die Gegen säbze zuzuspitzen ,Man sollte uns vor allem nicht hoffnungs¬

los machen .Die Beruhigung ,die innenpolitisch eingetreten ist ,hätte man
dazu benützen sollen ,um Er ernsthafte Verhandlungen mit allem abgabe¬
berechtigten Körperschaften einzutreten und zu erproben ,was die Bevöl - ¬
kerung an Steuern und Abgaben noch ertragen kann .Die Stadtverwaltung möge
nicht starrsinnig in die Besprechungen über die Abgabenteilung eintreten .
Es gibt Tausende von Posten ,wo Ersparungen ohne Schädigung der Geltung
und der Wirtschaft von Wien möglich sind ,Man sollte nicht immer nur von

der Abgabenotw ndigkeit ,sondern auch von der Notwendigkeit zu sparen
sprechen ,Dr .Wagner kommt sodann auf die Notwendigkeit einer Wahlreform

zu sprechen und hebt hervorm dass auch Dr .Renner einer Wahlreform für den
Nationalrat das Wort geredet habe .Dann müsste aber auch die Wahl
rechtsschande von Wien beszeitigt und das Wiener Wahlrecht ,das das aller
rückschrittlichste ist ,reformiert werden .Das Budget und die Ausführungen
des St .R .Breitner ,schliesst Dr .Wagneryhaben uns schwer enttäuscht . Wenn
Sie eine Politik machen wollen ,die darauf ausgcht ,Arbeit zu schaffen ,
werden Sie uns an Ihrer Seite finden .Aber es müssen andere Wege gegangen
werden .Sie müssen auch eine Probe davon ablegen ,dass Sie sich zu uns
als Ihren Volksgenossen hingezogen fühlen .Die Behauptung des Rechtes der
Deutschen wird umsoleichter sein ,je geschlossener und einiger die Nation
auftritt .Wir würden wünschen ,dass auch in den Reihen der sozialde - ¬

mokratischen Arbeiterschaft sich das Bedürfnis nach nationaler Einigkeit
durchsetzen möge .Wenn das der Fall sein wird ,werden wir es in kurzer

Zeit mit anderen Voranschlägen zu tun haben ,denen auch wir unsere Zu¬

stimmung geben könnten .Den jetzt vorliegenden lehnen wir ab ,weil er er¬
füllt ist vom Geiste des Klassenkan pfs und Klassenhasses ,von dem Geist ,
der die Wirtschaft verkommen kässt ( Lebhafter Beifall und Händeklatschen
bei der . . )

Vorsitzender Hofbauer bricht die Verhandlungen über denVoran - ¬
schlag ab .

B .Rtin Bock .berichtet über die Errichtung einer neuenSommer¬
erholungsstätte auf der " Ruinenwiese "am Galitzinberg ( Kosten Schilling
60 . 000) .

GR .Untermüller ( . . )weist darauf hin ;dass nach demBerichte
Schilling 20 . 000noch heuer verbaut werden sollen .Nun ist die Bausaison
aber zu Ende . Erfragt daher ,ob im heurigen Jahre überhaupt schon etwas
verbaut ist .

GR . Dr .Arnold ( . . )fragt ,wemdie Erholungsstätte in Betrieb
übergeben wird .

G .Rtin Bock bemerkt ,dass die von Dr .Arnold aufgeworfene Frage
heute nicht zur Diskussion stehe .Sie ersucht dem Referentonantrag zuzu¬
stimmen .( Lebhafte Rufe bei dr E . . :Warum wirdd die Frage des GR .
Untermüller nicht beantwortet ?Wir wollen Aufklärung haben ! )D .

Der Referentenantrag wird angenommen .
Der Antrag ,den Entwurf für die Errichtung des Schwimm - und

Sportbades im Stadion der Stadt Wien zu genchmigen wird nachdmReferete
des St . . Dr .Tandler angenommen .

Schluss der Sitzung 22 ' 15Uhr .
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Wien ,amSamstag ,den13 .Dezember1930.

Sitzungen imRathaus .
In dernächstenWochesetzt derWienerGemeinderatdieBeratung

desVoranschlagesderStadtWienfür dasJahr1931fort .DieSitzungenwer¬
den an allen Wochentagenmit Ausnahmevon Samstag stattfinden .JedeSitzung
beginnt um17Uhr .

DerWienerStadtsenat tritt amDienstagum10 Uhrvormittagszu- ¬
sammen .Anschliessendan diese Sitzung des Stadtsenates findet eineSitzung
der WienerLandesregierungstatt .

DerKampfgegendieTuberkulose.
DerneueTuberkulosepavillonimKrankenhausderStadtWien.

Heute besichtigten auf Einladung des amtsführendenStadtrates
ProfessorDr .TandlerVertreterderWienerundauswärtigenPressedenneuen
Tuberkulosepavillon im Krankenhaus der Stadt Wien in Lainz .

DerneueTuberkulosepavillonwurdenachdenPlänenderArchi¬
tektenJudtmannundRissauf demunmittelbaran denLainzerTiergartenan-¬
schliessenden Teil der grossen Parkanlage des städtischen Krankenhausesauf¬
geführt .Die Bauarbeiten begannen am 12 .Mai 1929 ; am15 .Novemberdieses Jah¬

res warder Bauvollendet .Die Kostendes neuenTuberkulosepavillonssamt
den erforderlichen Strassen - undGartenherstellungen und allen Einrichtungs¬

gegenständen ,der ärztlichenApparate ,der Instrumente ,der Wäscheundsonsti¬
genBehelfe ,betragen ' 85MillionenSchilling .DerneuePavillonenthält
zehnKrankenstationenmitinsgesamt320Krankenbetten,sodassvondenGesamt-¬
baukostenauf ein Bett 15 . 150Schillingentfallen .

Dervier StockwerkehoheBau ,der besondersan seinerHaupt¬
seite von lebendiger architektonischer Wirkungist ,wurde voll ständig neu
eingerichtet undmit allen für die Behandlungder Krankenerforderlichen
ärztlichen Behelfenausgestattet .Die Abteilungfür Männerist vonderFrauen-¬

abteilung vollständig getrennt .Vonder Errichtung grosser Krankensälewurde
Abstandgenommen. Esgibt nurKrankenzimmermiteinemBett undgrösseremit
zwei und mit sechs Betten .Die Krankenzimmer liegen durchwegs an der Südsei¬

te ;sie sind mit dreiteiligen ,von der Decke bis an den Bodenreichenden
Schiebefenstern ausgestattet ,die die ganze Südwandder Zimmereinnehmen .
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- . . - . - - . - -

In jedem Krankenzimmerist ein Waschtisch mit fliessendem Warm -undKalt¬
Die neuc Heilstätte

wasser . ist mit neu konstruierten ,fahrbaren
Betten eingerichtet ,an die neben medizinischen Apparaten auch die Nacht¬
kasten befestigt werdenkönnen .

Im dritten und vierten Stockwerk des neuen Tuberkulo sepavillons

sind an der Südseite Liegehallen eingebaut ,die je 62 Meter langsind . Eben¬
falls an der Südseite ,aber zur ebenenErdewurdeeine 131 :Meterlange
Terrasse aufgeführt ,die gleichfalls als Liegehalle dient .Für Kranke ,die
eine direkte Sonnenwirkungvermeiden müssen ,wurden für die notwendige
Liegekur nach Norden gerichtete Nischen geschaffen .Alle Liegehallen sind

mit eigenen Brausebädern versehen .
Der neue Tuberkulosepavillon ist in technischer ,wie auch in me¬

dizinischer Hinsicht auf das allermodernste eingerichtet .Eine chemisch¬

bakteriologisches Laboratorium ,die Räumefür die Pneumothorax- Behandlung,
für Licht - Therapie und Inhalation sind nach dem neuesten Stande der medi¬

zinischen Wissenschaft ausgestattet .Die Beheizung sämtlicher Räumebe - ¬
sorgt eine Warmwasserheizung ,die an das Fernheizwerk des Spitales ange¬

schlossen ist .Eine moderne eptische Signalanlage und eine elektrische Uhren¬

anlage sichern den klaglosen Betrieb der Abteilung .In dem neuen Pavillon
ist keine eigene Küche untergebracht ,weil die Versorgung der Krankenmit
Speisen von der Zentralküche des Krankenhauses besorgt wird .

Morgen ,Sonntag ,um 11 Uhr vormittags wird Bürgermeister Seitz
die neue Heilstätte feierlich eröffnen .

. - . - ¬
SchneefallinWien.

Der städtische Fuhrwerksbetrien ,dem die Steuersäuberungsarbei¬

ten obliegen,hat im heurigen Winter heute zum erstenmal Schneearbeiter auf¬

genommen .Neben . 051Mann vom Strassenreinigungsdienst wurden bei den

Schneesäuberungsarbeiten auch . 502Schneearbeiter beschäftigt .Ausserdem
wurden noch 63 Schneearbeiter ven den städtischen Strassenbahnen zur Frei¬

machung der Gleise verwendet .Die maschinelle Schneesäuberung besorgten

119 Pferdeschneepflüge,22 Kehrmaschinen und 1o Autokehrzüge .Die städti schen
Strassenbahnen verwendeten 12 Motorpflüge mit sechs Anhängern .

Sitzung der Bezirksvertretung Favoriten .
Die Eesirksvertretuns Pavoriten hält am Preitag ,den 19 . De - ¬

zember,um16Uhreine Plenarsitzungab .



Der neue Tuberkulosenpavillon im
- - - - - - - - - - - - - - - - - - ¬

Krankenhause Lainz .

( Eröffnung am14 . Dezember1930 ) .

Der WienerGemeinderathat aufAn¬
trag des amtsführendenStadtrates der VerwaltungsgruppeIII ,

Universitäts - Professor Dr .Julius Tandler,in seiner
Sitzung vom 22 . III . 1929den Neubau eines Pavillons für anTu¬
berkulose Erkrankte auf dem Gebiete des Krankenhauses Lainz

genehmigt .Der nach den Plänen der Architekten . V .Judtmann

und Riss erbaute Tuberkulosenpavillon liegt - mit der Haupt¬
front gegen Süden gerichtet - auf dem unmittelbar anden
Lainzer Tiergarten anschließenden Teil desKrankenhausgebie —

tes .
Das Objekt gliedert sich vertikal

in 2 vollkommen symmetrische Seitentrakte - einen für Männer

und einen für Frauen - und einen Mitteltrakt ,der die für die
beiden Seitentrakte gemeinsamen Räume enthält .DenVerkehr

zwischen dem Parterre und den einzelnen Stockwerken vermit¬
teln drei Stiegenhäuser ,zwei Krankenaufzüge und zwei Spei¬

senaufzüge .Die Krankenaufzüge sind im Mitteltrakte an den

Gangenden der beiden Seitentrakte angeordnet ,so daß beide

Aufzüge in den gemeinsamen Aufnahmeraum münden undtrotzdem
eine strenge Trennung der Geschlechter ermöglichen .Die Spei¬
senaufzüge verbinden die Teeküchen der einzelnen Krankensta¬



tionen .
Beim Neubau kam das Iorridorsystem

zur Anwendung .Die durch das ganze Gebäude laufenden breiten

Verbindungsgänge sind im Hittoltrokte gegen Mordenvorgescho
ben,umdic räunliche Trehnungder drei Tiakte besonderezube
tonen .Sidlich der Verbindungngänge liegen die für den stän -

digen Aufenthalt der Eronkon bestimmten Fäune ,nördlich die
. .Nebenräumeund die Rüumefar den ärztlichen undPflegedienrt .

1:Die Seitentrmktemit denErenkensta¬
tionen .

Die beiden Seitentrakte enthalten
in je 5 Krankenstationen inwgesamt 320 Erankenbetten .Li Erd

**
geschoß ,1 .und . Stoclwerl umfaßt eine Krankenstation 39Bet

S .

ten ,im . und4 .Stockverke 20 bis 23 Beiten .Bei der Anla - ¬

ge der Wranken tationen wurde der Vermeidung der wogenannten

Hellhörigkeit ein beronderen Augenmerk zugewendet .
Al :Fußbodenbelag fondLinoleum

Verwendung ,welche :auf Föeinholzunterlage aufliegt undmit
Hohllchlenfließen an die Wandanschließt .

Die Erenkenzimmer der Frankensja
tionen sind je nach ihrer Größe für 1,2 oder 6 Bestenbe¬

7
stimmt . Ander Säddeite der Ernnkenzimmerbefinden sich in
einel erkarartigon Vorsprunge dreiteilige von der Doche bi ?

an den Dodenreichende Schiebefentter und zwar je nochder



Größe des Frankenzimmers einee oder zwei an der Zahl .Die
Foncber wurden als Doppelrahenfenster hergestellt . Sieer¬

möglichen ganz geöffnet eine reichliche Luftzufuhr ,anderer - ¬

deits gewährleirten sie im geschlossenen Zu tande einen voll

ständigen Luftabschluß .
In jedem Frankenzimmer ist ein

Waschtiech mit fließendem Warm - undFaltwasser und cin Spei

bochen mit Wasserspülung angebracht .Als Wand : chutzbei den
Waseeraunläufen dient ein Belag aus weißem Glas in Nickel¬

rahmen .An der Gangwand der Krankenzimmer wurder eiserne

Garderobekasten für die Patienten eingebaut .DieKrankenzim¬
mer weiden durchwegs eine Wandmalerei in lichten Farben auf .

Die Detten sind parallel zumFen¬
ster aufgestellt ,so daß ein dirckter Einfluß des Sonnenlich

tes auf die Patienten vermicden wird .Es ist jedoeh möglich ,
einen Teil der Betten für nicht gehfähige Eronke vertikal

zu den Fenstern zuStollen .

Der Misteltraks enthält im unter

2ben Geschoße :Dar Aufnahme - Bad ,das Dionetzimmer derOber - ¬
schweeter ,die Wäsche - undDeckendesinfoktion sowie die Ambu¬

lanz mit Warteraum ,die von einem eigenen Eingang aut zugäng¬
lich eind ;

im Erdgeschoße :dasFontgen - Labora¬
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torium ;
im . Stockwerke :das chemisch - bakterio¬

logischeLaboratorium ,das Primararztzimmer ,dasAssistenten¬
zimmer und das ärztliche Inspektionszimmer ;

im II . Stockwerko ;die Räume für die
Pneumothorax - Behandlung ,für Licht - TherapieundInhalation ,

sowie die Arzte - Bibliothel ;
in den beiden letzten Stockwerken :

Wohnräume für das Pflegepersonale .
Auch sind im Mitteltrakte und zwarin

Jbhe
der he der Krankenaufzüge die Tagräume der einzelnen Kran¬

kenstationen untergebracht .

DieLiegehallen .

Für die im Parterre befindlichen Kran¬
kenzimmer dient die oberste 134 m lange ,nach Süden gerichtete

Terrasse des gegen die Gartenanlage abfallenden Baugeländes

als Liegehalle . Die im 3 .und 4 .Stockwerke ander
Südseite angeordneten zwei Liegehallen mit einer Länge von

je 62 m sind in die Mitte des Baues verlegt und trassenför¬
mig übereinander gelagert,so daß die seitlich gelegenen Flü¬

gel des . und. Stockwerkesals Windschutzdienen .UnterVer¬
wendung der an der Rückwand der Liegehallen angebrachten Türen

können gegen den nach Norden gelegenen Gang zu Nischen ge-



schaffen werden für die Liegekur solcher Lranker ,die eine

direkte Sonnenwirkung vormeiden müssen .Auf denLiegehallen
schützen Plachen gegen übernäßigs Sonnenbertrohlung .An¬

schlicßend an die Liegehallen dind Brausebäder eingerichtet .

Inneneinrichtung .

Der neue Tuberkulosenpavillonwurde
vollständig neu eingerichtet und mit allen für dieBchand
lung der Lrenken erforderlichen ärztlichen Behelfen ausge¬
stattot .Bezondere Erwähnung verdient die Einrtohtung der

Krankenzimmer mit neu konstruierten ,fahrbaren Betsen,an

die auch das Nachtkäztchen befestigt werden kann und die

Verwendungneuer Apparatefür die Desinfektion derSteckbecken

und desSputume .

000

Die Wändeder Stiogenhäuser und

Gängeind mit heller Malerei verrehen ,welche auf denGäh¬
gen mit Cerinwachsüberzogenwurde .Al .Fußbodenbelagwurde
Linoleumverwendet .

ZurNachzbeleuchtungderLranken-¬
zimmerdienen in die Nandversenkte Blaulichtlampenober¬
halb der Fließensoclel ,die bei genügenderLichtstärke jede
Belästigung der Tranken vermeiden .



Die Scheizung sämtlicher Däumeer

folg durch Warnwasserheizung ,welche an das Fernheizwerkdes
Spitalem angeschlotsen ist .Eine moderneoptische Signalan .
lage und eine elelbtische Uhrenanlape sichern den klaglosen

Botrieb der Abteilung .
Die Speisenverorgung des Wuberkulo - ¬

senpavillong erfolgt von der Zentrallüche des Erankenhauses

aus .

Der Bau wurde am 12 .Mai 1929bo¬

gonnen und am 15 .Wovember 1930 vollendet .
Die Losten desselben samt Straßen¬

und Gaitenherctellungen und der Anschaffung aller Winrich¬
tungagegenstände ,der ärztlichen Apparawe und Ingtrumente

etz . ,endlich auch der Wäuche belaufen sich auf . 85Millio —
non österr .Schilling ,so daß auf ein Bett der Botrag von

S 15 . 150 . -entfällt .
Die Gemeinde Wien hat mit demnauen

Tuberkulosen - Pavillon in planmäfigem Ausbau ihrer Tuberkulo

confürsorge der leidenden den chheit eine Heilssutte geschaf¬

fen ,die allen Anforderungen der modernen medizinischen Wi .
denschaft ent pricht und durch ihre selten gänstige lage

in unmittelbarer Nühe des Lainzer Tiergartene zwei wichti¬

ge Voraussetzungen für den Nampfgegen die Tuberkulose :Son¬
ne und reine Luft gewährleiltet .
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. „ ¬Undse idt zu hollen ,daß dieneuc
Anstalt ihre Widmungsbessimmung ,die in der Gedenktafol
zum Ausdrucke kommt ,voll erfüllen wird :

Mit den Waffen de :Geintes

Lit dem Werkzeug der Wissenschaft

Mit den Mitteln der Gameinschaft

Gegen den geiahrlicheten Feind der Menschheit .
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Eine neue Etappeim KampfegegendieTuberkulose .
BürgermeisterSeitz eröffnet den neuenTuberkulosepavillonimKranken-¬

haus der Stadt WieninLainz .
DasKrankenhausder Stadt Wienin Lainz ist durch dieErrich¬

tung eines neuen Pavillons bedeutend ausgestaltet worden .Die neueAbteilung
ist dem Kampfe gegen die gefährlichste Volkskrankheit ,die Tuberkulose ,ge¬

widmet ,der mit den Waffen des Geistes ,mit demWerkzeugderWissenschaft ,
mit den Mitteln der Gemeinschaft geführt werdensoll .

Die neue Abteilung ,die bereits im Betrieb ist ,wurdeheute

vormittags durch Bürgermeister Seitz eröffnet .Zur Eröffnungsfeier waren
unter anderem der Präsident des Nationalrates Eldersch ,die amtsführenden
StadträteKokrda ,Linder,RichterundWeber ,PräsidentNationalratGlöckel,
für das Bundesministerium für soziale Verwaltung Ministerialrat Dr .
Foramitti und Ministerialrat Dr .Eisenschiml ,vom Bundesministerium für

Handel und Verkehr Ministerialrat Maschek ,die Krankenhausdirektoren Hof - ¬

rat Dr . Neder ,Regierungsrat Dr . Schindler und Hofrat Dr .Schönbauer ,Direk¬

tor - Stellvertreter Hofrat Dr . Glaser ,in Vertretung desOberstadtphysikus

Dr .BöhmStadtphysikusDr .Gegenbauermit den AerztendesGesundheitsamtes ,
DirektorRegierungsratDr .Herz ,die Vorständeder AbteilungendesKranken¬
hausesderStadtWienGeheimratProfessorDr. NoordenunddiePrimarärzte
ProfessorDr .Reitter ,Dr .Zaffron ,ProfessorDr .Kren ,ProfessorDr .Lauber
ProfessorDr .Keitler ,ProfessorDr .Mayer ,DozentDr .SchönbauerundDr .
Kowarschik ,Stadtbaudirektor Dr .Ingenieur Musil und viele öffentliche Man¬

datare ,viele Aerzteunddie Mitarbeiterbei der Errichtungdes neunPa¬
villons erschienen .

ProfessorDr .Tandler ,der der Initiator der neuenAnstaltist ,
begrüsste den Bürgermeisterunddie Festgäste .„ WirhabenSie hiehergebe- ¬
ten, "sagte Stadtrat Professor Dr .Tandler, "umdie feierliche Eröffnung
dieses neuen Pavillons vorzunehmen ,obwohl schon Patienten in dieser neuen
Anstalt liegen ,obwohl hier schon der Kampfgegen die furchtbare Krankheit

im Gangeist . Wirwollten Ihnen so die Möglichkeit geben ,einmal zusehen ,
wie ein modernerSpitalbau beschaffen ist .In einemmodernenSpital bemüht
man sich nicht nur ,körperliche Leiden zu bekämpfen ,man will auch psychi¬
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scher Pein begegnen .Ein eigentümlicher Zug geht durch die moderneSpital¬

baukunde:denMenschensoll ein ErinnerungsbildandasDaheimgeboten ,sie
sollen versöhnt werden mit dem Spitalsaufenthalte ,der ihnen zwar Hilfe

bringt ,sie aber zwingt ,ihr Heim ,ihre Familie zu verlassen .Darumhaben
wir hier zumBeispiel zumersten Malversucht ,vonder blendendenWeisse
der Spitalsbauten ,wie Sie sie sonst sehen ,Abstand zu nehmen .In demganzen

Gebäudekannmaneine gewisseFreudean Farbenfinden .So habenwirüberall
versucht ,vom Konventionellen beim Spitalsbau abzugehen und neue Wegezu

finden .In diesemPavillen werdenMenschenviele Monateverbringen ,ist doch
die Tuberkuloseeine chroni sche Krankheit und bedarf darumchronischerBe¬
handlung.VielleichtsindwirgeradeandieGrenzendesErlaubtengegangen
und haben so viel Farbe und so viel Heim in dieses Haus konzentriert ,als

notwendigundgerade nochvereinbar ist mit demGedankenderSpitalspfle¬
ge .Sie finden hier ein merkwürdiges ,der KonventionwidersprechendesKran¬

kenhaus ,dessen neue EinrichtungenKollektivarbeit ,geistiges Eigentum
einer Gemeinschaftsind .Die beiden Architekten Judtmannund Riss ,derDi¬
rektor dieses Hauses ,die Ingenieure und Beamtendes Stadtbauamtes ,die
Aerzte ,alle haben sich bemüht um dieses neue Werk und allem muss ich hier

herzlich dankan .DerneuePavillon steht amRandeder Grosstadt . Wirsind
stolz darauf ,dass sich diese neueAnstalt einfügt in denFestungsgürtel ,
der Wienumgibt und der demKampfegegen Krankheit und menschlichesElend
gewidmetist . Wersich unserer Stadt vonSüdenoder vonWestennähert ,der
kanndie Werkemodernensozialen Schaffenssehen ,das Kinderschlossaufdem
Wilhelminenberg ,dieses Spital hier ,das Versorgungsheim und die vielen
anderen sozialen Einrichtungen ,die Wienfür seine Bürger geschaffen hat .
Werdie Arbeit Wiensin den letzten Jahren verfolgt hat ,der wirdneidlie
zugeben müssen ,dass es durch diese sozialen Einrichtungen gelungen ist ,den

morbusViennensis ,die Tukerkulose ,erfolgreich zu bekämpfen ,soerfolg¬
reich,wie kaumeine andere Stadt . Esist uns gelungen ,die Tuberkulosein
Wienaufdie Hälfteihres Umfangeseinzudämmen.DemKampfegegendiese
Volkskrankheit soll auch dieses neue Werkdienen . "( BrausenderBeifall ) .

Lebhaft begrüsst ,führte Bürgermeister Seitz in seiner Eröff¬
nungsansprache aus : " Esist ein feierlicher Moment ,in dem wir eine Anstalt
von dieser Bedeutung eröffnen .Fast ganz Wien hätten wir zu diesem feier¬

lichenAktladenwollen ;nurdieFragedesRaumeshatunsdarangehindert.
BesondereDankbarkeitempfindeich dafür ,dassbei diesemWerkdiegesamte

929



III .BlattRathauskorrespondenzvom14 .Dezember1930.
-

Gemeindevertretung Wiens ohne Unterschied der Partei mitgewirkt hat in dem

Bewusstsein ,dass wir alle einen der ärgsten Feinde der Menschheit ,den
morbusViennensis ,zu bekämpfenhaben und dass dieser Kampfunseraller
Pflicht ist .Ich dankedaher zunächst allen unseren Mitarbeitern in derGe¬
meindeverwaltung ,deren Vertreter hier auch anwesend sind .Wenn man die An¬

stalt betritt ,hat manden Eindruck ,dass hier die Krönungeines Werkesvor¬
liege ,an dem seit Jahrzehnten geschaffen wird .Man muss den Eindruck haben ,

dass dieser Bau alles andere ,was bisher geleistet wurde ,krönt .Leider gibt

es aber auf demGebiete der Bekämpfungder Volkskrankheiten kein Ende ,keine

Krönung ,es gibt nur Etappen und Erfolge in diesem Kampfe .Wennich dieEpo¬
che ins Auge fasse ,die mit dem Amtsantritt unseres Freundes Tandler beginnt

und bis heute reicht ,so sehe ich ,dass zwar ganz Grosses geleistet worden
ist ,dass manin diesem Kampfeaber niemals amEnde stehen kann .Tandler
hat es verstanden ,den Kampf gegen die Tuberkulose zu führen ,wissenschaft¬

lich fundiert ,planmässig ,zielsicher ,mit bewundernswerterEnergie ,erhat

es verstanden ,in den zehn Jahren seiner Wirksamkeit an unserer Seite alle
unsere Tuberkulosefürsorgestellen zu schaffen ,alle die Erholungsstätten

fir Leichterkrankte und schliesslich diese Anstalt hier für schwierigere Fäl¬

le . Esist ein ungeheures Werk !In einem selchen Moment sell man ehrend ge¬
denken des Neuerers ,der den Mut gehabt hat ,auszusprechen ,dass manden

Kranken ihr Leiden nicht verschweigen sollte ,um ihren Willen im Kampfe ge¬

gen die Krankheit zu stärken .Der neue Pavillon, - Siewerden sich überzeugen, - ¬
ist mustergültig und trotzdem billig gebaut .Denn wenn man bedenkt ,dass man

in der Vorkriegszeit bei Errichtung eines Krankenhausesmit einemKosten¬
betrag von etwa 10 . 000Kronen pro Bett rechnete ,und erfährt ,dass die

Kostendes neuenBauespro Bett ungefähr15 . 000Schilling betragen ,wobeider
Bauindex 187 beträgt ,so kann mansagen ,dass billig und zweckmässiggebaut
worden ist .Ein Wort des Dankes an Professor Dr .Tandler erübrigt sich .Wir

können keine Worte finden,um die Arbeit dieses Gelehrten zu rühmen ,derdas
schwere Opfer gebracht hat ,einen Teil seines Tages fern von der Gelehrten¬

arbeit demDienstedes Volkes ,der Gesundheitspflegedieser Stadt zuwidmen.
Wir sagen also schlicht und einfach :" FreundTandler ,wir danken Dir für al¬
les ,was Du in diesen Jahren geleistet hast ,und wir hoffen ,dass Du

noch viele Jahre schaffen wirst . "Ich habe auch die Pflicht ,des Manneszu

gedenken ,der unermüdlichan demneuen Werkemitgearbeitet hat ,derSeele
dieses Hauses ,des Direktors Hofrat Dr .Baumgarter .Dank dem Manne ,der so
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. . - . - . - . - . - . - . - ¬
wenig Aufhebens macht von sdner Arbeit und so ungeheuer viel leistet . Wel¬
che Anregungen er bei dem neuen Pavillon im einzelnen gegeben hat ,will ich
nicht aufzählen ;ich will ihm nur sagen ,dass wir alle ihm herzlichst für

seine ungehe ure Mühe danken und dass jeder ,der dieses Haus gesundet und

genesen verlässt ,ihm sicherlich ein dankbares Andenken bewahren wird .Wir

wollen aber auch allen denen danken ,die an dem neuen Werkeintellektuell
oder manuell mitgewirkt haben .Möge es uns gelingen ,viele Menschen die - ¬

ser furchtbaren Krankheit zu entreissen ,mögen wir reiche Erfolge erzielen ,

mögen wir allen denen ,die hier Hilfe suchen ,die Gesundheit oder we¬

nigstens das Bewusstsein der Gesundheit und der Kraft geben ,damit sie als

nützliche Glieder der Gesellschaft dem Leben und dem Volke erhalten blei - ¬

ben .Wir werden im Kampfe gegen die Fuberkulose nicht erlahmen .Erwird
fortgeführt werden ,bis wir erreicht haben ,dass Wien von der Schande be¬

freit ist ,die Stadt der Tuberkulose zu heissen ,bis dieser Name von Wien
genommen ist und die Tuberkulose in Wien mindestens so weit eingedämmt

ist wie in den anderen Städten der Welt .Im Geiste dieses schönstenKampfes
der Menschheit ,im Geiste des Kampfes gegen die Krankheit und für die Ver¬

längerung des Lebens sei diese Anstalt eröffnet . "( Stürmischer ,langanhal¬

tenderBeifsll ) .
ünter Führung von Stadtrat Professor Dr .Tandler undHofrat

Baumgarten besichtigten der Bürgermeister und die Festgägte sodann den

neuen Pavillon mit allen seinen Einrichtungen und zollten derApteilung ,
die unter der Leitung des Primararztes Dr .Zaffron steht ,rückhaltslose

Anerkennung .
—. —. ——.—

Auszeichnung für Primarius Dr .Zaffron .
Anlässlich der Verlegungder TuberkuloseabteilungdesKranken¬

hauses der Stadt Wien in Lainz in den neuen Pavillon hat Bürgermeister

Seitz dem Primarius Dr .Zaffron und dessen Mitarbeitern für die jahrelange ,

aufopfernde Tätigkeit und insbesondere für die Mitarbeit bei derNeuein¬

richtungdes PavillonsdenDankder Gemeindeausgesprochen.
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Die WienerWasserversorgung .
Ausbaudes Rohrnetzesin Hietzing undOttakring .

Der städtische Wasserversorgungsbetrieb beabsichtigt ,das Wasser¬

rohrnetzdes Wasserbehälters"Steinhof "weiter auszubaunn .Anlasszudiesem
verhältnismässig grossen Ausbaugibt die in der nächsten Zeitbevorstehende

ErrichtungderstädtischenSiedlungsanlagein demGebietunterhalbder
Reitzenpfenniggasseunddie vor der Fertigstellung stehendeWohnhausanlage
an der Breitenseerstrasse .Das Projekt umfasst die Verlegung undVerlänge - ¬

rung mehrerer Gussrohrleitungen in den Gebieten der Steinbruchstrasse vom
Flötzersteig bis zur Montleart -undHuttanstrasseundzwischenderAlte-¬
bergengasse ,Breitenseerstrasse und der Kavalleriekaserme .DerGemeinde¬

ratsausschuss für technische Angelegenheitenhat den vergelegtenEntwurf
für denAusbaudesWasserversorgungsgebietesdesWasserbehälters"Steinhof"
in seiner letzten Sitzunggenehmigt .Gleichzeitighat derGemeinderatsausc¬
schussfür technischeAngelegenheitenauchdie Ausführungder Erd - ,Bau-¬
meister -und Maschinistenarbeiten vergeben und die notwen digenGesamtkosten
von 260 . 000Schilling bewilligt .

AllgemeinerSammeltagfür die ArmenWiens.
AmnächstenSonntagveranstaltetdieGemeindeWien ,wiebereits

mitgeteilt ,den 11 .allgemeinenSammeltagfür die ArmenWiens .DieSammlung
wirdin allen WienerGemeindebezirkenals Häusersammlungdurchgeführt .Zur
Verwendungkommenamtliche Sammelbogen ,die vomBezirksvor steher unterfertigt
sind und durch das Fürsorgeinstitut auf die einzelnen Häuser aufgeteilt wer - ¬

den . Eskannerwartetwerden ,dass sich die WienerBevölkerungan der .Samm¬
lung regebeteiligt .

Die SchneesäuberungsarbeiteninWien .
Wie der städtische Fuhrwerksbetrieb ,dem die Schneesäuberungs¬

arbeitenebliegen ,mitteilt ,wurdenheutefür dieSchneeabräumung893eige-¬
neStrassenarbeiterund522Schneearbeiterverwendet .Ausserdembesorgten
79 Pferdeschneepflüge ,5 Kehrmaschinen ,10 Autokehrzügeund 7Lastkraft¬
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wagen die maschinelle Schneesäuberung und Schneeabfuhr .Diestädtischen

Strassenbahnenverwendetenzur Freimachungder Geleise 4Autoschneepflüge
und 12 Metorschneepflüge mit 2 Anhängern .

Der Rettungsdienst derGemeindewache .
Der seit längerer Zeit bei der Wiener Gemeindewacheeingerichte¬

te öffentliche Rottungsdienst hat im MonatNovember832 öffentliche Hilfe - ¬
leistungen durchgeführt :Anlass dieser Interventionen waren 1Verkehrsunfall ,

1 Betriebsunfall ,13 Unglücksfällesowie1 Selbstmordund393sonstige
Vorfälle ,bei welchen57 verletzten Personen ,190Erkranktenund173ge- ¬
fährdeten Personen erste Hilfe geleistet werden kennte .

Schutz der Wasserleitungsanlagen vor demErfrieren .
Zur Sicherung des ununterbrochenen Wasserzuflusses und zur Ab¬

wendungunnötiger Auslagen für die Behebungvon Frostschäden empfiehlt es
sich ,die freiliegenden Wasserleitungsteile ,wie Hauptwechsel ,Wassermesser

und dergleichen ,frostfrei und in gutem Zustande zu erhalten .Insbesondene
sollen zum Schutze der Wassermesseranlage ,alse des Wassermessers undder
Absperrhähne ,und zum Schutze sämtlicher freiliegender Wasserleitungsteile

in denKellerndie FensterundTüren ,in derenNäheder Wassermessersteht ,
dauernd geschlossen gehalten werden .Gut ist es ,die Kellerfenster mit

frostschützendem Isoliermaterial ,wie Terfmull ,Stroh ,Laub oderdergleichen ,
sorgfältig zu verpacken und die Wassermesseranlage selbst mit Stroh oder
mit einem anderen Isolierstoff dicht zu verkleiden .Im Freien liegende Was¬

zu
sermesserschächte sind/überdecken ,aber nicht auszufüllen .Durch die Ver¬

packung und Umkleidung ,die bei Eintritt der wärmeren Jahreszeit wieder
entfernt werden soll ,darf der Zugang zum Wassermesserraum und die Möglich - ¬

keit ,den Wassermesserabzulesen ,nicht behindert werden .DieHauptabsperr¬

hähne ,das sind die Hähnevor und hinter demWassermesser und die Absperr¬
hähne der Steckwerksleitungen sollen auf ihre Beweglichkeit und Dichtigkeit

geprüft werden .Umein Einfrieren der Stockwerksleitungen zu vermeiden ,sind
vor allem Haustore und Gangfenster geschlossen zu halten .Bei starkem Frost
empfiehlt es sich ,während der Nacht die Leitungen im Inneren des Hausesim
Einvennehmenmit den Hausparteien durch die im Keller angebrachtenEntleerun
hähne nach Schliessen des Hauptabsperrhahnes ,des sogenanntenHauptwechsels ,
hinter dem Wassermesser zu entleeren .
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Budgetberatung .
WIENER GEMEINDERAT

Sitzungvom15 .Dezember1930 .
Bürgermeister Seitz eröffnet die Sitzung um17 ' 15Uhr .

Zunächst wird ohne Dbatte genehmigt die Baubewilling zur Er¬

richtung eines Wohnhausesim XIII .Bezirk und das Ergebnis derUnfallsfür¬
sorge der Gemeinde Wien im Jahre 1929 zur Kenntnis genommen .

Sedann wird die Generaldebatte über den Voranschlag sewie die Spe¬

zialdebatte über die GruppeII fortgesetzt .
0

Stadtrat Ing .Biber ( . . )bemerkt ,das Budget werde in einer Zeit
der schrecklichsten Wirtschaftsnot beraten .Wir zählen Hundertausende Ar¬

beitsleser ,eine ungeheure Zahl von Kurzarbeitern .So bedauernswert das

Los dieser Menschen ist ,das Los der Selbstständigen ,die erwerbslos ge¬

worden sind ,ist noch schrecklicher . Essind vielgach die Tüchtigsten in

der Branche ,die heute verelenden und es geht ihnen schlechter als Arbeits¬
losen und Kurzarbeitern ,weil sie ihr Schicksal gar nicht in der Hand

haben und ihnen gar nichts übrig bleibt ,ausser der Schande ,ihrenVerpflich¬

tungennichtmehrnachkommenzukönnen .AlldassindZeichendesZusammen¬
bruchs .AufdiesesWirtschaftselendnimmtder Voranschlaggar keineRück¬
sicht .Statt sich in den Ausgabeneinzuschränken ,bringt derBoranschlag
noch mehr Ausgaben ,das heisst eine grössere Belastung der Wirtschaftskrei

se .Wir sind überzeugt ,dass es bei einigem guten Willen möglichgewesen
wäre ,im Budgetder Wirtschaft entgegenzukommen . Esist keinerlei Aenderung
im Steuersystem Breitner eingetreten .Die Steuern sind zum Teil unsozial .

zum allergrössten Teil wrtschaftshemmend ,ja geradezu wirtschaftszerstören

Die städtischen Betriebe arbeiten sehrteuer .Bei einer rationellen Führung
dieser Betriebe könnten grosse Ersparungen gemacht und damit denSteuer¬
zahlern grosse Erleichterungen gebeten werden .Die absolut wirtschafts¬

feindliche Einstellung Ihrer Verwaltungspolitik ist nicht zu verstehen .Die
ses Budget ist ja geradezu ein Hohn auf die derzeitigen Wirtschaftsver¬

hältnisse .Aufdemkulturellen Gebiet trennen uns unüberbrückbareDiffe¬
renzen ,aber auf dem wirtschaftlichen Gebiet brauchten zwischen uns und
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Ihnen gresse Diffe renzen nicht zu bestehen und wenndas der Fall ist ,
sokommtdasdaher ,dassSieanWahrheitwedersozialnochdemokratischver¬
walten .Nur eine kleine Auswahl aus Ihren unsozialen Gesetzen !Unsozial

ist for allem die Fürsorgeabgabe .Wennschon der Lohn besteuert wird ,dürfte
dies nicht in einem so ausserordentlich hohem Ausmass geschehen .Ruinös

ist die Auswirkung der Steuerprezente auf dem Umsatz .Eine Umsatzbesteuer

rung kann nur ertragen werden ,wenn sie sich in niedrigen Prozentsätzen
hält .Umsatzbesteuerungen bis zu 30 Prozent ,wie wir sie haben ,müssen rui¬

nös wirken .Wennmanbedenkt ,dass sich solche Zuschlägebei einemund
demselben Betrieb in der Fermder Fürsorge - ,der Lebens -undGenussmittel¬
und der Lustbarkeitsabgabe nech summieren ,so ergibt sich schon da ausdie

Untragbarkeitsolcher Steuern .DieseenormenZuschlägeauf denUmsatz
müssen endlich aufhören .Wirtschaftszerstörend wirkt sich auch die Automo¬

bilsteuer aus .Wir haben wiederholt den Stadtrat Breitner ersucht ,er
möge diese Abgabe im G,gensatz zu den umliegenden Ländern nicht so ausser¬

gewöhnlich hoch erstellen . Ererwidert uns immer wieder ,dass in Wiendie

Zahl der Personalautomobiletrotzdem zunimmt .Aberdie se Zunahmebleibt
hinter anderen Städten weit zurück .Die Automobilabgabe ist auch ungerecht .

WarumdieLastautomobile,diedieStrassenweitmehrin Anspruchnehmenals
die Personenwagenvon der Steuer ganz frei bleiben sollen ,während die Per
senenautes enerm besteuert werden ,ist unverständlich .Wir wollen natür¬
lich nicht ,dass die Lastautomobile empfindlich verteuert werden .Wenn

aber die Automobilsteuer unvermeidlich ist ,sollte sie auf alle Automo¬
bile gerecht aufgeteilt werden .Jetzt soll eine Bundesautomobilabgabe komme

plötzliche Belastung
die auch die Lastautomebile erfassen wird unddiese wird sich
nun viel störender auswirken ,als wenn gleich von Anbeginn die Automobil¬

steuer ? . F .gerecht verteilt worden wäre .Eine Stadt ,wie Wien ,die

auf den Fremdenverkehr so ausserordentlich angewiesen ist ,müsste auchau 59
endlich . . .Abschaffung oder wesentliche Einschränkung der Fremden - ¬

zimmerabgabe schreiten .Das Gesetz über die Wertzuwachssabgabe enthält

in seinem Titel schon eine Lüge ,weil die Steuer auch dort genommenwird ,

womeinWertzuwachs,sonderneine bedeutendeWertverminderungeingetreten
ist .Aller Logik widerspricht auch die Bodenwertabgabe vom unverbauten Grun

derenBeseitigungwir entschiedenstferdern .Wasdie Nghrungs -undGe¬
nussmittelabgabe betrifft ,se haben wir mit Rücksicht auf das Urteil des
97
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Verfassungsgerichtshefes von Stadtrat Breitner verlangt ,esmögen
nur jene Betriebe der Abgabe unterworfen werden ,die auch der

Lustbarkeitsabgabe unterliegen .Vielen Btriebe ,die äusserlich als Luxus - ¬

betriebe erscheinen ,geht es tatsächlich sehr schlecht und man dürfte es

nicht darauf ankommen lassen ,dass alle diese Betriebe zusammenbrechen .

Schliesslich braucht ja eine Grosstadt wie Wien solche Luxusbetriebe und

das ist es ja ,was eine Gposstadt von einer kleinen Stadt unterscheidet .
St .R .Biber bringt sodann eine Reihe von Wünschen der Wirt¬

schaft vor .Die Gewerbetreibenden verlangen ,dass die Vergebung aller Ar¬

beiten ,und zwar auch bei kleineren Beträgen,öffentlich erfelge .Wswieder - ¬

holen sich immerdie Beschwerden ,dass bei der VergehungMitglieder des
Verbandes sezialdemokratisch er Gewerbetreibender bevorzugt werden .VomGe¬

werbe wird auch verlangt ,dass grössere Aufträge in mehrere Postengeteilt
ausgeschrieben und vergeben werden .Die Stukkateure wenden sich schon seit

langer Zeit an die Gemeindemit demErsuchen ,die Stukkaturarbeitenansie
direkt zu vergeben . Eswäre wünschenswert ,wenn diese Arbeiten ebenso ge¬

trennt ausgeschrieben werden würden wie die übrigen Arbeiten .Die Rauchfang
kehrermeister führen Beschwerde über die Vergebung der Rauchfangkehrerar¬
beiten .So werden die Abzieharbeiten in den städtischen Neubauten nur an
drei Firmen vergeben ,während es 160 Rauchfangkehrermeister in Wiengibt .
Unter gar keinen Umständen könne geduldet werden ,dass den Lieferanten der
Gemeinde Wien ,wenn sie für die Dauer ihrer Haftzeit an Stelle der Haftungs - ¬
rücklässe Bankgarantiebriefe erlegen ,eine Verzinsung der so ausgezahlten

Beträge für die restliche Haftzeit berechnet wird .DieGewerbetreibenden
haben auch seinerzeit dagegen protestiert ,dass die in den Ausstellungen de :
städtischen Gas -und Elektrizitätswerke gezeigten Gegenstände verlauft
werden .Beim Elektrizitätswerk haben die Gewerbetreibenden Erfolg gehabt .
In der " Stewe "wird nun nichts mehr verkauft .Das Gaswerk jedoch betreibt
trotz des Einspruches der Gewerbetreibenden den Verkauf weiter .DerMeinung
des städtischen Finanzreferenten ,dass er bei Kürzung der Abgabenertrags¬
anteile für Wien die Steuern erhöhen müsse ,müssen wir ein kategorisches
Nein entgegensetzen .Breitner sieht die Zusammenbrüdhe ,er sieht das furcht¬

bape Elend in unserer Stadt und beharrt trotzdem auf seinem System ,den
wirtschaftlich Schwächeren rücksichtslos auszubeuten .Wir hoffen ,dass bald
die Zeit kommen möge ,in der die berechtigten Wünsche der Wirtschaft erfüll
werden ;der wahnsinnigen Übersteuerung der Wirtschaft muss endlich einmal
ein Ende gemacht werden und es müssen Taten zum Wohle der gesamten Bevöl - ¬
kerung und der gesamten Wirtschaft gesetzt werden .Einesolche Einstellung
fehlt jedoch bei Stadtrat Breitner und bei der Mehrheit dieses Hauses ,wes- ¬
halb wir das Budget ablehnen müssen .

St .R .Biber beantragt ,die Abzieharbeiten ( Rehhauarbeiten )
bei den von der Gemeinde errichteten Volkswohnhäusern bezirksweise öffent¬
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lich auszuschreibenundnachMöglichkeitan die Bestbieter zuvergeben ;
Weiter beantragt St . R .Biber ,dass den Lieferanten der GemeindeWiendann ,
wennsie für die Dauerihrer Haftzeit an Stelle der HaftungsrücklässeBank¬
garantiebriefe erlegen ,keine Verzinsung der so ausgezahlten Beträge für

R .Biber geht dahin ,von einer rückwirkenden Vorschreibung der Reklamesteuer

für die vonPhotographengebrauchtenSchaukästenAbstandzunehmen .[
. RtinSchäösinger ( . . )beschäftigt sich eingehend mitdem

Schulwesen .DasSchulwesenist in einemRessort untergebracht ,in demes
unter wesensfremdenAgendeneine untergeordnete Rolle spielt .Das lässt die
Vermutung aufkommen ,dass die Verwaltung auf dem Gebiete des Schulwesens et - ¬

waszu scheuenhabe .Die Industrielle Bezirkskommissionhat zumBeispieldie
Erfahrung gemacht ,dass Handelsschulabsolventinnen von Unternehmen als un¬
brauchbar zurückgeschickt werden .Die Industrielle Bezirkskommissionhat
daraufhin von 120 Mädcheneine Leistungsprüfung ablegen lassen ,derenRe¬
sultat ein schreckliches war .Die Mädchen hatten insbesondere in der deut¬
schen Rechtschreibung nicht die geringsten Kenntnisse .Mit der ganzen Ange¬
legenheit habe sich auch die Presse beschäftigt ,ein Beweis dafür ,dass
schen weiterste Kreise zu der Erkenntnis gekommensind ,dass dieSchulreform
grosse M,sserfolge zeigt .Absolventen der Hauptschule wieder versagen im
Rechnen .So machten von 50 Kindern nicht weniger als 30 alle Rechnungen falsc
Sie rechneten zum Beispiel 3 x 3 Est 6,8 x 5 ist 15 .Das sind Rechnungen
der zweiten Volksschulklasse . Von117 Kindern konnten bei der ersten Schul - ¬
arbeit im Rechnen 50 Prozent nicht multiplizieren ,fast alle konntennicht
dividieren .Das ist ein Beweis ,dass unsere Schule den Kindern nicht das für
das Leben Notwendigegibt .So steht das Schicksal der Jugend unseres Volkes
auf demSpiel . DieWiener Kinder sind gut begabt und bildungsfähig .Esmuss
daher schon sehr viel im Schulwesen fehlen ,dass Zu solchen Resultaten kemmt
Die Ursachen sind die Misserfolge der Schulreform .An diesen Misserfolen
ist nicht nur der Stadtschulrat allein ,sondern auch dieFinanzverwaltung ,
die Personalverwaltung und die Wirtschaftsverwaltung schuld .Die Schulreforn

wird mit einem ungeheuren Aufwandvon Reklameprepagandiert .Bildungsarbeit
aber und Sensation sind unvereinbar .Der Lehrer kann nur beiungestörter ,
stiller Arbeit einen Erfolg erzielen .Bei der Schulreform aber wird die Ar¬
beit des Lehrers zu einem Schauspiel erniedrigt .Die Schulreferm hat die Sch
le auf den äusseren Schein eingestellt .Die Mängel der neuen Schule sind be¬
deutend grösser als die Mängel der alten Schnle . Esgibt heute keinen Stun¬

denplan .An manchen Tagen wird in Rchnen ,Schreiben und Lesen sehr wenig
geübt ,es werden vor allem die Handfertigkeiten geübt ,besonders wennman
die Schülerausstellungen vorbereitet ,Dadurch geht viel kostbare Zeit fü
die wichtigsten Gegenstände verloren .Auchim Sachunterricht gilt Sensation
mehr als ruhige Bildungsarbeit .Man diktiert vielfach den Lehrern Methoden ,

statt dass diese Methodenvorsichtig erprobt wür den .AuchdieLhrbücher
haben ihren redlichen Anteil an den Misserfolgen .Es sind vielfach mahr
Bilderbücher als Lhrbüchen ,denen es vor allem an Uebungsstoff fehlt .Die

Misserfolge in der Orthographie künnen gar nicht geleugnet werden aber
statt dass die Methodenin der R formschule geändert wür den ,verlagt
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Präsident Glöckal ,dass die deutsc he Rechtschreibung abgeändert wird ( Hört !
Hört !und Heiterkeit bei der . . ) .Die Schreibmethode nach Hegerle Grün

die die Kinder zwingt ,ständig umzulernen ,zeitigt die grössten Misserfolge .

Noch in der Hauptschule verwechseln die Kinder die lateinischen und die

Kurrektbuchstaben .Man spricht soviel von der Pflege individueller Schrift¬
züge .Die Schrift mancher Hauptschülerin ist tatsächlich soundividuell ,
dass sie das eigene Individuum nicht lesen kann .) Heiterkeit bei der . . )
Es gibt Schulzimmer ,die we Museen aussehen .Mit allen diesen äusseren

Mitteln sucht man die Auslandsbesucher zu täuschen . Esgibt hier eigene Aus¬

landsschulen ,für die die Lehrer und die Schüler ausgesucht werden ,damit
man mit diesen Schulen paradieren kann .Man hat der Lhrerschaft auch das

Recht der freien Klassifikation genommen .Lehrern ,die es wagen ,ein Kind
repetieren zu lassen ,wird mit dem Landesschulinspektor gedroht ( Hört' Hört !

bei der . . )Die Wiener Schulreform hat die Schule der sozialdemokratischen

Parteipolitik ausgeliefert .Das Schwergewicht wird auf die Verweltlichung der
Schule gelegt .Daher der wütende Kampf gegen die Religion .Ein solcher ab¬
gheulicher Kampf gegen de Rgligion verstösst gegen das Reichsvolksschulge - ¬
setz ,das ja in der Aera des Li beralismus geschaffen wurde .Religien ,das
muss jeder objektiv Denkende einsehen ,ist das höchste Kulturgut undwenn
man einem Volk ,insbesendere der Jugend die Religion nimmt ,stösst man sie

in den sittlichen Abgrund .Das beweisen uns auch die furchtbaren Verbrechen
von Jugendlichen ,die heute geschehen ,und die immer ärger werdende Flucht
von Jugendlichen aus dem Leben .Der Religiensunterreicht gilt heute in

den Schulen als nur geduldet .Wochenlang bleiben zu Beginn des Schuljahres
ganze Klassen ohne Religionsunterricht .Die Katecheten müssen sich allerlei
Ersparungen gefallen lassen .Aber von G haltsaufBesserungen wrenden sie
ausgesbhaltet .Die Rednerinstellt den Antrag ,dass demmit 1 .Jänner1928
ernannten definitiven Religionslehrern die Vorrückung vom August 1927 in
die Gehaltsbezüge einzubeziehen ist .Die bloss mit Remunerationangestellter
Katecheten ,die den Schandlohn von 1 bis 2 Schilling pre Stundeerhalten ,
bekommenden 13 .und 14 .Monatsgehaltnicht .Kein einziger defimitiver
Religionslehrer hat noch eine einzige auszeichnungsweise Vorrückung um
eine Gehaltsstufe erhalten .Auch für Lehrmittel im Religionsunterricht

wird nicht gesorgt .Die Rednerin stellt folgende Anträge :„ Dåe Volks -und
Hauptschulen sind mit den für den katholischen Religionsunterricht ver¬
geschriebenen G betbüchern sowåd mit Klassenlektüre für denkatholischen
Religionsunterricht zu beliefern "und " in der Knabenvolksschule . ,Bacher¬
gasse VI . ,Grossgasse ,VII . ,Zieglergasse sowie in derKagranerschule
sind unverzüglich Kreuzbilder anzubringen " .Das Kreuz ist auch für Anders - ¬
gläubige das Sinnbild der Liebe und die Kinder anderer Kenfessionen werden
durch die Anbringung von Kreuzbildern sicher nicht verletzt .DieSchulbehöre
sollten in der Respektierung der katholischen Weltanschauung selbst voran¬
gehen .Das Gegenteil ist der Fall .Die Personalpolitik in den Schulen ist
zu einem grossen Teil sozialdemokratische Parteipolitik .DieParteitüchtiger

sind fast ausschliesslich zu führenden Stellen berufen .Anders denkende
sind der rücksichtslosesten Verfolgung preisgegebeh .Wieweit man in der

Verfolgung der kathelischen Weltanschauun geht ,zeigt folgendes Beispådl :
938
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In der Hauptschule Rötzergasse wallte eine Lehrerin mit 15jährigen Mädchen
einen Lehrausflug nach Mariazell machen .Die Direkterin der Schule erklärte
jedoch ,das Gesuch nur dann weiterzuleiten ,wenn die Lehrerin verspreche
dass kein Kind in Mariazell die Kommunion empfangen werde ( Lebhafte Ent¬

rüstungsrufe bei den Christlåchsozialen ) .Als die L hrerin dies schonunter
Hinweis darauf ,dass es sich um über 1ljährige Schulkinder handle ,verweiger .
te ,vermögerte die Direktorin die Absendung des Gesuches und leitete es dann
unter Umgehungdes Bezirksschulinspektors direkt an denStadtschulrat ,
der die weisung gab ,der Ausflug werde nur unter der Bedingung gestattet ,
dass kein Kind an einer gottesdienstlichen Handlung teilnehmen dürfe ( Lebhaf¬
te Hört ' Hörtrufe und Entrüstungsrufe bei der E . . )DasUnterrichtsministeriu
hat über Rekurs des erzbischöflichen Ordinariates entschieden ,es könne kein
prinzipåelles Hindernis dagegen obwalten ,wennein Kind sich gelegentlich
einer Lehrwanderung an religiösen Uebungen beteiligen und damit von dem
ihm gemäss Artikel 14 des Staat sgrundgesetzes gewährleisteten Rcht Gebrauch

machen wolle ,zu einer Zeit die für den Unterricht nicht bestimmt ist ,undA
den Stadtschulrat angewisen ,sich künftighin an diese grundsätzliche Ent¬
scheidung zu halten .An dieser Tatsache wird auch die Pressklage des Prä¬

sidenten Glöckel gegen die Reichspest nichts ändern .Es ist nur trau¬
rig ,dass die eberste Wiener Schulbehörde in ihrem Religions -undEettes¬
hass saweit geht ,dass sie sogar die staatsgrundgesetzlich gewährleiste¬
ten Rchte der Schulkinder mis sachtet ( Lebhafter Beifall bei der E . . )Weite
bringt . RtinSchlösinger Beschwerden gegen den Direktor Langer der Schule
in der Lerenz Mandlgasse vor .Dieser Direktor hat in den letzten Wochen
in der Weihnachtsbücherausstellung obzwar das verboten ist ,Bleistifte ,
Malkasten ,Stammbücherund sogar Spielzeuge verkauft ( Hört ! Hörtbei der . L.
Derselbe Direktor hat vor einigen WochenEinladungen ,zuWerbeversammlungen ,
die von der sozialistischen Arbeiterjugend an Schülerinnen gerichtet wur¬
den ,persönlich an die Schülerinnen ausgeteilt ( Lebhafte Hört ' Hörtrufe bei

der . . )Gegen solche Missgriffe legen wir energisch Verwahrung ein .Es

ist auch ungesetzlich ,die Lehrer dazu zu verhalten ,die Mitgliedsbei¬
träge für den Elternverein abzusammeln .GRtin Schlösinger wendet sch
sodann entschiedenst gegen das Sparsystem an dem Schulen .Die Folge dieses

Sparsystems ist ,dass im vorigen J,hre 157 Schulen gesperrt und 9000 bis
10 . 000Kinder gezwungen wurden ,in andere Schulen zu übersiedlen ( Lebhafte
Hört ! Hörtrufe bei der E . ) ImX .Bezirk gibt es hunderte von Kindern ,die

3 Jahre nacheinander eine andere Schule besuchen müssen .Solchen Kindern
wurde die freie Fahrt in die Schule versprochen ,das Versprechen aber nich

gehalten ,nur den tschechischen Schülern wurde die freie Fahrt gewährt .
( Hört ! Hört ! beider . L )Die Rednerin stellt einen Antrag ,dass nach den

Vorschriften des Gesetzes die geforderte Trennung der Geschlechter in den
Schulen durchgeführt wird sowie einen Antrag in B zug auf die Vermeidung
von Massen . umschulungen ,die das Schulwesen gempfindlich
stören .Gemeinderätin Schäösinger übt sodann an der Personalpoltik der
Schulverwaltung scharfe Kritik und stellt den Antnag ,dass die Lehramtsan¬

wärter nach dem Datum der Einreihhung ihrer G suche mitBerücksichtigung
ihrer Qualifikation und ihrer sozialen Verhältnisse zu reihen und anzu¬
stellen sind .
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ZumSchlusse ihrer Ausführungenwarnt die Rednerinvor weiterenExperi¬
menten .Man lasse die Schuke wieder zur Schule werden ,man gebe den Lehrern
wieder die Freiheit ,vor allem die methodische Freiheit zurück undbefreie
die Schule von der Parteipolitik ( Lebhafter Beifall und Händeklatschen bei
der E .. )

. R .Pfeiffer ( . . )führt aus ,dass auch der Voranschlag für 1931
ein Voranschlagder Ausgabenist ,wie sie alle frühren waren .DerVoranschlag

nimmt keine Rücksicht auf die wirtschaftliche Notlage,keine Rücksicht

darauf ,dass Industrie und Gewerbe unter dem unerhörtem Steuerdruck zusammen¬
brechen ,kkine Rücksicht auf die ungeheuere Arbeitslosigkeit .DerVoranschlag
schliesst mit einem Ahgang von 18 Millionen Schilling ab .Niemand kannan
dieses Defizit glauben ,es wurde nur erstellt,um die Steuerpraxis aufrecht
erhalten zu können . Einweiteres Motiv für das veranschlagte Defizit ist
auch die bevorstehende Aenderungdes Abgabenteilungsgesetzes,es soll den
Ländern gezeigt werden ,dass Wien eine arme Gemeinde sei,es sell die Posi¬

14tion Wiens bei den kommenden Verhandlungen erleichtert Wenn man das Defi¬

zie aus der Welt schaffen wollte ,könnte man gleich mit der Streichung der
Post von über 4 Millionen Schilling für die Gemeindewache beginnen .St . R.
Breitner hat selbst in seinem Expose gesagt ,die Post Gemeindewache trage

gewissen politischen Charakter .Diese Meinung wurde von Ihnen bis hetzt immer
bestritten .Wir müssen mit aller Entscheidenheit verlangen ,dass die Post
Gemeindewacheaus dem Budget verschwindet .Die Positionen der Fürsorgeabgabe
und der Lustbarkeitsabgabe lassen erkennen ,dass Breitner von der Eiener
Bevölkerung eine Mehrausgabe für Lustbarkeiten um etwa 15 Millionen Schil
ling erwartet ,obwohl die Verdienstmöglichkeiten der WienerBevölkerung
um etwa 25 Millionen Schilling weniger eingeschät zt werden .Das Erkenntnis

des Verfassungsgerichtshofes über die Nahrungs -oder Genussmittelabgabehat
eine wesentliche Verminderungder Ansätze dieser Abgabeverursacht .Dader

Begriff eines Luxusbetriebes nicht annähernd beschrieben ist ,ist
zu befürchten ,dass bei einer kommendenEinreihung in die Abgabe der Willkür
Tür und Tor geöffnet sind .Die Nahrungs -und G,nussmittelabgabe machteinzel
Betriebe einfach konkurrenzunfähig ,sie schafft wirtschaft - licheUnmöglichke
ten . Esist unbedingt notwendig ,dass diese Rumpfsteuer einer Revision unter

zegen werde .Die Gemeinde Wien ist an 61 Aktiengesellschaften undGesell¬
schaften mit beschränkter Haftung beteiligt ; 17Beteiligungen davon er - ¬
strecken sich auf mehr als die Hälfte des ganzen Papierbesåtzes .Trotzdem
werden als Ertrag daraus nur über 800 . 000Schilling veranschlagt .Ein so
kleiner Ertrag ist schlechthin unmöglich und diese Post lässt eine Ver¬

schleierung sehr stark vermuten .Der Redner spricht dann ausführlich über

die Investitienswirtschaft und über die Anleihewirtschaft ,erkäärt hinsicht¬
lich der Abgabenteilung ,dass in dieser Frage /eine Kirchturmpolitik betrie
ben noch ein parteipolitischer einseitiger Standpunkt eingenommen werden
dürfe .. R .Pfeiffer beschäftigt sich dann ausführlich mit demWahlrecht .
Wenn nach dem alten Wahlrecht am 9 .November auch die Wahlen in denWiener
Gemeinderatdurchgeführt wordenwären ,würdenvon den 120Gemeinderatsman¬
daten 84 die Sozialdemokraten,30 die Christlichsozialen und 6 derScho¬
berblock innehaben . Eswürden also 84 Sezialdemoknaten ,36Antimarxisten
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gegenüberstehen .Auf Grund eines gleichen Wahlrechtes ,wenn Wien ein einzi¬
ger Wahlkreis wäre und die Reststimmen gezählt werden würden ,hätten am
9 .Novemberdie Sozialdemokratenvon den 120 Gemeinderatsmandaten71Man¬
date erobert ,die Christlichsozialen 28 ,der Schoberblock 12 ,die Demokraten
1 ,die Kommundsten1 ,die Nationalsozialisten 3 ,die österreichische Holks- ¬
partei 1 und der Heimatblock 3 Mandate .Den 71 Sozialdemokraten stünden
19 Antimarxietengegenüber - Bei1ooMandatenwürdedieMandatsverteilung
folgenderweise aussehen : 59Sozialdemokraten ,24 Christlichsoziale ,11Scho¬
berblock,1 Kommunisten ,2 Nationalsozialisten ,2 Heimatblock und 1österrei - ¬
chische Volkspartei .Die 8 amtsführenden Stadträte würden aus 5Sozialde¬
mokraten,2 Christlichsozialen und einem Mitglied des Schoberblocks be¬

stehen .Das derzeitige Wahlrecht ist eine Schande,es ist für die Zukunft
unmöglich .Wir verlangen ,dass auch den kleinen Parteien die Möglichkeit ge¬
geben werde ,eigene Kandidaturen aufzustellen und durchzusetzen .Unserer
Ferderung nach einem neuen Wahlrecht muss unbedingt nachgekommen werden .
Der Redner verweist dann auf die entsetzliche Notlage der Arbeitslosen
Jugend,für die die Gemeinde in keiner Weise ,wie der Redner meint ,etwas

unternehme .Der Voranschlag enthält nicht eine Position ,die man als einen
ernsten Kampfgegen die Arbeitslosigkeit bezeichnen könnte .DerVoranschlag
ist verkalkt und verkarstet ,weshalb er auf das entschiedenste abgelehnt
werden maxa .

St . R .Breitner bemerkt in seinem Schlussowrt zunächst ,der Appell des .
GR .Kunschak an die Solidarität der Mehrheit sei vollständig fehl amOrte .
Wien hat niemals den Standpunkt eingenommen ,dass es für die Gesamtheit
nicht mehr leisten wolle als eines des anderen Länder nach der Kopfquote ,
es hat sich nur dagegen gew hrt ,dass es für die G,samtheit des Bundes - Auf - ¬
wandes in weit höherem Masse als die übrigen Länder beitragen soll .Sechs¬

mal hat Wien schon ausserordentliche Opfer gebracht und endlich muss mit
diesen Opfern schluss gemacht werden ,sonst kommt man dazu ,dass sieh

örperteile "sehr wohl fühlen ,während die Bundeshauptstadtdie anderen " R
zugrunde geht .Wenn GR .Kunschak die Kopfquote Wiens an den Ertragsan¬
teilen gegenüber anderen Gemeinden allzu hoch hingestellt hat ,so ist die - ¬
ser Vergleich unzutreffend ,da der Anteil Wiens als Gemeinde nicht wie
Bt .R .Kunschak behauptete sondern lediglich 39 beträgt .Auch dass Wienbei der allgemeinenErwerbsteuerbegünstigt sei ,trifft nicht zu .Dennde

Zentralender Unternehmungen haben vor den Betriebsstätten nicht den
allergeringsten Vorsprung und die höhere Qwote Wiens an der Erwerbsteuer
erklärt sich lediglich daraus ,dass das Hauptgewerbe auf dem Lande drausse
nämlich die Landwirtschaft nicht der Erwerbsteuer sondern der Grundsteue
unterliegt .Bei der Körperschaftssteuer geht ein uralter Streit umdie
Sitzwuote und schon Lueger hat da Ansprücht der Länder ,die sehr weit
gingen zurückgewiesen .Ueberdies haben wie anlässlich einer Abgabenteilung
312 Prezent der Körperschaftssteuer auch von Unternehmungen ,die gar keing
Betriebsstätte draussen haben ,den anderen Ländern und Gemeindenabtreten
müssen .Was die Abgabenteilung nun selbst betrifft so hat imJahre
1928 Finanzminister Kienböck geplant Wien 39 Millienen Schilling wezu¬
nehmen und die Empönung über dieses Ansinnen ,die weit über das Partei - ¬
mässige hinausreichte ,hat diesen Plan zum scheitern gebracht .
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jetzt
Wiensollen/aus der Abgabenteilung nicht bloss 42Millionen

Schilling zugunsten der anderen Länder und Gemeinden weggenommen werden ,son¬
dern es besteht auch noch die Absicht weiterer Schädigung .Seif vielen Jahr - ¬
zehnten hebt Wien ebenso wie Graz die Bundessteuern ein .Ein ausgezeichneter

Apparat ist dafür geschaffen worden,hunderte Beamte sind in diesem Dienst - ¬zweig tätig ,zu dem selbstverständlich nicht bloss der unmittelbare Dienst
der Winhebung ,sondern auch das ganze Verrechnungswesen gehört .Nun soll ein - ¬
fach mit einem Federstrich eine Aenderung erfolgen .Das hat zunächst die Be - ¬
deutung ,dass Wien noch sieben Millionen Schilling verlieren würde .Damit
steigert sich der Entzang auf 19 Millionen .Nimmt man dazu noch jene 13 * Mil - ¬
lionen Schilling ,welche die Nahrungs - oderGenussmittelabgabe infolge des be - ¬
kannten Urteiles des Verfassungsgerichtshofes weniger einbringen dürfte,so
kommtman zu der ungeheurlichen Summevon über 62 Millionen Schilling .Aber
nicht nur diese materielle Schädigung muss in Betracht gezogen werden .Es
ist natürlich ganz unverständlich ,Wien zuzumuten ,dass es alle jene Beamte ,
die bisher ausschliesslich mit diesen Arbeiten beschäftigt waren,einfach
spazieren gehen lassen soll .Die Kündigung kann selbstverständlich nicht er - ¬
folgen ,da es sich ja um lauter pragmatische Beamte handelt . Esgibt aber auch
Hunderte von Pensionierten ,von Witwen und Waisen nach solchen Personen ,die
in früheren Jahren und Jahrzehnten mit der Steuereinhebung des Bundes be - ¬
schäftigt gewesen sind . Allediese Lasten der Aktiven und der Ruheständler
sollen also der Gemeinde verbleiben ,nur die Einnahmen werden ihr rücksichts - ¬
los entzogen .Selbstverständlich handelt es sich bei dieser geplanten Mass - ¬
nahme um nichts anderes als um einen Akt der politischen Feindseligkeit .
Der Dienst selbst wickelt sich klaglos ab .Jeder Entgang von Einnahmen be¬
rührt selbstverständlich die Wiener Steuerträger .Die so verloren gegangenen
Gelder müssen von ihnen in irgendwelchen anderen Formen bezahlt werden ,oder
die Gemeinde muss ihre Investitionen einschränken ,was wieder Vermehrung der
Arbeitslosigkeit,Sinken der Kaufkraft der Bevölkerung und zum Schluss natür - ¬
lich einen Schaden der Gewerbetreibenden ,der Wiener Wirtschaft bedeutet .

Aber dieses Projekt ,neben dem Steuerexekutionsdienst des
Magistrates noch einen der Bundesverwaltung zu errichten ,wird noch ganz an - ¬
dere Folgen nach sich ziehen ,auf welche die Wiener Steuerträger rechtzeitig
und eindringlichst aufmerksam gemacht werden müssen .Es gehört sicherlich
schon jetzt zu den allerunangenehmsten Dingen ,die es überhaupt geben kann ,
wenn der Steuerexekutor in der Wohnung ,im Geschäftslokal erscheint,um dort
eine Pfändung vorzunehmen .Das sind die bittersten Augenblicke ,die es imLe - ¬
ben eines Geschäftsmannes geben kann .Die Behältnisse werden durchsucht ,Bar¬
geld Wertgegenständeverfallen der Beschlagnahme .AnWaren ,Einrichtungsgegen-¬
ständen ,Möbeln werden die amtlichen Pfändungsmarken angebracht und damit das
Verfügungsrecht des bisherigen Besitzers aufgehoben .Das ist immer mit grosser
Aufregung verbunden und oft knüpfen sich daran erregte Auseinandersetzungen .
heftige Szenen . Aberall 'das wird in Hinkunft ,wenn der Anschlag der Bundes - ¬
regierung wirklich gelingen sollte ,wenn tatsächlich ein zweiter Apparat der
Steuereinhebung geschaffen wird,sich bis zu einem Grade steigern ,der jedwe - ¬
der Beschreibung spottet . Wortesind nicht stark genug,um das zu schildern .
was sich dann einfach zwangsläufig ergeben wird und muss .Bisher haben Orga¬

ne des Magistrates selbstverständlich jede Steuereinhebung in einem Akte
vollzogen ,gleichgültig ,ob es sich um einen Rückstand des Bundes oder der
Gemeinde gehandelt hat .In nahezu allen Fällen ist ein Steuerträger ,der mit
Abgabenüberhaupt im Rückstande geblieben ist ,beiden SteuerverwaltungenGeld
schuldig .Die Einhebung hat sich nun bisher so vollzogen ,dass dasPfandergeb - ¬
nis einfach nach der Höhe der Aussenstände von Bundes - oderGemeindeabgaben
quotenmässig aufreteilt wordenist .Zwei Pfändungsakte ,etwa den einen für die
Gemeinde ,einen anderen für den Bund,hat es nicht gegeben .In Zukunft wirdsich
das allerdings völlig anders gestalten .Zwei Steuermaschinerien ,die miteinan - ¬
der nicht in Verbindung stehen ,werden ihres Amtes walten . Esist einfach na - ¬
turgemässundschliesslich nur die Erfüllung der vorgeschriebenenAmtspflicht
wenn sich nach Verwirklichung des Planes der Regierung die Steuerexekutoren
des Bundes und die Steuerexekutoren der Gemeinde bemühen werden ,einander den

Rang abzulaufen .Stundungen werden kaum mehr gewährt werden können .Der Magi -
strat vermag ja nicht einen Aufschub der Jahlung zu geben ,wenn er besorgen
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muss ,dass inzwischen der Bundfür seine Rückstände den Aufschubverweigert
und durch Zugriff auf die vorhandenen Sicherheiten die Hand gelegt hat .Das
Gleiche wird umgekehrt vom Bund gelten .Schon der kleinste Verzug wird genü - ¬

gen,um die schärfsten Exekutionsmassnahmen hervorzurufen .Jede Nachsicht kann
sonst dazu führen ,dass eben die Exekutoren des anderen Steuerdienstes früher
erscheinen und die Nachsicht einmal zum Schaden des Magistrates ,das andere
Mal zum Schaden des Bundesfiskus ausgeht .Dabei handelt es sich jahraus ,jahr - ¬
ein um viele hunderttausend Fälle .Im Jahre 1929 mussten vom Magistrat in
Wien 654 . 000Exekutionen geführt werden .Wenn auch im Jahre 1913 die Jahl der

Exekutionen sogar 674 . 000,also um 20 . 000mehr ausgemacht hat ,so ist es doch
einer ungeheuere ,eine fürchterliche Wiffer .Nahezu restlos haben sich alle
diese Exekutionen gleichzeitig auf Bundes - undGemeindesteuern bezogen .Die
Zahl der Amtshandlungen würde sich also künftighin verdoppeln .Statt 650 . 000
wird es voraussichtlich 1,300 . 000Exekutionen geben .Unddiese Exekutionen
selbst,sie werden ,wieder ganz aus der Natur der Neuordnungheraus ,strenger ,
härter sein ,als bisher .Erscheint beispielsweise zuerst der Steuerexekutor
des Bundes,so wird er ganz selbstverständlich trachten ,so viel an Sicher - ¬
heiten mit Beschlag zu belegen ,wie nur denkbar ist . Erwird die Einschätzung
der Werte recht niedig vornehmen ,immer in der Besorgnis ,dass ihn ein Vorwurf
treffen kann ,wenn er etwa für den Steuerexekutor des Magistrates etwasübrig
gelassen hat,ehe die Forderung der Bundesbehörde ihre hundertprozentige
Deckung gefunden hat .Genau dieselbe Vorgangsweise wird sich ergeben ,wenn et - ¬
wa der Steuerexekutor des Magistrates schneller als sein Bundeskollege zur
Stelle ist .Ein förmliches Wettrennen der Steuerexekutoren wird entstehen .
Jede Stunde Versäumnis kann ja bewirken ,dass der Exekutor des anderen Amtes
früher da ist ,dass er alles nimmt und für den späterkommenden Exekutor
nichts oder nicht genug übrig bleibt .Man stelle sich aber doch nur einmal
vor ,was das für den Steuertrager an Schrecknissen beinhaltet .Jetzt hat er

mit einer einzigen Stelle zu tun .Er kann doch immerhin rechnen ,dass manihm
mit Zahlungsaufschüben entgegenkommt .In den ersten zehn Monaten des Jahres
1930 sind beim Magistrat 13 . 837Stundungsgesuche eingebracht worden .12 . 929
wurden bewilligt und bloss 908 abgewiesen .In Zukunft wird sich das Verhält - ¬

nis wahrscheinlich völlig umkehren .Aber selbst wenn der Steuerexekutor
schon im Hause ,im Geschafte war ,konnte doch noch immer wenigstens die kurze
Feist erlangt werden,um sich mit der Zentralstelle ins Einvernehmen zuset - ¬
zen und allenfalls noch in letzter Stunde eine Abmachung zu treffen .Das
kann es künftig nicht mehr geben .Der Steuerexekutor kann ja nicht warten ,
bis sein Kollege von der Konkurrenz kommt . Selbstverständlich wird sich in
zehntausenden Fällen ereignen ,da ja eben das Säumnis in den Zahlungen immer
gleichzeitig bei den Bundessteuern und bei den Gemeindeabgaben eintritt ,
dass an einem und demselben Tage beide Steuerexekutoren ihre Aufwartung ma¬
chen .Kaum ist die nervenaufpeitschende Erregung der einen Exekution vorüber ,
so ist schon die zweite Kommission da ,um fortzusetzen ,wo der Vorgänger auf - ¬
gehört hat . Mankann sich vorstellen ,wie gestrebt werden wird ,doch noch etwas
zu erwischen ,was dem forschenden Auge des ersten Exekutors entgangen ist .
Es wird selbstverständlich auch vorkommen ,dass diese beiden Steuerorgane zu - ¬
sammentreffen .Nun wird der eine in dieser ,der andere in jener Ecke zu amtie - ¬

ten beginnen .Wahrscheinlich wefden beide sich zunächst bemühen ,zur Kassa ,
zur Geldlade ,zu gelangen .Es kann sich dann noch das erbauliche Schauspiel
ergeben ;dass die Steuerorgane von Bundund Magistrat untereinander inStreit* 0
geraten ,wer die Pfändung vollziehen darf .Wenn sich dann die Erregung der
Steuerträger wirklich bis zur Verzweiflung steigert ,wenn es zu den uner - ¬
quicklichsten Szenen ,zu den heftigsten Zusammenstössen kommen wird ,dann ist
das wahrhaftig kein Wunder .Nie noch wird sich der politische Streit so völ - ¬

lig auf dem Rücken der Bevölkerung abspielen ,wie in diesem Fall .Der Hassge - ¬
gen Wien zeitigt die verschiedensten Blüten .Die Absicht ,die Steuereimhebung

zu verdoppeln ,ein Wettrennen der Steuerexekütoren zu veranstalten,bei dem
die Steuerträger das gehetzte Wild sind ,ist wohl der Gipfel .Diese Schilde - ¬
rung wird aber doch nur ein ganz schwaches Bild der Wirklichkeit sein . Es
kann daher die Regierung nicht eindringlich genug davor gewarnt werden ,die - ¬
sen Streich zu vollziehen .Die Steuerträger aber seien rechtzeitig auf das
Schicksal aufmerksam gemacht ,das ihrer harrt .Ein wahrer Sturm aller Korpo -
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rationen der Steuerträger muss einsetzen ,um einen Anschlag so verbreche¬
rischer ,so unmöglicher Art zunichte zu machen ( Lebhafter Beifall und Hän¬

deklatschen bei der Mehrheit .- Lebhafter Widerspruch und Zwischenrufebei
den Christlichsozialen . - Rufe :Wie kann man da von verbrecherisch reden ! Sol¬
che Ausdrücke sind gar nicht am Platze !( - GR .Müller ( . . )Nach Ihren Be¬

rechnungen würde as im Monat 100 . 000Exekutionen geben ! Dasist doch nicht
möglich ,das kann nur ein Irrtum sein ) .Die Ziffern ,die ich angeführt habe ,

sind amtliche Ziffern undin Ihren Z itungen warendie se Datenjaauch
veröffentlicht .

Dass unsere Wirtschaftslage schlecht ist,steht ausser allem
Zweifel und der beste Gradmesser hiefür ist die ungeheure Zahl vonArbeits¬
losen .Aber die vomGR .KunschakgemachtenMitteilungen über einenRückgang
der Einlagenbewegung und über eine ausserordentliche Höhe unseres Wechsel
portefeuilles treffen glücklicherweise nicht zu .Die Einlagebwegung bei der
Wiener Zentralsparkasse - undÄehnliches gilt auch für die übrigenSpar¬
kassen und Bankinstitute - zeigtim Jahre 1930 folgendes Bild :imMonat
Jänner ,der gegenüber den Abhebungen des Dezember immer ein besonders gu¬

ter Monat ist ,war ein Zuwachs von 27 Millionen zu verzeichnen ,imFebruar
ein Zuwachsvon ' 1 ,im Märzvon 7 ,im April von ' 2 ,im Maivon h ,im
Juni von 1 ,im Juli von ' 6 ,im August von ' 2,im September von ' )Millio - ¬
nen .Dann kam im Oktober wieder wie im Jahre 1929 die politis he Unruhe

und dieser Monatzeigt einen Abfall von ' )Millionen .Besonderscharak¬
teristisah ist die Einlagebewegungbei sämtlichenInstituten imMonat
November .DoeSparkassemhaben in der Zeit vom1 .bis 8 .Novembereinen
Ahfall von ' 8Millionen Schilling gehabt .Dann war am 9 .November die Wahl

undin der Zeit vom10 . bis30 .Novemberwarein Zuwachsvon ' 6Millionen.
( Lebhafte Hört ! Hörtrufe bei den Sozialdemokraten ) .Die Bewegung ist einfach
zum Stillstand gekommen ,als klar wurde ,dass der Fasehismus in Oester - ¬

reich eine schwereNiederlageerlitten hat ,undmankanndaher ruhigsagen ,
dass es ein schweres Verbrechen an der österreichischen Volkswirtschaft war
den Herrn Starhemberg 418 österreichischen Minister zu sehen .Was das

Wechselportefeuille der Nationalbank betrifft ,so ist die Steigerung nichts
Ungewöhnliches .Und wwan man die Wirtschaftslage Ogsterreichs nach dem

Wechselportefeuille der Nati onalhank beurteilen wollte ,wä re Oesterreich
eines der reichsten Läder .Das Wehselportefeuille ist ausserordentlich

gering .Es war im November dieses Jahres 130 Millionen ,im November des
vorigen Jahres 300 Millionen und im Novemher 1928 14 Millionen .Das sind
also keine beunruhigenden Momente .Unsere Wirtschaft ist durch die Welt¬

wirtschaftskrise so ausserordentlich ungünstig beeinflusst worden und hat
ihre besonderen höchst überflüssigen und vermeidbaren Zutaten noch aus dem

besonderen österreichischen Verhältnissen erhalten .Allerdings gibt esbei
uns manche Erscheinungen ,die mit der Not und Krise nicht recht in Einklang

zunbringen sind .So ist der Stand der Automobile gegenüber dem B,ginn des
Jahres um30 Prozent gestiegen und in den ersten 1o MonatendiesesJahres
waren die Einnahmender Wiener Kinos um3 Millionen Schilling höher als in

den ersten 10 Monaten des Jahres 1929 .Daraus kann man nur den Schluss

ziehen ,dass eine Verwaltung ,die pflichtgemäss handelt ,sich in einer Zeit

se erschütternder Not bemühen muss ,dort zuzugreifen ,wo eine Besteuerung
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noch möglich ist .In der Reichsbrückenfrage habe der R dner geradeheute
mit dem Handelsminister gesprochen und in der nächsten Zeit werden Bera¬

tungen gepflogen werden .Ein Entschluss ist nicht so leicht zufassen ,
weil es sich umeine grosse Belastung der Strassenbahn hædelt .Indieser
Frage hat übrigens auch die frühere Verwaltung sich um jeden Bruchteil

eines halbenProzentesherumgeschlagen .Gegenüberder Kritik desGR.
Kunschakan der Nahrungs -und Genussmittelabgabehebt St . R.Breitnerhervor ,
dass eine wichtige Korrektur gegen zuweitgehende fiskalische Tendenzen
darin gelegen sei ,dass nur ein Drittel jedes Berufskreises eingereiht
werden darf .Eine Definition des Luxusbegriffes ist sehr schwer zuziehen

aber was für eine Vorstellung gewisse
Kreise hier haben ,geht aus einer Zuschrift des GremiumsderHoreliers
vom Jahre 1930 hervor ,in der gesagt wird ,es sei einstimmig festgestellt
worden ,dass sich keiner der Wiener Hotelbetriebe als Luxusbetrieb darstelle
Nach dieser Auffassung sollen also die Hotels Sacher ,Bristol ,Imperial
und Grandhotel keiner Besteuerungunterliegen .

Stadtrat Breitner verweist danndarauf ,dass die vonder
Minderheit begehrte Einsetzung einer KommissionzurSteuerherabdetzung
nur falsche Hoffnungen erwecken könnte .In einer Zeit in der die Gemeinde

19 Millionen durch die Aenderungder Abgabenteilung ,. Millionendurch
die Schmälerung der Fürsorgeabgabe und 13 'Millionen Schilling durch die
Aufhebung der Nahrungs -und Genussmittelabgabe verlieren soll ,kann eine

solche Kommission nicht akzeptiert werden .Die Minderheit verlangt übri¬

gens eine Reihe von weiteren Steuerermässigungen ,die abgeehntwerden
müssen .So würde die verlangte Herabsetzung der Wertzuwachsabgabeeinen
Entgangvon 3/9 Millionen Bedeuten .Die Bodenwertabgabe ,von der dieganze
Landvirtschaft ausgenommenworden ist wurde bekanntlich von der Regierung
nur deshalb genehmigt ,weil die Gemeindedie Lasten derKleinrentnerhilfe
zu tragen hat .Die Abgabe bringt nur ' 2Millionen ,für die Kleinrentner
muss die Gemeinde aber ' 8Millionen leisten . Wirkönnten entsprechend
der Ermächtigung ,die uns die Regierung erteilt hat diese Abgabeerhöhen ,
tun es aber nicht .Der Antrag der Minderheit verlangt auch eine Herabsetzun ,
der Lustbarkeitssteuer um rund 8 Millionen Schilling ,ein Betrag den die
Gemeinde nicht entbehren kann .Die verlangte Befreiung der zweiten Haus - ¬

gehilfin von der Abgabe würde für die Gemeinde einen Entgang von 900 . 000
Schilling bedeuten .Mit diesem Betrag können 300 Arbeiter ganzjährig beschä :
tigt werden .Demgegenüber steht eine Steuerlast von I Schilling für den
Haushalt im Monat .Die Fremdenzimmerabgabe soll beseitigt werden .Die Minder .

heit hat sich immerdarüber aufgeregt ,wennwir darauf verwiesenhaben ,
dass sie für die Steuerfreiheit der Stundenhotels eintritt .Der AntragKun¬
schak verlangt dies aber .Die Fremdenzimmerabgabe von denPassagierhotels

wird heute bereits restlos für die Fremdenverkehrspropagandaverwendet .
Ein freies Ermessendes Magistrates gibt es jetzt nurnmehrbei derNahrungs
oder Genussmittelabgabe und bei der Emsatzabgabe für die Hotels .Eshandelt
sich da um 3 bis 1 Millionen Schilling gegenüber 190 Millionen Gesamt¬

steuerertrag .Demgegenübermussdoch darauf aufmerksamgemachtwerden ,
dass in der Bundesverwaltung das freie Ermessen im grössten Ausmassge¬
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übt wird . Esist sehr leicht ununterbrochen zu verlangen ,das die Steuern
ermässigt werden ,gleichzeitig aber erhöhte Leistungen von der Gemeinde
zu begehren .Wir haben bloss eine Steigerung der Ausgabenumeineinhalb
Prozent ,der Bund eine solche von 12 Prozent .Dabei präliminiert der Bund
die Zöll um 25 Prezent ,die Zuckersteuer um 100 Prozent und auch die di¬
rekten Stedern wesentlich höher als im Vorjahre .( Lebhafte HörtHörtfufe
bei der Mehrheit ) .Die Lastautomobile haben wir von der Autosteuer frei¬

gelassen ,weil wir den technischen Fertschritt nicht hemmen wollten und
wir hattennauh die Absicht ,die Autosteuer einschneidend zuermässigen .
In Zeiten der Abgabenteilung kann davon nicht gesprochen werden . Esist

gewiss bedauerlich ,dass Begünstigungen aufhören müssen ,wenndie Ertrags¬
anteile geschmälert werden .Es muss aber mit al ler Kfa rheit ausgeprochen

werden ,dass das gar nicht anders sein kann .So ungeheure Beträge ,wiesie
uns entgehen,können ,so sehr auch für alle öffentlichen Körperschaften
die Zeit einer harten Sparsamkeit kommen wird ,durch Sparen nicht herein¬

gebracht werden .Was die Forderungen nach einer Wahlreform anlangt,so
kann nur das eine gesagt werden : Wieimmer das Wahlrecht ausschauen wird ,
wer bei dieser Abgabenteilung Wien im Stiche lässt ,wird den Zorn der
Wiener Wähler sicher zu spüren bekommen ( Lebhafter Beifall undHändeklatsche
bei der Mehrheit ) .WennGR .Pfeiffer auggrechnet hat ,wieviel amtsführende
Stadträte auf die Minderheit entfallen ,sa gestatten wir uns die Gegenfrage
wieviele Minister müssten nach dem Ergebnis der Wahlen auf die Sezialdeme - ¬

kraten entfallen ?( Lebhafter Beifall bei der Mehkhit ) .Wir achten die
Kontrolbefugnisse der Minderheit und jede wirkliche sachliche Kritik .
Nach den Grundsätzen der Minderhet zu verwalten ist für gede Mehrheit
unmgglich .Wir müssen uns damit begnügen ,nach dem Willen jener 703 . 000
Wählerzu verwalten ,die am9 .Novembersich für unser Regi meentschieden
haben und wir sind überzeugt ,dass auch die nächsten Wahlen uns nur noch
eine Steigerung der Wählerzahl bringen werden .In diesem Geiste der bishe¬

rigen Verwaltung haben wir den Voranschlag aufgestellt und ich bitte Sie ,
ihn zu genehmigen .( Lebhafter Beifall und Händeklatschen bei der Mehrheit ) .

Bei der Abstimmung werden die Ansätze der Verwaltungsgruppe

IIgenehmigt.
Vondenin der bisherigenBudgetdebatteüberreichtenAnträge

zwei vom GR .Biber überteich¬kommennur die Anträge des GR .Kunschakund
ten Anträge betreffend die Reklamesteuer und die Verzinsung der Bankgaran¬

tiebriefe zur Abstimmung ,Diese Anträge werden abgelehnt .
Die Abstimmung über die restliche bisher gestellten Anträge

wird bei den betreffenden Verwaltungsgruppen vergenommen werden .

Schluss der Sitzung 21 ' 55Uhr .

Bogenabfertigung22 ' 05Uhr .
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Kanalneubauten .

Bekanntlich errichtet die GemeinwirtschaftlicheSiedlungs - und
Baustoffanstakt " Gesiba "auf den der Gemeinde Wien gehörigen Gründen ander
Veitingergasse - Jagdschlossgasse und Gobergasse in der sogenannten Hagenau

in Hietzing eine grosse moderneSiedlung ,die nach Entwürfen vonArchitek¬

ten des Werkbundesausgeführt wird .Der Baufortschritt der neuenWerkbund¬
siedlung macht nun auch die Kanalisierung des Gebietes notwendig .In seiner
letzten Sitzung hat nun der Gemeinderatsausschuss für technische Angelegen¬

heiten den Entwurf des Stadtbauamtes für die Durchführung der Kanalisåe - ¬

rung genehmigt .Der Gemeinderatsausschuss für technische Angelegenheitenhat

auch bereits die für die Kanalisierung notwendigen Erd - undBaumeisterar¬

beiten vergeben und die Kosten der Kanalisierung ,die 195 . 000Schilling be - ¬
tragen ,bewilligt .

Gleichheitigwirdgelegentlichder ErrichtungderWerkbundsied¬
lung auch ein Hauptunratkanal in der Jagdschlossgasse angelegt und der im

Lainzer Tiergarten entspringende Lackenbach ,der das Baugeländedurch¬
fliesst ,überwölbt .Der Gemeinderatsausschussfür technische Angelegenheiten
hatauchfür diesenKanalbaudieErd- undBaumeisterarbeitenvergebenund
die Kosten der Herstellungen ,die 115 . 000Schilling betragen ,bewilligt .

- . - . - - - - . - - - .

Stockwerksaufbauin einemstädtischen Volksbad .
Im städtischen Volksbad in Simmering ,Geiselbergstrasse 54 ,sin

durch Aufsetzung eines dritten Stockwerkes 31 Einzelbrausekabinen neuge¬
schaffen worden .Gleichzeitig sind die bestehenden Brausebäder für Männer

neue
undFrauenmit weissenFliessen verkleidet worden .Die/Abteilungwirdmorger
Mittwoch ,um1 Uhr mittags eröffnet .

- - - - - - ¬

DieGartenanlageumdas Planetariumwirdbeleuchtet .
Die Umänderung der Gartenanlage um das am Praterstern errichte¬

te Planetarium hat zur Neueröffnung einer Reihe von Wegen geführt .DerGe¬

meinderatsausschussfür technischeAngelegenheitenhat in seiner letztenSi
zung beschlossen ,die elektrische Beleuchtung dieser Gartenanlage zuver¬
bessern und zum Teile neu herstellen zu lassen .Nach einem vomStadtbau¬
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amte ausgearbeiteten Entwurf wird geplant ,zur Beleuchtungdieser Garten¬
anlage insgesamt 8 Lampen zu 200 Watt zu verwenden ,die an adaptierten

Lichtständernangeordnatwerdenundganznächtigbrennensollen .DerGemeinde.
ratsausschussfür technischeAngelegenheitenhatdiefür dieBeleuchtungs¬
herstellung notwendigen Arbeiten bereits vergeben und die notwendigen
Kosten ,die 7000 Schilling betragen ,bewilligt .

- . - ———. - .- .- - .- . -—- . —- ¬
Sizzung der BezirksvertretungHietzing .

DienächsteSitzungder BezirksvertretungHietzingfindetam
Samstag ,den20 .Dezember,um1 Uhrnachmittagsstatt .

FreieArztstolle .
An der chirurgischen Abteilung des Mautner Markhof ' schenKin¬

derspitales der Stadt Wien ,Baumgasse 75 ,gelangt mit 1 .März 1931 die Stel - ¬

le eines Assistenzarztes zur Besetzung .Die Bezügeeines Assistenzarztes be¬

tragen monatlich375Schilling underhöhensich nachdenersten zweiDienst .
jahren als Assistenzarzteinmalum11 Schilling monatlich .Hiezukommteine
Sonderzahlung am 1 .Juni und 1 .Dezember jedes Jahres im Ausmasse von je 30

vomHunderteines Monatsbezugesundein monatlicherWohnungsgeldzuschuss
von 31 Schilling ,der im Falle der Einräumung eines Dienstwohnung wieder

zur Gänze als Entgelt für Beheizung ,Beleuchtung und Bedienungabgezogen

wird .Gesucheumdiese Stelle ,die mit den entsprechendenPersonaldokumenten
undVerwendungszeugnissenbelegt sein müssen ,sind bis spätestens31 .Dezem¬
ber im Büro der Verwaltungsgruppe für Personalangelegenheiten Wien ,Neues

Rathaus ,einzubringen .Bereits imDiensteder GemeindeWienstehendeBewerbe
habendie Gesucheim Dienstwegevorzulegen .Die Gesuchesind mit einemBun¬
desstempel im Betrage von 1 Schilling zu versehen ;die Gesuchsbeilagen sind

wenn sie nicht ohnehin bereits gestempelt sind ,mit einem Bundesstempel

im Betrage von je 20 Groschen zuversehen .

- . - . - . - - - . . - . - - - . - . . . - .
Führungim Gesellschafts -undWirtschaftsmuseum.

In der Abteilung „ Weltwirtschaft "des Gesellschafts -undWirt¬

schaftsmuseumsin Wien ,Meidling ,Längenfeldgasse ,EckeMurlingengasse ,fin¬
det morgen ,Mittwoch ,um6 Uhr abends bei freiem Eintritt eineallgemeine
Führungstatt .
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Budgetberatung .
WIENER GEMEINDERAT

Sitzung vom16 .Dezember1930 .
Der Wiener Gemeinderat setzte heute die Beratung über den städti¬

schen Voranschlag für 1931 fort . Eswird nunmehr die Spezialdebatte über
die einzelnen Verwaltungsgruppen mit Ausnahme der Verwaltungsgruppe für Fi¬
nanzwesen ,die bereits in der Generaldebatte erledigt wurde ,abgeführt .Zur
Verhandlung gelangt die Verwaltungsgruppe für Personalangelegenheiten und

Verwaltungsreform .Beric hterstatter ist amtsführender Stadtrat Speiser .
Stadtrat Speiser führt aus :Der gesamte Personalaufwand wird im

Voranschlag für 1931 mit 200,539 . 050Schilling veranschlagt .Davonent¬
fallen auf die Aktiven samt Lehrpersonen 118,988 . 080Schilling ,auf die
Pensionisten 47,035 . 970Schilling ,auf die niederösterreichischen Landes¬
pensionisten 4,150 . 200Schilling und asl Beitrag zum Pensionsaufwand der
Donauregulierungskommission 64 .800Schilling .

Stadtrat Speiser berichtet zunächst über einzelne Gmeindeinrich¬
tungen auf dem Gebiete des Persenalwesens .Er teilt mit ,dass es imvergange - ¬
nen Jahre gelungenist ,die finanziellen Verhältnisse in derKrankenfürsorge¬
anstalt der Angestellten und Bediensteten der Gemeinde Wien zu regeln .Diese
Anstalt war durch die ständigen Steigerungen der Aerztekosten und der Koster
für Medikamente ,Heilbehelfe und Spitalsverpflegung in den vergangenen Jahrer

in ungünstige Lage gekommen .Durch die Bewilligung des vierzehnten Monats¬
gehaltes und durch Erhöhungder Persenalbeiträge umein ZehntelProzert
ist die klaglose Gebarungdieses Institutes ohne Einschränkungenseiner
Leistungensichergestelltworden.

In einer besonderen Weise ist bei der Gemeinde für die Befriedi¬
gung des Kreditbedürfnisses der Angestallten vorgesorgt .Der Versuch ,dendie
Gemeinde vor mehreren Jahren unternommen hat ,wenigstens den allergrössten
Teil der städtischen Angestellten aus den Händen von Geldgebern zu befrei¬
en ,die sich durch Verleihung von Geld an öffentliche Angestellte übermässi¬
gen Nutzen verschaffen ,ist in hohemMasse gelungen .Im Jahre 1927 hat die
Gemeinde im Rahmendes Magistrates eine Darlehensstelle gegründet ,der ein
Kredit der Zentralsparkassa von 5,000 . 000Schilling zur Verfügung steht .
Das von dieser Darlehensstelle angesprochene Kapital wird der Sprkassa mit
6 Prozent versinst .Diese Darlehensstelle ist ein Teil der Personalabteilung
und arbeitet mit magistratischen Beamten ,die die Gemeinde unentgeltlich zur
Verfügung stellt .Diese Stelle hat nicht nur den Zweck ,die allmähliche Ent - ¬
schuldung der städtischen Angestellten zu fördern ,sondern ihnen auch An¬

schaffungen von Möbeln ,Kleidungsstücken ,das Beziehen und Herrichten von

Wohnungenund dergleichen ,leichter zu ermöglichen .Die Angestellten niede¬
rer Kategerien werden dadurch besonders vom Ratenhandel unabhängiger .Viele
Angestellte der Gemeinde werden in die Lage versetzt ,notwendige Einkäufe

zu tätigen ,wedurch auch die Wiener Geschäftsleute Nutzen ziehen .Für die
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von der Darlehensstelle zur Verfügung gestellten Beträge haben die Ange - ¬
stelltan weder eine Sicherstellung durch Polizzen noch eine solche durch
Bürgen zu leisten ,noch erwachsen ihnen irgendwelche andere Spesen .Sie be¬

zahlen für das genommene Darlehen lediglich 6 Prezent pre anno vomjeweils
anhaftenden Betrag .Die Gemeinde trägt das Risiko und die Verwalt ungsaus¬
lagen für die Darlehenstelle zur Gänze aus eigenem .Seit dem Jahre 1927
hat die städtische Darlehensstelle insgesamt 29 . 637Darlehen im Gesamt¬

betrag von rund 15 ' 8Millionen Schilling bewilligt .Die wohltätigen Felgen
dieser Kreditgewährung zu solchen ausserordentlich guten Bedingungen machen

sich sehr fühlbar .Es sind zahlreiche Angestellte mit ihren Krediten von
den teuren privaten Institutienen und vielen Pfandschein - undRatenschulden
abgelöst worden .Die Fortsetzung der Tätigkeit der Kreditstelle wird
allerdings nicht zur vollständigen Entschuldung der städtischen Angestell¬
ten führen .Eine solche Aktion hat ja ,wie jeder Fachmann weiss,keine Auss¬

sicht auf dauernden Erfolg .Die Tätigkeit der Darlehensstelle der Gemeinde

hat aber heute schon eine ausserordentliche Verbesserung der Kreditverhält¬
nisse der städtischen Angestellten mit sich gebracht .Wenn man von jenen

Fällen absieht ,in denen die Verschuldungeines städtischen Angestellten
in keinerlei Verhältnis zu seinem Einkommen steht ,so kann wohl gesagt wer¬

den ,dass die Darlehensstelle die Verschuldung der städtischen Angestell¬
ten allmählich einzuschränken in der Lage ist und dass insbesondere für

die normalen Kreditbedürfnisse der städtischen Angestellten durch sie eine

ausserordentlich gute Vorsorge getroffen ist .
Die von der Stadt Winnerrichtete Verwaltungsakademie hat denZwech

die Fortbildung der städtischen Angestellten in ihrem Berufe entscheidend
zu fördern .Sie steht unter der Leitung des Universitätsprofessors Dr .Adolf

Merkel und zählt hervorragende Vertreter der Theorie und Praxis desVer¬
fassungs -und Verwaltungsrechtes zu ihren Lehrern .Professor Kelsen ,der
einer der hervorragendsten Lehrer dieser Anstalt war ,ist ihr leider verlore
gegangan .Für diese Akademie wirft die Gemeinde Wien einen Betrag von
20 . 900Schilling aus .

Interessant ist auch ,dass die Gemeinde Wien für Dienstkleider al - ¬
lein einen Betrag ven 1,100 . 840Schilling vorsehen mss ,wobei die Unter¬

nehmungen nicht eingerechnet sind .

Auch der Pensiensaufwand ,den die Gemeinde Wien zu tragen hat ,ist
ausserordentlich gross .Er macht für Beamte ,Lehrer ,Angestellte undArbeiter
der Hoheitsverwaltung einschliesslich der ehemaligen Gemeindefunktionäre ,
der gemeinsamen Landespensionisten und der Pensionisten der Donauregulie¬

rungskommission insgesamt 51,550 . 970Schilling aus .

Für das Jahr 1930 waren an Ausgæben für das gesamte Personal
196,500 . 160Schilling in Aussicht genommen . Esstiegen jedoch die in Aus¬
sicht genommenen Personalkosten für das Jahr 1931 um 1,038 . 890Schilling .

Davon entfallen auf die Aktiven 2,295 . 140Schilling und auf die Pensionis¬
ten 1,713 . 750Schilling .Es ist bezeichnend ,dass sich die Aktivitätsbezüge

nur um ' 6Prozent ,die Pensionsbezüge dagegen um ' 5Prozent erhöhen .Darin

drückt sich aus ,dass die städtischen Angestellten derzeit mit einer ver¬
hältnismässig sehr kurzen Dienstzeit in Pension zu gehen berechtigt sind .
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Wenn auch eine sehr grosse Zahl der städtischen Angestellten bei der

heutigen schwierigen Lage von diesem ihrem Rechte keinen Gebrauchmacht
und so dazu beiträgt ,dass Msssnahmender Gemeindein dieser Hinsicht vor¬so muss doch darauf hingewiesen werden ,
läufig vermieden werden können ,/dass die Bestimmungen der Dienstordnung
über die Dienstzeit kaum aufrecht zu erhalten sein werden ,wenn die Zahl
der Pensionisten auch weiterhin ansteigen sollte . Esliegt daher auch im

Interesse der städtischen Angestellten ,dass sie trotz der Bestimmungen der
Diensterdnung den Dienst ohne zureichenden Grund nicht allzufrüh verlassen .
Hier sei darauf verwiesen ,dass die Bediensteten der Stadt unter Kollktiv¬
vertrag ,ausser im Krankheitsfalle ,bis zum vollendeten 60 .Lebensjahr dienen .

Die Erhöhung des Aufwandes für die aktiven Angestellten ist haupt - ¬

sächlich durch die normalenzweijährlichen Vorrückungenhervorgerufen ,zum
kleineren Teil auf die Erfüllung der Wünsche einzelner Bedienstetengruppen
und endlich durch Personalvermehrungen beim Wohnbau( Vertragsangestellte ) ,
Wohlfahrtswesen ,bei der Feuerwehr zurückzuführen .

Der Personalstand ist allerdings in weitaus geringerem Masstab ,
als es die gerade genannten Personaleinstellungen verursachen würden ,ge¬

stiegen .Wenn man die Neueinstellungen auf den Arbeitsgebieten ,die noch
eine Erweiterung erfahren ,wie Wohnbau und Wohlfahrtspflege ,nicht berück¬

sichtigt ,so ergibt sich eine Verminderungdes Personalstandes umlo7
Personen .Gegenwärtig beträgt der Personalstand mit 25 . 871Angestellten
und Lehrpersonen um 259 Personen mehr als im vorigen Jahr .Die Gemeinde muss
bei der derzeitigen finanziellen Lage se wie in den vergangenen Jahren
bei der Aufnahme von Personal die grösste Zurückhaltung üben .In der allge¬

meinen Verwaltung der Gemeinde arbeiten 1783 ,in den Betrieben und der Ho - ¬
heitsverwaltung 14 . 591 ,im Schulwesen . 135und im Kontrollamt 62Ange - ¬
stellte .Von den Angestellten unterstehen 1h . 348der allgemeinen Dienst - ¬

ordnung ( Dienstpragmatik ) ,5 . 959als Lehrpersonen demLehrerdienstgesetz ,
. 022der Feuerwehrdienstordnung ,. 172sind Vertragsangestellte ( besonders

viele bei den Wohnbauten und als Vertragsärzte im Fürsergewesen beschäf¬
tigt )und schliesslich stehen . 070Personen als Arbeiter in den Betrieben
der Heheitsverwaltung unter Kollektivvertrag .

Die im vorliegenden Voranschlage nicht enthaltenen Personalauslagen
der städtischen Unternehmungen werden für das Jahr 1931 rund 152 ' )Millio - ¬
nen Schilling betragen .Dazu kemmen noch die Zahlungen an die Ponsionspar - ¬

teien der Pensionskassa der Kollektivisten .Diese Zahlungen werden imJahre
1931 rund 15 ' 5Millionen Schilling betragen .Die Kosten der Krankenver¬

sicherung der Arbeiter der städtischen Unternehmungen sind in demBetrag
von 152 'Millionen Schilling enthalten .

St . R .Speiser führt im einzelnen alle Massnahmen an ,die imJahre
1930 für einzelne Gruppen von städtischen Angestellten getroffen wurden ,
und erklärt endlich :

Ich glaubemit Beröchtigungfeststellen zu können ,dass dieGehalts¬
Lohn - undArbeitsverhältnisse bei der Ggmeindederzeit im Hinblick aufdie
wirtschaftliche Lage unserer Stadt gute sind .Ich kann auch mit Freude
darauf hinweisen ,dass die Angestellten und Arbeiter sowohl der Hoheits - ¬
verwaltung und ihrer Betriebe als auch der Unternehmungen auf die Bestre¬
bungender Gemeindeterwaltung ,Reformenin Aemtern ,SchulenundBetriebem
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durchzuführen ,eingehendundgeradedadurchdie HerstellungsolcherAr¬
beits -und Lohnverhältnisse ermöglicht haben .

Diese Refoemen vollziehen sich seit langen Jahren in ununterbro¬
chener ,stiller ,aber doch bedeutungvoller und vielfach schon sehr erfolg¬
reicher Arbeit .Sie beziehen sich auf den engeren Magistrat ,auf dasSchul¬
wesen ,auf die in der städtischen Verwaltung befindlichen Betriebe und end¬
lich auf die Unternehmungen .Alle diese Reformen hängen natürlich mit der
Personalgebarung innig zusammen .Immer mehr arbeitet sich die eigentliche
Linie dieser Reformen heraus . Esist absichtlich vermieden worden für die¬

se ZweckeKommissionenzu bilden .Auf diesem Gebiete soll keineBürokrati¬
sierung einreissen .Wohl aber gibt es bei der Gemeinde schen jetzt eine
Reihe von hervorragenden Mitarbeitern auf demGebiete derVerwaltungs¬
referm und der Reformenin Betrieben und Unternehmungen ,von denenjeder
in seinem Wirkungskreis arbeitet .Die Reformen vollziehen sich nicht auf

Grund von Richtlinien ,die in theoretisierender Weise ausgegeben werden ,
die gewöhnlich nicht für alle Abteilungen oder Betriebe passen ,undderen
Anwendung daher nur dazu führt ,dass Reformen scheitern oder gar lächer¬
lich gemacht werden .Die Reformen werden vielmehr von Fall zu Fall ,vonAb¬
teilung zu Abteilung ,von Betrieb zu Betrieb ,von Arbeitsstelle zuArbeits - ¬
stelle ,eingeleitet und ständig weitergeführt und es gelingt oft erst nach
einer längeren Arbeit ,die unsystematisch aussehende Refermzusystematisie
ren ,zusammenzufassen und dem grossen Ganzen einzuerdnen .Von diesen Refor¬
men habe ich schon des öfteren zu berichten Gelegenheit gehabt .Ich hebe

nocheinmelmit Dankdie eifrige Mitwirkungdes gesamtenPersonalesbei
allen diesen Reformen hervor .Es ist meine feste Ueberzeugung ,dass alle
diese Bestrebungen nur in Zusammenarbeit mit dem Personal entscheidend ge¬

fördert werden können .Es wird auch im nächsten Jahr und in den folgenden
Jahren auf diesem Wege weitergegangen werden müssen ,damit das Ziel er - ¬

reicht werden kann ,das die Personalvertretung im Verein mit den übrigen
Verwaltungs weigen anstrebt ,der Stadt Wienmit einem gutarbeitenden und
in anständigen Verhältnissen befindlichen Personal eine gute undsparsame
Verwaltung zu sichern .( Beifall bei der Mehrheit ) .
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kritisiert ,dass sich der Referent da¬GR .Gschladt ( E.. )

rauf beschränkt hat ,einen Bericht über die Vergangenheitzu geben ,statt
zu sagen ,was für das kommende Jahr geplant ist .Befriedigen kann vor allem
nicht der Bericht über die Verwaltungsreform .Zu dieser Verwaltungsreform
könnenwirschondeshalbkeinVertrauenhaben ,weilaufdiesemGebietderMi¬
norität jede initiative Mitwirkung unmöglich gemaht wird ,ohwohl es gerade - ¬
hier notwendig wäre ,nach einem umfassenden ,auf Grundsätzen aufgebauten
Plane unter Mitwirkung der Minorität zu arbeiten .An der Verwaltungsaka¬
demie sind gewiss vollwertige Kräfte beschäftigt ,aber mit der technischen

Einrichtung dieser Akademie scheint es nicht ganz richtig zu stehen .Wir
wünschen hierüber Aufklärung .Bei der Reform der Krankenfürsorgeanstalt hat
man sich dar auf beschränkt ,auf Kosten der Versicherten Aenderungendurch¬
zuführen .Wir protestiæren auf das Entschiedenste gegen jene Statutenän¬
derungen ,durch welche sittlich wohlbegründete Institutionen vollkommen

missachtet und geradezu verhöhnt wurden .Die heutige Dienstordnung der
städtischen Angesellten ist unter der christlichsozialen Verwaltung ge¬

während sich unter der sozialdemokratischen Verwal¬schaffen worden ,
tung eine gewaltige Abbröcklung der Rechte der Angestellten vollzogen hat .

Auch der Anspruch des Angestellten auf seine Pensionierung unter gewissen
Umständen ist ein ddenstordnungsmässig verbürgtes Recht und wenn der Re¬
ferent Drohungen ausspricht für den Fall ,als die Angestellten vondiesem

Rechte Gebrauch machen sollten ,so werden sich die Angestellten ihrer

Rechte schon ( erwehren wissen .Sprsamkeit in Sachen der Personalberwaltung

ist gewiss wie heute auf allen Gebieten der öffentlichen Verwaltungange¬
zeigt . Eswird aber amunrichtigen Ort gespart .So hat uns zumBeispiel Nie - ¬
derösterreich bezüglich der Lehreranstellungen weit in den Schatten gestellt

Nach den Ziffern des Voranschlages ist für die Angestellten trotz aller

Verschlechterung der Wirtschaftslage schåinbar nichts zu erwarten .Obwohles
eine Reihe von Forderungen gibt ,die bei einigem guten Willen erfüllt werden
könnten .Aus dem Budget könnten leicht gewisse Posten gestrichen werden

. B .die Ansätze für die Gemeindewache ,die wohl die überflüssigste Ein¬
richtung sind/und die freiwerdenden Beträge könnten in bescheidenem Ausmass
zur Verbesserung des Loses der städtischen Angestellten verwendet werden .

Der Referent hat wiederholt erklärt ,in der Personalpolitik dürfe es keine
Politik geben .Da gibt es aber zum B,ispiel ein Presseevidenzblatt des Verei

nes der sozialdemokratischen Angestellten ,das in den Aemternwährendder
Amtsstunden durch Bedienstete,unter Umständen sogar durch Vorgesetzte ver¬
teilt wird .Das ist ein grober Missbrauch .Aus Anlass des letzten Wahlkamp¬
fes ist in den städtischen Aemtern nahezu ausnahmslos während der Amtszeit
von Angestellten und vialfach von Vorgesetzten für den sozialdemokratischen

Wahlfonds gesammelt worden ,ja sodthe Sammlungen haben sogar anlässlich
der Gghaltsauszahlung stattgefunden .Das ist eine krasse Verletzung des An¬
titerrergesetzes ( Lachen bei der Mehrheit ) ,das es in seinem § 2 demArbeit¬

geben untersagt ,Vereins - ,Gewerkschafts -oder Barteibeiträge oder Spenden
ven dem dem Arbeitnehmer gebührenden Entgelt abzuziehen .Es ist wohl rich¬
tig ,dass die Hoheitsbeamten infolge der verfassungsgesetzlichen Bestimmun¬

von diesem Gesetz nicht erfasst werden aber im Ggiste des Gesetzes
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müsste einemsolchen Unfuggesteuert werden .Das Gesetz bezieht sichaber
sicher auf die Betriebe .Weil das den Herren der Mehrheit aber nicht passt ,

versucht manmit allen mgölichanKünstendie Angestellten der Betriebeals
Hoheitsangestelltehinzustellen .GR .Gschladtstellt denAntrag ,dassder
Ahzugder Beiträge für den Verband der städtischen Angestellten vonihrem
Gehalb vom 31 .Dänner 1931 ab einzustellen ist .Zum Schlusse erklärt der Red - ¬

ner ,der Hauptgrund alles Uebels auch in der Personalverwaltung liege
darin ,dass die Verwaltungder Stadt in die Handeinseitig eingestellter
Parteimänner gelegt ist im Gegensatzzu der früheren objektivenVerwaltung .
Wir verlangen daher die Beseitigung der Institution deramtsführenden
Stadträte bezw .die Streichung der bezüglichen Budgetposten .( Lebhafter
Beifall bei der . . )

GR .Stöger ( . . )bemerkt ,das städtische Personal sei sich mehr
als jede andereBsvölkerungsschichtedarüberimKlaren ,das gespartwerden
muss .Und es wäre angesichts einer so grossen Arbeitslosigkeit tatsächlich
eine Demagogie hohe Lohnforderungen zu stellen .Mandarf aber nicht verges¬
sen ,dass die Lage der städtischen Angestellten keineswegs eine besonders
rosige ist .Sell die Verwaltung eine gute Bahn laufen ,muss das Personal

sichergestellt werden . Esist eberste Pflicht der Verwaltung ,dasPersonal ,
das unter schweremwirtschaftlichan Druck steht ,gerecht zu behandeh .Der
Redner wendet sich gegen die Rationalisierung ,die in dem von der Verwal¬

tung geübten Fällen bisher zu keinem Erfolg geführt hat .Während auf der
einen Seite abgebaut wird ,werden auf der anderen Seite zahlreiche Posten
für Doppelverdiener geschaffen .Als ein Beispiel für die ungerechte Be¬

handlungdes Personals will ich nur einen Fall anführen :In de ersten Nach¬
kriegszett hat sich ein Beamterder Geschenkannahmeschuldiggemacht .Der
Mannhatte eine kranke Frau und Kinder .Er war bis dahin ungescholten ,hat
durch Jahrzehnte hindurch seine Pension eingezahlt ,er war nicht organi¬
siert .Der Mannwurde wegen Verletzung der Standesehre entlassen .Dagegen
wurde vor gar nicht langer Zeit ein Beamter ,der wegen hundertfachen Betrug
zu schweren Kerker verurteilt worden ist ,mit monatlich 800 Schilling pen¬
sioniert . Esist die höchste Zeit ,mit einer solchen Ungerechtigkeit ,die

auch der Verwaltung einer Kulturstadt nicht würdig ist ,Schluss zumachen .
. R .Stöger beantragt ,zu allen Verhandlungen des Dienstgebers lohn - und

dienstrechtlicher Natur auch die Gewerkschaften der Minderheit als gleich¬
berechtigt herbeizuziehen und die Dienstordnung für die Angestellten der
Gemeinde Wien dahin abzuändern ,dass die Mitglieder der Personalkommission
aus dem Stande der G,meindeangestellten von den Angestellten selbst in
unmittelbarer ,freier und geheimer Wahl nach den Grundsätzen des Verhält¬
niswahlrechtes gewählt werden .( Beifall ) .

GR .Pfeiffer ( . . )erklärt ,dass die amtsführenden Stadträte der
Gemeinde Wien Verwaltungspersönlichkeiten sein müssen und nicht politisc
Funktionäre .Während der Nationalrat eine ausgesprochen politische Körper
schaft ist,ist der Gemeinderat eine Verwaltungsbehörde .Aus diesemGrunde
ist der Hinweisdes St . R.Breitner auf die politische Zusammensetzungder
Bundesregierungnicht zutreffend .Wirmüssenan der Forderungfesthalten ,
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dasssiehdieamtsführendenStadrätejederparteipolitischenEinstellung
zu enthalten haben .Dasgilt natürlich auchfür den HerrnBürgermeister .
Es liegt mir ferne ,an den Bezügendes Herrn Bürgermeisters zunörgoln ,
dessenStellungeine prominenteist .VonseinenBezügenaber mussmanden
unerbittlichen Schluss ableiten ,dass der Herr Bürgermeister nichts anderes
sein darf als nur der Bürgermeister der Stadt Wien .Wennder HerrBürger¬
meister in der Oeffentlichkeit auftritt ,muss er sich darüber klar sein ,
ob er als Bürgermeister spricht oder als Parteimann .WirmüssendagegenEin
sprucherheben ,dass der Herr Bürgermeisterbei Anlässen ,in denenerals
Bürgermeisterauftritt ,Parteidemagogiebetreibt ,wieer es bei derWahlbe¬
wegungund anlässlich von Wohnhausaröffnungengetan hat .Wir müssenden
Herrn Bürgermeister bitten ,sich in Zukunft einer grösseren Reserve zu

beflaissigen . GR.Pfeiffer verlangtdanndie Drucklegungderstenographischer
Sitzungsberichtedes WienerGemeinderates ,bringt einige Wünscheder
Angestelltenschaftzur Spracheundwendetsich danngegendieparteipoliti¬
scheAgitation ,die nachseiner MeinungzumBeispieldurchdieAuflage
der Presseevidenzblätterin den Aemterngeübt wird .Schliesslichfordert
GR .Pfeiffer die Anerkennungaller Gewerkschaftendurch dieVerwaltung ,
die Verankerung der Dienstordnung durch ein Landesgesetz ,die direkte und
geheime Wahl in die Vertretungskörper wie in die Persenalvertretung ,in

die Krankenkassaund in die Disziplinarkommission ,und die Aufteilungder
MandatenachdemProporz .Solangedie sozialdemokratischeGemeinderats¬

mehrheit diese Forderungen nicht erfüllt ,solange mussder Voranschlag ab¬
gelehnt werden .( Beifall ) .

GR .Wawerka( E . . )erklärt ,dass die Bezügeder Lehrerprozentuell
hinter denLehrerbezügenimJahre 1912zurückbleiben .ErhöhteBezügedurch
Auszeichnungen oder Stufenvorrückungen werden fast ausshliesslich nur
an solcheAngestellteverliehen ,die Mitgliederdersozialdemokratischen
Partei sind .Wenn es sich aber um Versetzungen handelt ,werden die antimar¬

xistischen Angestellten ausgesucht .Auchseinerzeit in der AeraGessmann
hat es ein freies Ermessenin den Lehrergesetzengegeben .Dochhatsich
dieses freie Ermessennur bezogenauf die Einreihungeines ganzbestimmten
Prozentsatzes von Lehrern in die oberste Dienststufe .Wiehaben Siedamals
gegendieses freie Ermessengedonnert .DamalshabenSie gesagt ,dasfreie
ErmessenführezurschäbigstenGünstlingswirtschaft.Heuteunterliegtnæch
der berüchtigtenDienstordnungfast alles demfreien Ermessen .Heutesteht
die Lehrerschaft unter der Knutedes erzreaktionären Dienstgesetzesvom
Jahre 1923 ,nachdemnahezualles vomfreien Ermessenabhängt .DieWiener
Gemeindeangestelltenunddie WienerLehrerschaft hat einmalein vonder
christlichsozialen Partei geschaffenes Dienstgesetz gehabt ,von demsogar
hervorragendeFührerder sozialdemokratischenAngestelltenerklärt haben ,
dasses ein MustervonAngestelltenrechtdarstelle .Vender Fülledieser
Rechtehat die sozialdemokratischeVerwaltungden Angestellten einRecht
nachdemanderengeraubt .DieWienerLehrerschafthat trotz eineseinstim¬
migen Beschlusses des Gemeinderates im Gegensatz zu allen übrigen Fach¬
gruppender städtischenAngestelltennochkeinePersonalvertretung .GR.

Wawerka stellt eine Reihe von Anträgen und zwar :Zur Erstattung der Vor¬
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schläge für die Ernnenung von Schulleitern und Schulleiterinnen ist eine

aus demGemeinderatzu wählendenach demProporz zusammengesetzteErnennungs
kommission einzusetzen ;sämtliche Angelegenheiten betreffend den Saf -und
Personalaufwand für das Schulwesen sind in einer eigenenVerwaltungs¬
gruppe unter dem Titel " Schulwesen "zusammenzufassen ;der Status der Bezirks¬

aushilfslehrkräfte ist wieder herzustellen ;den Lehrerheimkehrern ist eine
Personalzulagezu gewähren ,die individuell abgestuft zu sein hat undbewirke
soll ,dass ein Lehrer im Gehaltsbezug dem anderen Lehrer des gleichen

Maturajahrgangs gleichgestellt wird ;das Lehrerdienstgesetz ist zunovellie - ¬
ren und insbesondere der Artikel 3 zu beseitigen ;die mit Stadtsenats¬
beschluss vom 21 .Juni 1925 bezw .mit Gemeinderatsbeschluss vom 18 .September
1925 den am . August 1925 in aktiver Dienstleistung gestandenen Angestell - ¬

ten und Lehrpersonen zugebilligte Stufenvorrückung bezw .Gghaltssteigerung
ist gemäss der Bestimmung des Gemeinderatsbeschlusses vom 7 .April 1922 auch
den Pensionsparteien rückwirkend vom 1 .August 1925 in die Pensionsbe¬
messungsgrundlage einzubeziehen .Kei Einführung neuer Lehr -undLesebücher
in öffentlichen Schulen ist gemässdemR ichsvolksschulgesetz und derSchul¬
unterrichtsordnung das Recht der Lehrerschaft auf Mitberatung durch die
Lehrerkonferenz zu wahren ;der Bürgermeister wird aufgefordert zu veran¬

lassen ,dass über den Antrag der GRtin Schlösinger betroffend die Schaffung
einer Personalvertretung für die Wiener städtischen Lehrpersonen ,der in de .
Gemeinderatssitzung vom 18 .Dezember 1925 der geschäftsordnungsmässigen
Behandlung zugewiesen wurde ,dem Gemeinderat unverzüglich Bericht erstattet
werde .( Lebhafter Beifall bei der . . )

St . R .Speiser bemarkt in seinem Schlusswot ,er habe gehofft,für den
Rückblick ,den er in seinem einleitenden Referat über die Arbeit mehrerer
vergangener Jahre gegeben habe ,sowie für seine Aufklärungen über gewisse
Institutionen ,so die Krankenfürsorgeanstalt und die Darlehensstelle ,An¬

erkennung zu finden ,da ja durch diese Rückblicke gleichzeitig auch Aus¬

blicke für die Zukunft eröffnet worden sind .Statt dessen habe ihmGR .
Gschladt auch dafür sein Missfallen audge sprechen .In der entscheidenden

Frage der Verwaltungs - ,Betriebs - undUnternehmungsreformsei er undbleibe
er entgegengesetzter Meinung Als GR .Gschladt .Solche Reformen könnennicht
durch grosse Vorbereitungen ,grosse Pläne und viele Kommissionen in Angriff
genommen werden ,sondern nur durch sachliche Arbeit auf jedem einzelnen

Verwaltungsgebiet .Die Darlegungen über die Pensionsverhältnisse bei den
städtischen Angestellten waren keineswegs als Drohung gemeint . Essollte der
städtischenAngestelltennur gezeigt werden ,dass sie selbst keinInteresse
daran haben ,Ven den Bestimmungen der Diensterdnung ,die es ihnen ermög - ¬

lichen ,schon in einemfrühen Lebensalter in Pension zu gelen ,keinenall¬
zureichlichen Gbrauch zu machen .Trotz aller Kritik ,die an der :

Besoldung der städtischen Angestellten geübt wird ,musz festgestellt werder
dass es den städtischen Angestellten im Gressen und Ganzen 5 besser

geht als den Bundesangestellten was übrigens auch jeder städtische Angeste .
te weiss .
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Wasdie Vorwürfeanlangt ,dassdurchAbteilungsvorständepolitische

Flugblätter in denAemternverteilt werden ,so ist unsdiese Tatsachenicht
bekannt .Sollte dies geschehensein,so wird ein solcher Vorgangvonuns
selbstverständlichmissbilligt. Esist unrichtig ,dassimAntiterrorgesetz
irgendeine Bestimmungenthalten wäre ,die den Abzugder Beiträge fürdie
GewerkschaftdurchdenUnternehmerbei pragmatischenAngeselltenverbietet .
Daherkanndie GemeindedenWunschderMinderheitnichterfülln .Uebrigens
haben die Angestellten der städtischen Unternehmungen den Dircktionen be¬
reits mitgeteilt ,dass sie den Abzugder Beiträge für dieGewerkschaft
durchdenDienstgebernicht mehrwünschen .Unverständlichist dieForderung
der Minderheit nach Abschaffungder amtsführendenStadträte bei derGemein¬
de ,da mit demselbenRechtauchdie Abschaffungder Bundesministerbegehrt
werden könnte .Die Vorwürfe ,dass die Gemeinde einen radikalen Abbau
bei den Angestelltenbetrieben hätte ,treffe nicht zu .Sowurdenbeim
Fuhrwerksbetriebinfolge der Arbeitsmechanisierungentbehrlichgewordene
Leute in andereGemeindebetriebeüberführt .VoneinemAbbaukönnedaher
nicht gesprochenwerden .Herr GR .Pfeiffer hat als Einleitung zu seinenAus¬
führungenvonden Bezügendes HerrnBürgermeistersgesprochen .DieBezüge
des HerrnBürgermeistersmachenimJahre 26 . 710Schilling aus .DieReprä¬
sentationsgebührenimBetragevon5000Schilling für das Jahr werdenvon
der Magistratsdirektionerrechnet .DieDotationenimBetragevon15. 000
Schilling und 12 . 000Schilling für besondere Zwecke( Unterstützungszwecke )
nimmtder Herr Bürgermeisterin keiner wie immergearteten Weisefürsich
in Anspruch .Sie werdenvonMagistratsbeamtenverwaltet .DieEinrichtung
der Dotationenbesteht übrigens schon ssit den Jahre 1875 .Dassder HerrBür- ¬
germeisterbei verschiedenenAnlässeneine parteipolitische Redegehal¬
ten habe ,sei unrichtig .DerHerrBürgermeistervertritt bei solchenAnläs-¬
sen die Grundsätze der Mehrheit in sozialpolitischer und kultureller Be¬
ziehung ,niemals aber in parteipolitischer Beziehung .Wasdie Ueberstundenent
lohnung betrifft so wäre es wohl amzweckmässigsten,sie überhauptabzu¬
schaffen ,doch ist es manchmal unvermeidbar ,gewisse Beamte oder ganze Ab¬

teilungenüberdie normaleDienstzeithinauszu beschäftigen .Gegenüberdem
GR .Wawerkastellt St . R.Speiser fest ,dass die Bezügeder Lehrerinweitaus
höheremMassevalorisiert sind als die der übrigenstädtischenAngestellter
Im Jahre 1929 sind 287 Auszeichnungen von Lehrern erfolgt ,derunter von
17 chritstlichsozialen ,36 Dutschnationalen und 69 Unpolitischen .Daszeigt ,
wie entgegenkommend die Schulverwaltung und Gemeindeverwaltung von Wien

ist .Eine Klage über das freie Ermessen in Sachen der Persohalpolitik ist

auf christlichsozialer Seite nicht sehr angebracht .Wenndas freieErmes¬
sen der christlichsozialen Zeit haben unsere Lehrer und die deutschnatio¬
nalenLehrerewåidlichausgekostet .Damalsunterlages demfreienErmessen,
ob jemandvomUnterlehrerzumLehrervorrückendürfe ,ob einVolksschul¬
lehherBürgerschullehrerwerderkann ,währendheutehier strengnachdem
Gesetzvorgegangenwird .DasvielgerühmteLehrerdienstgesetzvomJahre1919
kannteke inmrlei Bestimmungenüber die Qualifikation oder dieDisziplinar -¬
behandlungder Lehrerschaft .Diese wichtigen Bestimmungenhaben erst wir

geschaffen .
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St . R .Speiser bemerkt sodann ,dass sich mit den Ausführungender
. RtinSchlösinger ein Rednerder Mehrheitbei den betreffendemReferat

nochbeschäftigen werde . Ermahe heute nur folgendeFeststellungen ;dasDe¬
finituvum muss nach drei Jahren zufriedenstellender Dienstleistung ver¬
lichen werden ,während andere Länder ein automatisches Definitávumüber¬
haupt nicht kennen eder es erst nach viel längerer Zeit gewähren .DasRecht

der Versetzung muss der Schulbehörde einer Gresstadt unbedingt gewahrt blei¬

ben . Esist unrichtig ,dass die Verwendung als Aushilfslehrer irgendetwas

mit der Parteizugehörigkeit zu tun hat oder dass die leitenden Stellen nur

Angehörigen der herrschenden Partei verliehen werden .In fast 200Fällen

habenAngehörigeder christlichsozialen Partei ,andererParteien oderPar¬
teilose Schulleiterstellen bekommen .Die Beschwerden über die Schule in der

LorenzMandlgassewerdenuntersuchtwerden .ImInteresseeinesgeordneten
Schulbetriebes mussgetrachtet werden ,die Klassen ,die infolge des Lehrer¬

überschussesunterbesetztwaren,nunmehraufdievelleSchülerzahlzubri -¬
gen .Die damit verbundenen Umschulungen gehen keinesfalls über das Massdes
Erträglichen hinaus .Unrichtig ist es auch . ,dass vom Stadtschulrat demRe¬

ligionsunterricht irgendwelche Schwierigkeiten bereitet werden .ZumSchlus¬

se erklärt St . R.Speiser ,er werdein seinemB,streben ,diePersonalpolitik
auch in Zukunft unparteiisch zu führen trotz aller Angriffe nicht erlah¬
men .( Lebhafter Beifall bei der Mehrheit ) .

Anträge die

DieAbstimmungüberdie/in der Debattezur VerwaltungsgruppeI
gestellt wurden ,wird in der morgigen Sitzung stattfinden .

EswerdensodannAnträgebetreffenddieVerkürzungderVer-¬
rückungsfristtenderAkademikeringewissen. haltsstufen,betreffenddie
Beistellung von Dienstkleidern an Lagerangestellte des Witschaftsamtes so¬
wie eine Aenderung des Gghaltsschemas derFeuerwehrangestellten
nach dem Referate des St .R .Speiser angenommen .

Schlussder Sitzung21 ' 15Uhr .
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NotstandsunterstützungfürAltersfürsorgerentner .
In der Verlautbarung des Wiener Magistrates über die aus - ¬

serordentliche Notstandsaktion für arbeitslose Wiener ,die auch in allen Für - ¬

sorgeinstituten angeschlagen ist ,ist eine Bestimmungenthalten ,die sagt ,
dass Personen ,die eine Altersfürsorgerente beziehen ,in diese einmaligeaus - ¬

serordentliche Notstandsaktion für arbeitslose Wiener nicht einbezogen wer - ¬

den .Diese Bestimmunghat zu verschiedenen Missverständnissen Anlassgegeben ,

vor allem zu der natürlich ganz falschen Meinung ,dass die Altersfürsorge - ¬

rentner jetzt überhaupt keine Aushilfen erhalten können .DasMissverständnis

erklärt sich daraus ,dass die Notstandsaktion für arbeitslose Wiener eine

UnterstützunganbestimmteArbeitsloseist ,die ausgesteuertodermehrals
zwanzig Wochen arbeitslos sind ;das Ansuchen ist grundsätzlich bei der für

jeden Arbeitslosen zuständigen Gewerkschaftund nur vongewerkschaftlich
nicht organisierten Arbeitslosen beim Fürsorgerat des Wohnsprengelseinzu - ¬
bringen .Diese Organisation ist zur Erleichterung der Kontrolle gewähltwor- ¬

oP :den .Altersfürsorgerentner können natürlich nicht in eine so organisierte

Notstandsaktion einbezogenwerden .Selbstverständlich gewährt dieGemeinde
Wienjedoch bedürftigen Personen im Falle ausserordentlichen NotstandesAus
hilfen ausserhalb der ausserordentlichen Notstandsaktion für arbeitslose

Wiener .BedürftigeAltersfürsorgerentnerkönnennatürlichsolcheAushilfen
ebenfalls erhalten .Die Bewerbung um eine derartige Aushilfe erfolgt ,wie in

allen solchen Fällen ,beim Fürsorgerat des Wohnsprengels und beim Fürsorge - ¬

institutides Wohnbezirkes .

Stromaus SteiermarkfürWien .
Heute wurdedie 100 . 000Volt - Fernleitung ,die dieGemeinde

Wienim Anschluss an die bereits bestandene Leitung Graz - Ternitzder"Ste - ¬

weag "von Ternitz nach Wien gebaut hat,um Strom aus den Werken dieser Ge- ¬

sellschaft beziehen zu können ,in Betrieb gesetzt und damit derWasserkraft
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strombezug aus Steiermarkbegonnen .
Die rund 60 Kilometer lange,auf Eisenbetonmasten verlegte Lei - ¬

tungbestehtausdreiKupferseilenmitje 120QuadratmillimeterQuerschnitt
und hat einschliesslich der dazu - gehörigenSchalt - undTransformatorenstation

einenKostenaufwandvonrund6 MillionenSchilling erfordert .Ueberdiese
Leitungkönnenbei demheutigenAusbaubis zu 15 . 000Pferdekräfteundbei
vollem Ausbau das Doppelte übertragen werden .Die „ Steweag "wird im Zugeder

Eertigstellung ihrer im Baubefindlichen Kraftanlagendie nunmehraufgenom-¬
meneStromlieferung nach Wienbis auf eine Jahresmenge von 80Millionen

Kilowattstunden steigern ,wodurchdann bei den städtischen Elektrizitätswer - ¬
*. .

ken jährlich zehntausend Waggons Kohle ,und zwar vornehmlich ausländische

Kohle,erspartwerden .
. . - - - - - . - .

HerstellungderöffentlichenBeleuchtungbeider
+

stadtischen Wohnhausanlage Neilreichgasse -Windtenstrasse .

DerGemeinderatsausschussfür technische Angelegenheitenhat
in seinerlerztenSitzungbeschlossen ,in denBegrenzungsstrassenundDurch-¬
zugsstrassen bei der städtischen Wohnhausanlage in Favoriten ,Neilreichgas - ¬
se - Windtenstrasse ,die öffentliche elektrische Beleuchtung einrichten zu

lassen . ZurBeleuchtung dieser Strassen sollen nach einem vomStadtbauamte

ausgearbeiteten Entwurf insgesamt 25 Lampen zu 200 Watt ganznächtig und20
Lampenzu 200 Watt halbnächtig verwendet werden .Die für die Installation

notwendigen Arbeiten hat der Gemeinderatsausschuss für technische Angelegen
heiten bereits vergeben und die nötigen Kosten in der Höhevon 28 . 800Schil

linggenehmigt.
- . - . - . —. - .—. —. —. - . —

GoldeneHochzeiter .
In der vorigen Wochefeierten die Ehepaare Josef undSophie

FischerundMaxundJeanetteBlaudasFestder goldenenHochzeit .InVertre-¬
tung des Bürgermeisters erschien amtsführender Stadtrat Linder in derWohn- ¬
der Jubelpaare ,beglückwünschte sie und überreichte ihnen die Ehrengabeder

StadtWien .
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da sich sonst in jedem Hause Kalamitäten einstellen .Verschiedene Uebelstände ,
die bei der Strassenreinigung beobachtet werden ,müssen raschestens besei¬
tigt werden . Eswäre auch sehr wünschenswert ,die Preise für Dampf -und Wan¬

nenbäder in den städtischen Bädern herabzusetzen ,um den breiten Massen
bei dieser Wirtschaftslage und der ungeheuren Arbeitslosigkeit den Besuch
dieser Bäder zu ermöglichen .Zur Frage der Reichsbrücke bemerkt Vizebürger¬
meister Hoss ,es wäre sehr notwendig ,mit dem Bund in ernstliche Verhand¬

lungen zu treten .Zunächst hätte der städtische Finanzreferent die Pflicht ,
sich mit Minister Heinl in Verbindung zu setzen ,der ernste Verhandlungen

wünsche .In Bezug auf die Wasserversorgung müsse alles vorgesorgt werden ,
um eine klaglose Belieferung Wiens vor allem mit gutem Trinkwasser sicher
zu stellen . DerBau einer dritten Hochquellenleitung wäre sehr zu erwägen .
Nach Verbringung einiger Bezirkswünsche regt der Redner die Schaffung einer
Gartenanlage beim Dr .Lueger - Denkmal auf dem Kobenzl an .

Gemeinderat Binder erklärt ,dass die Aktien hinsichtlich der Auf¬
stellung von Abfallsammelkörben vollständig misslungen sei . DieStrassenölun¬
gen weisen viele Uebelstände auf ,denen Beseitigung dringendst notwendig
wäre . BeiStrassenherstellungen werde in vielen Fällen ganz systemlos gear¬
beitet . Sowerde zum Beispiel Schetter von einer Strasse in die andere ge¬
führt ,ohne dass man sich im klaren sci ,we eigentlich der Schotter verwen¬
det werden solle Eine vernünftige Bäderpolitik der Gemeinde wäre imIn - ¬
teresse der Wiener Bevölketung sehr am Pjatze .Ebenso wäre eine Verbilligung
des Wassers bei Verminderung der hehen Rücklagen im Betrieb Wasserversorgungsehr zu begrüssen .

Gemeinderat Uebelhör bemängelt ,dass der Zustand der Wiener Neben - ¬
strassen ein schrecklicher sei .Diese Nebenstrassen zeigen Schäden ,die ein
Befahren geradezu unmöglich machen .Die Sperrstunden in den städtischen Bä¬
dern seien viel zu früh angesetzt .Dadurch werde einem grossen Teile der Be¬
völkerung die Möglichkeit genemmen ,ein Bad zu nehmen .

Stadträtin Dr .Motzko kritisiert ,dass die in der Verwaltungsgruppe
für technische Angelegenheiten geführten Betriebe mit den Aufgabenwirklicher
kommunaler Betriebe nichts zu tun haben .Darunter leide gerade in der heu¬
tigen Zeit die Privatwirtschaft am allermeisten ,da ihr durch diese Betriebe
sehr viele Arbeiten entzogen werden .Was die Strassenbeleuchtung anlange ,

müsse festgestellt werden ,dass Wien keine lichte Stadt sei .Die neuen Bo¬
genlampen seien gegenüber den früheren Bogenlampen armselige Lichter .Wien
könne sich auf dem Gebiete der Strassenbeleuchtung mit keiner anderen Gross¬
stadt vergleichen .Auch die Kehrichtabfuhr und Müllablagerung lasse sehr viel

zu wünschen übrig .Was auf diesem Gebiet geleistet werd grenze schon an
Skandal .Mit den verschiedenen Uebelständen müsse unbedingt aufgeräumt werden .

Der Frage der Bekämpfung der Rauchplage müsse ebenfalls das grösste Augen¬
merk zugewendet werden .Hier liege es bei der Gemeinde ,die Initiative zu
ergreifen .In Bezug auf die Wasserversorgung wäre es im Interesse Wiens
sehr gelegen ,die Frage der Errichtung einer eigenen Nutzwasserleitung
ernstlich zu erwägen .Die Rednerin verweist darauf ,dass der ununter¬
brochen ansteigende Grosstadtverkehr bald den Bau einer Untergrundbahn
netwendig machen werde .Leider sei bisher nicht bekannt ,dass sich die Ge¬
meinde ernstlich mit dem Plan der Erbauung einer Untergrundbahn beschäftige ,

obwohl schon einige Prejekte vorliegen .Im allgemeinen könne festgestellt wer¬
den ,dass die Gemeinde auch in der Verwaltungsgruppe für technische Angelegen¬
heiten die für die Wirtschaft so notwendige Mehrbietung über das Normale
hinaus schuldig bleibe .

Gemeinderat Stöger wünscht die eheste Behebung der letzten Sturm¬
schäden an den Patronatskirchen der Gemeinde .Er wendet sich gegen die Anbrin¬
gung gewisser Automaten in den Bedürfnisanstalten .„ Der weisse Tod " ,sagte er ,
wütet in einer Weise ,dass eine Förderung absolut nicht am Platze ist ." ImStrassenbetrieb sei seit 1922 eine Persenalverminderung festzustellen .Die

Ausgaben seien aber nicht geringer .Der Zustand der Wiener Strassen soi ein
schlechter .

Stadtrat Richter erwidert eingehend auf die Vorwürfe der Opposi¬
tion . Aufdem Gebiete der Wasserversorgung unternehme die Gemeinde alles ,was
zur Sicherung der geregelten Wasserbelieferung notwendig sei .Dasgleiche
gelte auch für die Strassenerhaltung und Strassenherstellung .Die WienerStras¬

senbeleuchtung sei heute für die anderen Grosstädte schon vorbildlich .

Die Positionen der Verwaltungsgruppe für technische Angelegenheiten
werdengenchmigt ,der Antrag Biber wird der geschäftsordnungsmässigenBehand¬lung zugeführt .

Die Verhandlungen werden morgen fortgesetzt .Zur Verhandlung kommt
die Verwaltungsgruppe für Ernährungs -undWirtschaftswesen .
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Notstandsaktionfür die jugendlichenArbeitslosen .
Tagesheimstätten für berufs -und erwerbslose Jugendliche .

Wirtschaftskrise und Arbeitslosigkeit erfassen ümmer grössere Krei - ¬
se der Jugendlichen .Heute zählen zu den Arbeitslosen schenZehntausende
erwerbsloser Jugendlicher .Diese Jugendlichen sind auf sich selbst angewie¬

sen ;sie sind häufig genug tagsüber ohne Unterkunft und daher gezwungen ,
bei jeder Witterung in den Strassen umherzulungern ,wobei sie denschädliche
Einflüssen schlechter Gesellschaft in hohem Masse ausgesetzt sind .Der Man¬

gel an Unterkunftsmöglichkeiten und an jeglicher Beschäftigung bringt diese
jungen Menschengerade in der kalten Jahreszeit in eine verzweifelte Situa¬
tion .Sie davor zu bewahren ,ist Interesse der Allgemeinheit .

Vertreter der Gemeinde Wien ,der Kammerfür Arbeiter undAngestell
te in Wien und einer Reihe von Körperschaften und Organisationen der pri¬
vaten Fürsorge haben sich in den letzten Monatenmit demProblemderEr - ¬
werbs -und Berufslosigkeit Jugendlicher eingehend beschäftigt .Leider sind
die Möglichkeiten ,diese Jugendlichen zu Notstands -und sonstigenArbeiten
heranzuziehen ,gegenwärtig sahr gering .Es müssen daher in inniger Zusammer¬
arbeit mit allen an dem Gedeihen der Jug end interessierten Faktoren Mass¬
nahmen getreffen werden ,um die berufs -und erwerbslosen Jugendlichen zu
zweckmässigen Bildungs -und geselligen Veranstaltungen in Tagesheimstätten

zusammenzuführen .
DerBundesministerfür sozialeVerwaltung ,VertreterderGemeinde

Wien ,der Wiener Arbeiterkammer ,der Gewerkschaftszentralen ,des Fortbil¬
dungsschulrates ,der Verbände des Jugendbeirates bei der Wiener Arbeiter - ¬

kammerrichten an die Oeffentlichkeit einen Aufruf ,der zurBildung
eines überparteilichen Kuratoriums auffordert .In diesem Aufrufe heisst es :

" DomKuratoriumsollen alle jene öffentlichen Stellen undsonsti¬
gen Körperschaftenangehören ,die einer derartigen Aktionnicht nurmo¬
ralische Unterstützung verleihen wollen ,sondern die auch zuentsprechende
Aufwendungen bereit sind ,um die Schaffung von Tagesheimstätton für berufs - ¬
und erwerbslose Jugendliche während der Wintermonate zuermöglichen .

Diese Aktion soll sich nicht allein auf berufslose manuelle ju¬
gendliche Arbeiter ,sondern auch auf erwerbslose jugendliche Angestellte ,
Lehrlinge und Lehrmädchen und die studierende Jugend ,soweit auch diese

vonder Erwerbslosigkeitbetroffen ist ,orstrocken .
Ohne auf Einzelheiten einzugehen ,sei bomerkt ,dass dio zuschaf

fenden Tagesheimstätten für erwerbslose Jugendliche in der Zeit von - 7
Uhr abends in Betrieb gehalten und die Jugendlichen während dieser Zeit
durch Vorträge ,Bastelkurse ,berufskundliche Veranstaltungen und weiter be
entsprechender pädagogischer und sonstiger Beaufsichtigung beschäftigt
werden sollen .Soweit es die durch Spendonaufzubringenden Mittel erlauben
soll den Jugendlichen eino warme Jause verabreicht werden . "
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Die Gefertigten richten an allo öffentlichen Stellen und
sonstigenKörperschaften,dieandergesundenEntwicklungderjungenGo-¬
noration unseres Volkes interessiert sind ,dio Einladung ,sich an dem

in Aussicht genommenenHilfwwerkfür die erwerbs -undberufsloseJugend
zu beteiligtn .Das Hilfswerk sall nicht nur durch Geldspenden ,sondernauch
durch Naturalzuwendungen ,soweit sie insbesondere die Beschäftigung der Ju¬

gendlichen ermöglichen ,unterstützt werden .Spenden und Unterstützungen
sowie auf die Aktien bezughabende Anfragen sind zu richten an die Aktion
" Jugendin Net " ,Wien , . ,Ebendorferstrasse7 .

Mögenalle massgebendenFakteren daven überzeugt sein ,dassalles
getan werden muss ,um gerade in der gegenwärtigen Situatien einem der Ge¬
sellschaft und dem Staate durch die Demoralisierung der Jugend drehenden

Unheil entgegenzuwirken und diese Hilfsaktion nach beatan Kräften zufördern
Die konstituierende Versammlung des Kuratoriums der Aktion

" Jugendin Not "soll Freitag ,den19 .Dezember1930 ,1 .Uhrnachmittagsstatt¬
finden .

Silvesternachtverkehr der städtischen Strassenbahnen .

Die Strassenbahn wird auch heuer zu Silvester einenNachtverkehr

bis zur Aufnahmedes regelmässigenFrühverkehresunterhalten .WieimVorjahre
wird also in der Silvesternacht eine grosse Anzahl venStrassenbahnlinien
ständig im Verkehr stehen .Zu den Linien ,die schon im Verjahr in der Sil¬

vesternacht in Betrieb standen ,wird heuer auch die Linie 36 vomBörseplatz
zumNussdorferplatz eingelegt werden ,ausserdemwird auch die Linie 59ven
der Mariahilferstrasse über die Winkelmannstrassezur Hadikgasse undbis
zur Hermesgassein Speising verlängert werden .Auchdie Linie 52 soll nicht
wieim Vorjahre ,bloss bis zur Lützowgasse ,sondern bis nah Hütteldorf ge - ¬

führt werden .
- . —- . ——.—.- .—.————-—

Abgabekennzeichenfür Autotaxisnechheuerbeheben.
Der Magistrat beginnt bereits am22 .Dezembermit derAusgabe

der Autostouertafeln für Autotaxis für das Jahr 1931 .DieAutotaxibesitzer
werdenin ihremeigenenInteresse aufgefordert ,vender Möglichkeit ,die
Abgabekennzeichen schon in den letzten Tagen des Jahres 1930 zu lösen ,Ge - ¬

brauch zu machen ,da mit 2 .Jänner 1931 die Ausgabe der Steuertafeln für Pri

vatautomobile beginnt und sich dann Stockungen in der Abfertigung nicht vor
meiden liessen .Die Abgabe der Tafeln findet nur an die Besitzer neuer poli¬

zeilicher Kennzeichen gegen Vorweisung der Lizenzurkunde ,der Kennzeichen¬

ausfortigung und des Typenprüfungszeugnisses statt .
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ZweiteAusgabe

Budgetberatung .

WIENER GEMEINDERAT
Sitzung vom17 .Dezember1930 .

BürgermeisterSeitz eröffnetdie Sitzungum17 ' 15Uhr .ZurVer¬
handlung gelangt die Verwaltungsgruppe III des Veranschlages das ist

" Wohlfahrtseinrichtungen ,Jugendfürsorge und Gesundheitswesen "werüber
Stadtrat Dr .Tandlerberichtet .

St . R .Tandler gibt zunächst einen U ,herblick über die bevöl¬
kerungspelitischen Verhältnis se in Wien .Waszunächst das Verhältniszwi¬
schen Geburtlichkeit und Sterblichkeit betrifft wurden im vergangenen Jah¬

re 18 . 4loLebendgekerene gezählt ,denen 26 . 679Tedesfälle gegenüberstanden ,
dasxheisst der BevölkerungsstandWienshat im vergangenenJahre um . 269
Menschenabgenommen ,das ist ,wennmanvon den Kriegsjahren absieht ,die
grösste Abnahmein der Nachkriegszeit .Nachdemkis zum 3e .Okteber . J .
verliegenden Daten scheint auch für das laufende Jahr eine auss hlag¬

gebende Besserung nicht zu erwarten zu sein .Im Jahre 1910 waren Ll . o0 »
Lebendgeburten und 33 . 000Todesfällo ,im Jahre 1920 27 . 000Lebondgebur¬

ten und 34 . 000Todesfälle zu verzeichnen .Von dieser Zeit geht ununter¬

brochendie Geburtlichkeit undSterblichkeit zurück ,dochist derRückgang
der Geburtlichkeit viel grösser als der der Sterblichkeit ,woraussich
klar ergibt ,dass das Bevölkerungsdefizit ununterbrochensteigt .Diewirt¬
schaftliche Veraussage für die nächsten Jahre wird ,soweit os sich umdie
Einstellung der Menschen in die Arbeit handelt ,durch den Rückgang der Go¬

burtlichkeit sicher beeinflusst . Eswerden immer mehr Menschen dadurch ,das
dio Alten absterben und weniger geberen worden ,bei sonst gleichblei¬
bendenwirtschaftlichenVerhältnissenmitgrosserWahrscheinlichkeitAn¬
spruch auf Arbeit erhebenkönnen .Se geschenwäredie Prognesealsoeine
günstige .Andererseits wird aber die ungeheure Welle derArbeitslosig¬
keit ,die heute durch die gesmte Monschheit geht ,einen weitgehenden Rück¬

schlag in der Gesamtgesundheit des Volkskörpers bowirken .In Jahren wird

sich beispielsweise die Zahl der Tuberkulosefällo vermehren ,denn dannwir
sich die Unterernährung der heutigen Zeit an unseren Kindern rächen .Dazu
kemmen eine Reihe anderer Verfallserscheinungen nicht nur durch die Untere
nährung sondern auch dumch die Beschäftigungslosigkeit . Eshaten "daher
gerade die Bevelkerungspelitikor ein brennendes Interesse daran ,die wirt .
schaftliche Depressien nach Möglichkeit abzukürzen webei man sich nicht

darüber täuschen darf ,dass unter den violen Arbeitsleson ,die cs houte

gibt ,eine grosso Anzahl kaum mehr zur Arbeit zurückkchren wird undso

963



Gemeinderatssitzung vøm 17 . Dezember1930 .II .Blatt
- . - . - . - - - . - - . - .- .- .- .- .- .- - .- - - - - - -- -- -- .- .- - - - - —- —- ¬

materielle
eine dauernde ,Aber auch othische Belastung unseres Volkes darstollt .
Die sinkende Sterblichkeit ist zurückzuführen auf die weitabgesunkene
Kindersterblichkeit ,auf die Austilgungder akuten Säuchenundaufeine
Reiheanderersozialer Momente .Sie bringt aber eine merkwürdigeGefahr ,
die VergreisungdesVelkesmitsich .ImJahre19legabes in Wienbeirund
zweiMillienenMenschen118 . 000über60 Jahre ,imJahre 1929167 . 000über
60Jahre ,obwohlwiemehrals200. 000Menschenabgegebenhaben.Davonwaran
im Jahre 191081 . 000 ,im Jahre 1929117 . 000Wiener .Dasbedeutet ,dassdie
VerpflichtungenundBeanspruchungenunsererAltersversergungununterbrechen
steigen ,ein Umstand ,der sich in demAnwachsender ZahlderSezialrent¬
ner ausdrückt ,deren es im Jahre 1910 13 . 000 ,im Jahre 1930 aber58 . 000

gab .

Die Analyseder Todesartenzeigt nach der einen Seite eineer¬
freuliche Abnahmenachder anderenSeite eine bedrehliche Zunahme .ImJah¬
re 1900 sind 34 . 000Menschen gestorben ,unter ihnen . 251an Krebs,7 . 776

an der Tuberkuloseund . 784an Herz -undGefässerkrankungen .ImJahre1929
sind 26 . 000Menschengestorben ,daven . 639an Kreks ,. 364an derTuber¬
kulose und . 925an Horz -und Gefässerkrankungen .Das heisst,heute überwiegt
schen der Krebstod den Tuberkulosetod ,und die Abbrauchkrankheitendes
Lebens ,die Erkrankungendes Herz -und Gefässystemshaben eine bisher nie
erreichte Höheerreicht . . Die Menschen werden sich ontschliesser
müssen ,einen anderen Lebenswandel zu beginnen ,sie werden andere Fermen
geistiger und körperlicher Arbeit suchen müssen oder sie werden an demAb¬
brauchihrer eigenenGefässezugrundegehen .DieungeheureZunahmedieseristErkrankungen schon deshalb bedrohlich ,weilwirklich wirksameMittel
gegensie nicht zur Verfügungstehen .

DieSäuglingssterblichkeitist auf derselbenHöhegeblieben ,
dieKleinkindersterblichkeit,diein derVorkriegszeit21premillebe¬
trug ist im Jahre 1930 auf 8 pro Mille gesunken ,die Schulkindersterb¬

lichkeit ven1 pre mille auf 2 promille dieKleindertuberkulesesterblich¬
keit ven 5 pre mille auf 2 pro mille .Infolge der abgesunkenenGaburtlichkei
bleibt aberdie Zahlender Kinderhinter der Verkriegszeitweitznrück.
ImJhre 1913/14betrugder Zuwahhsan Schulkindern ,das sind die6jähri -¬
gen rund 25 . 000 ,im Jahre 1929/30 nur 11 . 009 .Es werden daher in acht wei¬
teren Jahren kaum1o . 00c .Kinderdie Schuleverlassenn die in dasErwerbs¬
lebeneintreten ,sodass ,wieschenerwähntvondiesemGesichtspunktaus .
die Prognoseeine Bünstigeist ,währendeine gewisseGefahrdarinliegt ,
dassgeradeQualitätsarbeitimmerschwierigerwirdgeleistetwerdenkömner

In der offenen Fürserge haben wir uns bemüht und werdenwir
unsauchweiter bemühen ,denGeldbezugdurchNaturalbezugzu ersctzen ,wo¬
durch die Verlockung zu einer abwegigen Verwendungdes Geldesverringert
wird .Wir bringen dieses System auch bei der Unterstützung der
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Arbeitslosenzur Anwendungunddio letzte Aktionder Gemeindeist auchin
diesemSinneabgeändertworden .St .R .Tandlerdanktin diesemZusammenhang
allen Personen ,die in der Fürsorge tätig sind von seiner Stello als Be¬
richterstatter bestens für ihre Arbeit ,die angesichts derVerbitterung
der Menschen in der heutigen Zeit gewiss keine leichte ist .Die Zahl der

Pfleglinge ,die sich in der geschlossenenFürsorgebefinden ,hat sichim
GrossenundGanzengegenüberfrüher nicht geändert ,nur sind heuteviel
mehrWienerin den WienerAnstalten untergebracht als früher ,wassichaus
der Auflassung der Anstalt in Ybbs als Fürsorgeanstalt und ihrer Verwaand¬
lung in eine Irrenanstalt erklärt .Am1 .Jänner wird der Pavillon 8 ,der

in einem Belagpavillon für Geistessicche verwandetwurde ,eröffnet undso
der Steinhofentlastet werden .DieZahlder für die Obdachlosenbereit -¬
gestellten Betten beträgt 2610 ,wezu/Reserveplätzeeine Wärmestubeinder
Puchsbaumgasseund das aufgelassene Lehrlingsheim in derFranzensbrücken¬
strasse kemmen ,sewie weitere fünf Wärmestuben .

Wir haben uns im vergangenen Jahre bemüht ,die manipulative Ar¬
beit in denJugendfürsorgeämternzu voreinfachen ,zu vereinheitlichenund
se in den einzelnen Instituten gleich zu gestalten ,da es sich als schäd¬
lich erwiesen hat ,dass in den einzelnen Bezirken mit verschiedenemMass
gemessen wird .In allen Bezirksjugendämtern befinden sich 60 . 000Befür¬
sorgteKinder ,von denen nur 80 Prozent nach Wien zuständig sind .Allc ande - ¬
ren sind entweder nach Oosterreich zuständig oder und zwar 8 Prozent Aus¬
länder .Wirbemühenuns ,die Kindernach Möglichkeitvon denAnstalten
fernzuhaltenundsie entwederin Familien ,oderwodasnichtmöglichist ,den
in/Ersatzfamilien unterzubringen .Mehr als 30 Prezent der Kindern die in
dorbleibendenFürsergeder Gemeindesind ,musstoninfolgederTrunksucht
ihrer Elterndorthinkommenunddassind geradedie FälloscherstorVer¬
wahrlosung .Die Zahl der Kindergärtenwurdeim letzten Jahre vermehrt ,eine
weitere Vermehrungwird im nächsten Jahre stattfinden .Die Zahl derim
Jahre1930ausgegebenenWäschepaketebeträgt11. 360.DieZahlderstädti¬
schen Mutterberatungsstellen ist 35 und zwar wurden sio imMonatsdurch¬
schnitt von 20 . 000Besuchern besucht .Die Schulzahnkliniken sind in Fort¬
entwicklung begriffen .Sie wurden im Jahre 1929 von 137 . 000besucht ,im
Jahre 1930 schon im ersten Halbjahre von 88 . 000 ,sodass sich mit Endodes
Jahres 1930zweifellos die Ziffor der jährlichen Besucherauf17e. e00
erhöhenwird .In kurzer Zeit werdenwohlalle WienerKindervonderSchul¬
zahnkliniken erfasst sein .Ganz besondere Erfolge zeigt unsere augenärzt¬
liche Zentrale .Sie wurdewvem1 .Jännerbås 1 .August193evon . 187Kindern

besucht .

St . R.Tandlergibt sodanneinen Ueberblicküber dieInfoktions¬
krankheitonimvorgangenenJahre .WirhattenimvergangenenJahrewieder
eine Scharlach -und eine Diphthericopidomie .Im ganzen war dieScharlach¬
epidemie ,die ja heute nochfortwirkt in ihremUmfangesehrausgedehnt ,
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die Erkrankungen waren aber zum allergrössten Teil sehr milder Natur ,was

sich schen daraus ergibt ,dass beispielsweise im Jahre 1918 . 800Schar¬in

lacherkrankungen/219Fällentödlich verliefen ,währendimJahre1930unter
. 693Erkrankungen nur 53 Todesfällo zu vorzzichnen waren .Auch die Diphthe¬

rie ferdert natürlich nochihre Todesopfer ,aber nicht mehrin jonemAus¬
massewie früher .Die Tuberkulosefürsorgestollen ,die im Jahro 1929 auf12
vermehrtwurden ,wurdenvon53 . 000Menschenbesucht .AusserdiesenAnstalten
besitzen Privatvereine noch 7 und die Krankenkassen nech 5 Stellen ,wemit

das Auslangengefundenwerdenkann .Auchdie WassermannstationenhabenEr¬
auf

folge zu verzeichnen .Hauptsächlichist/das psychelogischeMilieu ,dieun¬
unterbrochene Aufklärung und die Konzentratien der GedankenderMenschen
auf die Möglichkeit die Krankheit zu erkennen und zu heilen der unglaub¬

liche Rückgangder Syphilis zurückzuführen .Wennmanbedenkt ,dass heutemohr
als 25 Prozent der Ausgabender Gesundheitspflege auf die Bekämpfungund
Heilung dieser Krankheiten entfällt ,so wind man erkennen ,was ein se

rapider Rückgang dieser Krankheit für unsere Nachkemmenbedeutet .
Die Beratungsstellen für Nerven -und GemütskrankeerhautggfährSich /

in demselbenAusmasswie früher .Wirbemühenuns natürlich ,möglichst
viel Krankeder familiären Fürsorgezu übergeben .Dochist dies ineiner
Grosstadt nicht so leicht möglich .Das Erlangensche System ,nach demman
trachtet sell ,möglichstviel Geisteskrankeauf das Landhinaus zubringen
und sie Landbewohnernanzuvertrauen ,kunnten wir nur in YbbsmitErfolg
anwenden ,in Wien ist das ganz unmöglich .Das ist umso trauriger ,als in
der Nachkriegszeit die Zahl derGesteskrankheiten
einen solchen Aufstieg zu verzeichnen hat ,wie nur nech dieErkrankungen

Ybbs ,des Herz -und Gofässystems .Wir kommenmit der Anstalt in obwohl
sie seinerzeit nur 700 Betten hatte ,und heute 1600 Betten hat ,absolut nic

nach und es wird eines der schwirrigsten PreblemederWehlfahrtspflege
sein ,in Zukunft alle diese Haisteskranken zuversorgen .

TandlerSt . R. berichtet sodann ,dass der Bau derGresskampf¬
bahn des Stadiens der Vollendungentgegengeht und teilt mit ,dassFachmänner

aus verschiedenenLänderndas Stadien besichtigt und ihreZufriedenheit
über die Anerdnung und dan Bau geäussert haben .

St .Tandler machte sodann Mitteilungen über die Errichtung eines
Institutes für Strahlenbehandlung im städtischen Krankenhaus in Lainz .

Die folgendendrei Bogenmit der Ü,berschrift „ DerKampfderGe¬
meinde Wien gegen den Krebs .Ankauf von 5 Gramm Raddum .- Errichtung eines

Instatutasfür StrahlanbehandlungimstadtischenEankenhausInLains.
gebendiese MitteilungenStadtrat Tandlerswieder .
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Der Kampfder GemeindeWiengegendenKrebs .
Ankauf von 5 GrammRadium .- Errichtung eines Institutes für Strahlenbe - ¬

handlungimstädtischen KrankenhausinLainz .
AmBeginne meiner Darlegungen habe ich gezeigt ,dass die Zahlder

Sterbefälle in unserer Stadt im ununterbrochenenAbstiegist ,habealler¬
dings auch zeigen müssen ,dass die Zahl der Geboronnebenfalls ,undzwar
rascher sinkt als die der Gestorbenen .Wasda Bevölkerungspolitischzuer¬
schliessen ist ,habe ich ebenfalls einleitend auseinandergesetzt .Die Ana¬

lyse der Sterblichkeitsursachen aber zeigt eing nicht unbeträchtliche Ver¬
schiebung innerhalb der verursachenden Momente .Im Jahre 1900starben
3u . 303Menschenin unsererStadt ;davon . 251an Krebs,7 . 776an derTuber-¬
kulose und . 784an Erkrankungendes Gefässystems .Im Jahre 192estarben
33 . 183Menschen ,davon . 123an Krebs ,. 16han der Tuberkuloseund . 702
an Erkrankungen des Herzens .Im Jahre 1925 starben an Krebs bereits . 084 ,
an der Turerkulose . 666und an Herz - undGefässkrankheiten . 032Menschen
bei einer Gesamtsterblichkeit von 24 . 18h .1929starben 26,681Menschen,
unter ihnen . 639an Krebs,3 . 36½an der Tuberkulose und . 025anHerz - ¬
undGefässkrkrankungen .

Der Vergleich dieser Ziffern lehrt auf der einen Seite vor allem
seit dem Jahre 1920 den erfreulichen Abfall der Tuberkulosesterblichkeit
von . o0im Jahre 1920 auf . 300im Jahre 1929,zeigt andererseits aber

einen kontinuierlichen Aufstieg der Sterbensziffer an den Krankheiten des
Gefässystems .Dieser Aufstieg ist wohl unzweifelhaft zum Grossteil zurück¬

zuführen auf unsere Lebensart ,ist Symptom der Irrationalität unseres
Daseins ,der elenden Arbeits - undLebensbedingungen .UeberspannungendesGe¬
fässystems ,Ueberspanntheiten des Nervensystems ,sie zeigen denungeheuren
Abbrauch unseres Kräfte durch unsere Lebensart .

Ganz anders beim Carzinom .Hier sehen wir ebenfalls ein ununter¬

brochenes Aufsteigen der Sterblichkeit ,die kaum als Folge veränderter
Lebensart angesehenwerdenkann .Dabei tappen wir follkommenimDunkeln ,
wennwir uns mit der Frage beschäftigen ,auf welche Ursachen derKrebs
überhaupt ,die Entstehung und Entwicklung des Krebses zurückzuführen ist .
Ich möchte mich auf diese Frage ebensowenigwin .auf jene einlassen,ob die

Krebskrankheit nur deshalb gehäufter erscheint ,weil unsere Untersuchungs¬

metheden besser geworden sind oder weil die Menschen viel häufiger jenes
Lebensalter erreichen ,in dem das Carzinom häufiger vorkommt ,oder ob es

sich schliesslich wirklich um ein gehäufteres ,geradezu epidemisches Auf¬

treten dieser furchtbaren Krankheit handelt .Jedenfalls ist derverantwort¬
liche Verwalter des Wohlfahrtswesens verpflichtet ,sich mit der Frage der
Carzinombekämpfung zu beschäftigen ,und dies umsomehr ,als wissenschaft¬

liche Erfahrungen immer deutlicher zeigen ,dass auch der Krebs immerhäu¬
figer der Heilung zugeführt werden kann ,je rechtzeitiger die Krankheit
erkannt wird .Ich habe natürlich kein Recht ,Kritik an den therapeutischen

Wegen ,die bisnun eingeschlagen wurden ,zu üben ,habe aber die Pflicht ,
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sie zu beobachten und die Krebsheilung nach Möglichkeit zu unterstützen .
Neben der blutigen Entfernung krankhafter Neugebilde durch die Chirurgie

eder durch das Messer des Chirurgen ist im Laufe der letzten Jahre eine
zweite Methode der Beeinflussung solcher Neugebilde ,die Beeinflussung durch
die Strahlen - Therapie ,zu immer grösseren Erfolgen gekommen .Gerade die
Radiumbehandlung kombiniert mit der Röntgenbehandlung und mit dem chirur - ¬

gischen Eingriff haben besondere Erfolge gezeitigt .Schon vor vier Jahren
habe ich versucht ,auch hier in Wien die systematische Bekämpfung des Car¬
zinems zu fördern .Die Ungunst der Verhältnisse hat die Verwirklichung ver¬
zögert .Im Sommer des Jahres 1930 ist es schliesslich gelungen ,in aus¬

sichtsreiche Unterhandlungenmit der UnionMinierein Brüsselzutreten ,
die den Ankauf von 5 GrammRadium ermöglichen ,und ich werde denzuständi¬

genKörperschaftendie netwendigenAnträgestellen .DieMengeven5Gramm
Radiumist so gross ,dass sie uns zu der Annahmeberechtigt ,dass wir mitihr
eine zeit - undkunstgerechte Behandlung der bösartigen Geschwülste durch¬
führen können .Der Besitz dieer grossen Raddumquantitätund die beiden
grossemUnternehmengeplante Errichtung eines Institutes fürStrahlenthera¬
pie samt dazugehöriger Organisation wird uns ermöglichen ,eine wirklich sys¬
tema tische Bekämpfungdes Carzinoms durch uführen ,ähnlich wie dies heutzu¬
tage nur in denberühmtenRadiumhemmotin Stockholmgeschieht .Ichselbst
habe dieses Institut besucht .Dasdort Geseheneund langeAuseinandersetzun¬
gen mit Fersell und dessen Mitarbeitern haben in .mir die Ueberzeugungge¬
festigt ,dass es unsere Pflicht ist ,die Krebsbekämpfung in den Rahmenunse¬
rer Wohlfahrtspflegeeinzubauen .Ich dankebei dieser GelegenheitProfessor
Forsell und dessen Mitarbeitern für die ausgezeichneten Ratschläge undfür
die Bereitwilligkeit ,unszu helfen .Augenblicklichstudierenzweiunserer
Aerzte an demRadium - Institut ,umfür Wienausgebildet zu werden ,undaus - ¬
serdemhat sich Professor Forsell bereit erMärt ,uns einen ganzausgezeichne¬
ten ,von ihm selbst Jahre hindurch ausgebildeten Arzt zur Verfügungzustel - ¬
len .AuchPrefesser Stefan Meier vomWiener Institut für Radiumforschunghat
uns in dankenswerterWeiseunterstützt .Allerdings ist noch sehr viel zu
leisten .Vor allem haben wir in Wienkeine Erfahrungen über diezweckdien¬
lich grossen Radiumdosen .Dazu müssen auch Aerzte durch Menate ausgeildet
werden .Wir hatten auch kein Gebäude zur Verfügung .Baher war ,sellten wir

die ganze Angelegenheit nicht auf Jahre hinaus verzögern ,die Verwendung

eines bereits bestehenden Gebäudes notwendig .Ein selches Gebäude aber konn¬
te nur durch die Vellendung des neuen Tuberkulosenpavillons imKrankenhaus
der Stadt Wien in Lainz gewonnen werden .Der neue Bau ist vollendet ,die Be¬

siedlung ist durchgeführt und nun können wir darangehen ,die Räumebereit¬

zustellen ,die Apparate einzubauen ,die Organisation zu schaffen .Ich war
mir von allem Anfange an klar ,dass der früheste Termin zur Eröffnung des

Strahlen - Institutes im April 1931 sein wird .Ich sage das mit allem Nach¬

druck ,damit nicht die Hoffnung genährt werde ,man könne sofort ,wennRadium
zur Verfügung steht ,auch schon die Behandlung beginnen .So lieb unsallen
das wäre ,ist ein früherer Termin als der angeführte nicht möglich .
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Das Institut für Strahlenbehandlung wird im Lainzer Krankenhaus
errichtet : essoll nicht nur den Wienern ,sondern unter gewissen Bedingun¬

gen jedermann zur Verfügung stehen .Es soll aber auch nicht nur ein einfacher

Heilbehelf sein ,sondern auch der Forschung offenstehen .Gleichheitig soll
es Schlüsselpankt unserer gesamten Organisation zur Bekämpfung des Carzi¬
noms sein .Wir rechnen auf die Mithilfe der Aerzte und aller Behörden .Wir
hoffen ,dass das neue Institut tausonden Unglücklichen helfen wird .Wir hoffen
auch ,den alten Glanz der medizinischen Schule in Wien wieder aufzufrischen

und der Welt zu zeigen ,dass tätige Menschenliebe und Wissenschaft ,dass

Kultur in dieser alten Stadt noch immerlebt und Früchte trägt .Imfried - ¬
lichen Wettkampfeder Völker wollen wir uns bewähren .Der Krieg hat uns
um einen grossen Teil unseres materiellen Besitzes gebracht ,unseren Kul¬

turbesitz aber kann er nicht schmälern ,solange hier in Wien Liebe zur
Kunst und Wissenschaft und friedliche Hilfsbereitschaft ihre alte Heimat

behalten .( Stürmischer ,langanhaltender Beifall ) .
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Anmerkung :Die drei vorangehendenBogen ,die die Mitteilungeh desProfessor
Tandlers über die Krobsbckämpfung sind unnummeriert .Es sind die BogenV ,
VI und VII mit den fortlaufenden Nummern967,968 und969 .

Da die Abstimmung über die Verwaltungsgruppe I gestern nicht
mahr vorgenommenwurde,erfolgt sie nunmehr .Die Positionen der Verwaltungs¬
gruppe für Personalangelegenheiten und Verwaltungsreform werden mit den
Stimmen der Mehrheit genehmigt .Die Anträge Wawerka auf Schaffung einer Leh¬
rerpersonalvertretung ,betreffend die Rückwirkung einer Stufenvorrückung
bezw .Gehaltssteigerung auf die Pensionsparteien ,auf Gewährung einer Perso¬
nalzulage für die Lehrerheimkehrer ,auf Einsetzung einer Schulleiterer¬

nennungskommission ,die Anträge Schlösinger betreffend die Rihung von Lehr¬
amtsanwärtern und die Vorrückung von Religionslehrern ,werden abgelehnt ,die
Anträge Wawerka auf Einführung neuer Lehr -und Lesebücher unter Mitwir¬

kung von Lehrpersonen ,auf Aenderung des Lehrerdienstgesetzes ,betreffend

Errichtung einerSuplierungen für Bezirksaushilfslehrkräfte ,auf
eigenen Verwaltungsgruppe für Schulwesen ,die Anträge Stöger auf Beiziehung
auch der Gewerkschaften der Minderheit zu allen Lohnverhandlungen und auf

Wahlder Mitglieder der Personalkommissionundder AntragGschladt ,betreffer
den Abzug der Beiträge für den Verband der städtischen Angestellten ,werden
der geschäftsordnungsmässigen Behandlung zugewiesen .

In der Spezialdebatte über die Verwaltungsgruppe für Wohl¬
fahrtswesen und soziale Verwaltung spricht zunächst GR .Preyer ( E . . ) Erer¬

klärt ,dass die Gemeinde die Pflicht habe ,für die Arbeitslosen in grösstem
Ausamsse zu sorgen ,da die Wirtschafts - undSteurpolitik der Gemeinde an Not

und Elend mitschuldig ist . Esmuss festgesellt werden ,dass auch das Wohlfahr
wesen und die soziale Fürsorge vom parteipolitischen Einflusse ,natürlich zu
gunsten der sozialdemokratischen Partei ,nicht frei ist .NichtSachlichkeit ,

noch Objektivität sind entscheidend ,ausschlaggebend ist nur das parteipolit

sche Interesse .So ist auch in der effenen Fürsorge der parteipolitische Eir
fluss entscheidend .Die ganze Fürsorge dient vornehmlich bei den Wahlen par¬
teipolitischen Zwecken für die Sozialdemokraten .Während bei der letzten Wal

mit Wahlzwetschkenknödeln gearbeitet wurde ,waren es heuer Lebensmittelpake .
te mit Gansel und Würfelzucker ,die den Leuten ins Haus zugestellt wurden .

Eine solche Wa lussung ist ein Skandal .Die Leute wurden auch zuJau
sen eingeladen ,und zwar waren es diejenigen Personen ,die imFürsorgeinstit
im Stande geführt werden .Sie haben bei diesen Jausen auch glei h den so¬

zialdemokratischen Stimmzettel erhalten . Esist eine Schande für eine Parte
zu derartigen Mitteln zuflucht zu nehmen .Das gleiche gilt für die geschlos

ne Fürsorge .Während früher im Versorgungsheim in Lainz die alten Leute Ru¬
he und Frieden hatten ,sind sie heute den verschiedensten Quäcreien ausge¬

setzt .Die alten Leute werden beobachtet ,eb sie in die Kirche gehen und so

weiter .Bei Wahlen werden sie unter allen möglichen Drohungen beeinflusst ,
für die sozialdemokratische Partei zu stimmen .Bei der letzten Wahlwurden
sogar alte Leute ,die im Sterben lagen ,ins Wahllokal getragen .Den alten Bür
gern wurde das Bürgerversorgungshaus mit gewalt weggenommen .Siewerden
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auf das unglaublichstebehandelt .DieVerköstigungimVersorgungsheimLainz
ist gerade auch nicht glänzendste .Statt mit Fleisch werden di alten Leute

mit Dörrgemüseverköstigt .Sehrviel zu wünschenübrig lässtyauchdieEr¬
haltung der Kircheim VersorgungshausLainz ,deren Farsadeschonganzherun¬
tergefallen ist .Dadie Mehrheitfür KircheundReligionnichts übrighat ,
wird die Pflicht ,auch die Kirche zu nenovieren ,vollständig vernach¬

lässigt .DieschärfsteKritikmussdarangeübtwerden,dassdieMütter ,defen
KinderdurchdasWienerJugendhilfswerkaufs Landgeschicktwordensind ,
einen " Voneiner Mütter "unterzeichneten Brief vor der Wahlbekommenhaben ,
in demdiechristlichsozialeParteials Umsturzparteibezeichnetwurdeund
die Mütter aufgefordert wurden ,am9 .Novembersozialdemokratisch zuwählen .
DenBriefen ist næbürlich auchder sozialdemokratischeStimmzettelbeige¬
legen .Es wäre interesaant zu wissen ,wer der sozialdemokratischen Partei

die Anmessendieser Mütterzugestellt hat .Washier geschehenist ,ist ein
Misgrauchaller ärgster Art .Jeder Menschwürdees begrüssen ,dass dieSäug¬
lingswäschean armeMütterausgegebenwird .Dasist sogarPflicht derGe¬
meinde .Unter den Müttern aber ,die die Säuglingswäscheerhälten habenund
erhalten ,sind viele Wohlhabende .WennSie die Säuglingswäschenur denarmen
Müttern geben würden ,könnten Sie vieles ersparen und das Ersparte käme
dann wieder denAmmenzugute .Wennsich Professor Tandler auf denverschiedens¬
ten Gebietender FürsorgeumFortschritte bemüht ,s mögeer sichdoch
endlichauchbemühen ,die ParteipolitikimFürsorge -undWohlfahrtswesen
aus der Welt zu schaffen und an ihre Stelle ein System der Objektivitä

und Sachlichkeit zu setzen .Solange das Fürsorgewesen vomparteipolitischen
Einflussbeharrschtwird ,solangewerdenwirdenVoranschlagfür dieseVer¬
waltungsgruppe ablehnen .( Beifall ) .

GR .Prinke ( E . . )erklärt ,dass im Wohlfahrts - undFürsorgewesen
ganz besonders auf demGebiete für Sport und Körperkultur derparteipoliti¬
sche Einfluss zu beobachten ist .Die ungerechte Verteilung derSubventionen
an Sportorganisationen sei hiefür der beste Beweis .Von den 75 . 000Schilling ,
diedieSubventionenausmachen,erhaltenderAsköundanderesozialdemokra¬
tische Organisationen59 . 000Schilling ,währenddie büggerlichenOrganisa¬
tionen mit 16 . 000Schilling abgespeistwerden .Diegleiche politischeEin¬
stellung zeigt sich auch bei der Vergebungvon Bädern .So wurdendieBäder
Nussdorf und Stadlau um einenPachtzins von jährlich 50 Schilling anden
Arbeiter Schwimmwerein vergeben ,während die bürgerlichen Vereine leer aus - ¬
gehen .Notwendigsei es auch schon ,die sportlichen Veranstaltungenendlich
einmal von allen Steuern zu befreien .Der Redner kritisiert dann ,dass der
Sportbeirat der GemeindeWienmonatelangnicht einberufenwerde ,waseiner
gänglichen Bagatellisierung dieser für den Sport so wichtigen Stelle gleich¬
kommt .GR .Prinke befasst sich sodannmit der Fürsorgefür dieArbeitslosen .
Mehrals 30 . 000Arbeitslosc sind auf die Armenfürsorgeangewiesenundhoooo
bis 50005Menschenwerdenüberhaugt keine Arbeit mehrfinden können .Zu

dieser Frage wird die Gemeinde endlich einmal Stellung nehmon müssen und
es hätten für diesennZweck grössere Mittel eingestellt werdenmüssen .
Diejetzt zu WeihnachhengegebehenAushilfensind so bescheiden ,dasssie
keine wirkliche Hilße bedeuten .Undauchauf dieses Gebiergreift die
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Parteipolitik über .Eine Wärmestubein Simmeringwandeaufgelassen ,weil
man das Lokal für die sozialdemokratische Jugendorganisation benötigte .
Bei Ihnenist obenin allem die Parteipolitik massgebend .Sie könnendaher

nicht verlangen ,dass wir zu Ihrer Verwaltung Vertrauen haben ( Lebhafter
Beifall bei der . . )

GRHörmayer( . . )kritisiert ,das im heurigen Jahretrotz
des schreckliehen Anwachsens der Not um 125 . 000Schilling für die Bedürf¬
tigen weniger eingesetzt ist als im Vorjahre .Das von St .R .Tandler denFür¬
sorgefunktionären ausgesprochene Dank gebührt wirklich nicht
allen diesen Funktionären .Denn auch in der Fürsorge ,wo es sich umdie
Aermsten der Armenhandelt ,wird Parteipolitik getrieben . Eskommtsehr oft
vor ,dass Neuverleihungen von Unterstützungen an Leute ,die nachtsozial¬
demokratisch gesinnt sind ,monatelang hinausgeschoben werden .DieseMethode
hat mannamentlich zur Wahlzeit braktiziert .Es gibt Fürsorgeräte ,die in
demBezirk in welchemsie amtieren ,gar nicht wohnen .Im XX .Bezirksind
christlichsozialen Fürsorgeräten Rayons zugewiesen ,wó überhaupt kein Haus
steht .So kommt es häufig zu Mandatsniederlegungen .Es gibt sogar Fürsorge¬
räte ,die gar nicht in der Wählerliste vorkommen .Auch in den Fürsorgein¬

stituten wird Parteipolitik getrieben .So trage zum Beispiel eine in den

Händen des Redners befindliche Einladung einessozialdemokratischen Frauen¬

komitees die Unterschrift und den amtlichen Stempel eines Fürsorgerats .
( Lebhafte Hört ! Hörtrufe bei der E . . )Bei den Wahlen ist man sogar soweit
gegangen ,Sanitätsautos in den Dienst der Wahl zu stellen .St . R .Tandler möge
sagen was ein solcker Wagen pro Tag kostet .GR. Hörmagerstellt denAntrag ,

allen 70 Jahre und darüber alten erwerbsunfäbigen und hilfsbedürftigen Be¬
fürsorgten den höchsten Unterhaltsbeitrag von 56 Schilling im Monat anzu¬
weisen . Erbeschwert sich sodann darüber ,dass die Wege zu Allerheiligen

mamgelhaft gereinigt sind . . : " .Auhh sonst liegt vieles

bei der Friedhofsverwaltung im Argen .Im letzten Sommer ist es bei einem Lei¬
chenbegängnis beim III .Tor des Zentralfriedhofes passiert ,dass als dasSarg
ans Grab getragen wurde ,sich herausstellte ,dass das Grab gar nicht auf¬

geschüttet war und . :das Leichenhe Jängnis daher auf den nächsten Tag
ver schoben werden musste .( LebhafteHör Lörtrufe bei der . . ) Mitgrossem
Nachdruck verlangt der Redner ,dass St . R .Tandler darauf sehen möge ,dass die
Kriegsgräber in Ordnung gehalten werden ,wie dies jede kleine Gemeinde aus
Eigenemtue ( Lebhafter Beifall bei der . . )

Gleise Wer bezeichnet das Referat des St .R .Tandler als ein

medizinisch wissenschaftliches Expose mit einem leichten sozialen Einschlg ,
das sich fern vonder Vertretungdes Voranschlagesselbst gehalten habe .GR.
Pfeffer befasst sich mit den Ziffern des VoranschlagesderVorwaltungsgruppe

III und stellt fest ,dass für die Erwachsenen -und Jugendlichenfürsorge fast

54 Millionenverausgabtwerden .Dasist eine sehr achtbare Leistung .Esist
aber sehr traurig ,dass die Gemeinde es notwendig hat .so ungeheure Ausgaben
für die soziale Fürsorge zu leisten und es stellt ; der sozialedemokratische :
Verwaltungkein besonders gutes Zeugnis aus ,dass unter ihrem Regf neFür¬
sorge in einem solchen Ausmasse netwendig ist .Trotz der hohen aufgewendeten
Ziffern ist aber die Fürsorgebedürftigkeit nicht herabgomindert worden ,sie
ist im Gegenteil gestiegen .Die Klage des Stadtrates über den Geburtenrück¬
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gang mutet aus dem Munde eines Angehörigen der sozialdemokratischen Partei
sehr eigenartig an ,die einerseits alles tut ,um die Bevölkerung über die
Werhütungder Konzeptionunddie Beseitigungder Befruchtungaufzuklären ,und

/andererseits an der wirtschaftlichen Notlage ,die eine derwesentlichsten
Ursachen des Geburtenrückganges ist ,die Hauptschuld trägt .GRPfeiffer
schliesst sich sodann den Klagen des GR Prinke über die Benachteiligung der

bürgerlichen Sportvereine an und stellt fest ,dass die viel kleinere ebenfalls
sozialdemokratisch verwaltete Gemeinde Løns den nichtmarxistischen Sport - ¬

vereine um 1750 Schilling mehr zugewendet habe als die Gemeinde
Wien .St . R .Tandler selbst soll mit diesem Vorgehen nicht einverstanden sein ,
und sich der sozialdemokratischen Partei gegenüber hier wiederholt
zur Wehr gesetzt haben .Die sozialdemokratischen Sportorganisationen wurden
in ganz überflüssiger Weise gegründet ,da es gehug Organisationen gegeben
hat ,in denen manSport treiben konnte .Manhat den bürgerlichen Vereinen
zum Vorwurf gemacht ,dass sie nicht für die Masse des Volks bestimmt :
sondern nur auf Höchstleistungen eingestellt sind .Immerhin sind im Haupt¬

verband für Körpersport 21 österreichische Sportvereine mit 87 . 000Mit - ¬
gliedern vereinigt ,andererseits haben die sozialdemokratischen Sportorga¬
nisationen den bürgerlichen gerade das nachgemacht ,was sie denbürgrlichen
zur Vorwurf gemacht hatten .Das trifft bis auf den Missbrauch des Wortes
Olympiadezu .Besonders schlecht werden in WienTurner behandetf ,obwahl
die die ersten waren ,die die Aufmerksamkeitder Bevölkerung auf die Leibes¬
übungen gelenkt haben .Dabei sind die Turner gar nicht parteipolitisch ,son¬
dern bloss national eingestellt .In Wien erhält die nationale Turnerschaft ein
Drittel dessen ,was sie in Linz bekommen .Aber auch bei der Vergebungder
Turnsäle wird die nationale Turnerschaft ausscwordentlichbenachteiligt .
GR .Pfeiffer beklagt sich sodann darüber ,dass die Mitarbeit des Stadkon¬
beirates an der Erbauung des Stadions eine rein formelle sei ,weshalber
als ein Mitglied dieses Beirates es ablehnen müsse ,die Verantwortung für das
Stadion mitzutragen .Die Aeusserungen ausländischer Fachmänner darf man

nicht ,wie . esSt . R .Tandler getan hat als Beweis dafür,wie gut das Stadion
gebaut sei ,anführen ,da Gäste ,denen zr unsere Einrichtungen gezeigtwer¬
den ,schon aus Höflichkeit keine abfällige Kritik üben werden .Vor al lem muss
an dem Stadienbau kritisiert werden ,dass zuerst die grosszügigen Tribünen

in den Plänen festgestellt wurden ,und dass man sich erst nachträglich be¬
müht hat ,die nrichtungen in den freiwerdenden Raumhineinzubringen .

So sind Schwierigkeiten entstanden ,die wohl nie werden vollständig beho¬
ben werden können ,und zwar ist alles das geschehen ,weil manin aller Hast
das Stadion für die Arbeiterolympiadefertigstellen wollte .DerRednerfragt
den St . R .Tandler ,ob es richtig ist ,dass die Eröffnung des Stadions nicht
eine Festlichkeit für die gesamteBevölkerung sondernmit derEröff -¬
nung der Arbeiterolympiade zusammengelegt werden soll ( Lebhafter Beifall bei
der . L. 2

GR .Dr .Arnold ŒE .L )bemerkt ,seitlo Jahren verlange seine Par¬
tei die Zusammenarbeit der öffentlichen und der privaten Fürsorge nicht
zum Schaden der Befürsergten und nicht zum Schaden der Wiener Finanzen .

Da werden z .B .in Pottendorf in den Herten der Frohen Kindheit 259 Kinder
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Kinderbefürsorgtunddie Auslagenmachenimganzen5700Schillingaus ,
In den scädtischen Herten sind rund 2700 Kinder untergebracht ,das ist etwas
mehr als das Zehnfache ,aber für das Personal allein wird rund das Hundert¬

fache ausgegeben ( Hört ' Hört !bei der E . . )Wanumlässt manda die stödtischen
Horte nicht auf und übergibt die Kinder nicht den privaten Kinderhorten ?
Wirverlangen ,dassalle Fürsorgewerkein dergleichenWeisebeiZuwendung
von Lokalen und bezüglich der Subvention berücksichtigt werden .DerRedner

stellt den Antrag ,dass ebenso wie für den Verband für freiwillige Jugand¬
fürsorge auch für die in diesem .Verbandnicht vertretenen Organisationen
der katholischenJugendfürsorge ,welchezumindestebensovielleisten ein
Subventionsbetrag von 80 . 000Schilling in den Voranschhg eingesetzt werde .
( Lebhafte Zwischenrufe . - GR.Jenschik :Was leistet der Bund ? )Der Bundhat
orst ,nach dem Sie die andersgesinnten Organisationen nicht berücksichtigt
haben ,sich auf den Standpunkt des Zahn um Zahn gestellt .( LebhafteZwi¬

schenrufe . .Dr .Danneberg :Im Parlament wird über die Subventionen des .

Bundesnicht ein Wortberichtet und hier reden Sie so Dasist derGeheim¬
fonds des Herrn Schmitz ! )Diese Nichtberücksichtigung der nichssozialde¬

mokratischen Organisationen hat auch eine kukturelle Seite .Manerlebt Wo¬
che für Woche den Druck des Gewissenszwanges ,des auf den Leuten lastet .

Es ereignen sich da herzerschütternde Fälle .Da liegt imTuberkulose¬
pavillon eine Frau im Sterben ,deren Mannvor zwei Jahren anTuberkulose
gestorben ist . Venden 4 Kindern waren 2 bei Kosterschwestern untergebracht
und es war im Sinn der Mutter ihre christliche Erziehung garantiert .Nun
wurde der sterbenden Mutter gemeldet ,dass ihre Kinder aus dieser Anstalt
herausgenommenwerden sollen ,die GemeindeWienwerde dorthin keineVer¬
pflogskosten mehr bezahlen und die Kinder werden auf Verpflegeplätzen bei
sozialdemokratis chen Familiennuntergebracht werden .Händeringend hatuns
die Sterbendegebeten ,die Kinderdochnicht herzugeben ,sie lieberumsonst
zu behalten .Wir haben diesem Begehren einer sterbenden Mutter uns nicht
verschlosen ,Sie haben aber dem Wunsch einer sterbenden Mutter nicht Rech¬
nung getragen .Wir halten daran fest ,dass es ein Glaubensgut ist ,dass

joder Mensch nach seinem Gewissen leben muss .Wir lehnen die Zeiten ab ,wo
ein Landesfürst auch die Weltanschauung und die Religion seiner Untertanen
bestimmt hat .Aber heute bestimmt ein Finanzreferent ,in welcher Welt - ¬
anschnuung Kinder christlicher Eltern erzogen werden sollen .Es mussganz
besonders aufreizend wirken ,wenn das christliche Gewissen just durch einen

nichtchristlichen Finanzreferenten vergawaltigt wird .Wir sind gezwungen ,
förmlich bei jodemKind ,dessen Eltern die Erzichungin einemkatholischen
Heimwünschen ,einen Prozessmit der Gemeindezu führenundes ist dainge¬
wöhnlichso ,dass die Gemeindevor demProzess umfällt .Damitwill manuns
die Uebernahme von Pfleglingen in unsere Anstalten vorleiden .Eigenartig

ist auch die Bghandlung ,die unsere Anstalten bei dor Steuerbemessungerfahrer
So besitzen die Bammherzigen Brüder ein Zinshaus in der Alserstrasse .An¬
lässlich der Bodenwertabgabe hat der Magistrat den Quadratmeter Grunddes
zu dem Haus gehörigen Gartens mit 340 Goldkronen eingeschätzt .Die Spitals¬
verwaltung hat gegen diese Einschätzung Beschwerde erhoben .Nun liess der
Magistrat durch den gerichtlich beeideten Schätzmeister MaxHirschmann
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die Schätzung vornehmenund dieser Herr schätzte den Quadratmetermit
600 Goldkronen ein .Bemerkt muss werden ,dass Gründe links und rechts vondom
Hauseanläs slich gerichtlicher Einschätzungenmit 180 bis 280Goldkronen
eingeschätzt worden sind .Wir müssen uns nun fragen ,wer richtiger ein¬

schätzt ,der Magistrat oder der Herr Hirschmann .Jodenfalls aber wirdunsere
Partei die Aufmerksamkeit der Justizvewaltung auf diesem gerichtlich

beeideten Schätzmeister lenken .Angesichts einer solchen Schätzung mussdas
Vertrauen der Bevölketung in die Gleichheit aller Staatsbürger vor demGe - ¬

setze auf das schwertste erschüttert werden .Auch die Parifikationsfälle
werden in unglaublicher Weise behandelt .So wurde anlässlich einer Steuer¬

bemessung der Festsaal der Döblinger Klosterschule mit dom Kursalon im Stadt

park verglichen .Wir müssen von Ihnen die strengste Einhaltung der
Gesetze verlangen ,wir können unter diesen Umständen Ihnen das freie Ermes - ¬
sen unter keinen Umständen zubilligen .( Beifall bei der Minderheit ) .

GR .Körber ( E . . )spricht zunächst über den Bau des Stadions
und bemängelt ,dass anlässlich der Errichtung des Schwimmstadions wieder

ein alter Baumbestand vernichtet wird .Die Besteuerung von Wohltätigkeits - ¬
vereinen ist eine unglaubliche .So wurde ein Wohltätigkeitsverein ,der bis

zu 120 Kinder bekleidet ,anlässlich der Bescheerungsfeier mit einer Lust¬
barkeitssteuer von 150 Schilling belegt .So sieht die Unterstützung von
wohltätigen Vereinen durch die Gemeinde Wien aus .Bei der Besprechung von
Fricdhofsangelegenheiten tadelt der Redner ,dass das im Baumgartner Fried¬

hof befindliche Ehrengrab für den Pfarrer Künstler ,das seit dem Jahre 1902
stammt ,wie ein Misthaufen aussicht .Der Bürgerspitalsfend wird von der Ge - ¬

meinde allmählich ad absurdum geführt .Der Abgang bei dor Post Bürger .
spitalsfonds beträgt bis heute schon über 11 Millionen Schilling .Wenndas
so weiter geht ,wird die Post bald verschwinden .Einer solchen Gebarung muss
das grösste Misstrauen entgegengebracht werden .Schliesslich tadelt GR.
Körber ,dass anlässlich der Notstandsaktion für Arbeitslose die Lebens¬

mittelpakete und die Geldzubussen von den gewerkschaftlich organisierten
Arbeitslosen bei ihren Gewerkschaften angesprochen werden müssen .Für sol¬

che Aktionen darf nur das Fürsorgeinstitut in Ansprdch genommen werden .

An der allgemeinen traurigen Wirtschaftslage ist das Wiener Abgabensystem
schuld .Solange Sie dieses System fortsetzen ,solange können wir nicht für

den Voranschlag stimmen .( Beifall bei der . . )

St . R.Professor Dr .Tandlererwidert zunächstauf dieVorwür-¬
fe ,das Wånnz esystem sei an der tristen Wirtschaftslage schultragen ,
dass die ganze Welt von einer schweren Wirtschaftskrise heimgesuchtwerde .
Die betreffenden ,von den Rednern der Minderheit vorgebrachten Vorwürfe

daher
seien/zumandest unlogische Behauptungen .Dies trifft auch auf viele andero

Behauptungen zu .Die Gemeinde verwendet in ihren Anstalten jährlich zwei

Millionen Kilegramm frisches Gemüse .Ihr daraus einen Vorwurf zumachen ,
dass sie auch 11 . 000KilogrammDörrgemüse verwendet ,ist unlogisch ,daes .
Tage gibt,an denen auf den Märkten frisches Gemüsenicht zu bekommenist .
Da müssen die Pfleglinge eben auch otwas zu essen bekommen .Ebenso ist
die Anklage unstichhältig ,wonach auch eine grosse Zahl vonwohlhabenden
Personen die Säuglingswäsche der Gemeinde beziehen .Eine Erhebung hat er¬
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geben ,dass von den 11 . 000Säuglingsoaketen ,die im Vorjahr ausgegeben
worden sind 98 an wohlhabende Personen gingen .Das spielt doch keine so
gross Rolle ,dassman deswegen kostspielige Erhebungen durchführt .Ueber die
Subventionen gibt die Gemeinde öffentlich Rechenschaft .Es wäre sehr zu
wünschen ,dass auch der Bund sc vorginge ,da man noch niemals erfahren hat ,
was mit dem Geld der Staatswchltätigkeitslottørie geschieht .DasStadion
wird nicht von der Gemeinde betrieben werden ,sondern von einer eigenen Ge¬
sellschaft ,in der alle drei Sportverbände Sitz und Stimme haben werden .Es
ist unrichtig ,dass das Stadion anlässlich der Arbeiterelympiade eröff¬
net wird .Der Betrieb wird viel früher aufgenommen werden .Der vonGemeinderat
Dr .Arnold erwähnte Fürsorgefall kommtim städtischen Kataster gar nicht vor ,
aber es werden genaue Erhebungen gepflegt werden . Esmuss aber festgestellt
werden ,dass die Gomeindekeineswegsdie Verpflichtung hat ,für Kinderdie
von anderen Stellen ohne Wissen und Zustimmung der Gemeindeübernommen
werden ,zu zahlen .Wir müssen verlangen ,dass bevor ein Kind in eine An¬
stalt gebracht wird ,die städtische Fürsorge gefragt wird ,Eshanddt
sich da nicht ums Zahlen ,sondern um das Prinzip .Sie haben Ihre Prnzipien ,

respektieren Sie auch unsere Prinzipien ( Lebhafter Beifall bei der Mehr¬
heit ) .Der Vorwurf des GR .Körber ,es würden von uns die Geworkschaften

gefragt ,ob Unterstützte ihnen angehören ,reduziert sich darauf ,dassals
vor drei Jahren die Gemeinde sich entschlossen hat ,den Arbectslosen rasch
Unterstützungen zu geben ,die beiden grossen Parteien vereinbart haben ,
dass dies durch dei beiderseitigen Gewerkschaften gehen soll .Bisher wurde

keinerlei Klage erhoben .Dieser Vorwurf zeigt aber ,in wächer Weiseman
und einer parteipolitischen Handungsweisebezichtigt .( GR .MillikeSie
haben ,Herr Stadtrat amBeginnIhrer Redeerklärt ,es wärehöchsteZeit ,
dass die Menschen von heute Ihre Lebensweise ändern .Wir würden gerne einmal
von einem Professor kostenlos erfahren ,wie mandas macht ! - LebhafteHeiter
keit ) .Das kann ich im Gemeinderat nicht tun ,ich bin aber gerne bereit ,
Ihnen darüber ein Privatissimum/zu halten ,wie lebe ich vernünftig .ObSie
dazu nicht Ihr Mandat werden niederlegen müssen ,weiss ich nicht ( Schallen¬
de Heiterkeit ) .St .R .Tandler dankt zum Schluss allen seinen Mitarbeitern
für die ungcheure Mühe und Treue,mit der sie ihn unterstützt haben ( Lebhaß¬
ter Beifall bei der Mehrheit ) .

Pie Abstimmung über die heute gestellten Anträge erfolgt morg
In Erledigung der Tagesordnung referiert St . R .Speiser über

den Entwurf eines Zusatzvertrages bezüglich der Kontrolle und Expeditor¬
schaffner der städtischen Strassenbahnen . - GR.Lehninger bemerkt ,es handlo
sich hier u rgänzung jenes Kollektivvertrages ,dor den Strassen¬
bahnern so schwere Arbeitsbedingungen gebracht hat .Unterdessen ist man
darangegangen ,billige Arbeitskräfte einzustellen und heute sind von den
650 Unterbeamten nur 150 übrig .Damit wird diese Katogorie ,die sich so
grosse Verdienste erworben hat ,auf dem Aussterbeotat gesotzt .In seinem
Schlusswort tritt St .R .Speiser den Ausführungen des GR .Lehningen entgegen ,
wobei er erklärt ,dass die geäusserten Befürchtungen nicht zutreffen werden .
Der Antrag wird angenommen .Dann berichtet St .R .Speiser über den Kollek¬
tivvertrag über die Arbeits -und Lohnbedingungen im Brauhause der Stadt
Wien .Dazu erklärt GR .Waldsam ( . . ) ,dass der neue Vertrag gogenüber dem
alten eine Verschlechterung darstelle und einzelno Bestimmungen geradezu
arbeiterfeindlich sind .St .R .Speiser stellt fest ,dass dor Vertrag auch ma¬
terielle Begünstigungen enthäls .Der Referentenantrag wird angenemmen .

Schluss der Sitzung 22 -Uhr .
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Sehr geehrte Redaktion !
AmtsführenderStadtrat Professor Dr .Tandler wird übermorgen ,Samstag ,

in einer Pressekonferenz über die Errichtung eines Institute für Strahlenbe¬
handlung im Krankenhaus der Stadt Wien zur Bekämpfung der Krebserkrankungen

ausführlichberichten .
Die Pressekonferenz findet um halb 1 Uhr mittags imJournalistenzim¬

mer im Wiener Rathaus,I . Steck ,Tür 13,statt .

Wir ersuchen ,zu dieser Pressekonferenz einen Vertreter Ihres geschätz

ten Blattes zuverlässig zuentsenden .

WienerStadtsenat .
Der Wiener Stadtsenat hält morgen ,Freitag,um 12 Uhr mittags eine Sit - ¬

zungab .

Zwischenfall imWohnunhsamt.
Gestern wurde in einigen Tageszeitungen gemeldet ,dass der39jährige

Zeitungsbeamte St .M .versucht habe ,sich wegen einer für ihn unbefriedigenden

Lösungseiner Wohnungsangelegenheitaus einemGangfensterdesWohnungsamtes
in die Tiefe zu stürzen .Dasstädtische Wohnungsamtteilt dazumit ,dassder
erwähnteZeitungsbeamteimHause ,VI . ,Stiegengasse1,wohnt ,daseinsturzgefähr
det ist und daher geräumt werden muss .Von den 21 Mietparteien dieses Privat - ¬

hauses wurdenbereits 19 untergebracht .Die übrigen zwei Parteien ,vondenen

eine der genannteZeitungsbeamteist ,der in demerwähntenHausmitLebensge¬
fährtin undeinemKindeine Zimmer - undKüchenwohnungbewohnt ,konntenbisher
nicht anderweitig untergebracht werden ,weil sie die ihnen vomWohnungsamte

angebotenen Wonnungenunter den verschiedensten Ausflüchten stets abgelehnt
haben .DemZeitungsbeamtenSt . M.wurdenbereits sechs Wohnungeninverschieder
Bezirken ,vornehmlichin deninnerenBezirken ,angeboten ,darunter auchWohnung
die aus Zimmer ,Küche ,Kabinett und Vorzimmer bestehen ,also grösser sind als

Wohnung ,die er in der Stiegengasse bewohnt .Er hat jedoch trotzdem alle Zuwei¬

sungen des Wohnungsamtesbisher abgelehnt ,weil er eine

Wohnungin einem Gemeindeneubauerhalten will .Als er gestern neuerlich im
Wohnungsamte vorsprach ,stiess er in seinem Missmute im Parterre ein Gangfenst

minder Handein ,wobeier sich an der Handleichte Schnittwundenzuzog .Er977
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wurdevonder Gemeindewacheauf die Polizeiwachstubegebracht . VoneinemSelbst
mordversuchdes Genanntenkannschonaus demGrundekeine Redesein,weildas
Fenster ,wie schonerwähnt ,sich imErdgeschossbefindet .

. - -0- - -
Wien ,eine der reinsten StädteEuropas .

Wiealle nachWienkommendenFremdenbestätigen ,gehörtWienheutezu
den reinsten Städte Europas . DieReinlichkeit ist in Wien nicht nur in den

inneren Bezirken zu beobachten ,in denen die Fremden hauptsächlich verkehren ,

sondern im ganzen Stadtgebiet auch in den weitab liegenden Teilen der Vorstäd
te . DieseReinlichkeit der Strassen und Plätze Wiens ist vornehmlich auf die
von der Stadtverwaltung bisher geleistete Erziehungsarbeit zurückzuführen .
Schonseit einer Reihevon Jahren werdenin ganz WienAbfallsa melkörbeauf - ¬
gestellt ,eine in frühren Jahren ganz unbekannteEinrichtung .Gegenwärtigsind

in Wien schon . 215Abfallsammelkörbe aufgestellt ;für das Jahr 1931 ist die

Aufstellung von weiteren 500 Abfallsammelkörbenvorgesehen ,sodass Ende1931
insgesamt. 745Abfallsammelkörbeaufgestelltseinwerden .FastanjederHalte
stelletafel der Strassenbahn ist heute schon ein Abfallsammelkorb angebracht .
Dabei ist die Aufstellung der Abfallsammelkörbe in den äusseren Bezirkeneber
so sorgfältig durchgeführt wieimStadtinnern .VoneinemAbfallsammel¬
korbzumanderenist nureinekurzeStreckeWegeszurückzulegen,weshalbes
keinesfallsnotwendigist ,Papierschnitzel ,Strassenbahnfahrscheineundsowei
ter auf die Strassen und Gehwegezu werfen . Esliegt an der WienerBevölkerun
selbst ,vonder Einrichtungder Abfallsammelkörbeden weitesten Gebrauchzu
machen und so mitzuhelfen ,den Ruf der Stadt Wien ,eine reine Stadt zusein ,

nicht nur zu erhalten ,sondernauch zumehren .
». ». ». ». »*». ». ». »*»*»

Sitzung der BezirksvertretungWieden.
Die Bezirksvertretung Wiedenhält am Dienstag ,den 23 . Dezember ,umhal

5 Uhr nachmitte - öffentliche Sitzung ab .
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Budgetberatung

WIENERGEMEINDERAT
Sitzungvem18 .Dezember1930 .

Es gelangtdie Verwaltungsgruppefür Wohnungswesenzur Vrhandlung.
AmtsführenderStadtrat Weberführt aus :DerVoranschlagfür dieVerwaltungs¬
gruppefür Wohnungswesensieht eine Bruttoausgabevon106,970 . 650Schilling
vor .Die entstheidende Post ist nach wie vor die Ausgabe für den Wohnhausbau .
Der Gemeinderat hat bekanntlich am 27 .Mai 1927 die Erbauung von30 . 000
Wohnungenin 5 Jahren beschlossen .Nach diesem Beschlusse sind daherjährlich
6000WohnungensamtderentsprechendenAnzahlGeschäftsräumlichkeiten ,Werk¬
stätten und den erforderlichen sozial en Einrichtungen zu erbauen .ImVor¬
anschlag für das Jahr 1931 sind,wie im Vorjahre ,hiefür 90 Millionen Schil¬
ling vorgesehen .

Am20 .September1929hat der Gemeinderatferner beschlossen ,für
die Errichtung von weiteren 10 . 000Wohnungendie imWohnbauförderungs¬
undMietengesetzvorgesehenenBegünstigungenin Anspruchzu nehmen .Ichwerde
auf diesen Gagenstandim Verlaufe meiner Ausführungennochzurückkommen .
Jetzt will ich nurbemerken ,dassder Gemeindebishernurdie Erbauungvon
572WohnungenvomKoratoriumfür die Wohnbauförderungbewilligtwurden,
Hiefürist imBudgetein Bgtragvon6,33U . 170Schilling vorgeshen .Fürden
Wehnhausbau werden also im nächsten Jahre 96,584 . 470Schilling verausgabt

werden .
Die Wohnhäuserverwaltunghat durdh den Zuwachsvon jährlich 6000

WohnungeneinensteigendenAnteilamBudget .Sie erfordert imJahre1921
auf beidenSeiten einenBetragvon8,199 . 580Schilling .FürdasKleingarten¬
wesenwurdenbisher rund750 . 000Schilling als langfristige undzinsenlose
Kredite zur Ausgestaltung der Kleingärten an die Vereine ausgegeben .Indie¬
semBudget sind abermals 161 . 000Schilling für Kleingartenzweckevorgesehen .

Seit dem Vorjahre erscheint im Budget eine neue Post " Zuschüsse
zu Mietzinsen ,die lo Groschenfür eine Friedenskrone übersteigen . "Es ist die .
der Ausgleichsfonds ,der mit Gemeinderatsbeschlussvom25 .Juni 1929anlass¬
lich dr Novellierungdes Mietengesetzesbeschlossenwurdem .Für daslaufende
Jahr waren im Budget für diesen Zweck 500 . 000Schilling vorgesehen .

Bis . . Lezember 1930 wurden insgesamt an 17 . 255Parteien in . 929
Häusern 782 . 312Schilling als Zuschüsse zu den Mietzinsen bewilligt .Hievon
entfallen auf das Jahr 1929 insgesamt 39 )Häuser mit . 550Parteien und ein

Gesamtbeitrag von 151 . 605Schilling ;auf das Jahr 1930 bis 18 .Dezember . 535
Häuser mit 13 . 705Parteien und ein Gesamtbeitrag von 630 . 706Schilling .

Aufdie steigendeInanspruchnahmedieserEinrichtungmussimBudget
Rücusichtgenommenwerden ;es sinddaherfür dasnächsteJahr750. 000Schil¬
ling vorgesehen .

Die Gemeindebesitzt eine gresse Zahl Baracken in Althäuser ,die
in absehbarerZeitgeräumtunddemoliertwerdenmüssen.DieErhalturgskosten
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dieser Objekte sind sehr hoch ;sie können nicht zur G änze auf die Mieter
überwälzt werden .Die Wohnhäuserverwaltung räumt Jahr für Jahr einige Ob¬

jekte ;die Räumungaller Objekte verbietet derzeit noch die grosse Woh- ¬
nungsnet . AlsZuschusszur Erhaltung dieser Gebäudewarenfür daslaufende
Jahr 200 . 190Schilling vorgesehen ;für das Jahr 1931 sind imVoranschlage
176 . 520Schilling eingesetzt .

DerWohnhausbaugeht programmässigvor sich .Bis 31 .Dezemberlau¬
fenden Jahres werden weitere . 925Wohnungenfertiggestellt sein .Davonent¬
fallen . 001Wohnungenauf Hochhäuser und 924 auf Siedlungen ,bezw .Flach¬
bauten .Damit werden am Ende dieses Jahres 13 . 475Wohnungenfertig undder
Benützung übergeben sein .Im Bau befinden sich derzeit aus demnormalen

Bauprogramm der Gemeinde . 127Wohnungen und 572 Wohnungen ,für die die

Begünstigungdes Wohnbauförderungsgesetzesin Anspruchgenommenwurde ,also
zusammen . 699Wohnungen .

Die Bauprojekte für das Jahr 1931liegen bereits fertig vor ;sie
werden dem Gmeinderate in den ersten Monaten des Jahres 1931 zur Be¬

schlussfassung unterbreitet werden ; essind . 84lWohnungenprojektiert .
Das Plus von 841 Wohnungenüber die Baurate dient als Reserve .

Entsprechend dem bereits erwähnten Geweinderatsbeschluss vom
20 .September 1929 hat der Magistrat die Vorarbeiten für die Erbauungvon
10 . 000Wohnungen auf Grund des Wohnbauförderungsgesetzes sofort in Angriff
genommen ,indem die Baugründebereitgestellt und die Projekte zurAusarbeitt
vergeben wurden .Es liegen derzeit für . 8chWohnungen Projekte vor ;sie sind
zum grössten Teile bei der Geschäftsstelle für die Wohnbauförderung ein¬

gereicht ;der Rest wird dort in kürzester Zeit eingereicht werden .Esist
also für die Ausführung eines zusätzlichen Wohnbauprogrammesvonwenigstens
5000Wohnungenjede Vorsorgegetroffen .Es wäre möglichgewesen ,schonim
laufenden Jahre statt . 000Wohnungen mindestens 11 . 000Wohnungen zu er - ¬

bauen . DieseAbsichtder Gemeindewurdedurchdie Regierungvereitelt .Das
ist aus mehrfachen Gründen ausserordentlich zu bedauern .Vor allem vom
Standpunkte der Bekämpfung der Wohnungsnot ,insbesondere aber weil durch
die Verdoppelung der Wöhnhausbauten die Wirtschaft einen ausserordent .
lichenImpuls empfangen hätte und die Arbeitslosigkeit zweifellos gewaltig
eingeschränkt wordenwäre .Die Gemeindeerleidet durch die hinhaltendeBe¬
handlung ihrer Bauansuchen einen gewaltigen Schaden .Die Freimachung der
Baugründe und die baureife Fertigstellung der Projekte verursachten be¬

greiflicherweise nicht geringe Geldmittel .Nebstbei will ich nur noch be¬
merken ,dass durch diese Bhandlung das ganze Bauarbeitsprogramm der Ge¬
meinde übI den Haufen geworfen wurde und dass dadurch auch das Bauge¬
werbezu Schadenkam .

Ich gebe der Hoffnung Ausdruck ,dass sowohl das Kuratoriumals
auch die Regierung der Gemeinde im kommendenBaujahr die ihr mit vellem
Recht zukemmendenBauten endlich bewilligt .Die GemeindeWienhatein
Recht darauf ,und ich bin der Auffassung ,dass alle Wiener ,ohneUnterschied
der Partei ,verpflichtet sind für dieses Recht der Gemeinde einzutreten .

Bei der Ausarbeitung der Projekte hat die Gemeinde die private

Architektenschaft bisher im weitesten Umfangehereingezogen .Eswurden
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185 Zivilarchite ten beschäftigt .Mehr als zwei Drittel sämtlicher bisher
errichteter Wohnungenwurdenvon ihnen projektiert .Das flüssig gemachteHo¬
norar beträgt die gewaltige Summevon rund 1o Millionen Schilling .

In einem sehr weiten Umfange hat die G,meinde auch die Künst - ¬
lerschaft Wiens ,wie Bildhauer und Maler ,bei der Durchführungihrer Bauten
mit Aufträgen betraut . Biszum Jahre 1930 wurden für künstlerische Arbeiten
902 . 476Schilling zur Auszahlung gebracht .Bei m Wohnhausbau werdenjähr¬
lich 120 . ooobis 150 . 000Schilling für künstlerische Arbeiten ausgegeben .
Der Wohnbedarf ist nach wie vor sehr gross .Trotzdem im laufenden Jahr bis
zum . Bezember . 0l0Neubauwohnungen vergeben ,also ebensoviele wohnungs¬
lose Parteien befriedigt wurden ,und in . 161Fallen ein Wohnungstausch
durchgeführt wurde ,stehen derzeit noch . 075wohnungslose Parteien und

. 116tauschwerbende Parteien in Vormerkung .Dabei sind natürlich nicht alle
Wehnungslosen und tauschwerbenden Parteien erfasst .

Ich möchte bei dieser Gelegenheit hervorheben ,dass am Tagedes
Erlöschens des Anforderungsgesetzes - am. Jänner 1926 - beiderWohnhäuserver¬
waltung 16 . 448Wohnungssuchende in dringender Vormerkung standen .Davon

wurden bis zum 30 . November . J .13 . 864Familien mit Wohnungenversergt .
Im Durchschnitt wurden von diesen Vorgemerkten jährlich . 773untergebracht ,
eine ganz enorme Leistung . . 323Parteien konnten gelöscht werden ,weil ein
Wehnbedarfnicht mehr vorhanden ist .Aus der Zeit desAnforderungsgesetzes
sind noch . 261Fälle ,darunter 934 Tauschwerber in Vormerkung ,In der erster
Hälftedes nächsten Jahres wird voraussichtlich auch dieser Rest unterge¬
bracht sein .

Bei der Zuteilung der Wohnungenwaren folgende Gründemassgebend :
Baufälligkeit und Grundräumung in 633 Fällen ,Gesundheitsschädlichkeit der
Wohnung überhaupt ed r für den derzeitigen Bewohner in . 016Fällen ,gericht¬
liche Kündigungen und Dalogierungen in . 123Fällen ,Platzmangel bei Unter .
mietern und getrennter Haushalt in . 739Fällen und wegenberuflicher
Gründe ,weiter Entfernung vom Arbeitsort und Ueberbelag bei Hauptmietern
in . 69eFällen .

Die Wohnbautätigkeit der Gemeindehat in Verbindungmitdem
Rückgangeder Bevölkerungunserer Stadt zu einer sehr starkenVerbesserung
der Wohnverhältnisse geführt . Eserrechnet sich heute die durchschnittliche
Besetzung einer Wohnung mit ' 2Köpfen gegenüber ' 25in der Vorkriegszeit .

Aus einer Küche müssen durchschnittlich ' 1Personen verköstigt werden .
Wenn noch eine ungemein starke Nachfrage nach Wohnungen besteht ,so ist dies
zum nicht geringen Teil auf die überaus grosse Zahl von schlechten Wohnun¬
gen undat ane ungerechteVarteilung des vorhandenenWohnraumeszurück .
zuführen . Eszeigt sich jetzt ,dass die NichterneuerungdesAnforderungsgeset¬
zes ein überaus schwerer Fehler war .Es gibt zweifellos heute in Wienmeherere
hundert leere aWohnungen .Im I,seratenteil zweier grosser Tageszeitungen
warenan 8 Sonn -undFgiertagendes OktoberundNovembernicht wenigerals

. 733leere Wohnungenund . 635möblierte Wohnungenzur Varmietungange - ¬
kündigt ;ausserdem waren noch Wohnungen von Zimmer - Kabinett - Küchebis zu
Siebenzimmerwohnungenmit Ablösenvon2000bis 15 . 000Schillingangekündigt .

Es ist eine allgemeine Klage der Wohnungssuchenden ,dassohne
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Ablöse eine Wohnung in einem Privathause nicht zu haben sei ;ganz besonders
wird der Mittllstand ,der seine Wohnung vielfach auch zur Ausübung seines

Berufes benötigt ,dadurch auf das schwerste getreffen .
St . . Weberbespricht dann die Vrhältnisse hinsichtlich der Ehe¬

schliessungen und der Geburten .Er erklärt ,dass sich der G,burtenrückgang
erst ab 1936 auf dem Wohnungsmarkt bemerkbar machen wird ,da die Zahl der
jährlichen Eheschliessungen sich fast stets auf gleichbleibender Höhebe¬

findet ,Wenn jetzt noch eine gesteigerte Nachfrage von Wohnungen festzustel¬

len ist,se ist diese Nachfrage nicht zuletzt darauf zurückzuführen ,dass
zur Zeitdes Militarismus die neuen Haushalte im Mannesalter von 26 und27
Jahren gegründetwurden ,währendsie jetzt schonim Mannesaltervon20
und 21 Jahren erfolgen .Das bedeutet ,dass in den letzten Mahren ungefähr
60 . 000neue Haushalte aufgetreten sind .Ueber den Umfangder Wohnungsnot
wird die nächste Volkszählung ,die hoffentlich mit einer Zählung
der Wohnungen und der Haushalte verbunden sein wird ,Aufkäärung bringen .
Derzeit ist die Not an Wohnungen noch enorm ,und es kann und darf daher

an eine Schmälerung des Wohnungsbaues nicht gedacht werden ,imGegenteil ,

sie muss eher gesteigert werden,bis der Mærkt gesättigt ist .
Der jährliche Zuwachs von mindestens 6000 Wohnugenvermehrt

die Agendender Hauswerwaltungsehr stark .Mit 31 .Dezember . J .werden
ven der Gemeindeinsgesamt 56 . 926Wohnungenverwaltet .In den Wohnungender
Gemeinde sind fast dur hwegs kinderreiche Familien eingemietet .Rechnet
dass jede Wehnung mit 1 Köpfen besetzt ist ,so ergibt die R,chnung ,dass
rund 228 . 000Parsenen bei der G meinde Obdach gefunden haben .DieVerwaltun
wickelt sich im allgemeinen -trotz der tristen Wirtschafstlage und der über
aus starken Arbeitslosigkeit -ehne nennenswerte Schwierigkeiten ab .

Ueber die Schlichtungsstellen sagt St . R .Weber ,dass in der Zeit
vom . Jänner bis 31 . Oktober 193e insgesamt 18 . 834Anträge eingebracht wur¬
den .Auf Grund der Vorentscheidung der Schlichtungsstellen oder durch Ver¬

gleich wurden Instandsetzungarbeiten in der Höhevon 10,703 . 387Schilling
vorgenommen .Interessant ist ,dass in 777 Fällen der Mietzins vomhooofachen

bis zum15oofachen ,in 87 Fällen voml5oofachen bis zum5ooofachen undin
17 Fällen der Mietzins mit mehr als dem 5ooofachen bestimmt wurden .

Beim Wohnungsnachweis der Gemeinde wurden Anzeigen über das Frei
werden von 5853 Wohnungen erstattet ;davon wurden als wieder vermietet

. 242 ,als getauscht 313 ,als umgeschrieben 187,als leergemeldet
79,als unbewehnbar 15 und als nicht wiedervermietbar 17 Wohnungen .

Ich habe schondarauf hingewiesan ,dassschätzungs¬
weise einage hundert Wohnungen in Wien leer stehen .Diesem Uebel könnte nur
durch eine Verbesserung des Wohnungsnachweises gesteurt werden .Esmüss ' e
für jeden Hauseigentümer die Verpflichtung statuiert werden ,jede freigewor¬
dene Wehnung binnen körzester Frist zu vermieten ,widrigenfalls der Gemeinde
das Recht auf die Einweisung zukommt . Esist zu hoffen ,dass die Widerstände
gegen ein solches Gesetz durch die Einsicht äller berufenen Kreise immer
mehr und mehr zurückgedrängt werden und schliesslich auch in Oesterreich
ein vernünftiges Wohnungsgesetz geschaffen wird .

St . R .Weber dankte schliesslich allen ,die auch im abgelaufenen
Jahr an diesem grossen Werk kommunaler Sozialpolitik hingebungsvoll mit¬

ewirkt haben .( Stürmischer Bifall )82
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GR . Ullreich ( . L( bemerkt ,nach dem Bgricht des St . . Weber

soll im Wohnungswesentrotz aller gegenteiligen Erfahrungenalles beimal¬
ten bleiben .Das Kleingartenwesen ,das einmal im Budget eine gewisse Rolle

gespielt hat ,steht im Z ichen des Abbaues .Wohl haben sich die Klein¬
gärtner der sozialdemokratischen Partei angeschlossen ,aber sie sindoffen¬
bar in Ungnade gefallen ,weil sie in den 10 Jahres des Besitzes zu" Eigen¬
tumsbestien gewordensind ,die an ihrem StückchenBodenhängen ,währenddie
Gemeinde den Gpund für ihre Kasernenbauten braucht .Die Soziald mokracen
geben vor ,für den Pächterschutz einzutreten . Wosie selbst aber etwas zu
eDen haben ,wie bei den Kleingärtnern ,vertreibt man die Leute ohne jede
Entschu digung von „ undund Boden . GR. Ullreichbeschäftigt sodann mitdem
städtishen Wohnhausbau und vertritt die Ferderung nach Aufnahmeeiner
Wehnbauanleihe .Die sozialdemekratische Partei erhebt ganz mitUnrecht Vor¬
würfe gegen das Kuraterium für Wehnbauförderung ,denn einerseits ist dieses
Kuraterium nur eine beratende Körperschaft andererseits haben die Sozial¬
demekratenkeinen Anlass zu solchen Forwürfen ,da sie selbst geradedas
tun ,was sie der staatlichen Wehnbauförderung zur Vorwurfe machen .Sie
machen durch ihre Sezialisierungsbestrebungen jede private Bautatigkeit
unmöglich ,sie unterstützen aber auch in keiner Weise die gemeinnützige und
genc senschaftliche B,utätigkeit ,ja sie erschweren dengenessenschaftliche
Bautätigkeit ausserordentlich .So zwingt mandie Siedlungen ,die Zufahrts - ¬
wege und Strassen aus eigenem herzustellen und legt der Siedlungsgenessen¬
schaft die Pflicht zur Instandhaltung der Strassen ,zu ihrer Rinigungund
zur B leuchtung auf .Die Bodenwertabgabe macht den G nössenschaften jede Kal
kulation unmöglich .Wieschwermansich an der WienerB völkerungversündigt ,
beweist der Umstand ,dass es in Wien noch immer Barackenbewohner ,HaHöhlen¬
bewehner gibt .Unsere Anträge auf Einsetzung einer Kommission ,die über
die Wehnungszuweisungen zu entscheiden hätte ,lehnen Sie ab .Sie wollen un¬
sere Kontrolle nicht .Wir müssen Ihre Wohnungspoltik ablehnen ,solange Sie
auf Ihrem einseitigen parteipolitischen Standpunkt beharren ( Lebhafter Bei¬

fall bei der . . )
Es wird sodanndie Abstimmungüber die VerwaltungsgruppeIII

durchgeführt ,Die Ansätze dieser Verwaltungsgruppe werden genehmigt und der

Antrag Arnald wegen Einsetzung eines Subventionsbetrages von 80 . c00Schil¬

ling für die Organisatienen der kathelischen Jugendfürsorge abgelehnt ,der
Antrag Hörmayer wegen „ erkennung einer Rente ven 56 Schilling monatlich an
alle über 7 °Jahre und darüber alten Erwerbsunfähigen und bedürftigen Be .
fürsergten ? schäftsordnungsmässigen Behandlung zugewiesen .

Dann wird die Debatte über die Verwaltungsgruppe IVfortgesetzt .

GR. Helaubek ( . L )bemerkt ,es sei ohneweiters zuzugeben ,dass au
dem Gebiete des Wohnungswesens viel geschehen ist .Insgesamt befinden sich
heute über 50 . 000Wehnungen im Besitz der G,meinde .Aber dieser grossenZahl
von Wehnungen kann nech inmer dam grossen Wohnungsbedürfnis nicht voll be - ¬
friedigt werden .Na . hden Barstellungen des St . . Wabergibt es angeblich nur
etwas über 11 . 00 .Wohrungssuchende .Wir bezeifeln ,dass diese Ziffer wirklich
se klein ist . GR.Helaubek bezeichnet dann die Varhaltnisse im Wohnungsamtals
aussererdentlich beklagenswert .Wenn eir Wohnungssuchenden sich nicht der
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Hilfe eines Gemeinderatesbedienen kann ,ist es überhaupt sehrschwer
möglich,ins Wohnungsamtzu gelangen .In dr Wochesteht bloss einhalber
Tag für die Wohnungssuchendenzur V rfügung .In keinem G meindeamt ist die
B handlung der Parteien so rücksichtalos ,anhuman und brutal wie imWohnungs
amt und in keinem städtischen Amt gibt es soviel G meindewache wie imWoh¬
nungsamt ,das dennEindruck einer Polizeikaserne macht .Es müsstenhier
Erleichterungen geschaffennund die Stunden für den Parteienverkehr ausge¬
dehnt werden bezw .mehr Tage für diesen Zweckzur Verf ' gunggestellt wer¬
den .Die Bkämpfung der Wohnungsnot hat Fortschritte gemacht ,aber nicht in4772
demUmfange man es wünschen würde .Die B streitung der ausserordant¬
lich hohen Mittel für den Wohnungsbau aus laufenden Einnahmen ist eine

schwere Schädigung der Wirtschaft .Darunter leiden natürlich auch die Ar¬

beiter .Wenndas Hauptkondingentder Wahnungssuchendeneinmalbefriedigt
ist ,würde die Wohnbausteuer ausreichen um soviele Wohnungen zu schaffen
dass der Wohnungsbedarf gedeckt wird . GR. Holaubekerklärt schliesslich ,
dass seine Partei gegen den Voranschlag der Gruppe IVstirmen werde .( Lebhaf¬
ter Beifall bei der . L)

GR. Heinrich ( . . )bemerkt ,ein Ressort von der Bedeutungdes
Wohnungswesensmüsste ,wennes ganz objektiv und unterAusschaltung
jeder Parteipolitik geführt würde ,segensreich wirken .Aber dasSarteipoli¬
tische spielt bei der Vrgebungder Wohnungeneine sehr grosse Rolle .In
jedem einzelnen B zirk kann man beobachten ,dass die hervorragendsten Agi¬
tatoran und Vrtrauensleute der sozialdemokratischen Partei bei der Wohnung
vergebung am meisten berücksichtigtvwerden .Anderen und zwar auch Angehö¬
rigen der sozialdemokratischen Partei ,die nicht Eonzensind ,werdrndie
grössetan Schwierigkeiten gemacht ,„ Sogar in Tauschfallen ,in welchen ja

der Wehnungsmarktnicht belastet wirrd .Im Wohnungsamtsieht es wie ineiner
Stráfanstalt aus .Bei jeder Türe stehen zwei Gameindewachleute .Der Redner

sei selbst einmal im Wohnungsamte gewesen und habe jemandem aus einem
Nebenraum des Wohnungsamtes heraus heulen gehört . Ersei dann selbst in

diesen N benraum eingetreten und habe einen Strassenbahner auf einem Sofa

liegen gesehen und um ihn drei G,meindewachleute stehen .Auf seine Anfrage
sei ihm erklärt worden ,dass der Manndie Bgamtenbedroht habe .Vor14
Tagan hat sich ein ähnlicher Fall ereignet ,wo die G,meindewache sehr ener¬
gisch eingeschritten ist .Solche Dingeødürften nicht vorkommen und es könnt
manche Exzesse durch wohlwollende Bhandlung der Parteien vermieden werden
GR .H,inrich verlangt schliesslich die Einsetzung eines Unterausschusses ,
der über die Wohnungszuweisungenzu entscheidenhätte ( Bifall bei der . L)

ner ( . . )verlangt ebenfalls die Aufnahme einer Wohn¬
bauanleihe und bemerktsodannes handet sich der Mehrheitnichtdarum ,
Wehnungenzu schaffen ,sondern die Leute ,die manin Gmeindewohnungenun¬
terbringt ,in das Joch der sozialdemokratischen Parteizu spannen unddie
private Baulätigkeit zu erschlagen .Die Sozialdemokraten sind nadikale
V rtreter des Mieterschutzes nut dort ,we es nicht um ihre Interessen geht .
In den G,meindehlusern gibt es keinen Mieterschutz ,die drakonische Heus¬
ordnung in den G meindehäusern ist ein unerreichbames Ideal für alle ra¬

dikalen Husbeitzer .
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Die Unterbringungeines einzigen Wohnungssuchendenkostet derGemeinde
20 . 000Schilling .Die Privatinitiative würde das billiger machen .Dezalten

Husbesitzer wurden von der Gemeinde zugrunde gerichtet ,sie wurdengezwun¬
gen,ihre Häuser an Ausländer zu verkaufen .Das Mietengesetz kostet der Be¬
völkerung 350 Millionen Schilling ; eshat auch der Bevölkerung die Frei¬

zügigkeit genommen .Das Geld ,das die Gemeindefür den Wohnhausbauausgibt ,
ist vergeudetes Geld . GR,Schiener bespricht dann die Mietverhältnisse in
Russland ,woden Hausbesitzern nach demFiasko ,das die Sowjets mit derZer¬
trümmerung des Mietengesetzes erlitten haben ,wieder bedeutende Zugeständ¬
nisse gemacht worden sind .Währendes im Jhre 1920 in Russland keinenein¬
zigen . usbesitzer gab ,erreicht ihre Zahl jetzt schon anderthalb Millic¬
nen .Der Zins in Russland schwankt für den Quadratmeter zwischen ' 5Ko¬
peken und 4 Rubeln .Die Husbesitzer und Bugenossenschaften müssen für
die Unterbringung von Obdachlosen zehn Prozent ihrer RäumezurVerfügung
stellen ;die übrigenWehnräumlichkeitenkönnenfreivermietet werden .Das
russische Mietengesetz ist also weit besser als die Verhältnisse ,die Sie
auf diesemGebietegeschaffenhaben .( B,ifall ) .

GR. Dr. Wagner( E . )erklärt ,dass die Kosten für denstädtischen
Wohnhausbau die bedeutendsten sind ,die die G,meinde trägt ,da bei der Zusam¬
menstellung der Ausgaben für den Wohnhausbau nicht nur die in der Verwal¬
tungsgruppe für Wohnungswesen verrechneten Ausgaben berücksichtigt werden

müssen ,sondern auch jene Ausgaben ,die in den Budgets anderer Verwaltungs¬
gruppen aufscheinen ,so die Ausgaben für die „ undkäufe ,für Strassenauf¬
schliessungen ,Strassenherstellungen ,Strassenbeleuchtung unddergleichen .
Wennman alle diese Kosten berücksichtigt ,ergibt sich eine Bruttoausgabe
für den Wohnhausbau ,die weit höher ist ,als die Ausgaben für das " ohl¬
fahrtswesen . GR. Dr .Wagner spricht sein Bedauern darüber aus ,dass es in
Oesterreich an amtlichen statistischen Daten über das Wohnungsesen und
Wohnungsbedürfnis fehtl ,so dass man hier auf Kombinationen angewiesen
ist .Es kann aber doch angenommenwerden ,dass in etwa 2 Jahren dasAktuel - ¬
le beim Wohnungsamtder Stadt Wiengeltend gemachteWchnungsbedürfnisbe- ¬
friedigt sein wird . Geraddie G meindepolitik hätte das grösste Interesse
an der Feststellung ,ob undwielangenochein B darf nach NaubauteninWien
vorhandenist undwir glauben ,dassdiese Fyststellungenzu einemfürdie
Mhrheit unerwünschten Ergebnis führen würden .Es wäre die Pflicht der Stadt
verwaltung bei allen zuständigen Faktoren darauf zu drängen ,dassmöglichst
bald amtliche hebungen über die Wchlverhältnisse und das Wohnbedürfnis
in Wiendarchgeführt wird .Die Ziffern des städtischenWohnungsnachweises
sind im ganzenundgrossen recht befri digend .Dort werdennur 79Wohnungen
genannt ,die leer stehen ,das sind bloss ' 35Prozent derangemeldeten
Wohnungswerber .Wir hätten allen „ undin der Wohnbaupolttik recht vor¬

sichtig zu sein unduns zu hüten ,volkswirtschaftliches Kapital zuver¬
geuden ,in - demüberflüssige Bgutenaufgeführt werden .Ein krassesMiss¬
verhältnis besteht zwischen den Wohnungenund Geschäftslckalen ,die neug
errichtet wurden .Aufnicht ganz17 WohnungenkommteinGeschäftslokal .
Das heisst ,es wird auf den in einer wahrhaft erbarmungswürdigen Lage
befindlichen Gewerbeund K ufmannstand keine Rücksicht genommen .Diese
Hypertrephiean Geschäftslckalenist eines der Mittel dersozialdemokratisch
Partei,um auf Gewerbe und Handel einen Druck in parteipolitischer Bzie¬
hungauszuüben . GR. Wngnerbeschäftigt Fodannmit derEundeswehnbauförderung
und bezeichnet die an der Bundeswohnbauförderunggeübte Kgitik alsvoll - ¬
kommenunberechtigt .Die Bundeswohnbauförderungwarzunächst gedachtals
eine B,kämpfungder Wohnugenot durch Förderung des privaten Wohnhaus- ¬
baues .Ausserdemmussmanbedenken ,dass' fürWienerBautennichtwenigerals
über 90 Millionen gegebenwurdenund dass das LndNiederösterreichan
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Ander Bundeswohnbauförderungmit 35 Millionen partizipiert ,welcher
Betrag zum Teil zur Errichtung von Einfamilienhäusern in der nächsten
Umgebung von Wien geführt hat ,was ja auch Wien zugute kemmt .Wir danken
dem Bund dafür ,dass das Geld aus der Wohnbauförderung nicht zur Unter¬

stützung der marxistischen Wohnungspolitik hergegeben wurde ,wir wünschen
aber auch ,dass es die Regierung nicht bei der einmaligen Wohnbauför¬
derung bewenden lässt . GR.Wagner befasst sich sodann mit der Wohnhausverwal¬
tung .Die Wohnhausverwaltung zieht die sehr ansehnli heEinnahme
ven ' 6Millionen aus den Miethäusern .Die gleiche Summe wird als Aus¬

gabe ausgewiesen ,aber nicht bloss für die Miethäuser sondern für alle
in der Verwaltung der Gemeinde befindlichen Gebäude ,auch die Amts¬
gebäude ,Krankenhäuser ,Schulen usw . ,sodass das Prihzip ,dass die Mie - ¬
ter nur für die Instandhaltung des von ihnen selbst bewohnten Hauses bezw .
die .Mieter für die Kosten der Miethäuser aufzukommen haben ,durchbrochen

ist .Zum Schlusse bezeichnet es GR .Wagner als das Ziel der Wohnhauspoli¬
den Metta

tik ,scViel überflüssige und überschüssige Wohnräume zu schaffen ,dassx
eine Erhöhung der Mietzinse in den privaten Häusern unmöglich ist ,das

heisst ,volkswirtschaftlich gesprochen ,dass das Kapital ,das der Haus
besitz heute darstellt,auf der heutigen Entwertung erhalben bleiben soll .
Dann wären die Spzialisierungsbestrebungen Breitners verwirklicht .

Eine solche Wohnbaupolitik müssen wir ablehnen ,( Lebhafter Beifall
bei der . . )

GR .Reismann ( soz ,dem . )wendet sich gegen die Behauptung des GR

Dr .Wagner ,dass die Bundeswohnbauförderung vor allem den Zweckhabe ,die
private Bautät igkeit zu fördern .Wohl hat bei der Regierung ursprüng¬
lich der Gedankevorgeherrscht ,j weBautätigkeit der öffentlichenKör- ¬
perschaften bei der Bundeswohnbauförderung auszuschalten ,da aber die
sozia ldemokratische Fraktion im Parlament die Regierung aufmerksam ge¬
macht hat ,dass das Schicksal der Regierung des Mietengesetzes daven ab¬
hängt ,ob durch die Bundeswohnbauförderungauch die Bautütigkeit deröffent
lichen Körperschaften gefördert wird ,ist schliesslich ein Kompromiss ge¬

schlossen und im Gesetz klar ausgesprochen worden ,dass auch die öffent¬
lichen Körperschaften an der Bundeswohnbauförderung teilhaben sollen .Auf
Grund dieses Gesetzes fordert die Gemeinde Wien ihren berechtigten ' nteil
aus Bundesmitteln .Man emfpichlt uns immer wieder von der Linie unserer

bisherigen Wohnbaupolitik abzuweichen .In allen europäischen Ländern ,in
denen man andeme Wege gegangen ist wir ,haben sich die Wchnungsverhältnis¬
se durch ge Lockerung der Wohnungszwangswirtschnäftund desMieterschutzes
verschärft .( Lebhafter Beifall bei der Mehrheit ) .Es ist auch nicht rich¬

tig ,dass in den Ländern ,in denen der Mieterschutz abgebaut worden ist ,

die private Bautätigkeit blüht .Es gibt kein Land in Europa ,wo
von Privaten gebaut wird ,ohne dass öffentliche Mittel in Anspruch genom¬

menwerden .In allen diesen Ländern sind die Mieten aber so hoch ,dasssie
für die grosse Massc der Arbeiterschaft untragbar sind ( Lebhafter Beifall

bei der Mehrheit ) .Wienist die einzigeStadt ,womesinfolge der hierherr¬
schendenMietzinsbildungauch den wirtschaftlich Schwächstenmöglich
ist ,eine eigene Wohnungzu finden .( Lehhafter Beifall bei der Mohrheit ) .
Alle Fachleute erklären zum Boispiel ,dass die Wohnbaupolitik Deutsch¬

lands grundfalsch ist .Die deutsche Ryichsregierung hat das selbst er¬
kannt .Sie hat in dem zusätzlichen BauprogrammRichtlinien aufgestellt ,
in denen sie verlangt ,dass nur Wohnungen hersgestellt werden ,die solche

Mieten haben ,dass sie auch die minderbemittelten Arbeiten bezahlen können .
In diesen Richtlinien wird die . dingung gestellt ,dass keinc Woh¬
nung mit einem Mietzins über 20 bis 50 Mark hergestellt werden darf und

dass die Mindesfläche der Wchnung nicht mehr als 33 bis 15Cuadratmeter
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betragen darf .Und nun die Bundeswohnbauhilfe !Im Programm der Bundes¬
wohnbauhilfe war der Bau von 30 . 000Wohnungen in 3 Jahren vorgesehen .Man
kann aber kaum18 . 000Wohnungenhorstellen ( Hört ! Hört !bei derMehrheit ) .
10 Jahre hat der Bundnichts in der Wehnbaupelitikgeleistet und
sobald er damitbegonnonhat ,ist der Zusammenbrucherfolgt .Wienhatbis
heute aus der Bundeswohnbauhilfe lediglich einen Kredit für 571Wohnungen
bekomen ,obwohl Projekte für 1o . 000Wohnungenausgearbeitet sind .Das
zoigt ,wie gross die politische Gchässigkeit gegen die sozialdemokrati¬
sche Gemeindeverwaltung ist ( Lebhafter Beifall bei der Mehrheit ) .Als
Argumend wird angeführt ,man könne der G,meindeunmöglich mohr geben ,weil
sie die Wohnungen zw billig vermictet ( Hört ! Hört !bei der Mehrheit ); das
ist angesichts des gesteigerten Massenelonds ein Verbrechen an den Arbeits¬
und Wohnungslosen ( Lebhafter Beifall bei der Mehrheit ) .Betrachten wir

nun die Mietzinsbildung in den Häusern ,die durch die Bundeswohnbau¬
hilfe hergestellt werden ]Daschreibt ein Hausherr vomNeubau ,dass erfür
eine Zimmer - Küche - Vorzimmerwohnung120 Schilling pro Monat verlangt .( Stür .
mische Hört ! Hörtrufe und Rufe :Unerhört bei der Mehrheit . - Zwischenrufe ) .
im 6 .Bezirk wird ein Haus gebaut mit 27 Wohnungen ;eine Zweizimmerwohnung

hat den Zins von 230 Schilling im Monat( Lobhafte Hört ' Hörtrufe beider
Mehrheit ) .In einemvonder Geschäftsstelle bewilligtenEinfamilienhaus
wird der voraussichtliche Monatszins für eine Viorzimmer - Wohnung150
Schilling betragen ,und wennmandie Verzinsung des eigenenKapitale
berücksichtigt ,750 Schilling ( Lebhafte Hört ! Hörtrufe bei der Mehrheit ) .
Wenn man bedenkt ,dass die Mieter die Zinsgroschen bezahlen ,damit Duxus - ¬

wohnungen gebaut werden statt Kleinwohnungen ,so ist das ein schweres Un¬
recht an der Wiener Bevölkerung ( Lebhafter Beifall bei der Mehrheit ) .GR .
Reismann tritt sodann den Vorwürfan der Minderheit entgegen ,dass die Woh¬
nungen in den Gemeindehäusern nicht an Angehörige der christlichsozialen

Partei vermictot werden ,und bemorkt ,dass solbstverständlich auch das
Wohnbedürfnis sozialdemokratischer Wohnungsloser nur in einem sehr ge¬
ringenMasse bofriedigtwerdenkönne .DerBundhat allcs verabsäumt,umdie
Wohnungen auf dem privaten Wohnungsmarkt zu erfassen .Heute werden Tausende
und Abortausender freiwerdender privater Wohnungen verkauft und kein Pro¬
letarier hat mehrdie Möglichkeit eine solche Wohnungzu bekommen .Zum
Schlusso erklärt GR. Reismann ,dass am 9 .Novemberzwei Drittel derWähler
Wiens das Bokenntnis zur Demokratic ,aber auch zur Wohnungspolitik der
Mehrheit abgelegt habe ,und die Mchrheit wird sich von der Linie ihrer bis¬
herigen Wohr spolitik nicht abbringen lassen ( Lebhafter Beifall bei der

Mehrhoit

GR .Millik ( E . . )wünscht eine raschere DurchführungderAbrech¬
nung der Bauarbeiten .Dicse Abrechnungen zichen sich bisweilen zwei bis
drei Jahrc hinaus ,wodurchdas Anschenwederder Gemeindenoch derBeam¬
tenschaft gefördert wird .Ich will hier in öffchtlicher Sitzung nichtübor
einen Fall sprechen ,in dem ein tochnischer Beamter sich hat etwas zuschul¬
den kommenlassen .Daran sind nicht nur die zwei bis drei Jahre dauerenden
Abrechnungen schuld ,sondern auch die Sparwut ,die Sie gerade bei der Ein¬

stellung von technischen Beamten üben .Hunderte von Menschen warten auf eine
)

Anstellung ,und es wäre nicht /in deron ,sondern auch im Intercsse der Gemein¬
de gelegen ,wenn Sie z .B .auf den Baustellen mohr technische Beamte verwen¬

den würden ,als Sie os heute tun .Diese Sparwut gerade bei der Einstellung
von technischen Beamtenmussschliesslich und endlich zuUnzukömmlich¬
keiten führen ,die wir allc bedauern müssen .( Beifall bei der . . ) .

GR .Daffinger( E . . )erwidert auf die AusführungendesGR. Reis¬
mann ,dass man über dåe Wohnbauförderungsaktion noch kein abschliessendes
Urteil abgebenkönne ,da die Wohnbauförderungsaktionja nochnichtbeendet
ist .Er spricht dann über die Zinsbildung in den städtischen Bautenund

987



Gemeinderetssitzung vom 18 .Dezember 1935 .X .Glatt

erklärt ,dass die Gemeinde für den Quadratmeter im geplanten Hochhaus¬

bau in der Währingerstrasse 630 Schilling verlange .Dieser Preis ist sogar
den städtischen Elcktrizitätswerken für Ausstellungsräumlichkeiten zu
teuer ,die sie in dom geplanten Hochhaus micten wollten .Der Redner kri¬

tisiert sodann ,dass auch die Wohnugsvergebung vor parteipolitischen Ge¬

sichtspunkten beeinflusst werde .Von den Wohnungszuweisungen entfallen
98 Prozent auf Sozialdcmokraten und 2 Prozent auf Nichtmarxisten .Trotzdem
Sie für Ihre Wohnbautätigkoit ungcheuro Summen ausgeben ,ist es Ihnen bis¬

her nicht gelungen ,die Wohnungsnotfühlbar zu bchoben .Der Rednerboschwert
sich ,dass bei Wohnhauseubautendie Abplankungensogar ganze Strassenab¬

sperren ,ein Zustand ,dor in früheren Jahren niemals geduldet worden ist .

Den Ausgleichsfonds haben von den Ah Wiener Häusern nur ' 3Prozent in An¬
spruch genommon .Das ist sehr wonig ,und es wäre notwendig ,die Bevölkerung
darauf aufmerksam zu machen ,dass es unter bestimmten Voraussetzungen ihr

Rochtsei denAusgleichsfondsin Anspruchzu nohmen. /Sefdtde knt)
GR ,Haider ( . . )bemerkt ,mit den bisherigen Methoden der Wohn¬

baupolitik werde unmöglich das Wohnungsproblemgelöstvwerden können - Weiters
kritisiert erces ,dass die Mehrheit noch immerdie Behauptungaufrecht
erhält ,dass die Gemeindebauten aus den Mitteln der Wohnbausteuor erbaut
werden .Selbst der Oberste Rechnungshof hat es für notwendig gefunden ,dio

Unwahrheitdieser Behauptungfestzustellen .GR .Haiderbemängeltessodann ,
ebenfalls unter Hinweis auf den Bericht des Rechnungshofes ,dass dio Zu¬
schüsse zu den das Viertausendfache übersteigenden Instandhaltungszinsen
nicht nach der Bedürftigkeit gegeben wurden und bemerkt ,es sei dies nur
so zu erklären ,dass die Gesucho aufrocht erledigt wurden ,die dio sozial¬
demokratischen Vertrauenmänner ompfohlen haben .Was man sich bei der Vor¬
gebung von Arbeiten für Wohnhausbauten leistet ,spottet jeder Beschrei - ¬
bung .Auch das kritisiert der Rechnungshofbericht .DemSkandal auf diesem
Gebict muss ein Ende gemacht werden .Dio Professionisten ,die von der Ge - ¬

meinde nicht herangezogen werden ,werden gern als unverlässlich bezeich¬
not ,wahrscheinlich ist daruntor eine Unverlässlichkeit in politischer
Bezikhung zu verstehen .ZumSchlusse seiner Ausführungen beklagt sich GR.
Haider über dio ungerechte Vergebung der Wohnungenund fühht einc ReihoHermngs ss

von an ,die tereits eine schöne Wohnung hatten ,eine noch schönero
Wohnung in Gemeinderhäusern zugewiesen wurde .Es wäre höchste Zeit ,dass

sich die Gomeinde bei der Vergebung von Wohnungen von sitllichen Grund¬
sätzon leiten liesse .( Beifall bei der E .. )

Schluss der Sitzung22105
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DieGeschäfteamGoldenenSonntag.
Strenge Einhaltung der Sperrstunden .

DemMagistrat sind in den letzten Tagenzahlreiche Klagenzugekom¬
men ,dass die Vorschfiftenüber die GeschäftssperreamSilbernenSonntag
sehr häufig missachtet wurden und dass insbesondere die vorgeschriebene

Geschäftssperrezwischen1 Uhrund3 Uhrnachmittagsnichteingehalten
wurde .Diese Klagen stammen nicht nur Hehilfenkreisen ,sondern auch aus Krei¬

sen der Geschäftsinhaber ,die die Sperrvorschriften einhalten .Begreiflicher
Weise fühlen sich diese dadurch geschäfigt ,dass andere Geschäftsleute die

bestehenden Vorschriften missachten .Die Magistratsdirektion hat daher die
Bundespolizeidirektion ersucht ,für eine strenge Ueberwachung der Sperrvor¬
schriften amGoldenen Sonntag Sorge zu tragen ;die magistratischen Bezirks¬

ämger sind angewiesen worden ,in Uebertretungsfällen mit strengen Strafen

vorzugehen . - . - - - - . - . .
Ausbauder öffentlichenStrassenbeleuchtung .

Ausser demim Bauprogrammfür das Jahr 1930 vorgesehenenAusbau
der elektrischen Strassenbeleuchtung soll nun auch noch die elektrische Be¬

leuchtung in der Altmannsdorferstrasse und Eckartsaugasse eingeführt werden .

Zur Beleuchtungdieser Strassenzüge werdeninsgesamt 25 ganznächtigbrennen¬
de und 15 halbnächtig brennende Lampenzu 200 Watt verwendet .DerGemeinde- ¬
ratsausschuss für technische Angelegenheitenhat den vomStadtbauamtausge¬

arbeiteten Entwurf für die Installationsarbeiten genehmigt und die dafür nö¬

tigen Kostenim Betrage von 11 . 000Schillingbewilligt .
- . - - - .

AutobusbetriebamGoldenenSonntag .
AmGoldenen Senntag verkehren in der Inneren Stadt die Autobuslinien

I ,II und AII in der Zeit von 8130Uhr vormittags bis ' 30Uhrabends .

Historisches Museumder Stadt Wien .
Die Direktion der städtischen Sammlungen teilt mit ,dass das Histo - ¬

rische Museumde Stadt WienamGeldenenSonntaggeschlossenist .
- . - . - . - . - - .. -- .

Bezirksvertretung Hietzing .
Die nächste Plenarsitzung der Bezirksvertretung Hietzing findet

morgen ,Samstag,um16 Uhrstatt .
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Budgetberatung .
WIENER GEMEINDERAT .

Sitzung vom19 .Dezember1930 .
Vizebgm .Hoss eröffnet die Sitzung um 17 ' 15Uhr .
Es wird die/Debatte über die vierte Werwaltungsgruppe fortgesetzt -

St .R .Kungönek "( E . . ): Gestern ist in einer Rede die voneiner
rührendenNaivetätzengt ,die abernicht unwidersprochenbleibendarf,über
die Bundeswohnbauförderung und die Wohnbaupolitik im Deutschen Reich gespro - ¬

chenworden .DasssolcheBehauptungenüberdie deutscheWohnbaupolitikmög¬
lich sind ,ist mir erst klar geworden ,als sich GR. ReismannzurBekräftigung
seiner Darlegungen auf eines der führenden kapitalistisehen Blättern Deutsch¬
land berufen hat .Nur wer aus solchen Quellen schöpft ,kann zu solchen Schlüs - ¬
sen kommen .Wahr ist vielmehr ,dass die deutsche Wohnbaupolitik Grossartiges
geleistet hat und dass con einem Krach der deutschen Wohnbaupolitikkeine
Rede sein kann .Es steht einem Wiener Gemeinderat sehr schlecht an -über eine
so grossartige Wohnbaupolitik ,ein solches Urteil abzugeben .Wenn die deut - ¬

sche Richsregierung jetzt für die Wohnbauförderungkleinere Beträgezur
Verfügunggestellt hat ,so nurdeshalbweildasDeutscheReichaufallen
Gebieten zu sparen gezwungenist .Dass es da und dort in Deutschlandwegen
zu hoherZinse unanbringlicheWohnungengibt ,erklärt sich daraus ,dass .
auchin DeutschlandmancheBevölkerungsschichtenzusammengebrochensind ,
dasselbeBild zeigt sich auchin Wien .Soüber die deutschenVerhältnissezu
sprechen ,wie es GR . Reismann getan hat,ist nur möglich ,wdl,ihm scheinbar

entgangen ist ,dass es die Differenzen ,die es bei uns im Mietzins gibt ,in
die Uebervalorisierung der Mietzinsen JarkdA

Doutschland nicht gibt .Burch/ist auch erreicht wordon ,dass die Spannung
zwischen gesetzlichem Mietzins und Bauindex im Gegensatz zu uns sich sehr

verringert hat .Wir haben keinen Anlass ,die deutsche Wohnbaupolitik zuver¬
teidigen ,wennaber die Rededes GRReismannin Deutschlandbekanntwird ,
wird mandraussen über diese Rede ein Urteil abgeben ,in der die Verwunderung
über eine so aufgestappelte Ignoranz keine untergeordnete Rolle spielen wird
( Lebhafter Beifall bei der E . . )Auch was GR .Reismann über die Bundeswohn¬

bauförderung gesagt hat ,entspricht nicht den Tatsachen .Vorallem hat

niemandauf Grunddes GesetzesdenAnspruchauf einenbestimm
ten TeilausderBundeswehnbauförderung.Wohlist in dasGesctzdieBestimmung
hineingenommenworden ,dasszudenAnspruchsberechtigtenauchdieGemeinden
gehören ,aber es wurde abgelchnt ,wie es Dr .Danneberg gefordert hatte ,den
Abteil der Gemeindenzu bestimmen .Das Gesetz ist einvernehmlichzustande - ¬
gekommenunddie spzialdemokratischePartei hat daher kein Rechtzu denein
zelnen B,stimmungendes Gesetzesin so politischer und tendenziöserWeise
Stellung zu nehmen ,wie es hier geschchen ist .( GR. Rausnitz :Es handelt sich
nicht umdie B,stimmungendes Gesetzes ,sondernumdie Handhabung ! )Auchgegen
die Handhabungist nichts zu sagen ,weil sie sich auf das Gesctzstützt .
Wenndie Sozialdemokratendie Dingeimmerso darstellen ,als ob Wieninder
Bundeswohnbauförderungbenachteiligtwurde ,so verwechselnsie da dasGemeinde-¬

interesso mit dem Intoresse der Bevölkerung .( GR .Schleifer :Mit dem der Vil¬

lenbesitzer sicherlich nicht ! -Zwischenrufe) .In der letzten SitzungdesKura¬
toriumswurdefür Wienein Betragvonüber 118Millionengenchmigt .( Hört !
Härt !beider . . -GR,Nachtnebel:SiorufenHärt' Hört! ,weilIhnendasoffon¬
bar zu viel ist/ - LebhafterWiderspruchbei der . . )GR. Haider :Dashat
dochniemandgesagt(GR.Gschladt:Dasist eineganzdemagogischeVerdrehung . .
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GR .Nachtnebel :Der Herr Gschladt reden noch von Demagogie ! . - LebhafteZwischen¬
rufe ) .Die Dinge in einer ganz rabulistischen und unwahren Weise dargestellt

zu haben ,bleibt das Verdienst des GR .Reismann .Es zeigt das ,welcherVer¬
drehungs - undVerleumdungskünsten man ausserhalb dieses Saales ausgesetzt
ist ( Lebhafte Zwischerufc . - GR.Schleifer :Aber recht hat er doch ! . - GR. Huber !
GenganS 'Schofa blasen ! - Zwischenrufe ) .Auf reine Gemeindebautenentfällt
von diesem .Betrag von 118 Millionen der B,trag von 10 ' 9Millionen .Mankönnte
hier sagen ,dass die Badachtnahme auf die Gemeinde im Verhältnis auf die

Priyatbauten ,zu deren .auch die genossenschaftliden gehören zugeringfügig
sei .Ich tue das nicht ,weil ich für den städtischen Wohnhausbau nicht so

begeistert bin und viel mehr Begeisterung habem für die private Bautätig - ¬
keit ,insbesondere wenn es sich um den genossenschaftlichenund Siedungsbau
handelt .WennSt . R .Weberbehauptet ,dass,falls die WohnbauförderungdenWün- ¬
schen des Gemeindrates in vollem Umfangeentsprochen hätte ,heuer statt
6000 mindestens 11 . 000Wohnungenerbaut worden wären ,so ist das eine kühne
Konstruktion .Sie prunken immer damit ,was Sie im Gemeinderat beschliessen .
Das alles steht aber sehr im Widerspruch zu dem ,was Sie praktisch machen

und machen können .So haben Sie bis Juni dieses Jahres die Wohnbautätigkeit
gedrosselt und erst dann mit einer erhöhten Bautit igkeit eingesetzt .Nach
meinen Informationen deshalb ,weil das Finanazreferat gebremst hat .Eine

Reihe von Bauten ,die schon im Jahre 1928 beschlossen worden waren ,sind
erst 1929 in Angriff genommen worden und ebenso wurde eine Rcihe vonBauten
die als Gemeindebauten in Aussicht genommen waren auf das Gebiet der staat¬

31untelichen Wohnbauförderung abgeschoben . AuchdenBauten die von der Wohn¬
bauförderung schon bewilligt worden sind ,sind solche ,die aus demeigent¬
lichen Wohnbauprogrammentnommenworden sind .Solange Sie sich solche
Changements erlauben ,wird Ihnen nimmand den Umfang Ihrer Bautätigkeit glau¬
ben .Von dem Betrag von 118 Millionen Schilling ,der um rund 30
Millionen Schilling über das Wohnbauprogramm der Gemeinde für 1930 hinaus - ¬

reicht ( Hört ! Hört !bei der . . )ist auf die Gemeinde Wien ein Betrag
von 10 ' 9Millionen entfallen und die G,meinde hat dabei aus ihren eigenen
Mitteln nur einen Bgtrag von ' 9Millionen zur Verfügung zustellen ,
also nur ein Zehntel des Erfordernisses ,während das übrige Erfordernis von
der Zentralsparkasse der Gemeinde Wien bestritten wird .Ich habe seinerzeit
erklärt ,dass eine Wohnbauanleihe zu einem grossen Teil im Inland selbst

getätigt werdenkönnte .Andiesem Beispiel sieht man ,wie leicht dasmöglich
wäre .Von den Genossenschaften wird ein Bauprogramm von über 12Millionen
durchgeführt ,ahø Eigenkapital bringen die Genossenschaften ungefähr ' 5

Millionen Sch 'ling auf .Die restliche Finanzierung erfolgt durchSparkas¬
sen ,Hypot 'en - undBankenkredit .Die Bauwerber ,die Ein -undZweifami¬
lienhäuser bauen ,scheinen mit einem bewilligten Erfordernis von 1313Millio¬
nen auf .Davon haben sie ein Eigenkapital von ' 5Millionen aufgebracht ,den

Rest habensie vonästerreichischenKreditinstituten zur Verfügunggestellt
erhalten .Die Miethäuser wurden mit einem Betrag von 81 ' 7Millionen bedacht
und zwar haben die Bauherren ein Eigenkapital von 11 ' 2Millionen aufge¬
bracht ,während67 MillionenimWegevonKreditoperatienenbeigestelltwer¬
den .Von den 118 Millionen sind also : 97 Millionen im WeggvonKreditope - ¬
rationen aufgebracht worden ,21 ' 1Millionen als Ejgenkapital ,woven 20 Mil¬

lionen wirklich reines Privatkapital darstellen .Andiesen Ziffernerkennt
man den grossen Wert der Bundeswohhbauförderung .Sie mobilisiert das Privat¬

kapital in grossemUmfange .Diese Riesenwohnbautätigkeit ist nur miteinem
Betragevon113Millionenzu RchnungöffentlicherGelder ,HierderGemeinde
Wienngegangen .Wennmandas Wiener Beispiel ,auf dieBundeswohnbauförderung
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durch die Bundeswohnbauförderung
überträgt ,erkennt man erst ,welche gewaltige SummenPrivatkapital/mobili - ¬

siert wordensind umdie Wohnungsnotund Arbeitslosigkeit zubekämpfen .
Im Zusammenhange mit der Bundeswohnbauförderung wurde auch vomWohnungs - ¬
schacher gesprochen .Ich bin gegen den Wohnungsschacherin jeder Form
immer aufgetreten und habe im Nationalrat sehr dafür gekämpft ,dass der
Vermietungszwang eingeführt wird ,habe mich aber nicht durchzusetzen ver - ¬
moche .Das Wohnungsantselbst liefert den Gegnern jedwedenVermittlungszwan¬
ges ausreichendes Material .Ich will nur zwei Fälle anführen .In derBeckmann¬
strasse in einem Privathaus hatte ein Mieter eine Zimmer - undKüchenwohnung
inne .Die Wohnung wurde von 8 Personen bewohnt ,Wegen dieses grossen Ueber - ¬

belages wurdeder Mieter ddaser WohnungvomWohnungsamtin Evidenzgeführt
und ihm eine grössere Wohnung in einem städtischen Neubau versprochen .Er er¬
hickn tatsächlich eine solche im städtischen Neubau in der Goldschlagstras¬
se . Fürdie in dem Brivathaus freigewordene Wohnung hat sich ein Mietor be¬
worben ,der sich schonvor 5 Jahren umeine Gemeindewohnungangemelethat .
Der Hausbesitzer hat die freigewordene Wohnung dem Wohnungsamt zur Verfü¬
gung gestellt und als Mieter den Mannvorgeschlagen ,der ,wie schonerwähnt ,
sich schon vor 5 Jahren beim Wohnungsamtangemeldet hat ,weil er nureine
Wohnküchezur Verfügung hat .Das Wohnungsamthat den Vorschlag desHaus¬
besitzers glatt abgelehnt und so sitzen die 8 Personen noch immer in der

Zimmer -und Küchenwohnung und die andere Partei in der Wohnküche .In einem
zweiten Fall wurde einer Partei wegen Ueberbelag der Zimmer -undKüchenwohn
die die Partei bewohnt ,ein Siedlungshaus auf dem Flötzersteig zu¬

gesagt ,wenn der Hausherr die Wohnung dem Wohnungsamt "zur
Verfügung stellt .Der Hausherr hat nun als Mieter für die Wohnung einen Af - ¬

termieter vorgeschlagen ,der Frau und ein Kind hat und einen getrennten Haus .
halt infolge seiner Wohnverhältnisse führen muss .Den Vorschlag des Haus¬

herren hat das Wohnungsamt ebenfalls abgelehnt und so erhielt die eine Par¬
tei nicht das ihr zugesagte Siedlungshaus und der Aftormieter mussseine
drückenden Wohnungsverhältnisse weiter ertragen .So haben wir jetzt einen
Zustand ,der einfach unbeschreiblich ist . Esstchen Wohnungen leer ,weil
das Wohnungsamtmit Umgehungdes Gesetzes ein Einweisungsrecht sich erpres¬
sen will . Esist daher nicht zu verwundern ,wenn die Gegner der Zwangsver
mietung dem Wohnuggsamt kein solches Recht in die Hand geben wolle .Auf
den Vorwurfmdass heute die Hausbesitzer ihre Wohnungen nur verschachern ,
muss fostgestellt werden ,dass nach einem Berichte des ,St .R .Weber imSenat
Wiener Hausbesitzer dem Wohnungsamt in der Zeit vom 1 .Jänner bis 30 .Novom - ¬

ber . J .L .161 Wohnungen zur Verfügung gestellt haben und diese Wohnungen

nunmehr d 'h das Wohnungsamt mit insgesamt 13 . 106Personen besåtzt wurden .
Diese I sonen sind durchwegs besser untergebracht als instädtischen Neu¬
bauten ,da die Wohnungsdichte in ihren nunmchrigen Wohnungen ' 5beträgt ,
während sic in den städtischen Neubauten ' 6beträgt .Es wäre höchste

Zeit ,dass sich das Wohnungsamteiner etwas wenigerbolschewisierenden
Praxis bedienen würde ,um endlich die Stimmung unter der Hausbesitzerschaft
zu entgiften . Esist richtig ,dass Wohnungen verkauft werden ,aber nicht al¬
le Husbesitzer tun dies aus Profitgier ,sondern es gibt auch solche ,die
in drückendster Not sind ,weshalb sie Wohnungen verkaufen .Der Hausbesitzer

aber vermietet heute die Wohnung überhaupt nicht mehr ,sondern gibt sie

an ein Wohnungsvermittlungsbüroweiter ,die mit Hilfe des Magistrat sin
der letzten Zeit gerade auf dem Boden herausgeschossen sind .Das ist ein
Zustand ,der befürchten lässt ,dass das Wohnungsvermietungswesenunter
Mitwirkung des Magistrates und des Wchnungsamtes in einem Sumpfunter¬

Soht .
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St .R .Kunschak bespricht nun ausführlich die Bundeswohnbauförderungsaktion .

Sie erstreckt sich bis zu einer Wohnflächevon120Quadratmetern ,unddas
Kuratorium hat noch keinen einzigen Bau bewilligt ,der über den Ræhmen

der gesetzlich zulässigen verbaubaren Fläche hinausgeht . Esbestcht beim

Kuratorium die Praxis - undsie stützt sich auf einen einstimmigenBoschluss - ¬
für ein Einfamilienhaus als Grundlagefür das Kostenerfordernis den
Betrag von 70 . 900Schilling anzunchmon .Das kann gewiss nicht als Luxusan¬

gesehen werden .Wasüber die 70 . 000Schilling hinausgeht ,wird domBauwerberSotrodtit
nicht in Anrechnung gebracht .Bei solchen Villen werdenynicht 50Prozent ,
sondern nur ho Prozent honoriert .Es werden also nicht die Mittel für die
Ausführung eines Luxus ,sondern für die Herstellung der primitiven Arbei - ¬

ten bewilligt ,was ,gewiss im Interesse der Bekämpfung der Arbeitslosig - ¬
keit wertvoll ist .Für solche Bauten wurden vomKuratorium bisher 13Millio - ¬
nen Schilling ,also nicht einmal 1lo Prozent der Gesamtsumme von 118Millio - ¬
nen Schilling bewilligt .Die Bauwerber haben 4 Millienen Schilling auf¬
bringen müssen .Bei der Bewerbung um die Wohnbauförderung durch die Gemein¬

de geht es nicht sauber zu .Bauten ,die vom Gemeinderat zu Lasten der Gemein¬
&beschlossen wurden ,werden beim Bundeswohn -und Siedlungsamt für die
Bundeswohnbauaktion eingereicht . Eszeigt sich aber auch ,dass diese Bauton
auf demWegezur Bundeswohnbauaktionteurer werden .So hat derGemeinderat
adnen Bau in der Rochaagasse um180 . 000Schilling beschlossen .Fürdie
Bundeswohnbauförderungsaktionstollt er sich um311 . 000Schillingteurer .
Für den Bau in der Neulinggasse hat der G,meinderat ' 5Millionen Schil¬
ling beschlessen . Erist für die Bundoswohnbauförderungsaktion um198 . 000

Schilling beurer geworden .Eine mitunter sehr ausgiebige Verteuerungist
noch bei weiteren 4 Bauten festzustellen .Bei insgesamt 6 Bauten ,dieder
Gemeinderatmit einem Kostenerfordernis von 4,705 . 000Schilling bewilligt
hat ,sind ,als ,die Projekte beim Kuratorium eingercicht worden sind ,die
Baukosten um 1,153 . 000Schilling plötzlich gestiegen .Die Gemeinde wurde

auf diesen Umstand aufmerksam gemacht und auch darauf ,dass die angebenene

Kubatur mit den Plänen nicht übereinstimme .Hinsichtlich der Verteuerung
Satwurde demKuratorium mitgeteilt ,dass ein derartiger Vorgangüblich sei

dieVerteuerungmur1oProzentderBaukosten.12/Das stellte sich aber als nicht richtig heraus ,da die Ueberschreitungen
übrigens

nicht 1o ,sondern 30 ' 9Prozent betragen .Bei einer Privatfirma nennt manso
einen Vergang unreell .Derartige Ansuchen von Privaten werden vomKurato¬
rium überhaupt nicht in Behandlung genommen .Das Kuraterium hat neue Kosten¬

voranschläge verlangt und die Gemeinde ist diesem Verlangen bercits nachge¬
kommen .Tatsache aber ist ,dass sich die Gemeinde einer Handlungsweise schul¬

dig gemach ,hat ,die nicht verantwortet werden kann .Aus diesenTatsachen
heraus Jes auch zu verstehen ,dass im Kuratorium gegen die Gemeindeeine
gewisse Animosität bestcht .WennSic wünschen ,dass das Verhältnis zwischen
dem Wohnungsamt und den privaten Hausbesitzern ein solches werde ,dass
es den Interessen der notleidenden Mieter entspreche ,wenn Sie wünschen ,
dass das Verhältnis zwischendemKuratoriumderBundeswohnbauförderungs¬
aktion und der Gemeinde ein gedeihliches werde ,so liegt es an Ihnendie
Stimmungzu entgiften ,eine Stimmung ,die Sie selbst vergiftet haben .( Leb¬
hafter Beifall bei derMinderhett ) .

In seinemScr basswort erwidert St .R .Weberausführlich aufdie
Darlegungen der Redner der Minderheit .Für den Kapitalisten ist die Wohnung

eine Ware ,derenPreis sich nachAngebotundNachfragerichtet ,Schen
vor demKriegehabenWchnungsreformerfür Wieneinen Leerstandvon3Pre¬
zent der Kleinwohnungen verlangt .Leider wurde dieser Prozentsatznicht er¬

reicht ,man ist nie über ein Prozent hinausgekommen .
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St . . Weberschildert sodann,wie sehr in allen Staaten währenddesKrieges
der Wohnungsbauvernachlässigt wurde ,er schildert die trostiosen Wohnungs¬
verhältnisse ,die in allen Staaten nach demKriege bestanden ,und dieBe- ¬
strobungen ,der Wohnungsnotabzuhelfen .In gar keinemLandewares demPri¬
vatkapital ,selbst mit Hilfe der öffentlichen Mittel möglich ,Wohnungen
so ausreichend zu bauon ,dasses den öffentlichen Gewaltenerspart ge¬
blieben wäre ,selbst den Wohnhausbau ,wenigstens teilweise in die Handzu
nehmen .In England ,demklassischen Landdes Einfamilienhauses ,woesgerade¬
zu ein Postelat ist ,dass jeder Arheitersein eigenesHaushat ,hat esnach
dem Kriege ,obwohl die Regierung eingegriffen hat ,fast keine private Bau¬

tätigkeit gegeben .DieStadtBirningham,die nur1 MillionEinwohnerzählt ,
und die eine ganz ähnliche Wohnungspolitik betreibt wie Wien hat ein Wohn- ¬
bauprogramm aufgestellt ,wonach 120 . 000Wohnungenin 20 Jahren erbaut
werden sollen .Die Gemeinde ist dort der Bauherr . Eswerden dort die Sied - ¬

lungshäusernichtnurvonderGemeindegebaut ,sondernauchvonihrver¬
waltet ,ja die ganzen Reparaturen werden von .der Gemeindedurchgeführt .
Dasselbegistin der Schweiz ,in Dutschlandin dennordischenStaaten
der Fall .Ueberall sind die öffentlichen Körperschfften ,vor allom die

Gemeinden ,Trägerdes Volkswohnbauesundumden handelt es sich .Unrichtig
ist es ,wasGR .Kunschakbehauptete ,dassin DeutschlandnurgrosseWohnungen
leer stehen .Es stchen dort auch kleine Wohnungenleer ,weil die Mietenob¬
gleich aus der SteuerZuschüssegegebenwerden ,ungeheuerhochsind .Inder
jüngsten Zeit hat die Rgichsregierungeinen 100 MillionennMarkkreditzur
Verfügunggestellt,mit dembillige Wohnungenerbaut werdensollen ,undzwar
müssen die Wohnungen ,was für uns eine besondore Genugtuung ist ,so erstollt
worden ,wie wir Wiener sie schen seit Angeginn nach Grösse undAusstattung
erstellt haben ( Hört ! Hörtbei der Mchrieht )undes ist ausdrücklich zur Be¬

dingunggestellt ,dass nur diejenigen Gemeinden ,die diese Bedingungerfül - ¬
len ,aus demKrrdit Zuwendungenerhalten .Ausalledemersicht man ,dass
die öffentliche Handunbedingteingreifen muss ,wenndie Wohnungsnotauch
nur einigermassen gemildert werden soll .Dr .Wagner hat behauptet ,dass sich
die Wiener einen Ueberkunsum Wohnungen leisten ( GR .Dr .Wagher :Ich habe

gesagt ,in Wien giht es einen U,berkonsum ,nicht die Wiener haben ihn .Das
ist nicht dasselbe ! )Wennmandas Rezeptdes GR. Dr .Wagnerbefolgenwollte ,
so hiesse dies ,den Preis für die Wohnungenso hoch hinaufzusetzen ,dassder
Ueberkonsumeingeschrinkt wird ,ähnlich wie er ctwa bei den Kleidernund
Nahrungsmitteln eingschränkt ist .Diese Methode lehnen wir absolut ab .( Leb¬

hafter Beifall bei der Mehrheit ) .Wirsind der Meinung ,dass dieGesamtheit
der Bovölkenungdie Verpflichtung hat ,die Mittel aufzubringen ,umdas
Wohnbeffür is zu befriedigen .Die Bundeswohnbauförderung gibt aus Steuer - ¬
mitteln Suschüsse .Auch wir geben einen Zuschuss .Nur ist der Zuschur .
dort klein ,bei unsbeträgt er 1ocProzent .MögenSie auchbehaupten ,dass
unserevWchnungsreformüberspitzt sei ,mögenSie auch vonSozialisierung
des Wohnungswesenssprechen ,wir bleiben auf unseromStandpunkt ,dassdie
Spekulation ausgeschaltet werden muss ,und dass die öffentliche Gewalt
verpflichtet ist ,solange den Wohnhausbauzu betreiben ,bis derWohnungs-¬
markt gesättigt ist und wir sprechen os mit Stolz aus ,das ist unser Ziel

( LobhafterBeifallbeiderMehrheit) .Dassderalte SozialpolitikerKunschak,
der doch das Programm Luegers und Vogelsangs zu seinem eigenen Programm ge¬

macht hat ,eino solche Rede wie die heutige hält ,die ein Hoch - undLob¬
gesang für don privaten Husbauwah ,hätte ich nicht erwartet .Eswandeln
sich die Zeiten und auch die Auffassungen( Lebhafter Beifall bei derMehr¬
heit ) . Esist gar nicht notwendig ,die Bundeswohnbauförderung gegen uns
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zu verteidigen .Wir waren nicht nur nio dagegen ,wir waren es ja ,diesie
geforderthaben .Aberdie :Bundeswohnbauförderungwurdenicht geschaffon,
um die private Beutätigkdit zu fördern ,sondern um der Wohnungsnotbei¬
zukommenund damit hat manauch den Zinsgroschen begründet ( Beifall beider
Mehrheit ) ,Im Bundeswohnbauprogramm war der Bau von 30 .do0 Wonnungenvor - ¬
geschen ,jetzt nach einem Jahre hört mannur von 18 . 000Wohnungen .Man
hätte sparsamer vergehen und vor allem Volksw hnungen bauen müssen .Manbe¬
denke doch nur ,welche Unterschiede im Preis für die von der ," fentlichen
Gewalt und für die von Privaten gebauten Wohnhäuser bestch . DieGereinde - ¬
räte Kuta : hzurd Werner haben nachhuweisen versucht ,dass Wien bei der . .
Bundeswohnbauförderung sehr gut weggekommensei .Für die Leistung ist
vor allem die Bevölkerungszahl entscheidend .Aus einer Aufstellung die
vomKammerratGerhold publiziert wurde,geht hervor ,dass bei derBundeswohn¬
bauförderung in Wien 50 ein Viertel Schilling auf den Kopf entfallen ,in

Oberösterreich 65 ' 61u in Stciermark 51 . 72 ,in Kirnten 57195 ,in Salzburg
5712 und in Tirol gar 105 ' 95Schilling ( Hört ' Hörtbei der Mehrheit )Wir
gönnen den anderen ,dass sie mehr bekommen ,aber man müsste dochbedenken ,
dass zwei Drittel der Zinsgroschensteuer ,aus der die Bundeswohnbauför - ¬

derung bestritten wird ,in Wien eingehoben werden .Von den tausenden Pro - ¬
jekten ,die wir vorgelegt haben ,sind nur 572 bewilligt worden .Das ist knapp
so viel an Wohnungen ,als wir infolge Demolierungen zur Unterbringung der

Parteien brauchen ,Wie man die G,meinde Wien däbehandelt ,das ist wirklih
eine Niederträchtigkeit ( LebhafterBeifall bei der Mehtheit ) .St . R.Weber
nimmt sodann gggen die B,hauptung des GR .Kunschak Stellung ,dass die
Gmeinde ihr Wchnbaupregrammnicht einhalte und stellt demgegenüberfest ,
dass die Gemeinde mit ihrem Bauprogramm durchaus nicht im Verzug sei .Wir
werden in 5 Jahren unser Bauprogrammdurchgeführt haben .Natürlich können
wir die Einteilung nicht so treffen ,dass wir genau am 1 .Jänner jedes Jah¬
res mit den Bauten beginnen und genau am 31 .Dezembermit dervorgesehenen
Zahl fertig sind .Was nun den Wohnungsschacher betrifft ,so hat GR .
Kunschak Ursache und Wirkung verwechselt .Wenn man zur Zoit eines so
fürchterlichen Wohnungsmangelseinen frein Wohnungsmarktschafft undder
wilden Nachfrage ein ganz kleinesnAngebet gegenüberstellt ,so dindalle
Voraussetzungen für einen solchen Wohnungswuchergegeben .Aus diesemGrunde

haben wir uns ja gegen die vorzeitige Aufhebung des Anforderungsgesetzes
die Schaffung eines entsprechenden Wohnungsnachweises ge¬gewährt ,und

fordert .Es ist auch ganz klar ,dass wir nicht jeden Tausch bewilligen kön¬
nen ,da hier verschiedene Missbräuche vorkommen .Würden wir die Leute aus
engen Wohnurenohne Tausch in unseren G meindehäusern unterbringen ,dann
würddn di Freiwerdenden Wohnungeneinfach verschachert werden . Esist ja
ein öff itliches Gcheimnis ,dass sogar die Tauschbewilligungen demHausherrn
bezahlt werden müssen .Wenn Gemeinderat Kunschak das nicht will ,mögeer
als ein Mächtiger in seiner Partei dahin wirken ,dass der Wohnungsnachweis
so verbessert wird ,dass ein Schacher mit Wohnungenunmöglich is . St .R .
Weberäussert soch sodann zu den Beschwerdenüber die Wohnungsvergebung.
Sclange der freie Wehnungsmarkt besteht ,kann die Gemeinde nichts anders
tun als nur soviole Vermerkungen entgegenzunchmen ,als siemit ihren Bauten
befriedign kann .Das Punktsystem besteht nach wie ver .Jeder Fall wird
strenge geprüft und von einem Oberbeamten überprüft .Es würden alle Klagen
auf diesem Gebiete verstummen ,wenndie BundeswohnbauförderungdieProjekte

der Gemeinde bewilligte ( Lobhafter Beifall bei der Mehrheit )Uns wäre es

natürlich viel !lieber ,wenn wir den Louten Wohnungsn geben könnten
als dass wir ununterbrochen Nein sagen müssen .Uns ist es selbst sehrunan¬
genehm ,dass wir im Wehnungsamteine Aufsicht trauchen ,aber wirmüssen
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die Beamt .vor Exzessen und tätlichen Angriffen ,wie sie vorgekommer
sind ,schützen .Dem Verlangen nach Einrichtung einer Wohnungskommission

hüilt St . R .Weber die Erfahrungen gegenüber ,die man mit der früher bestan¬

denen Wohnungskommission gemachthat .Bekanntlich war dieseKommission
den heftigsten Anfeindungenausgesetzt .Zur Kritik des GR .Ullreich ander
Kleingartenförderung stellt St .R .Weber fest ,dass die Gmeinde aus ihrem
Grundbesitzden Kleingärtnern3,800 . 000m2zur Verfügunggestellt hat .
Wohl wärden Gründe ,die nie als Kleingartengründe gedacht waren ,gekündigt ,
man war aber immer bemüht ,Ersatz zu schaffen . Eswurden Dawergärten er - ¬
richtet und zinsenlose Kredite in ansehnlicher HEhe gewährt . Auchder

Pachtzins ist ausserordentlich niedrig .Schliesslich stellte St . R .Weber
gegenüber dem GR .Wagner fest ,dass in den Neubauten der Gemeindenicht
17 ,sondernbloss4 ProzentGeschäftslokalesich befinden ,Erersucht
den Voranschlaganzunehmen .( LebhafterBeifall bei derMehrheit ) .

Die Abstimmung über die Verwaltungsgruppe IV wird in der
morgigen Sitzung vorgenommenwerden .

Jugend in Not .
Eine überparteiliche Aktion für die arbeitslose Jugend .

Im Rathaus fand heute unter dem Vorsitz des städtischen Wohl - ¬

fahrtsreferenten ,Stadtrates Professor Dr .Tandler ,eine Konferenzstatt ,
die sich sehr eingchend mit der Organirierung einer Aktion für die arbeits - ¬
lose Jugend beschäftigte .Erschienen waren Vertreter des Bundesministeriums

für soziale Verwaltung ,der Krankenkassen ,der GemeindeWien ,desFortbildun
schulrates ,der Kammerfür Arbeiter ,und Angestellte ,derHandelskammer ,
des Gremiums der Wiener Kaufmannschaft ,der Freien und der Christlichen
Gewerkschaften ,des Vereines genossenschaftlicher Gehilfenvertreter ,des

Gewerbegenossenschaftsverbandes ,des Verbandes für freiwillige Jugendfür - ¬
sorfe ,des Caritasverbandes ,des Vereines " Jugendheim " ,der Lehrlingsfür¬

sorgeaktion und der Jugendorganisationen der verschiedenen Richtungen .
Stadtrat Professor Tandler beantragte die Errichtung von Tages¬

heimstätten für berufslose manuelle jugendliche Arbeiter ,sowie erwerbslo¬
se jugendliche Angestellte ,Lehrlinge und Lehrmädchen und für die studie - ¬

rende Jugend ,soweit auch diese von der Erwerbslosigkeit betroffen ist .
Diese Tagesheimstätten sollan an allen Wochentagen von 2 Uhrnachmittags
bis 7 Uhr abends geöffnet sein .Die jugendlichen Arbeitslosen werden wäh¬

rend dieser Zeit durch Vorträge ,Bastelkurse ,berufskundliche Veranstal¬
tungen und so weiter ,bei entsprechender Beaufsichtigung beschäftigt wer¬

den .Den J .rendlichen wird auch eine warme Jause verabreicht werden .Die
Aktion s I noch im Dezember beginnen und Ende März 1931 beendet werden ,

Die Vorschläge wurden einstimmig genehmigt .Aus einem Kurato¬

riam ,dem alle in Betracht kommenden Körperschaften angehören ,wurde ein

geschäftsführender Ausschuss gewählt .Als Vorsitzende dieses Kuratoriums wur¬
den Stadtrat Professor Dr .Tandler ,GemeinderatWeigl ,dieNationalräte
Schorsch und Spalowsky gewählt .Ausserdem werden noch die Organisationen
der Arbeitgeber einen Vo sitzenden namhaft machen .ZumGeschäftsführer
wurde Sekretär Kimml bestellt .Das Kuratorium hat seinen ,Sitz in der Kam- ¬
mer für Arbeiter und Angestellte , . ,Ebendorferstrasse 7 .

Die Vertreter der Gemeindo ,der Arbeiterkammer und der Freien
Gewerkschaften erklärten ihre Bereitwilligkeit ,sich an dieser Aktion
durch grössere Goldleistungen zu beteiligen . Eswird erwartet ,dass auch die

Regierung und neben den in Betracht kommendenOrganisationen die Industrie ,
des Handels und der Banken grössere Mittel zur Verfügung stellen werden .
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DasKuratoriumwirdaucheinenAufrufandieOeffentlichkeitrichten,
worinumSpendenfürdenBetriebderTagesheime,sowiefürdieBeistellungderJausefürdiearbeitsloseJugend,erswehtwird.

NunmehrgelangtdieVerwaltungsgruppeVzurVerhandlung.
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BerichterstateramtsführenderStadtratRichterführtaus :

MitRücksichtaufdiewirtschaftlichenVerhältnissemusste
dasBudgetderVerwaltungsgruppefür technischeAngelegenheitenfürdas
Jahr1931so erstellt werden ,dassnichtgrössereAufwendungenerfolgen,
als imVorjahre .Sokommtes ,dassdie Nettoausgabenmit1,088 . 000Schil¬
lingfastgenausohochsind ,wieimJahre1930,woeineNettoausgabevon
,007 . 000Schillingvorgesehenwar .DieGesamtausgabensindmitrund86
Millionenum2MillionenSchillinghöher ,alsimJahre1930,dochstehen
diesererhöhtenAusgabeaucherhöhteEinnahmengegenüber.Schonausdieser
Tatsachegehthervor ,dasskeinebesonderenAufwendungenfürNeuanlagen
gemacht werden können und dass das hauptsächlichste Bestreben darauf ge¬

richtet wurde ,das Bestehende zu erhalten und zweckmässig auszubauenund
Begonnenesfortzuführen .ZudeneinzelnenPostendes Voranschlageswärezu
temerken :FürGebäudeerhaltung,soweitsie die Patronatskirchenbetrifft ,
ind 51 . 000Schilling vorgesehen ,für Denkmäler und Denkmalbrunnenwurden
81 . 000Schilling präliminiert .Es gelangen für diesen Betrag plastische Kunst¬

werkezurAufstellung,soimHerderparkeineBrunnengruppe,in demPark
aufdemGeländedesehemaligenSteinlagerplatzesamDcnaukanaleineFigu¬
rengruppe" Rufder Jugend "imHartäckerparkeine Gruppe„ RehundMädchen"
undschliesslichin demParkvorderWohnhausanlagein JedleseedieFigureines Jünglings .

ImStrassenpflegebetriebist ein neuerKehrzugundeineKehrcht¬
sammelmaschineneben2 kleinerenFypenvonKehrmaschinenvorgesehen.ImKo¬
lonisationsbetriebewerden1 neueSammelzügeund . 000Gefä,M. 8eingestellt.
DieneuenKoloniazugwagensindmitVorderradantriebausgestattet ,eineNeue-¬
rung ,die es mrmöglichtdie Zügeviel kürzerzu machen ,so dassderSammel¬
dienstin denengenStrassenderinnerenStadterleichtertwird .Inkürzes¬ter Zeit werdenVersuchemit der Kehrichtverbrennungunternommen ,umüber
dieVerbrennbarkeitdesWienerKehrichtAufschlüssezubekammen,diebei
dereventuellaufzunehmendenVerbrennungdesgesamtenKehrichtesderStadt
zur Anwendunggelangensollen .DieAbfallsammelkörbe,derenesjetzt

. 215gibt ,werden um250vermehrt .
MitAusnahmederAusgestaltungeinigerPlätzewerdenneueGar¬

tenanlagen im Jahre 1931 nicht errichtet ,doch wird die Ausgestaltungvon
Sitzplätzen in den kleinen Anlagen fortgesetzt ,ebenso dieReschaffung
vonBänken .Zuden 12 . 50ckommenloo dazu ,zusammenalso 12 . 900gegen . 770
im Jahre 10 ° .Auf der Ringstrasse werden die Betoneinfassungen derAlleebäu¬
mefortge tzt werden .Ebensowerdendie Versuchefortgesetzt werden ,öffen¬
liche C sen privaten Unternehmernzur Pflege zuüberlassen .

DerBäderbetriekweist steigendeBesuchsziffernauf ,Es warenin
dengeschlossenenBädernohnedenobligatorischenSchwimmunterrichtundehne
dieVereinebisEndeOktober1930- 6,405. 895gegen6,000. 777,alsoummehr
als lco . 000Badebesucher mehr zu verzeichnen ,mit demobligatorischen
SchwimmunterrichtunddenVereinen6,636 . 073Besucher.In denSommerbädern
hatten wir 1,768 . 94l ,in den Kinderfreibädern1,301 . 60 .Insgesamtalsoin
lcMonaten9,706. 618Besucher.DasBadanderAspernbrückeist nochoffenund
wirdbetrieten ,solangees der Eisganggestattet - AlsFolgederschlechten
wirtschaftlichenVerhältnisse ,der grossenArkeitslosigkeitundihrerBe¬
gleiterscheinungenist bei den Bäderneine Verminderungder Besucherder
Dampf-undWannenbäderundeinestarkeSteigerungderBrausebäderzuver¬
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zeichnen .Im Volksbad Simmering wurden Mittwoch 31 neuerrichtete Brause¬
badekabinen I .Klasse der Benützung übergeben .Aus Budgetmitteln werden

im Jahre 1931 zwei neue Kinderfreibäder errichtet ,deren Gesamtzahl dann
2h betragen wird .

Der städtischen Dampfwäschereiwurdenin den letzten Tagendie
Aufträge der Fondsspitäler des Bundes entzogen und der Betrieb war gozwun¬
gen eine grössere Anzahl von Arbeitern zu kündigen .Es soll hier festge - ¬
stollt weden .dass die Kündigungdes Vertrages durch dasBundesministerium
ohnejeden Anlassundgangentgegenden ständigenVersicherungenerfolgte ,
dass sich aus dieser Kundigungauch kein Gewinnfür die Spitalsverwaltun¬
gen ergeben wird ,sondern eine Mehrbelastung ,da die VergebungderArbeiten
an zwei Grosswäschereien zu wett höheren Preisen erfolgte ,als bei der

städtischen Wäschereibezahlt wurden .Die FörderungderPrivatwirtschaft ,
als welche die Entziehung der Wäsche der städtischen Wäscherei ausgegeben
wurde ,besteht also derin ,dass 2 Grosswäschereien auf Kosten der Steuer¬
zahler ein Geschäft machen und einige Dutzend Arbeiterinnen brotlos wer¬
den .Der Entfall an Einnahmen der Wäscherei konnte im Budget nicht bgück¬

sichtigt werden ,da noch nicht bekannt ist ,wic sich der Ausfall an Ar¬

beit auswirken wird .Für Strassenerhaltung und Strassenbau sind 17 'Millio¬
nen Schilling präliminiert .Es ist die Neu -und Wiederherstellung von .

rund 500 . 000m2vorgesehon ,von welchenwieder ,wie in den Vorjahren ,ein
grosser Teil auf Neuherstellungen aus Anlass von Neubauten aufgewendet
werden muss .Die Strassenwalzung erfordert einen Betrag von 171 . 000Schil
Zing .Ein Verzeichnis der Strassen ,die neu -oder wiederhergestellt wer¬
den ,finden Sie in den Ausweisen 6 und 7 .Die Ausbesserungen undkleineren
Umpflasterungen sind darin nicht enthalten ,da sie nur nachBedarfgerfol¬
gen .Die Strassenölung ist unter dem Titel Strassenpflege enthalten .Es
werden rund zweieinhalb Millionen m2 geölt .Das ist ungefähr das Ausmass
der alten Strassen ,die noch durch neue ersetzt werden sollen ,dabeisind
aber auch viole Feldwege ,die die Bezeichnung als Strassen kaum verdie - ¬

nen ,inbegriffen .Die Oelung hat sich nicht nur vom Standpunkte der Erhal¬

tung der Strassen ,sondern auch vom Standpunkte der Staubbekämpfung als
sehr vorteilhaft erwiesen .

Der Aufwand für Brücken und Wasserbauten ist im rund eine Million
geringer ,als im Jahre 1930 ,da die Augartenbrücke im Frühjahre 1931
fertig wird .Der Ersatz der öffentlichen Gasbelcuchtung durch olektrische
Beleuchtung wird fortgesetzt .Zwei Bezirke sind mit Ende 1930vollständig
olektrifiziert ;es sind das der VII .und VIII Bezirk ,einige andere Bezir¬

ko werden im Jahre 1931 ferzig .Mit Rücksicht auf die Bollendung des

Baucs des Stadions werden im Jahre 1931 nuch einige Strassen imPrater
elckt sch belcuchtet worden .Insgesamt sind bisher 700 Kilcmeter Strassen
mit . 500Lampen elektrisch belcuchtet ,rund 500 Kilometer sind noch
ausstöndig ,doch sind darunter auch sehr verkehrsarme Gebiete .6öffent¬
liche Uhren werden im Jahre 1931 aufgestellt .

Bei den städtischen Wasserwerkensind im Voranschlage für das
Jahr 1931 ausser den Arbeiten für die normale Erhaltung und Ausgestal - ¬
tung der Wasserleitungsanlagen noch folgende grössere Arbeiten in Aus¬

sicht genommen :Rohrlegungen zur Aufschliessung nouen Baugeländes und Aus¬

bau der Versorgungsgebicte der Behälter Schmelz und Galitzinstrasse ,Hun¬
gerberg und Laaerberg .Vergrösserung des Fassungsraumes der Wiener Wasser¬
behälter um rund 1o .000 Kubikmeter .Errichtung von 3Drucksteigerungswerken
für die Hochbehälter Steinhof ,Hackenberg und Krapßenwald .Ausbau der Nutz - ¬

wasserversergung im Anschluss an die Wientalwasserleitung .Legungeines
Ferrkabels an der I .Hochquellenleitung .Fortsetzung und Vollendung des
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Ausbauesdes Pottschacher Schöpfwerkesund Einleitung von neuonQuellen
an der I .Hochquållenleitung .Im Gebiete der II .Hochquellenleitung ist die

Einleitung der Seisensteinquelle seit einigen Tagen betriebsbereit ,so dass
im Bedarfsfalle 10 . 000Kubikmeter täglich gewonnenwerden .DieUmleitung
der oberen Quellen im Höllental ist bereits durchgeführt ,wodurch die Kaisor - ¬

brunnerquelle leist nngsfähiger wird .Weitere Arbeiten sind für die nächs ' en
Jahre vorgesehen .

Der Ersatz der alten Ziegelkanäle durch Betonkanäle wird fortge - ¬
setzt ;es sind ohne die Fefzigstellung begonnener Arbeiten 63 Umbautenvorgo - ¬
sehen .Neue Kanalbauten sind 87 vorgesehen ,darunter allerdings auch einige
Fertogstellungen aus dem Jahre 1930 . Voreinigen Wochenhat die Gemeinde
Wienneuerlich ihre Bereitwilligkeit ausgesprochen ,zu den KostenderLiesing-¬
kanalisation beizutragen ;heffentlich gelingt es auch dieses begonneneWerk
endlich zu Ende zu führen .Ein Verzeichnis der Kanäle ist im Ausweis8

gegeben .
Ich habe mich darauf beschränkt ,hier nur jene Dinge ausführli¬

cher zu besprechen ,die im Budget der Gruppe V ihre Bedeckung finden ,Daneben

laufen in dieser Verwaltungsgruppealle jene Arbeitender anderenGruppen,
welche technische Vorarbeiten und Durchführung erfordern und in welchen die

Verwaltungsgruppe V nur als Beauftragte in Erscheinung tritt .Für diese Ar¬
beiten ist ein Kostenerfordernis von rund 9 Millionen Schilling vorgesehen .

Rechnet mandiesen Betrag zumBudget ,so weit es die Vergebung
von Arbeiten und Lieferungen umfasst ,so ergibt sich ein gewaltiger Be¬
trag ,der der notleidenden Wirtschaft zugeführt und belebend wirken wird .

ede
.Die Verwaltungsgruppe V wird sich bemühen ,alle " so räsch als

möglich sofort nach der Genchmigung des Budgets durch den Gemeinderat hi¬

nauszugeben ,in einigen Fällen sind die Ausschredbungen bereits erfolgt ,
um in der schwersten Zeit des Winters dazu beizutragen ,die Ar¬

beitslosigkeit nach Mödlichkeitzulindern .
Ich bitt 'daherumGenchmigungder AnsätzederVerwaltungs-¬

gruppoV.
GR. Erban .( . . )erklärt ,dass die Kündigungder Aufträgedurch

das Ministerium in bezug auf die Reinigung der Wäsche der Fondsspitäler
durch die städtische Dampfwäschereidas einzig wirtschaftliche Richtigesei .
Unerhört ist ,dass viele Gemeindebetriebe ,wie zum Beispiel die technischen
Werkstätten ,den Kleingewerbetreibenden die Arbeiten wegnehmen .In dentech¬
nischen Werkstätten werden Tischler - undSchlosserarbeiten gemacht ,alles
Arbeiten ,durch die das Gewerbe zu Schaden kommt .Die Gemeinde muss den wirt - ¬

schaftlichen Verhältnissen Rechnungtragen ;dazu gehört auch der Abbauder
Bäderpreise .Die Preise in den städtischen Bädern sind viel zu hoch undwei¬
te Schichten der Bevölkerung können sich heute nicht mehr weder ein Wannen¬
bad ,noch ein Brausebad vergönnen .Die Schwimmhallen in städtischen Bädern
werden nach rein parteipolitischen Gesichtespunkten vergeben ,ein Zustand ,
der nicht scharf genug kritisiert werden kann .Der Platz ,auf dem dasneue
Bad bei der Augartenbrücke gebaut werden soll ,ist ein ganz verfehlter ,
In der Nähe des neuen Bades befinden sich 3 Privatbäder .Die Gemeindewird
vom neuen Bad keine Einnahmen erzielen und die drei Privatbäder werden zu¬

grundegerichtet werden .Die Wiener Gartenanlagen befinden sich in einemsehr
devastierten Zustand ,da im Gartenbetrieb viel zu wenigPersonalbeschäftigt
wird .Mängel sind auch im Strassenpflerebetrieb festzustellen unddie
Strassenbauwirtschaft der GemeindePeine vollständig unrationelle .Fürdie
Erhaltung der Denkmälergeschicht sehr wenig ,ebenso für die Erhaltungder
Patronatskirchen .Im bezug auf die Wasserversorgungerklärt derRedner ,
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+ —dass die Errichtung einer eigenen Nutzwasserleitung schon dringend notwend¬
dig geworden ist .( Beifall ) .

GR.Hörmayer( . . )beantragtzunächst ,diePostfürdieEr¬
haltung der Kerchen ,Kapellen und Pfarrhöfe im Betrage von 50 . 000Schilling
auf 80 . 000Schilling zu erhöhen .Es wärehöchste Zeit ,endlich einmaldie
Reichsbrückenfrageeiner befriedigendenLösungzuzuführen . Essindschon
grössere Fragen bereinigt worden und es muss daher auch diese Frage bal¬
digat gelöst werden .Im Herzen der Stadt ,und zwar bei derAspernbrücke ,
befindet sich ein ausgedehntes Rattennest .Das ist eine Schande für Wien ,

der skandalöse Zustand muss sofort aus der Wolt geschafft werden .Schliess¬
lich verlangt der Redner ,dass der Aufbauder elektrischenStrassenbeleuch¬
tung rascher durchgeführt werde und die Gemeindeauch dieHausnummerntafeln
an den städtischen Wohhhäusernelektrisch beleuchten möge .( Beifall . )

GR .Dirisamer ( . . )erwidert auf die Aeusserung des St . R.
Breitner ,der Krieg und seine Folgen seien an der traufigen Wirtschaftslage
schuld ,dass die Sozialdemokraten an der Zerreissung des Staates eingerüttel¬
tes Mass von Schuld haben .Die Sozialdemokraten sind daher auch an denheu¬
tigen Verhältnissen mitschuldig .Der Redner kritisiert sodann ,dass die
für Strassenneuherstellungen ausgeworfenen Summenangesichts der ausser¬
ordentlichen Arbeitslosigkeit viel zu gering sind .Insbesondere ist für den

III .Bezirk an Strassenneuherstelluhgen sehr wenig vorgesehen .Bei den Stras¬
senherstellungen wird auch nicht immer mit der nötigen Sorgfalt und Voass¬
sicht vorgegangan .Mannsollto auchendlich bei uns darangehen ,dieKanal¬

und Wasserleitungsrohre beim Umbauvon Strassen unter das Trotoire zuverle
gen .Auch für die Beleuchtung sind viel zu geringe Summeneingestellt ,
obwohlin einer grossen Zahl von Strassen das Gaslicht durch daselektrische
Licht ersetzt werdenmüsse .Ferner stellt der Redneraus ,dass dieZahl
der Wassersprengautoseingeschränktwordenist .DerBetrieb derDampfwä¬
scherei in der Schwenggasseist mustergültig ,doch ist es nicht angängig ,

die ser Wäscherei der Privatwirtschaft Konkurrenzgemachtdass mit
wird ,ja dass sogar die Privatunternehmer unterboten werden .In dieser
Wäschereisind nur marxistischeArbeitereingestellt .( LebhafteZwiszhen- ¬
rufe bei der Mchrheit . - GR .Thaller :Er ist lieber dafür ,dass die Leute
arbeitslos werden ,als dass sie die Gemeindebeschäftigt . )ZumSchlusse
bittetder Hodrer den amtsführenden Stadtrat ,sich gegenüber demFinanzre - ¬

ferenten umdie Bereitstellung grösserer Mittel für sein Ressont zube¬
mühen .

GR .Nowak( soz . )gibt zu ,dass in den äusseren Bezirkenmanche
Strassen gewisser Instandsetzung bedürfen .Das ist bei dem gewaltigen Um- ¬
fang des Wiener Strassennetzes nicht verwunderlich .Im letzten Jahrzehnt
hat die Gemeindegewaltige Summenzur Verbesserung der Strassen aufgewendet .
Auchdie Mehrheithätte da Wünsche ,wir wissenaber ,dass mansich dabei
der Beschränktheit der finanziellen Mittel einschränken muss .Nunhat man
in den letzten Tagen erflahren ,dass die Bundesregierung der Gemeindeauch
nech Geld wegnehmenwill ,in demdie Autosteuer inkameriert werdensoll .
Für den städtischen Fuhrwerksbetrieb würde sich die Benzinsteuer katas¬
trophalauswirkenunddieser Betriebmit rund390 . 00cSchillingbelasten .
Mit dieser Summekönnte ,nahezu dreimal so viel Strassen mit Holzstöckeln
versehen werden ,als im Jahre 1931 präliminiert sind .Schen angesichts der
grossen Zahl von Arbeitslosen sollte sich die Minderheit an die Seite der
Mehrheit in der Abwehr dieser empfindlichen finanziollen Schädigungstellen .

lool
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Der Redner bespricht sodann die Kehrichtfrage und weist darauf hin ,dass
die Kehrichtablagerung in Favoriten und hauptsächlich die Fliegenplage

zu zahlreichen Beschwerden geführt hat .Es ist zu begrüssen ,dass es

mit demAufwand bedeutender Mittel gelungen ist ,die Fliedenplage

zu beseitigen .GR .Nowak schliesst seine Ausführungen mit der Fyststellung ,
Aeshns den Lete

dass die GomeindeWienauf /Teiste ,wasüberhauptdenkbarEst .( Lebhafter
Beifallbei derMehrheit) .

GR .Panosch ( E.L )beklagt sich über den schlechten Zustandman¬

cher Strassen im Zentrumder Stadt .SowehlamGrabenwie in derUniversitäts¬
strasse kannmanbei Regenwettermeterbreite Pfützen sehen .ImZentrumder
Stadt müssten solche Zustände nicht herrschen .GR .Panosch beschäftigt sich

sodann mit der Kchrichtverwaltung .Hier müsste endlich ein Schritt vorwärts

gemacht werden .Schon im Frieden waren Prejekte einer Verbrennungsanlage

fertig .In den 10 Jahren hätten da die Sozialdemokraten schon etwas tun könne ;
Die maskhinelle Strassenreinigung ist an sich nicht schlecht ,sie müsste

aber voll durchgeführt und auch der von den Kehrzügen an denStrassenrand

geworfene Mist rasch weggebracht werden .Auchder Kehrichtbesietigung wird
zu wenig Aufmerksamkeitgeschenkt .Durch die Einführung desKübelsystems
ist die Staubplake keineswegs beseitigt worden .In den Vormittagsstunden ,

zur Zeit des grössten Verkehrs sind die Gehs eige mit den Kübelnverstellt ,
die Kübel sind nicht verschlossen und beim Ableeren der Kübel indie Waagen

wirdStaubentwickelt .Manmüsstesich endlichzur EinflührungdesWechsel-¬
kastensystems entschliessen .Schliesslich stellt der Redner aus ,dass beim

Betrieb der Präsidialwagen zu weniggespart wird .( Beifall bei der . . )
Die nächste Sitzung finden Montag nachmittag anschliessend

an die um 1 Uhr nachmittags beginnende Landtagssitzung statt .

Schluss der Sitzung 21 ' 50Uhr .

Bogenabfertigung22115Uhr.1002
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DerKampfder GemeindeWiengegondenKrebs .
ProfessorDr .Tandlerüberdas geplanteStrahleninstitut der StadtWien.

In einer heute im Wiener Rathaus stattgefundenen Pressekonfe - ¬
renz machte Stadtrat Professor Dr .Tandler über die geplante Errichtung
eines Institutes für Strahlenbehandlung im Krankenhaus der Stadt Wienzur
Bekämpfungder Krebserkrankungen folgende Mitteilungen :

Das im Jahre 1898 vomEhepaare Curie zum ersten Mal in grösse - ¬
ren Mengenhergestellte Radiumwird seit Jahren in der Heilkundeverwen¬
det .Bis zumKriege warendie Uranerzrückständevon Joachimsthal inBöhmen
die Hauptquellen der Produktion .Manhat jährlich 2 bis Grammgewannen .
Später wurde auch in Amerikaund schliesslich in Belgisch - Kongo,Katanga ,
ein ausgiegibes Vorkommen von Uraner ?entdeckt ,aus dem in Belgien die
grösstenMengenRadiumerzeugtwerden .Katangakann30bis 50Grammpro

Jahr liefern .1916 waren auf der ganzen Erde etwa 50 Gramm rein dargestell¬
tes Radium ;derzeit sind es vielleicht 100 Gramm .Der Preis des Radiumele - ¬
ments ,der bis zur Gewinnung des belgischen Produktes 120 bis 130 Dollar
pre Milligramm betragen hat ,ist seither gesunken ;es kostet heute etwas
mehrals die Hälfte des ursprünglichenVerkaufspreises .Die HöhedesPrei¬
ses ist aus der Schwierigkeit der Gewinnung zu erklären ;für die Erzeugung

von einem GrammRadiumist die Extraktion aus zehntausend KilogrammUranerz
notwendig ,das selbst wieder in grossen Tiefen in ganz dünnenSchnürenund

Adernvorkemmt .Derchemischtechnische Prozess ,der zur Gewinnungvonso
geringen Mengenvon Radiumnotwendig ist ,dauert viele Monateund ist be¬
sondern schwierig .Es ist kaum Hoffnung vorhanden ,dass in absehbarer
Zeit das Radium billiger werde .Die Manipulationen mit Radium sind sehr ge - ¬

fährlich .Eine anderthalb Zentimeter dicke Bleiplatte setzt die Strahlen¬
wirkungerst auf die Hälfte herab ,eine zehn Zentimeter dicke aufein
Hundertstel .Die Aufbewahrunggrosser Mengenvon Radiumist dahersehr
schwierig ,nicht nur wegen des hohen Wertes ,sondern auch wegen der Gefahr ,
die mit dieser Aufbewahrung verbunden ist ( Indem neu zu errichtenden Strah - ¬
leninstitut soll eine kleine Kammererrichtet werden ,deren Betonwände
über einen Meter dick sein werden Sachkundige Benützung der Präparate ver¬

ringert die Gefahr der Manipulation natürlich sehr . Esist daher sorgfäl¬

tigste Schulkng und Kontrolle notwendig .Der Transport von Radiumkannnur
in ganz kleinen Dosen erfolgen .VonganzbesonderemInteresseist dieHeilwirkungdesRadiums
auf bösartige Geschwülste ,vor allent auf den Krebs .Hier entsteht zunächst
die Frage ,ob der Krebs wirklich so häufig auftritt ,dass er eine Gefähr¬
dung für die Bevölkerung darstellt .

Die Erfahrungen an Lebenden sind schon deshalb nicht eindeu¬
tig ,weil die medizinischen Fortschritte der letzten Jahre dasErkennen
dieser Krankheit erleichtert haben ,dadurch steigt die Zahl der erkannten
Fälle .Auch die Tatsache ,dass die Menschen heute durchschnittlich ein hö¬
heres Lebensalter erreichen als früher ,der Krebs vor allem an alfen Per¬

sonen vorkommt ,wird als Erklärung der grösseren Häufigkeit angeführt .
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Eindeutig sind edoch die Untersuchungen der pathologischen
Anatomen ,die an den Verstorbenen den Krebs feststellen .So konnte manan
den in den Wiener Spitälern zugrunde gegangenen Menschenbeispielsweise den
Magenkrebsim Jahre 1918 in . 28Prozent und im Jahre 1923 ån . 06Prozent
feststellen .NachObduktionsbefundenin Bayern ,die systematischmehrere
Jahre hindurch durchgeführt wurden ,wurde erhoben ,dass dort die Zahlder
bösartigen Geschwülste jährlich um . 5Prozent zunimmf .In Kiel zumBei - ¬
spiel beträgt die Zahl der an den Leichen festgestellten bösartigen .Ge¬
schwülste im Jahre 1919 sogar 14 . 85Prozent ,im Jahre 1928 schon21 . 43
Prozent .Aehnliche Berichte liegen aus allen möglichen Städten der Erde

vor .
Wenn auch der Krebs vor allem die alten Menschen befällt ,so

ist dech die Zahl de Menschen ,die im arbeitsfähigen Alter dem Krebs e¬
erliegen ,eine verhältnismässig grosse .Von den 2900 Sterbefällen anKrebs
in Wien im Jahre 1924 starben im Alter zwischen 20 und 50 Jahren 609
Menschen ,davon 31 zwischen dem 20 .und 30 . ,117 zwischen dem 30 .und
40 . ,431 zwischen dem 40 .und 50 .Lebensjahr .Zwischen dem 50 .und60 .

Lebensjahr steigt die Zahl der Todesfälle auf 748 ,zwischen dem60 .und
70 .auf 920

Ich habe in der Gemeinderatssitzung schon darauf hingewiesen ,
Madass die Zahl der Karziõmtoten jene der Tuberkulosetoten in unserer

Stadtübertrifft .
Die durch Radium -und Röntgenbehandlung erzielte Heilung

oder Besserung wird einstimmig von allen anerkannt ,die sich mit der
Methode beschäftigt haben .Ich selbst hatte heuer im Sommer Gelegenheit ,

im Radiumheim in Stockholm die ganz ausgezeichneten Resultate ,die dort .
durch Professor Forsell undseine Schuleerreicht werden ,zubeobachten .
Wir sprechen von Heilung nach einem allgemeinen Uebereinkommen dann ,wenn .

der Menschfünf Jahre nachder Behandlungkein SymptomvonKrebsaufweist .
So konnte ich mich in Stockholm davon überzeugen ,dass in 60 Prozent
von Zungen -oder Mundhöhlenkrebs Heilung erzielt wird .Durchschnittlich
wurden bei kombinierter chirurgisch - radiclogischer Behandlung bei Brust¬
krebs 32 Prozent ,bei flühzeitig in Behandlung kommendenFällen sogar 70
Prozent Heilung erreicht .Schon aus dieser Zahl ist die Bedeutung der frü¬
hen Diagnose und des frühen Erfassens klar .

Die Behandlungsmethodensind heute die chirurgische ,die radio¬
logische und die diätetische .Die chirurgische Behandlungist beider
hohen Technik der Wiener Chirurgin gegeben .Die radiologische Behandlung
soll im Strahleninstitut eine ganz besondere Förderungerfahren .Diediä - ¬
tetische Behandlung wird durch die Wirksamkeit des nach Wienberufenen
Professors Noorden sicher sehr gehoben werden .

Das Strahlentherapeutische Institut ,das in einem eigenen Pa¬
villon des Krankenhauses der Stadt Wien errichtet werden soll ,wird nicht
nur die sichergestellte grosse Menge von 5 Gramm Radium zur Verfügung ha¬
ben ,sondern wird auch mehrere Röntgenanlagen beherbergen .Das neue In¬
stitut soll aber nicht etwa nur den Patienten des Spitales zur Verfügung
stehen ,sondern auch jenen Kranken ,die von allen Spitälern und sonatigen

Heilanstalten demneuen Institut zur Behandlungzugewiesen werden .Zu¬
nächst ist die Errichtung von hundert Betten für jene Patientengeplant ,
die längere Zeit auf der Abteilung bleiben müssen .Ausserdem wird eir

lool
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sehr grosses Behandlungsinstitut für jene Kranken errichtet ,die nur zur
ambulatorischen Behandlung kommen .Da das Raddum ununterbrochen seine Heil¬
wirkung durch die von ihm ausstrahlenden Emanationen betätigt ,werden wir
uns bemühen ,den Betrieb so einzurichten ,dass es möglich sein wird ,das

Radium ununterbrochen zu verwenden .Wir hoffen dadurch dengrostmöglichsten
Erfolg zuerzielen .

Die ununterbrochene Kontrolle des Betriebes wird sich aber
nicht nur auf den Menschen ,der behandelt wird ,sondern auch auf dasRa¬
dium und seine Verwendungerstregken .Daher sind wir genütigt ,in demneuen
Institut auch ein strahlenphysikalisches Laboratorium zu errichten ,in dem
ein Stnahlenphysiker aus dem Radiumforschungsinstitut des HerrnPrefes¬
sers Stefan Mayer arbeiten wird .Zu all dem kommt noch eine grosse statis¬
tische Abteilung als Zentrale der systematischen Krebsforschung .Hier sell

nicht Ziffernmaterial einfach gesammelt werden ,sondern es sollen die ein¬

zelnen Fälle in Evidenz gehalten werden ,von Zeit zu Zeit vorgeladen und
kentrolliert werden ,da nicht die Heilung des Einzelnen allein mass¬
gebend ist ,sondern die Beobachtung der gesamten Bevölkerung . Eswird
sich sicher als notwendig herausstellen ,in Zusammenarbeit mit den Kli¬

niken und Abteilungen in ganz Wien und eventuell zu errichtenden Fürsor¬
gestellen die einzelnen Fälle so früh als möglich zu erfassen und der Be¬
handlung zuzuführen ,und zwar - wie schon erwähnt, -deshalb ,weil die
Wahrscheinlichkeit der endgiltigen Heilung vor allem von demZeitpunkt
des Erkennens und der zialbewussten Behandlungabhängig ist .Wir sindweit
daven entfernt ,uns aus irgendwelchen Motiven abzuschliessen ,imGegenteil
wir laden alle Aerzte und Behörden zur intensivsten Mitarbeit ein ,nicht

nur im Interesse der Heilung der einzelnen Kramken ,sondern imInteresse
eines wirklichen ,systematischen Kampfes gegen diese furchtbare Krankheit .

Wir sind der Ueberzeugung ,dass die Stadt Wien durch denGeld - ¬
aufwand nicht nur Unglücklichen das Leben rettet -denn auch der Krebs

ist heilbar -sondern der ganzen Bevölkerung zu dienen imstande sein wird .
Es werden unzweifelhaft Krebskranke aus allen möglichen Ländern undGegen¬
den nach Wien kommen und nicht nur den hohen Ruf der medizinischen Schule
weit hinaustragen ,sondern durch ihren Aufenthalt mit ihren Verwandten

sicher auch die materiellen Verhältnisse unserer in schwerer Bedrängnis
befindlichen Stadt bessern helfen .
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Sitzungenim WienerRathaus .
DerWienerStadtsenat tritt amDienstagum10 Uhrvormittags

zusammen .AmMontaghält um1 Uhr nachmittags der WicnerLandtageineSit - ¬
zung ab .Auf der Tagesordnung stehen die Gesetzesvorlage ,betreffend die

zeitliche Befremungvon der Wohnbausteueraus demTitel der Bauführung ,und
die Gesetzesvorlage ,betreffend die Errichtung eines Fonds zur Ermöglichung

einer Exportkreditversicherung .Anschliessendan die Landtagssitzungfindet
am Montag eine Sitzung des Gemeinderates der Stadt Wien statt ,in der die

Beratung des Veranschlages für das Jahr 1931 fortgesetzt wird .

KeinParteienverkehrin denRechnungsabteilungender magistratischenBe- ¬
zirksämter in derWeihnachtswoche .

Die Rechnungsabteilungen der magistratischen Bezirksämter ,die

unter anderemals Einhebungsstellen für Steuern und Abgabenfungieren ,sind
wie alljöerlich vom 24 .bis einschliesslich 31 .Dezember für den Parteienver¬

kehr geschlossen ,weil in dieser Zeit die Steuerkonten abgeschlossenwerden
müssen .Für die Erledigung unabweislicher Fälle und für die unentgeltliche

AusgabevonPostsparkassenerlagscheinenwirdVorsorgegetroffen.

Die Hin -und Rückfahrscheine und Wocherkartender Strassenbahnam
21 .Dezember.

Wiedie Strassenbahndirektionmitteilt ,geltenamMittwoch ,den
24 .Dezember ,auf der StrassenbahnundStadtbahndie Hin - undRückfahrscheine
und Wochenkartenfür die Rückfahrt schon von 11 Uhr vormittagsan .

Starker Besuchder neuenBrausebadabteilungimstädtischen
Volksbadin derGeiselbergstrasse.

Bekanntlichwurdevor einigen Tagendie neuerrichteteEinzel¬
brausebadabteilung im städtischen Volksbad in Simmering ,Geiselberg¬

strasse 54,der allgemeinen Benützung übergeben .Wie die städtische Bäder¬

verwaltung mitteilt ,hat die Ausgestaltung dieses städtischen Volksbades

einen vollen Erfolg gezeitigt ,da die neu errichtete Einzelbrausebadabtei¬

lung sich des regsten Zusprucheserfrout .
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Die Einäscherungen in WienimNovomber
In der Feuerhalle der Stadt Wienwurdenim vergangenenNovem¬

ber insgesamt 267 Leichen eingeäschert . Vonden Verstorbenen waren154
männlichenund113weiblichenGeschlechtes ;14warenrömisch-katholisch,
5 altkatholisch ,22evangelisch ,1 hindustanisch ,25mosaisch ,während70
Personenkonfessionslos waren .In der MeremonienhalledesKrematoriums
wurden im November 46 Einsegnungen nach altkathelischem und 27nach
evangelischmRitus vorgenommen ;246 Leichenwurdenaufgebahrt .42Verstor¬
bene ,darunter 6 Kinder ,sind von auswärts zur Einäscherung nach Wienge¬
bracht worden .

Die städtischen Bäder zuWeihnachten .
AmMittwoch ,den 24 .Dezember ,sind alle städtischen Brausen - ,

Wannen - ,Dampf - undSchwimmhallenbäder von 8 Uhr früh bis 6 Uhr abends ge¬

öffnet .Am25 .und 26 .Dezembersind die städtischen Badeanstaltenge- ¬
schlossen .

Strassenbahnfahrpreis zuWeihnachten .
Am25 .und 26 .Dezember gilt auf der Strassenbahn undStadt - ¬

bahnder Sonntagsfahrpreis .Die Frühfahrscheine,Hin -undRückfahrschei¬
ne ,Wochenkarten ,Arbeitslosen - undFürsorgefahrscheine ,Schüleranweisungen
und Schülerfreikarten haben keine - Gültigkeit .Der Autobusbetrieb ist am
DonnerstagundFreitageingestellt .

SühneverhandlungenbeimGemeindevermittlungsamtNoubau.
Im Jänner finden beim Gemeindevermittlungsamt Neubau am . ,

14 . ,21 .und 28 .im Büro des Bezirksvorstehers Sühneverhandlungenstatt .
Die Verhandlungenbeginnenumhalb 11 Uhrvormittags .

Sitzungder BezirksvertretungWieden.
Die BezirksvertretungWiedenhält morgen ,Diers tag,umhalb

5 Uhrnachmittagseine öffentliche Sitzungab .
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WIENER LANDEAG .
Sitzung vom22 .Dezember1930 .

Präsident Dr .Danneberg eröffnet nach 16 Uhr die Sitzung .Nach

einem Referat des St .R .Breitner wird ohne Debatte die Gesetzesvorlage ,
wonach die Bestimmungen des Gesetzes vom 12 . April 1929,betreffendie zeit¬
liche Befreiung von der Wohnbausteuer aus dem Titel der Bauführung ,auchNie
flür die mit Bewilligung der Baubehörde ausschliesslich aus prigaten
hergestellten Neu - ,Um - ,Zu - undAufbauten gelten ,die bis längstens 31 .
Dezember 1931 der Benützung übergeben worden sind ,in erster undzweiter
Lesungbeschlossen .

Abg .Brocziner berichtet nun über die Gesetzesvorlage über de
Errichtung eines Fonds zur Ermöglichungeiner Exportkreditvereiehhr ung :

In allen Ländern bemüht man sich mit allen Kräften ,der Wirt - ¬
schaftskrise beizukommen ;auch die Gemeinde hat schon Vieles unternommen ,
um eine Milderung der schweren wirtschaftlichen Sorgen herbeizuführen . Es
ist ihr dies auch durch eine Reihe von Massnahmen ,die sie gegen die Ar¬
beitslosigkeit unternommenhat ,insoferne gelungen ,als erwiesen ist ,dass
die Arbeitslosigkeit in Wiengeringer ist als in den Bundesländern .Insbeson¬
dere die umfangreichen Wohnhausbauten ,wie überhaupt die Investitions¬

politik der Gemeinde,ferner die in der jüngsten Zeit in Aussicht genommenen
Notstandsarbeiten haben wesentlich dazu beigetragen ,eine Milderung der Ar¬
beitslosigkeit herbeizuführen .Nunsoll ein wei terer Schritt durchdie
Schaffung der Export - Kreditversicherung gemacht werden ,da sie zweifellos

ein Mittel ist ,die Arbeitslosigkeit herabzumindernundallenWirtschaftskrei¬
sen neuen Lebensmutund die damit so notwendigeEntschlusskraft zureger
geschäftlicher Tätigkeit und gesteigertem Unternehmergeist zu schaffon .Die
Exportkreditversicherung soll Sicherheit gegen Verluste bieten undda¬
durch den Unternchmungsgeist der Industrie ,des Gewerbes und Handels stärken .
Die Möglichkeit des Exportes ins Ausland leidet am schwersten dadurch ,dass
die Unternehmer nicht die finanziellen Mögl ichkeiten haben,überhaupt Kre¬
dit zu gewähren ,insbesondere deshalbnicht ,weil Auslands - Wechselin Oes¬
terreich ausserordentlich schwer eskomptierbar sind .Die Exportkredit¬
versicherung wird hier zwafellos gründlich Wandel schaffen .Der zu schaffende
Export - Kreditversicherungs - Fondsder GemeindeWiensoll mit 5Millionen
Schilling dotiert sein ,die Gesamthöhe der joweils zu gleicher Zeit laufonden
Fakturen darf den Betrag von 50 Millionen Schilling erreichen .Da es sich in
der Regel um 3 bis 6monatliche Kreditfristen hændeln wird,kann also im
Durchschnitt der Höchstbetrag der Fakturon von 50 Millionen Schilling etwa
dreimal im Jahr umgesetzt werden ,was eine Umsatzmöglichkeit von 150Millio - ¬
nen Schilling im Jahre ergibt .Wennman von diesen 150 Millionen Schilling
ein Drittel für Arbeitslohn und diesen mit 50 Schilling pro Wocheannimmt ,
so ist bei einem Umsatz in der Höhe von 150 Millionen Schilling die Be¬
schäftigung von 18 . 000Arbeitern und durch deren gesteigerte Konsumkraft
in weiterer Folge ausserdem noch die Beschäftigung von - bis looo Arbei¬
tern ermöglicht .Als Vorbild unserer Exportkreditversicherung hatinsbeson¬
dere die seit demJhre 1926 in Deutschland bestehende Eyportkreditversi¬
cherung godient .Der Fondswird die Aufgabenhaben ,einen Vertrag miteiner
Gruppe von Versicherungsanstalten zu schliessen ;der Träger derVersicherung
wird die Kompass - Banksein ,die minzige Anstalt in Oesterreich ,die die Kon¬

zession für dio Kreditversicherung bes itzt .Die Prämie wird imDurchschnitt
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der Geschäftsführung der Exportkreditversicherung die Interessen der
Gemeinde Wien zu vertreten habenMit der Schaffung der Exportkredit¬
versicherung ist ein überaus schwieriges Problem unserer Wirtschaft gelöst¬
Die Exportkreditversicherung wird uns helfen ,endlich wieder schrittweise
den Platz am Weltmarkt zurückzuerohern ,der der österreichischen Industrie ,
dem österreichischen Gewerbe und seinem Handel auf Grund der Qualität
seiner Erzeugnisse gebührt .( Lebhafter Beifall ) .

St . R .Biber ( E .. ) erklärt ,dass die Schaffung derExportkredit¬
versicherung vom Standpunkt der Wirtschaft begrüsst werden muss .Unsere
Exportkreditversicherung hat sich zum Vorbild die deutzche genommen .Der

Erfolg der deutschen Exportkreditversicherung ist ein rein kapitalistischer ,
weshalb es besser gewesen wäre ,sich das englische System zum Vorbild zu
nehmen ,das den Exporteuren wesentl iche Vorteile bietet ,und zwar aus dem

Grunde ,weil die öffentliche Hand die volle Garantie trägt .Dasenglische
System macht es auch den Exporteuren möglich ,neue Kunden zu werben ,wäh- ¬
rend unsere Firmen zunächst mit ihrem alten Kundehstock weiter arbeiten
müssen .Deshalb wird sich auch die Exportkreditversicherung leider nicht
sofort hinsichtlich der Verminderung der Arbeitslosigkeit fühlbar machen .
Da wir aldes ,was die Wirtschaft fördert ,begrüssen ,werden wir auch für das
Gesetzstimmen .( Beifall ) .

Abg .Dr .Wagner ( . . )erklärt ,dass die Vertreter der grossdeut¬
schen Partei ebenfalls für das Gesetz stimmen werden .Wenn Sie auf unsere

Vorschläge hinsichtlich der Finanzierung des öffentlichen Wohnhausbaues
und der Herabsetzung der Fürsorgeabgabe eingegangen wären ,wäre diese Vor¬
lage überflüssig .Voraussetzung für den Export ist die Konkurrenzfähigkeit
der exportierten Ware .Anerkannt muss werden ,dass der Betrag von 5 Millionen

Schilling ganz bedeutend ist .Da sich massgebende Kreise der Bundesregie¬
rung ebenfalls mit der festen Absicht tragen ,ein Exportkreditversicherung

ins Leben zu rufen ,wäre es sehr nützlich gewesen ,sich mit den Organendef
Bundesregierungin dieser Frage zu verständigen .Wennmanaber schoneinen
so wichtigenVersicherungszweigins Lebenruft ,wärees zweckmässiggewesen,
als Träger dieser Versicherung die tragfähigste Institutien des Indandes
zu wählen .Hiebei würde die Konzessionsfrage keine Rolle spielen ,da Xjadie
Bundesregierung jederzeit im Stande wäre ,die Konzession zu erteilen .Abg. Dz.
Wagner bemänget es dodann ,dass der Wiener Versicherungsvertrag in einem
sehr wesentlichen Punkt von den reichsdeutschen abweicht .Im Deutschen Reich
tritt ,der Versicherungsfall bei Uneinbringlichkkit der Forderung ein und
es ist immer wieder ausdrücklich darauf hingewiesen worden ,dass die Un¬

einbringlichkeitnicht gleichbedeutendist mit der Zahlungsunfähigkeit .In
dem Motivenbericht zu unserem Gesetz wird nun an Stelle der Uneinbringlich¬

käit der Forderung die Zahlungsunfähigkeit des Schuldners gesetzt .Man
müsste es sich sehr überleggn ,ob das kleine schwache Oesterreich hier von
demdeutschen Vertrag ,der der Niederschlag einer langjährigen Exporterfah¬
rungist ,abgehenkann .Aßg .Wagnerspricht sodannZweifelaus ,obfürdie
in Aussicht genommeneKommissionund für die Geschäftsführungwirklich
Persönlichkeiten mit genügendgErfahrungen
zur Verfügung stehen werden ,ünd erklärt zum Schlusse ,deine Partei könne
gar nicht gegen das Gesotz stimmen und sie würde glücklich sein ,wonndie
Vorlage wirklich leisten wird ,was sie verspricht ,eine Anregung undeine
Vorarbeit für die Arbeiten der Bundesregierung zu sein .Wir brauchen eine
solche Exportversicherung ,sie muss aber die Geschäfte des ganzen Bundes
umfassen und mit der Durchführung der Versicherung müssen diejenigen In¬
stitutienen unseres Staates betraut werden ,die über internationale Bezie¬

hungen und über grosse Erfahrungen im Exportgeschft verfügen .Es ist wie¬

der einmal oin seltener Anlass ,wo die Minderheit in der Abstimmungmit
der Mehrheit göhenkann .( Lebhafter Beifall bei der . . )
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Abg .Brocziner begräost es im Schlusswert mit Genugtuung ,dass
alle Parteien des Landtages f der Verlage ihre Tustimmung ortei¬
len .Er antwertct sodann auf die Ausführungen der beiden Deratteredner .
Dic Erfahrungen ,die manin England mit demrein staatlichen Systemeiner¬
seits und in Deutschland mit dem gemischten Systen andererseits gemacht
hat ,weisen darauf hin ,dass das gemischte Systom ebwehl os für denGaran¬
tiefonds verhältnismässig weit geringere Beträge zur Verügungstellt ,
doch eine regere Inansprchnahme der Versicherung zur Folge hat .Richtig
ist ,dass der Weg ,den der Versicherte bis zur Entschädigung zu gehenhat ,
in England leichter zurückzulegen ist .Das orklärt sich abor darausm dass
eben in England so hohe Beträge für den Fends bereitgestellt werden ,dass

derFendsin Englandsehrleicht in Vorlagetreten kann .Soungcheure
Summenstchenwederin Deutschlandnechbei uns zur Verfügung .Derven
Abg .Biber ausgesprochenenBefürchtung ,die AnwerbungneuerKundschaften
werdeSchwierigkeitengegegnen ,hält der Berichterstatter entgegen ,dass
gerade die Exportkreditversicherer über eine gut funktionierende interna¬
tionale Organisation verfügen ,die einen ausgezeichneten Kataster über

dass sie
alle Kundschaften der Welt führt ,und/deher die Möglichkeit haben ,sich
jederzeit über den Stand der Kundschaften in den verschiedenen Ländern
ausreichend zu informieren .Den langwierigen Weg,erst ein Einvernehmenüber
die Frage der Fxportkreditversicherung mit dem Bunde herzustellen ,hat
das Land Wien nicht gehen wollen ,da angesichts unserer tristen irt¬

schaftslage hier rasch gchandeltwerdenmuss .Wirsindselrstverständlich
gerne bereit ,bei einem Ausbau der Crganisatien ,für die wir jetzt die
Grundlagelogen ,mitzuwirken .Richtig ist ,dass die Entwicklungunsers
Expertes nicht allein von der Expertkreditversicherung abhängt .Sehrwich¬
tig ist es für unseren E xport auch ,dass der Micterschutz unddamitder Lohnkoeffizient amFertigprodukt

in unserem Lande crhalten bleibt ( Lebhafter Widerspruch bei der
E . . , -Abg .Biber :Se exportierenwir unser Vermögen !Abg .Dr .WagnorDes
ist eine Entgleisung . - Zwischenrife . )Weiters girt der Berichterstatter be¬
kannt ,dass die Wiener Versicherungsbedingungen denselben Wortlaut haben
wie die deutschen Versicherungsbedingungen ,da die Rückversicherer dies
zur Bedingung gemacht haben .Was die Besetzung der in Aussicht genemmenen

Kommissionbetrift ,so ist beabsichtigt ,wegenNamhaftmachungerfahrener
Fachleute Einladungen an die Spitzenerganisatienen zu richten und es lie¬

gen seitens der Spitzenorganisationen ,der Handelskammer ,demGremium
der WienercKaufmannscheftund demWiener Industriellenverband Eusagenwogen
Entsendung von Delegierten vor .Aber auch bei der Führung derGeschäfte
werdenFachleute zur Verfügungstehen .Die städtischeVarsicherungsanstalt
hat einen tüchtigen Fachmann bereits angagiert und os haben sich aucheine

UeberdieseReihevonPersönlichkeiten chrenamtlichzur Verfügunggestellt .
werdennoch genaueInfermatienen eingeholt werden .DerBerichterstaterr
ersucht schliesslich das Gesetz anzunchmen ,( Lebhafter Beifall bei der

Mehrheit ) .
DasGesetzwirdhieraufin erster undzweiterLesungein¬

stimmigangencmmen.
Die nächste Sitzung wird im schriftlichen Wegeinberufen .
Schlussder Sitzung17125Uhr.
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Zunächst werden ohne Debatte angenommen die Tagesordnungspunkte betreffend
den Neubauvon Hauptunratskanälen im XI .Bezirk ,der Ankauf einer Liegen - ¬
schaft im IV .Bezirkundde Vertrag mit der städtischen Versicherungsanstalt
betreffend die Miete von Räumlichkeiten in einem Hause im VIII .Bezirk

zur Unterbringung von Aemtern .

Es wird hierauf die Debatte über die Gruppe V desVoranschla¬
gesfortgesetzt .

GR .Dr ,Wagner( E . . )kommtzunächst auf das Schlusswort des
St . . Weberzur Gruppe IV zurück und tellt gegenüber dem St . . Weberfest ,

dass nach don Ziffern des Voranschlages auf durchschnittlich 15Wohnun¬
gen der städtischen Wohnhäaaer ein Geschäftslokal entfällt .Er ,beschäf - ¬
tigt sich sodann mit dem Voranschlag der Gruppe . undbemerkt ,St .R .

Richter selydem armen Lazarus zu vergleichen ,der sich mit den Brosamen
vom Tische der Reichen megnügen muss ,obwahl Sich gerade in dieser Ver - ¬
waltungsgruppe um die wichtigsten Aufgaben der Gemeinde handelt .Nurauf
dem Gebiete der Strassenpflege sind die Investitionen heuer unwesentlich
erhöht ,an allen Investitionsposten sind ganz gewaltige Abstriche zuguns¬
ten der anderen Vorwaltungsgruppen gemacht worden .GR .Wagnerspricht
sodann sein Bedauern aus ,dass St . R .Richter nicht cin Wort über die so wich
tige Reichsbrückenfage und über den Ausbau der Wasserleitung gefunden hat ,
Mit grosser Befriedigung muss es erfüllen ,dess ein so grossartiger Auf - ¬
schwung des städtischen Büderbetriebes zu verzeichnen ist .GR. Wagnerwen¬
det sich sodann in scharfer Weise megen die Konkurrenzierung des private
Gewerbes durch das städtische Gartenwesen ,die städtischen Werkstätten und
insbesondere die städtischen Dampfwäschereion .Der Redner bespricht sodann
die Aktienbesitzverhältnisse bei der GummifabrikSemperitinWimpassing.
Die Mehrheit der Aktien Mist jetzt von der Eskomptegesellschaft er¬
worben worden ,und zwar heisst es für Rechnung der Gemeinde Wien .Wimpas¬

sing war bisher eine antimarxistische Insel .Nach dem Uebergang der Aktien¬
mehrheit an die ,wie es heisst ,Gemeinde Wien wurde der kommerzielle Di¬
rektor versetzt ,der Betriebsratsobmann ,der Obmannder Heimwhhrortsgruppe
ist,6 Jahre in der Firma titig ,verheiratet ist und ein Kind hat ,gekündigt ,
ebenso anderc Angestollte ,darunter auch Meister mit 20 bis lo Dienstjahren .
Insgesamt wurden rund 50 Angestellte und Arbeiter ,die der Heimwehroder
dem christlich - deutschen Turnverein angehären ,entlassen bezw .pensioniert .
Wir müssen schon sohr davor warnen ,nunmehr an den Arbeitern undAngestoll¬
ton sein Mütchen sich zu kühlen .Die Verwaltungsgruppe für tochnische An¬
gelegenheiten ist das Passivum des ganzen Budgets ,sie zeigt ,dass die
GomeindeWienkein Geld für die eigentlichen Aufgaben ,die derGemeindever- ¬
waltung zukommen ,ausgibt . aus allen diesen GründenA

müssen gegen das Budget stimmen .( Beifall ) ,
Nunmehr gelangen die Fositionen der Verwaltungsgruppe für Woh¬

nungswesen zur Abstimmung .Die Positionen worden genchmigt ,die Anträge
BiberundHclaubekwordender geschäftsordnungsmässigenBehandlungzuge¬

wiesen .

viclo
loll .

Mä
GR .Daffinger ( E . . )erklärt ,dass sich beimColo

ingol zoigen .Die vielen Klagen ,die darüber goführt
niasystemschr
werden ,sind
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vollkommen berechtigt .Die Kübeln in den Häusern sind stots überfüllt ,wo¬

durch ein unbeschreiblicher Zustand hervorgerufen wird .Als einweiteres
Uebel stellt sich dann die Fliegenplage ein ,die in maanhenHäusernfast
schon unerträglich ist .Wünschenswert wäre es ,die Abfallsammelkörbe insbe¬
sondere in jenen Bezirken öfters zu entleeren ,wo ganze Pakete in den Ab¬

fallsammelkörbenabgelagertwerden .Dassdie vordrei Jahrenfetiggestellte
Gartenanlage amrechten Donaukanaluferbei der Friedensbrücke bisheute
noch nicht beleuchtet ist ,ist ein Zustand ,den man nicht mehr bestchen lassen
kann .Wir verlangen daher die sofortige Beleuchtung dieses Kaivorparks .
Die Gartenanlagenüberhaupt werdensehr vernachlässigt .Ehr Zustandspottet
jeder Beschreibung .Der verwendete Grassamen ist alles andere als ein Gras - ¬
samen .SchwereMängelzeigen sich auch bei der Strassenherstellung undStras
senerhaltung .WirmüssenimInteressoder Bevölkerungverlangen ,dassdiese
Mängelsofort abgestellt werden .( Beifall ) .

GR .Müller ( . . )bemängelt ,dass die Schnecsäuberungnichtmit
der Raschheitundnicht in demAusmassedurchgeführtwird ,als esnotwendig
wäre .Er regt an ,Beåden Gemeindebauten ,die westlich gelogensind ,also
an der Wetterseite keine offenen Erker undBalkoneanzubrüngen ,da Regenund
Schnee bei solchen offenen Erkern und Balkonen viele nachteilige Folgen

haben .DerRednerbezeichnetes als einengrobenFchlerder Mehrheit ,das
Amalienbadin Favoriten mit einemKostenaufwandvon 1o MillionenSchilling
orrichtet zu haben .Fürdieses Geldhätten 3 kleinere Bädererrichtetwerden

können ,von denen2 in Bezirken hätten gebaut werdenkönnen ,die schondie
längste Zeit ein städtisches Badwünschen .In Bezugauf denLiesingtalkanal
erklärt GR .Müller ,dass die Gemeinde diese Frage raschestens lösen müsse .
Der sozialdemokratische Vorsitzende des Liesingtalkanal - Ausschusseshat
sogarschonfestgestellt ,dass ,wennsogarcdasarmeLandNiederösterreich
sein Möglichstes tue ,auch die reiche Gemeinde Wien ihren Zoprozentigen Bei¬

trag leisten könnte . EswurdevondenGemeindenschonwiederholtinterve -¬
niert ,leider bisherohneErfolg .(Beifall ) .

Vizebgm .Hoss( E . . )erklärt ,dass die WienerStrassenpflege
rationeller undzweckmässigerdurchgeführtwerdenmüssc .DioBespritzung
der Strassen ist eine mangelhafte .Es fehlt hier an der richtigen Fühlung
zwischender Zentraleder StrassenpflegeunddenBeziiken .In denHaupt-¬
verkehrsstrassen wird nicht so gespritzt ,wie es die Vor schriften verlan¬
gen ,gewöhnlich aber ,wennein Regenkommt ,wird reichlich gespritzt .Hin¬
sichtlich der Kehrzüge auf den Hauptverkehrsstrassen ist eine bedeutende
Verbesserung gegenüber den ersten Jahren zu verzeichnen ,aber aufden
kleinenPlätzenderinnerenBezirkeundin denäusserenBezirkenwirdmange.
haft gekehrt .Auchdie EinsammlungundAbholungdes Hauskehrichtesist bes¬
ser als früherManmüssteaberentwederdie ZahlderKübelvermehrenoder
was noch besser wäre ,die Zeit für die Abholung der Kübel kürzen .Erfreu¬

lich ist es ,dassmansichmitderErrichtungeinerKehrichtsverbrennungs¬
undVerwertungsanlagebeschäftigt .DieErrichtungeiner solchenVersuchs¬
anlage im Karl Marxhofgenügt nicht ,es müsstenauch mit demKehricht
in industriellen Bezirkesteilen Versuche gemacht werden ,Vizebgm .Hossver - ¬
langt sodann die Errichtung einer Bedürfnisanstalt am Spitz in Florids¬

dorfunddie VergrösserungundbessereInstandhaltungdesAuparkes. Eswäre
auchwiederan der Zeit ,auf einen ?Platz ,womehrersBezirkezusammen¬
laufenein Badzu errichten ,allerdingsnicht so luxuriöswiedasAmalien¬
bad .Dringendnotwendigistg h dieHerstellungeinerReihesehrschlech¬
ter StrassenimXXI .Bezirk .Vondr Reichsbrückenfragehört mandasganze
Jahr nichts ;nur anlässlich jeder Budgetdebattewirdirgendetwasdarüber
gesagt .ManmögedochzudenVerhandlungennichtTechniker ,sondernvor

1012



Gemeinderatssitzungvom22 .Dezember1930 . III .Blatt

allem Persönlichkeiten schicken ,die ein entscheidendes Wårt inder
finanziellen Frage zu sprechen haben .Auf das Stadion hat man ,ohnewie1
zu reden und ohne dass der Gemeinderat die Pläne rechtzeitig genehmigt
hätte ,1o Millionenverwendet ,nur weil dies dür das Jahr 1931notwendig
war .Für eine somwichtigeBrückemüsste die Gemeindedas Geld haben .An
die endliche Regelungder Reichsbrückenfragemussmit aller Energiege¬
schrittenwerden .Vizebgm.HossverlangtauchdenBaudesEntlastungskanals
imXXi .BezirkundbemerktzurWasserversorgung,dieWienerBevölkerunglege
denallergrössten Wertdarauf ,dass das Trinkwasserso gut bleibt ,wiees
bisher war .Manmüsste entweder die Wasserleitung ,damit dasTrinkwasser
nicht leidet ,durchHochquellenverstärken oder für alle anderenalsTrink¬
zwecke Nutzwasser heranziehen ( Lebhafter Beifall bei derMinderheit ) .

InderheutigenSitzungsindAnträgeBiberundHolaubekzur
VerwaltungsgruppeIVdergeschäftsordnungsmässigenBehandlungzugewiesenöffentlicheworden .Der Antrag Biber betrifft die/Ausschreibung der Abzieharbeiten
bei denGemeindehäusern,der AntragHolaubekdie Forderungnachgetrennter
Budgettierung der Wohn -undSiedlungsbauten .

- . - . - - - . - - - . - . - . - . - - . - . - . - - - . - - . - - . - . - - - - . - . - . - . - - ¬
St . aR. Richterstellt in seinem Schlusswort gegenüberden

Rednernder Minderheitfest ,dass sich seinRessort nicht anders
als andereReseortsderStadtverwaltungangesichtsderherrschendenWirt-¬
schaftsnet Streichungenhabegefallen lassen müssen .ZudenKlagenüber
eine Konkurrenzirungdes BrigatenGewerbesdurchdie städtischenBetriebe
bemerktSt . Richter ,dass von einer wirtschaftsschädigenden Politik die - ¬
ser Betriebe nicht die Rede sein könne .Die Betriebe nehmengrundsätzlich
keine privaten Aufträgeentgegen .Hie undda kommtes vor ,dass dieGe- ¬leinere

meindeselbstAufträge ,die abergar nicht ins Gewichtfallen ,denstädti¬
schenWerlstättenoderanderenstädtischenBetriebenerteilt .DiePreise
in denstädtischenSchwimmhallensindimletztenSomnerherabgesetzt
worden ,umdie Frequenzbzusteigern .Ein Vergleich der städtischen Bäder- - ¬
preise mit demPreisen der privaten Bäder ist hicht zulässig ,da ..
Lchnkoefffzientin denstädtischenBädernangesichtsderTatsache ,dass
es in den privaten Bädernkeinerlei Begrenzungder Arbeitszeit undkeinen
Achts"undentaggibt ,weitaushöherdåt als in denprivatenBädern .Wieviel
die Gemeindeauf demGebiete des Gartenwesensgeleistethat ,gehtdaraus
hervor ,dasses bis zumJhre 1919in Wien1,900 . 000Quadratmeteräffent -¬
liche Gärten gegeben hat ,und dass gegenwärfit fie Gartenflächeein
Aumassvon2,730 . 000Quadratmeternhat ,( GR .Kuwschak :Aberdieganzen
Gründewarenvon Luegerreserviert ! )Diese Ziffern zeigen ,wieviel
die Gemeinde auf diesem Gebiet geleistet hat . Vonallen Rednern der De¬
batte wurdezugegeben ,dassdie StrassenßßlegeundStrassenerhaltungsich
von Jahr zu Jahr bessert .Leider muss angesichts der grossenNotwendig¬
keiten ,dieandieGemeindeherantreten ,hierdasTempogebremstwerden.
EsbestehtabereinbestimmterPlanfür dieStrassenerneuerung.DieStra -¬
senölungist nur ein Notbehelf ,bis zumErsatz der alten Strassendurch
festeundesist leidereinMangel,dassdiegeöltenMakadamstrassenma¬
schinell nicht gereinigt werdenkönnen .Die Reinigungder Strassenbemühen
wirunssorationell miemöglichzugestalten .Dassdie Madanaufden
Strassenliegenbleiben ,ist unrichtig .Ander VerbesserungdesColonia¬
systemswirdständiggearbeitet .AnnderWimpassingerGummifabriksindwir
aus der Zeit als die Betriebeduf Grunddes Sozialisierungsgesetzesver¬
pfkichtetwären ,bei NeuemmssionenvonAktiender Gemeinde5 Prozentab-¬
zugeben ,wohl beteiligt ,wir haben aber an der Wimpassinger absolut kein

InteresseundauchkeinInteressedaran ,Hahnenschwänzlerzumassregeln.
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Es schadet allerdings diesen Herrschaften nichts ,wenn sie auch einmal den
Dankder Kapitalisten kennen lernen ( Beifall bet der " AFF . . !Mehrheit ) ,

Zur Reichsbrückenfrage bemerkt St . . Richter ,dass indieser
Frage eine Rivalität zwischen dan technischen Abteilungen des Bundes
und der VGemeindebestanden habe ,dass aber vor kurzemein von derGemeinde

gerchedeniie
es das zweckmässigste und das billigste war .WasZeitungen über denPlan ,
dass . Mdie Strassenbahnen eine eigene Brücke erbauen und sich selbst¬
ständig machen wollen ,sind eben nur Zitungsnachrichten .

. AndemProjekt für den Entlastungskanal im XXI .Be -
zirk wird gearbeitet .Die Bedürfnisanstalt AmSpitz wird gebaut werden ,so¬
bald Raumdazu vorhandenist .Die Beleuchtungder Kaianlage konntenicht
erfolgen ,weil die Eingabe der Gemeindeseit WochenvomBundnicht erle¬
digt wird .St . R.Richterersuchtschliesslich ,demVoranschlagseinesRes¬
sorts die Zustimmung zu erteilen ( Lebhafter Beifall bei der Mehrheit ) .

GR .Daffinger( E . . )bemerktin einer tatsächlichenBerichtigung,
dass eineEEnwilligung des Ministeriums für die Beleuchtung der Kaian¬

lage nicht notwendigsei ,da es in ünmittelbarer Nähedieser Kaianlage
zwei Endanschlüsse gebe .

St . . Richterbemarkthiezu ,dassdiesebeidenAnschlüsse
unbrauchbar geworden sind ,und dass die Beleuchtung erst dannerfolgen
kann ,bis dasMinisteriumseineEinwilligunggegebenhat ,wasaberseit
Wochenverzögertvwerde.

DieAbstimmungüberdieVerwaltungsgruppeVfindetin dermor-¬gigen Sitzungstatt .
St . . Kokrdaberichtet sodannüberdenVoranschlagderVer-¬

waltungsgruppe VI .Er stellt zunächst fest ,dass in demNettobetrag der
VerwaltungsgruppeVIvonSchilling88,633950der Btriebderstädtischen
Lagerhäusernicht enthalten ist .Die Situation der LagerhäuserderStadt
Wienhat sich imrLaufedes Verwaltungsjahres 1930 auch nicht wesentlich
gebessert ;derBetriebbleibtauchin diesemJahrpassiv ,unddieBemühun¬
gen ,den Lagerhäuserneine andere Unterlagezu verschaffen ,Mabenpisher
noch nicht den gewünschten Erfolg zu verzeichnen ,da die Verhandlungen
mit den in Betracht kommenden Bundesstellen und Organisationen sehr um¬

ständlich und schwie/tig sind .Dass das ZusammenarbeitenderLagerhäuser
mit den Bundesbahnenein Gebet der Netwendigkeit ist ,wird sowohl vonden
Bundesbahnen als auch vom Handelsamt voll und ganz gewürdigt .Auchdie
übrigenan dieser Frageinteressierten Organisationenwiedie Bördefür
landwirtschaftlicheProdukte ,die HandelskammervunddieOrganisationen
der Landwirtschaftsind mitder Angelegenheitbefasst undan derLösung
in hchemGradeinteressiert .St . . Kokrdagibt der HeffnurgAusdruck ,dass
es sehr bald möglich sein wird ,demGemeinderat Anträge über die Umwandlung
der städtischen Lagerhäuser zuunterbreiten .

Für die städtischen Schulen ist ein Betrag vonSchilling
78 ,711 . 530in Antraggebracht ,in welchemBetrag auh die ersteBaurato
für die Errichtungeiner Volks -undHauptschuleim XIII .Bezirk inder
HöhevonSchilling 500 . 000enthaltenist .Fürdic KagranerSchuleist noch
ein BetragvonSchilling )10 . 000als Restzahlungvorgesehen.

Die städtischen Approvisionierungsanstalten und Betriebe sind
imletzten Jahr infolge der schlechtenwirtschaftlichenVerhältnisse
bedeutend geringer ausgenützt worgen .So sind auf demRindermarkt vom - ¬
Jännerbis 30 .November1930um18 . 000Stückwenigeraufgetriebenworden
als in derselben Zeit des Jahres 1929 .AufdemSchweinemarktist derAuf- ¬
trieb von lebenden Fleischschweinen in derselben Zeit um 25 . 000Stück

zurückgeblieben .Daggenist der Auftrieb an Fettschweinen gogenüberdem
lall
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Vorjahre uungefähr die gleiche Stückanzahl gestiegen .DieEinlieferung
von Rindfleisch hat umrund 2,000 . 000Kilogrammabgenommen ,dafürist
die Zufhhr von Schweinefleisch um über 5,000 . 000Kilogrammgestiegen .
Der Auftrib an Inlandschweihe in den 11 Monaten des laufenden Jahres
hat ich gegenüberdemVorjahre erfreulicherweise verfierfacht ;indieser
Zeit sind Le . 397Stück Inlandschweine auf den Markt gebracht worden .Auf
die Bemerkungendie Abg .Dr .Buresch in seiner Rede vem 5 .Dezember imNa¬
tionalrat gemacht hat ,dass der österreichische Bauer ,der seine Psodukte
auf den Wiener Markt bringt ,nicht so behandelt wird ,wie es einem

gleithgestellten Staatsbürger geziemen würde , cit wird ,erwidert St .
R .Kokrda ,dass der Zentralviehmarkt in Wienöffentlich ist ,da sjedermann
hier sein Vieh zum Verkauf bringen kann und dass die den Markt beaufsichti¬

gende Behörde den Parteien gegenüber gar keinen Unterschied zu machen
vermag .Die Führungund Beaufsichtigungdes Marktsist dur ch dieFrrernn
auf Grund der Verordnung des Ackerbauministeriums und des Handelsministeriums

vom30 .Juni 1910erlassenen Marktordnunggeregelt ,unddieseMarktordnung
wird sicher keine B stimmungenthalten ,dass die österreichischen Land¬
wirte als Bürger minderen Grades behandelt werden können .Wasydie vom

Abg .Dr .Bureschverlangte Trennungdes Kontumazmarktesvon demübrigen
Viehmarkt betrifft ,so haben wir ja eine eigene Kontumazanlage zur Ver - ¬
fügung und über die Regelung dieser Anlage wurde eine Verondnung des Mi - ¬

nisteriums für Land -und Forstwirtschaft vomJahre 1922 erlassen ,deren
Vorschriften auch eingehalten werdenmüssen .Daraus ersieht man ,dassdas
Bundesministerium durch Erlassuhg der Marktonmungen den grössten Einfluss
auf den Makkt hat .Die Beschickung der Kontumazanlage kann weder vonder
städtischen Marktbehörde noch von der Gemeindeverwaltung irgendwie beein¬
flusst werden ,wie dies aus einer Rededes Präsidenten derLandwirtschafts¬
kammerfür Steiermark Hartleb entnommenwerden könnte .Auf demKontu- ¬
mazmarkt wird Lebensvieh nur mit besonderen Einfuhrbewilligungen des
Ackerbauministeriums gebracht eder aber Vieh ,das auf demöffentlichen
Markt gestellt und über Verfügung der Beterinäraufsicht der Kontumaz - ¬

anlage übergeben wurde . Esist schon vorgekommen ,dass die Kontumazanlage
zeimlich stark beschickt wurde ,was aber darauf zurückzuführen war ,dass
die Veterinärbundesbehörde grosse Gebiete des den Wiener Markt beschicken¬

denAuslandesals seuchenverdächtigerklärt hat ,sodassViehtransporte
aus diesen Gebieten nur mit besonderer Bewilligung des Ackerbauministeriums
fürdenKontumazmarktbewilligt wurden .DieGemeindeverwaltungist bemüht,
die Approvisionierungsanstalten auszugestalten .Die vor einigen Jahrenin
Angriff genemmeneRenovierung der Grossmarkthalle ,Abteilung für Fleisch¬
waren ,hat leider eine Unterbrechung erfahren ;der für die Jahre 1929und
193c im den Voranschlageingesetzte B,trag von 2,000 . 000Schilling zur
Errichtung einer neuen Verbindungsbrücke zwischender alten und neuen

Halle wurde nicht kensumiert ,weil die Schwierigkeiten wegenungestörter
Fortführung des Bahnbetriebes zwischen den Technikern desMinisteriums
und der Gemeindebisher nicht überbrückt werden konnten .DieVerhand¬
lungen haben aber ein Ergebnis gezeitigt ,das hoffen lässt ,dass demnächst
alle Fragen bereinigt werden .Die Ausgestaltung der offenen Märkte stösst

auf mannigfache Schwierigkeiten ,Hauptsächlich wegen der unleidlichen
Raumverhältnisse auf allen Wiener öffentlichen Märkten .

Wasdie Frage der Trichincse betrifft ,dur hstosst ihre Losung
in Wiennauf ein grosses Hindernis .Die Einführung einer obligatorischen
Trichinoseschau hätte zur Voraussetzung dass die Schlachtung vonSchweinen
nur in öffentlichen Anlagen erfolgt ,es müsste in der ganzen Stadt der
Stechhwang herrschen ,dasxheisst ,jeder ,Gewerbetreibende müsste sich der
öffentlichen Schlachthofanlage bedienen .Die Einführung des Stechhwanges

eltalte
in Wienstösst aüf ungeheure Schwierigkeiten ,sodass an eine solche Mass¬
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Hammederzeit nicht gedachtwerdenkann . Esbleibt daherdemVeterinäramt
nur übrig ,die Bevölkerungimmerwiedervor demGenussrehen Schweine: .
fleisches zuwarnen.

DieArbeitenin der MagistratsabteilungfürBaustoffbeschaffung
gehenglatt vorsich .Diezur VergebunggelangendengrösserenAufträge
werdenin einemKomiteevörberatenunddanndemAusschusszurAntrag¬
stellungunterbreitet .DasLagerderMagistratsabteilungimIII .Bezirk
ist ausgebautwordenundfunktioniert nunzur allgemeinenZufriedenheit .
Fürdie zu kaufendenBaugründeist für 1931ein Betragvon5,000. 000
Schillingvorgesehen.Daes sehrschwerist ,geradefür diesenZweckden
richtigenBetragvorauszubestimmen,wurdeauchimJahre1930mitdem
präliminiertenBetragdasAuslangennichtgefunden ,aberdie inAnspruch
genommenenZuschusskreditesind gegenüberdenfrüherenJahrensehrun¬

bedeutend .

An118Einzelbewerberundan8 Bau- undSiedlungsgenossen¬
schaftenwurdenGründeimBaurechtzugesichert .DieseAktionist nochnicht
abgeschlossenundeswerdenauchweiterhinGründeimBaurechtandieIn¬
teressentenvergeben.St .R .KokrdaersuchtdemVoranschlagseinerGruppedie Zustimmungzuerteilen .

Vizebgm.Hossøerklärt ,dassbeimAusbaudergrossmarkthalle
auchderAusbauderBrücke ,die überdie Bahnführt ,unbedingtnotwendig
wäre. DieMarktständebesitzerführenKlageüberdieMarkthelfer,wieauch
über eine einseitige Behandlungdurch Marktständebesitzer ,die aufden
MärktenVertraunsmännersind .Eswäresehrwünschenswert,wennSt . R.Kokrda
eine ebjektiveLösungdieser Fragenanstrebenwürde .DieObst -undGemüse-¬
. . ,die eigentlichein Preisregulatorseinsollte,hat ihreBerechtigung

vollständigverlorenundwäreehestenszu liquidieren .Notwendigwärees
auch ,überdieVerhältnisseimLagerhausvonZeitzuZeitzuberichten.
DasLagerhausist schenseit Jahrenein SchmerzenskindderGemeindeund
der Gemeinderathat dasRecht ,überalle VorgängeimLagerhausentsprechend
informiertzu werden .Auchbei der Baustoffe . G.wäreeine genauePrüfung
derVerhältnissesehramPlatze ,dennauchdiesesUnternehmenwärezuli¬
quidieren ,wennes keinebilligeranPreiseals die Privatenerstellenund
daherkeinBreisbildenderFaktormehrseinkann .Unbegreiflichist es ,dass
für dasSchulwesennochkeineigenesReferatin derGemeindeverwaltung
geschaffenwurde .Esmüssegetrachtetwerden ,diesesderStadtWienunmög¬
licheSystemausderWeltzuschaffenundeineneigenenReferentenfür
das Schulwesenzu bestimmen .( Beifall ) .

GR.Prinke( . . )erklärt ,dassdieBestrebungenderGemeinde
aufdemGebietederGemüseversorgungbishervollständigversagthaben .Während
die Gärtnerzugrundegehen,kauftdie Gemeindefür die städtischenAnstalten
11. 300KilogrammDörrgemüse.DieGemeindehatfürdieGärtner ,dieheutenoch
imstandesind ,für denGemüsebenarfderWienerBevölkerungaufzukommen,kein
Verständnis .DerärgsteWidersacherderGärtnerist derZwischenhandel ,
derdiePreiseeinfachdiktiert .DieGemeindehatdiePflicht ,denGärtnern
Gelegenheitzugeben ,ihreProdukteentsprechendverkaufenzukönnen.Wir
alle sind gegendas arbeitsäose Einkommenundgeradedie Mehrheithätte
diePflicht,schonausdiesemGrundegegendenZwischenhandelaufzutreten .
DieWienerMarktverhältnissesindeineSchande,ihreRegelungwärehöchstnotwendig .( Beifall ) .

GR .Dr .Hengl( . L )wendetsich dagegen ,dass die Gemeindedie
LernmittelauchanKindervonbemitteltenElternunentgeltlichabgebe.
Jedes10 .Schulkindist dasKindausländischerEltern ,ja esbeziehensogar
die Kinderdie Lernmittelunentgeltlich ,derenElternsie imAutozur
Schulebringen .Durchdie wahlloseunentgeltliche AbgabederLernmittel
sindbesondersdie Papüerhandlungenschwergeschedigt .Beschämendseies
auch ,dassanndenSchulenkeineElternversammlungabgehaltenwird ,inder10
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in der nicht geschnorrtwird .Wenndie Gemeindedie Lernmittelnur andie
KinderminderbemittelterElternunentgellichabgebenwürde ,würdesiedie
Geldmittelfroi bekommen,die solcheSchnorrereienunmöglichmachenwürden.
Sehrausführlichspricht der Rednerzur Frageder FörderungderLandes¬
kulturdurchdieGemeindeWien .Bis1926wardasLandWiendaseinzige
Kulturlandder Erde ,dasfür die Förderungder Landeskulturnicht denge¬
ringstenBetragveranschlagthabe .Erstab1927ist imBudgetdafürderBe¬
tragvon5000Schillingvorgesehen.DieserBetragreichtselbstverständlich
nichtimEntferntestenaus .ImbesondererNotlagwbefindetsichderWiener
Weinbau,derinsbesondereimkatastrophalenWintereinenungehaurenSchaden
erlitten hat .Die Notstandsaktion der Gemeindeim Betrage von 20 . 000Schil .
ling decktkaumein ProzentdeserlittenenSchadens .EineausgiebigeFör¬
derungdes WienerWeinbaueswäreauchdie HerabsetzungdesKatastralrein¬
ertragesaufdie Hälfte .gewesen .EinewesentlicheFörderungwürdedamit
bezwecktwerden,dassdieNahrungs-undGenussmittelabgabe,wohldieunge-¬
rechtesteSteuer ,aufgehobenwerdenwürde.Sieist dasHauptübelanderNot-¬lage der WienerWeinhauer .Durchdie ungeheureBelastungderProduktion
infolge der Nahrungs -uhd Genussmittelabgabewerdendie WienerWeinhauer
konkurrenzunfähiggemacht.Aufreizendist es ,dassdieBuschenausschekken
als LuxusstättenbezeichnetundmiteinemAbgabesatzvon15Prozentbelegt
werden sollen .Die Kontrolle bei der Nahrungs -und Genussmittelabgabeist
: aufdasSpitzensystemaufgebautunddahernichtsachgemäss.Dazu
kommtnoch ,dass Beschwerdengegendie Vorschreibungenjahrelangliegen-¬
gelassenwerden .DemstädtischenLagerhausscheintes schonso schlechtzu
gehen .dass es jedes Geschäftmacht .Sounterhaltenjetzt ausländischeWein¬
kommissionärein Räumlichkeitendes LagerhausesWeingeschäfte ,dieEigent-¬
licheinWeinzolfreilagersind .AlledieseGeschäftewerdenuntereinem
Decknamengeführt .Dasist eineKonkurrenzierungdesbodenständigenWein-¬d

handelsunten ) .PatronatydesLagerhauses ,die einemSkandalgleichkommen.
DerRednerbeantragt ,die Lernmittelnur an KindervonminderbemitteltenEl- ¬
ternabzugebenunddioPostvon5000SchillingfürFörderungderLandes¬
kultur auf 50900Schilling zuerhöhen .(Beifall ) .

GR .Pfeiffer ( E .. ) kritisiert ,dass trotz einer Ausgabevon70,000 . 000Schilling für das Schulwesenin der Gemeindeverwaltungkein
eigenesReferatfür dasSchulwesenbestche .DiePostvon5,000 . 000Schillngfür Grundankäufeist eine Hausnummer,an die niemandglaubenkann .DerBe¬
tragvon5oooSchillingzurFörderungderLandeskultursei einfachlächer¬lich .AusmoglichenVerwaltungszweigenwerdenZiffernzusammengetragen,umGlaubenzu machen ,dass die sozialdemokratischePartei für dieLand¬
wirtschaftetwastue .Dassdie zentrale Beschaffungihre Vorteilehat ,ist zu¬
zugeben ,dochhatsie auchschwereNachteile .DasWirtschaftsamthateinenUmsatzvonnicht wenigerals 20MillionenSchilling .DurchdieVerwendungdiesesungeheurenBetragesverschafftsich die GemeindeeineMonopol¬undMachtstellunggegenüber,denKontrahenten .DiezentraleBeschaffung
gehtin MärokratescherWeisebis ins kleinsteDetail .DieRegiezushhläge,die die Gemeinde einhebt ,sind nichts anderes als der Gewinn eines Zwischen¬

händlers .Zubeklagenist es ,dass die Gemeindeauf demGebietederAppro¬
visionierungso gut wiekeineAktivität entwickelt .AuchdiestädtischesVerkehrsmittelwerdenin einemnicht genügendemMasszurApprovisionio -¬rung herangezogen Iden .Die Lösungder Reichsbrückenfrage ist geradeim Hinblick auf eine klaglose Approvisondenung dringenøt geboten .Die La¬

gerhäuserstehenwegenderczuhohenGebührenioer .In denverausgegangenenJahrenwurdedortausserordentlichschlechtgewirtschaftet .WirersuhendenSta trat ,uns genauesüber die Anträgedurch die eine BesserungdesLager¬
hauswesensherbeigeführtwerdensoll ,zusagen .( BeifallbeiderE .. ) .

GR .Panösch( E . . )fordert ,dass für das SchulweseneingeigenesReferatgeschaffenwerdenmöge .AufdemGebietedesFortbildungsschulweserswerdendie Gewerbetreibendenmit 55 Prozentzu denKostenherangezogen ,sio
habenabernureinenganzgeringenEinflussaufdieVerwaltungdiesesZweiges.Sowohldie ZahlderSchülerwiedie ZahlderLehrkräfteist imJahre1929nichtunwesentlichgestiegen ,die UeberschüsseimFortbildungsschulreferat
sindaberausserordentlichhoch .WchlistderBeitragderGewerbetreibendenum2 Prozentermässigtworden ;aberzueinerZeit ,woderGrossteilderSteuernschoneingelaufenwar .DasFortbildungsschulgesetzmussendlicbgeändert werden ( Beifall bei der . . )

Die Erhandlung wird abgebrochen .
NächsteSitzungmorgen ,5 -Uhrnachmittags.Schluss dor Sitzung 22Uhr .1417 - .- . - - - - - - - - - - . - - - - . -Bogonabfertigung22125Uhr .
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Wien imBlumenschmuck.
Feierliche Preisverteilungan 630Preisträger .
Bekanntlichschreibt die GemeindeWienschonseit Jahrenden

Wettbewerb„ WienimBlumenschmuck"aus .Diesefür die Verschönerungder
Stadt sehr wertvolle Aktion der Gemeindeverwaltungerfreut sich vonJahr
zu Jahr einer immerregeren Teilnahmeder Bevölkerung .Auh heuer hatdie
Gemeindediesen Wettbewerbausgeschrieben .Die Zahl der Anmeldungenbetrug

. 218gegenüber217imJahre1924 ,demersten Jahr der Ausscreibung .Während
im Jahre 1924nur 170Auszeichnungenvergebenwurdem ,erhielten heuer630
Teilnehmer an demWettbewerbeinen Geldpreis .Der erste Preis imBetrage
von 50 Schilling in Gold wurde 16 Teilnehmern ,der zweite Preis imBetrage
von 25 Schilling in Gold 77 Teilnehmern und der dritte Preis ,1oSchilling
in Silber ,537 Teilnehmernan demWettbewerbzuerkannt .Die erstenzwei
Preise ,50 Schilling und 25 Schilling in Gold ,wurdendenAusgezeichneten
in einem Etui ,der dritte Preis in einer Geldtasche überreicht .InStell¬

vertretung des Bürgermeisters nahmSonntag vormittags amtsführenderStadt¬
rat Linder im reich mit BlumengeschmücktenFestsaale des WienerRathauses
die feierliche Preisverteilung vor .Nach Begrüssung der Preisträger durch
denVorsitzendendes Komitees ,GemeinderatHofbauer ,würdigteStadtrat
Linder die Bedeutungdes Blumenschmuckesfür die Grosstadt undrief die
Bevölkerung zur Mitarbeit auf ,die Gartenstadt Wienauch zu einer Blumen¬
stadt zu gestalten .Die Preiszuerkennungoblag einemgemeinderätlichen
Komitee ,demGemeinderat Hofbauer als Vorsitzender und die Gemeinderäte
Erban ,Hartmann,Iser ,RzehakundUllreichangehören.MitderDurchführung
desWettbewerbeswardie Magistrats-Abteilung22betraut ,die unterderLei¬
tung des OberbauratesIngenieurDörflerdie notwendigentechnis henArbei¬
ten durchführt .

Kanzleidirektori .R .FranzJosefMayergestorben.
Gestern ,Montag ,ist im 86 .Lebensjahr Kanzleidirektor . . Franz

JosefMayergestorben ,der von1863bis 1919unterzehnBürgermeisternim
Präsidialbüroder Stadt Wientätig gewesenist .BürgermeisterSeitzhat
verfügt ,dass das Leichenbegängnisvon der GemeindeWienveranstaltet und
ein Grab auf Gemeindekosten gewidmetwerde .

Glatteis inWien.
Anlässlich des gestern aufgetretenen Glatteises in Wienliess der

städtischeFuhrwerksbetrieb,demdieStrassenreinigungobliegt ,sofortnach
Einsetzen des Glatteises die notwendigen Bestreuungsarbeiten durch dasge - ¬
samte Strassensäuberungspersonal vornehmen . Als in denNachmittags¬
stunden die Glattessbildung amstärksten auftrat ,wurdendieBestreuungsar¬
beiten über dennormalenArbeitsschlusshinausbis in dieAbendstunden ,
twalweise sogar auch währerdder Nacht vomStrassensäuberungspersonalfort¬
gesetzt .Ausser der Mannschaft wurden noch 31 Fuhrwerke,3 Kleinlastwagen
und 2 Autostreumaschinenin den Dienst gestellt .Heute wurdedieStreuar¬
beit schonum6 Uhrfrühaufgenommen.
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Budgetberatung.
WIENER GEMEINDERAT

Sitzungvom23 .Dezember1930 .
BürgermeisterSeitz eröffnet die Sitzung um17 ' 15Uhr .
Es wird die Spezialdebatte über die VerwaltungsgruppeVIdes

städtischenVoranschlagesfortgesetzt .
GR .Huber ( E . . )bemerkt ,dass die Post für Grundankäufemit

5,000 . 000Schillingviel zu niedrigangesetztist .Imletzten Jahrehat
sich bei dieser Post eine Ueberschreitung von nicht weniger als ' 5Mil¬
lionen ergeben .Die Gemeindehat jetzt schonkolossale Grundflächenin
ihremBesitzundeswärehochanderZeit ,beiMrundankäufenvorsichtig
zu sein ,sich nicht immerdarauf zu versteifen ,ganzeHäuserbdocks
zuerwerben ,sondern sich mehrauß die Arrondierungder Gründezuverlegen .
Auf keinen Fall dürften aber Häuser ,die auf Abbruchgekauft werden ,dann
stehen gelassen undsogar renogiert werden ,wie dies bei einemHausein
der Schönbrunnerstrasse Ecke Nevillebrückengasse der Fall war .Auchdås
Post für Pachtzinse ist angesichts des Umstandes ,dass die Pachtzinse
erhöht wordensind ,viel zu niedrig eingesetzt ,dasselbe gilt fürdie
Post Bauzinse .GR .Huberwidersprichtsodannder Meinungdes
St .R .Kokrda ,dass für eine wirksameTrichinosebekämpfungflie Einführung
des öffentlichen Stechzwangesnotwendigwäre ,da auch die privatenStadh¬
brücken unter der Aufsicht des Veterinäramtes stehen .DieTrichinose
wirdzumTeilvonfliegendenLandhändlern,diemitFleischwarennachWienkommen ,eingeschleppt und auf diese sollte das Marktamtsein Augenmerk
richten .GR. Huberverweist sodannaufhdie grosse Belastung ,die den .Markt¬
parteien durch die Erhöhung der Marktgebühren auferlegt worden sei ,de
nicht weniger als loo . o0oSchilling ergebe ,und Ammauf die Erschwer - ¬
nisse ,die den Marktparteien dadurch bereitet werden ,dass das Abladender
WarendurchdieMarkthelfererfelgenmuss ,diesogar ,wennamSonntag
verderblicheWarenabgeführtwerden ,für die amSonntagnichtgeleistete
Arbeit den Marktparteienihren Lohnaufrechnen .VondemSchmerszenskind
der Obst -und Gemüse . G .will sich die Gemeindenicht befreien ,obzwar
die Gesellschaftselbst deneinstimmigenBeschluss ;gafasst hat ,zuli - ¬
quidieren .Man hat nun diese Gesellschaft der Land -undforstwirtachaft¬
lichen Betriebsgesellschaftin Treuhandübergebenunddort einenglän¬
zendenProkuristenGestellt ,dessenSchwiegervaterGemeinderatundVer¬
waltungsratder Obst -undGemüse. G,ist -wiediesdrMannwirtshaftet ,
geht daraushervor ,dass er nacheineinhalt Hahrenselbst inAusgleich
gegangen ist .Die Landwirtschaftliche Forst und Betriebsgesellschaft hat
die TreuhandderWökübergebenunddie Obst -undGemüseA. G.kommtzu
ihren Reingewinnen ,die übrigens nicht einmal die Verzinsung desKapitals
decken adurch ,dass sie von der Gemeinde Wien und der Wök ,die die ein - ¬
zigenAbnehmerderObst -undGemüse. G,sind ,jedenPreisverlangen.Diese
SkandalaktiengesellschaftmussendlichvomSchauplatzverschwinden .Auch

S
dieGründungderstädtischenBäckereiwarnicht : .Manversuchtmit
diesem Betrieb die Sozialisierung der Bäcker und hofft hier wieder einige
Genossenversergenzukönnen .Wennschonein Wirtschaftsamtbescht ,
müsstees alle BedürfnissederGemeindedecken .MitdenStrassenbahnen ,den
Has -unddenElektrizitätswerkenhat aberdasWirtschaftsamtnichtszutun .1019
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ZumSchlusseerklärtderRedner ,dassseineParteigegendenVoranschlag
stimmen werde .

St .R .Kokrdaantwortet auf die in der Debatte gegen sein Ressort
erhobenenBeschwerden .Mit der Entwicklungdes Markthelferwesenskannman
sehr zufrieden sein ,da sich gegenüber den früheren Jahren eine fühlbare
Besserungfeststellen lässt . VoneinemTerror der Markthelferoder voneinem
parteimässigen Vorgehen auf den Märkten kann keine Rede sein .Bei der

Beurteilungdes Zwischenhandlersmachesich die Minderheiteineeeigen¬
tümlichen Widerspruchesseuldig .Auf der einen Seite beklagt sie sich
darüber ,dass der ZwischenhandelungebührlicheGewinnemacht ,aufder
anderen Seite beschwert man sich ,wenn wwir den Zwischenhandel mitGe¬
bührenbelegen .( LebhafterWiderrpnuchundZwischenrufebei der . . -¬
Dr .Hengl : Werhat darüber beklag ' .- GR .Huber : Dassdie Detaillisten nichgs
verdienen ,wissenSie ,wir mein .ie Halsabschneider ! GR.Dr .Kolassa :Das
ist eine Verwechslungmit demRad .zkymarschl- LebhafteZwiszhenrufe. -¬
VorsitzenderHofbauerersuchtumRuhe ) .DemAntragDr .HenglaufErhö¬
hung der Subvention für die Landeskulturförderung ersucht St .R .Kokrda
abzuweisen ,Dassdie GemeindeWien ,wennsich die Notwendigkeithiezuer - ¬
gibt ,auf diesemGebieteauchüberdie eingesetztenPostenhinausgeht,

hat sie gerade im heurigen Jahre bewiesen ,indem sie denWeinbautreibenden
WiensdenBetragvon20 . 000Schilling zugewandethat .DieBeschwende
des GR .Henglüber das Lagerhaushabe er an den Direktor desLagerhauses
weitergeleitet .WasdieBeschwerdenüberdasWirtschaftsamtbetrifft ,so
mussfestgestellt werden ,dass dieses Amtnicht auf Gewinneingestellt ,
sondernnurberechtigtist ,einenZuschlagzu denG,stehungskostenzur
Deckung der Spesen zu machen .Wennder Zuschlag über die Spesenhinausgeht ,
wirdder Betragrückvergütet .St .R .KokrdaersuchtdemVoranschlageseiner
Verwaltungsgruppe die Zustimmung zu erteilen .Labhafter Beifall bei der

Mehrheit .

Eswirdsodanndie Abstimmungüberdie AnsätzederVerwaltungs-¬
gruppenVundVIdurchgeführtunddie Anätze dieser Gruppengenehmigt.
Der zur VerwaltungsgruppeVvorliegende AntragdesGR .Hörmayer ,diebaulichen

Erhaltungskosten für Kirchen ,Kapellen und Pfarrhöfe von 50 . 000auf80 . 000
Schilling zu erhöhen ,wirdabgelehnt ,ebensodie AnträgeHenglzurVer¬
waltungsgruppeVIbetreffenddie Erhöhungder Postzur FörderungderLan¬
deskulturvon5000auf50. 000Schillingundebetreffenddieunentgelt-¬
liche AbgabevonLernmittel nur an MinderminderbemittelterEltern .Die
in der Generaldebattegestellten Schulanträgeder GRtinSchlösingerwerden
der geschäftsordnungsmässigenBhanddungzugewiesen .EssinddasAnträge

A

betreffenddie Vermeidungder Massenschulung,die TrennungderGeschlech¬
ter in Volks -und Hauptschulen ,die Belieferung der Volks -undHauptschu¬
len mit den für den katholischen Religionsunterricht vorgeschriebenenGe¬
betbüchern ,sowie mit Klassenlektüre für den katholischen Unterriht und
die unverzügliche Anbringung von Kreuzbildern in den Knabenvolksschulen
in der Bachergasse ,Grasgasse ,Ziegergassesowiein der neuenKagraner¬

Schule .
St . R.Linder referiert sodannüber den VoranschlagderVerwal-¬

tungsgruppe VII .Der Voranschlagist für das Jahr 1931 umSchilling
2ol . 320höherals der Voranschlagpro 1930 .Die tragende Post sinddie
Ausgaben für das Feuerlöschwesen mit Schilling 9,902 . 150 .Dietechnische
Schlagfertigkeit und Tüchtigkeit der WienerF,uerwehrwird vonallen
Schichten der Bevölkerung anerkannt .Ihre hohe Schlagfertigkeit fat sich

insbesondereauch bei demvor einigen Wochenstattgefundenenkatastro¬
phalenSturmin Wiengezeigt ;damalshabenin wenigenStunden700Aus-¬1020
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rückungenstattgefunden .Dievor JahrenbegonnenenVerbesserungenderFeu¬
ermeldungsollen im folgendenBudgetjahrder Vollendungentgegengehen;
die Errichtung der neuen FeuerwacheSteinhof ist fertig und als vorläufi¬
ger Schlusstein der durchgeführten Feuerreform wird noch dieFeuerwæche
Donaustadt zu schaffen sein .Derzeit besitzt die Feuerwehr 6Hauptwachen ,
2l Nebenwachen ,148 Feuerwehrgeräte, “ 76 Inspektionsmotorräder ,und zwar

sind diese Geräte mit den modernsten technischen Errungenschaften verschen .
Umeine rasche Feuermeldung zu ermöglichen,stehen der Berufsfeuerwehr 666
öffentliche und332Private Feuermelderzur Verfügung ;für derenweiteren
Ausbauwirdvorgesorgt .DasgesamteKabelnetzder Berufsfeuerwehrhateine

Kabellänge von 110 Kilometern ,die Oberleitung hat eine Kabellängevon
153Kilometern .Fürdie Gemeindewacheist eine AusgabevonSchilling
4,252 . 38oreingestellt .Die Gemeindéåcheversieht den Wach -undOrdnungs- ¬
dienst in den städtischen Aemtern ,Anstalten ,Betrieben ,Unternehmungen,
Gartenanlagen ,Friedhöfen ,Markthallen ,Märktenund Schlachthäusernund
es muss festgestellt werden ,dass die Tätigkeit der Gemeindewachesehr

zumFrommender Gemeindewerteerfolgt .Die Ausgabenfür dasSicherheitswesen
sind umS 160 . 000nienriger als im Vorjahr ,da nach der neuenBundesver¬
fassungsnovelle die Kosten für Zwänglinge ' undKorrigenden vom Bundzu

bestreitensind .DerBetragvonSchilling100. 990fürdasBevölkerungs-
wesenist für die im Jahre 1931vor wseVolkszählungvorgesehen .Unter
Wahlangelegenheitenerscheint eine AusgabenpostvonSchillingloo . 000,
die die Kosten für die Durchführungsarbeiten zur AnlagederSchöffen - und
Geschwoerenenlistensowiefür die Durchführungsarbeitenzur Wahldes
Bundespräsidenten beinhalteZ .Dieser Ausgabenrubrik steht als Einnahme
ein Beitrag des Bundesfür Wahlenvon S 133 . 330gegenüber .FürKunst- ¬
förderungist ein BetragvonSchilling 189 . 000vorgesehen .DieserBetrag
ist umS 100 . 000höher als im Budget1930undzwarsind dieSchilling567 17als Aufwandungen fun die Kunströrder100 .000dor Förderungder Gegehwartskunstgewidmet .Dazukommenhochder
Aufwandven rund S 190 . 000für Ehrenpensionen ,in derVerwaltungsgruppeder Betrag von
III von/S6000 ,für FassadenschmuckundPlastikenin derVerwaltungsgruppe
IV der Betrag vonS 150 . 000undfür Plastiken undBrunnenin derFerwal-¬
tungsgrpppe V der Betrag von 53 . 700Schilling .Ausserdemist für Ankäufe
durch die städtischen Sammlungenein Betrag von 80 . 000Schilling vor¬
gesehen ,sodass die Gesamtjahresausgaben für die Kunst S 668 . 700betragen .
Dasist ein Betrag,mitdemdie Gemeindegewissdokumentiert ,dasssie
für die Förderungder KunstgrossesVerständnishat .St . R.Linderersucht
demVoranschlag seiner Verwaltungsgruppe die Zustimmungzuerteilen .

GR .Dr .Kolassa ( E . . )erklärt ,dass auch der VoranschlagderVer¬
waltungsgruppe für allgemeine Verwaltungsangelegenheiten deutlich zeigt ,

dass die Gemeindeverwaltung auf die allgemeinen WirtschaftsverhältnisseH cae gri d
keine Rücksicht nehme .Der Ansa z von rund 1 Millionen Schillingyist hiefür
ein deutlicher Beweis .Während der Stand der Gemeindewache am 1 .August 1928
108 Mann betrug ,waren es am 1 .August 1929 schon 566 und am 1 .August

ds . J .bereits 685 Mann .Ein Grund für die Vermehrungdes Standes derHe¬
meindewache ist sicherlich nicht zu finden .Die Notwendigkeit des Ordnungs¬

und Ueberwachungsdienstes ,den die Gemeindewachedurchführensoll,ist
ebenfalls nicht gegeben .DieGemeindewachehat daherbaldigst zuværschwin¬
den .Ueberaus notwendig wäre die Drucklegung und Veröffentlichung derste - ¬
nographischen Protokolle über die Sitzungen des Wiener Gemeinderates .Wäh¬
rend für die Gemeindewache1,000 . 000Sehilling verschwendet werden ,ist
hier die Sparsamkeit am allerwenigsten am Platze .GR .Dr .Kolassabeantragt ,
die Wiener Gemeindewache mit Ende dieses Jahres aufzulassen unddie
stenographischen Protokolle über die Sitzungen des Gemeinderates in Druck
zu legen und zu veröffentlichen .Solange diese unsere Wünsche ,sagt der
Redner ,nicht erfüllt werden ,solange können wir auch für diese Verwaltungs¬
gruppe nicht stimmen .( Beifall ) . 1024
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GR .Uebelhör ( . . )erklärt ,dass die Nichtdrucklegung der ste¬

nographischen Protokolle des Gemeinderates ein unerträgliches Zustand ist .
Er bemängelt ,dass die neuen Strassen - undHaumummerntafeln ganz unzweck¬

mässig sind ,die Strassentafeln sind viel zu klein ,sie verstauben leicht
und werden dadurch unleserlich .Schliesslich wäre auch für eine richtige

Beschriftung der Strassentafeln entsprochend zu sorgen .Hinsichtlich der

Kunstförderung durch die Gemeindestellt der Redner fest ,dassder Betrag
von100 . 000Schillingzur Förderungder Gegenwartskunst,der imVoranschlag
aufscheint ,bereits in diesem Jahr als Zuschusskredit genehmigt ,aber bisher
noch nicht ausgegeben wurde .Dies wurde damit begründet ,dass man keine ge¬
eigneten Kunstwerke gefunden hat .Dieser Ausspruch ist eine Beleidigung der

Wiener Künstlerschaft .Die Gemeindemüsste sich auch der Ehrenpflicht erinnern
und eine Dankesschuld an Dr .Lueger dadurch abtragen ,dass endlich einmal
die Andenken an Dr .Lueger im städtischen Museum würdig und zweckentspre¬

chend untergebracht werden .Damit würde die Mehrheit nicht nur denWünschen
der Minderheit ,sondern den Wünschen der ganzen Bevölkerung Rechnungtragen .
Der für dås Gewerbeförderungsinstitut veranschlagte Betrag von77 . 000
Schilling ist ganz lächerlich gering,er zeigt ,wie sehr die jetzige Mehrheit

das Gewerbe wertet .WennSie eine wirkliche Gewerbeförderung durchführen
wollten ,müsste die ganze Wirtschaftspolitik grundlegend geändert werden ,
müsste die Nahrungs -und Genussmittelabgabe und die Fürsorgeabgabe ver¬
schwinden ,müsste die Gemeinde das ihrige dazu beitragen ,dass die Produktion
entlastet und die Produktionskosten gesenkt werden lönnen .Ihre ganze Steu¬
erpolitik aber ist alles andere ,aber nur keine Gewerbeförderung .Solange

Sie ihre getzige Wirtschaftspolitik aufrecht erhalten ,solange werdendie
produzierenden Stände auf keinen grünen Zweig kommen .( Beifall ) .

GR .Dr .Wagner ( E . . )erklärt ,dass die Ausgaben für die Gemeinde¬
wache eine glatte Verschwendung sind .Im Gemeinderatsausschuss für allgemei¬

ne Verwaltungsangelegenheitenhört manvon der Gemeindewachegarnichts ,
und es wäre nur zu wünschen ,dass baldigst auch der WienerGemeinderatund
die ganze Wiener Bevölkerung von der Geme indewache nichts mehr höre .Während
die Gemeindewacheeine international berüchtigte Post im Voranschlagist ,
müssen die Ausgabenfür die Wiener Feuerwehr als Ausgabenfür eine interna¬
tional anerkannte Institution bezeichnet werden .Das Ausland,Fremde und
Fachmänner spenden der Wiener Feuerwehr das höchste Lob .Das WienerFeuer¬
wehrkorps ist ein ganz ausgezeichnetes Korps ,und es wäre nur zu wünsehen ,
dass endlich einmal das Kommando der Gemeindewache vom Kommando der Feuer¬

wehr losgelöst werde .Die Ausgabenfür Investitionen bei der Feuerwehrwer- ¬
den ausgezeichnet verwendet,es wird vornehmlich die inländische Industrie
mit Aufträgen bedacht ,ein Beweis ,wie die Mehrheit produktiv arbeiten könnte ,
wennsie in anderen Belangennicht so parteipolitisch eingestellt wäre .
In bezug auf die Verleihung des Heimatrechtes wünscht GR .Dr .Wagner ,dass
vor allem anderen das christliche und deutsche Element berücksichtigt werden
solle .Der Gemeinderatsausschuss VII muss sich fast in jeder seiner Sitzun¬

gen mit Ausnahmenvon den Bestimmungender neuen Bauordnungbefassen .Das
beweist ,wiegerechtfertigt alle Vorwürfesind ,die vonder Minderheitan- ¬
lässlich der Beratung der neuen Bauordnungerhoben wurden . Eswärevon
grossem Interesse ,wenn das Stadtbauamt über die bisherigen Erfahrungen hin¬
sichtlich der Anwendung der Bestimmungen der neuen Bauordnung undhin¬
sichtlich der Ausnahmen ,die gemachtwerdenmussten ,berichten würde .Vongros¬
ser Wichtigkeit wäre auch ein Bericht über die private Bautätigkeit ,über
Widmung und Planung ,über die Entwicklung der Kultur des Siedlungswesens

und der Einfamilienhäuser und über die Planung von Hochhäusern .GR .Dr .Wagner

spricht sodann sein gröss es Bedauern darüber aus ,dass der Karlsplatz
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durchdieErrichtungeinesGewerkschaftsbauesaufdenNashhmarktgründen
soverufistaltetwerde .ManhättediesenBauniebewilligendürfen .Esist
eineSchmachfürWien .Hierüberschweigtdie Kritikdersozialdemokreis" .
BeeihflusstenPresse ,derselbenPresse ,dieandemNeubaudesJustizpalas- ¬
tessovielzukritisierenhatte ,obwohldieserBauvoneinemganzersten
Künstler hergestellt wird .In der Kunstförderunghat mansich vonderbis - ¬
herigenEinseitigkeit etwasabgewendetundberücksichtigtnunauchKünst-¬
ler ,dienichtvonvornhereindie sozialdemokratischeBunzetragen .Was
aufdiesemGebieteverbrochenwurde,zeigtderSkandaldesLassalle-Denl¬malesundauchdasDenkmalderRepublik ,wobeimannurdieMittelfigur
ausnehmenkann.GanzbesondersempfehlenwürdederRednerdieBeschäftigung
einesUrenkelsdesberühmtenMalersWaldmüller,desBildhhuersWaldmüller,
dervonhervorragendenauslindiæhenKunstkräftenalseinganzgrossesTa¬
lent bezeichpetwird ,hier in OesterreichabermangeldBeschäftigungfer¬
kümmernmuss .DerRednerunterstütztwärmstensdenAntragaufDrucklegung
derGemeinderatsprotokolleunderklärtschliesslich ,wennin derVerwal-¬
tungsgruppeVIIdiePostGemeindewachenichtenthaltenwäre ,künnteer
sich entschliessen,fürdiese Verwaltungsgruppezu stimmen .Dassollkein
Vertrauensvotumfür dieGemeindeverwaltungsein ,sondernnureineAnerken-¬
nungderleidenschaftslosenFührungderGeschäftedurch. R.Linder(Leb¬hafter Beifall bei der E .. )

GR .Stöger( E . . )bemerkt ,imBudgetdieserVerwaltungsgruppe
werdedas Kinowesen ,das eines der dunkeistenPunktederWienerGemeinde¬
verwaltungist ,totgeschwiegen .DieGemeindebetrachtetdasKinowesenals
ParteisacheunddasWienerKinogesetzhatdenoberstenZweck,Kinobesitzer
undKinopersonalunterdie Fuchtelder freigewerkschaftlichenOrganisa¬
tionderKinoangestelltenzuzwängen.ImInteressedesAnsehensOesterreich
missmitdiesemUeberbleibselausderwüstestenUmsturzzeitgebrochenwerden.
EineFilmzensurwürdenichtAbbauderFreiheitoderkulturellenRück¬
schriftt bedeuten .SämtlicheGrosstæenhabeneineoffizielleFilmzensur.
Es müsste eine allgemeine Filmzensur für das ganze Reich und einebesondere
Filmzensurfür dieJugendlichengeshaffenwerden ,diedurchschlechteFilme
skruppellosvergiftet werden .DieLandeshauptleuteausserdemWienerLandes-¬
hauptmannhabensichimVorjahrentschlossen,dieFilmzensurdemBundzu
überlassen,dochhatDr .DannebergdiesenPlanzudurchkreuzenverstanden
under ist daherverantwortlichfürdasChaosaufdemGebietedesKinowe¬
sens. DerRednerrichtetdendringenstenAppellandenBundeslanzler,die
Gesamtregierungundanalle LandesauptleuteendlichihrenEinflussauf-¬
zubieten,ummitderWienerKinoschande,dienachgeradezumeuropäischen
SkandalwirdSchlusszumachen. Esmüsstenauchwiein Deutschlandundan¬derenLändernLehr -undKulturfilmefürsteuerfreierklärtwerden.GR.
StögersprichtsodannüberdenFilm„ ImWestennichtsNeus "undbemerkt,
dassdie WienerGmeindeyerwaltungganzisoliert in Oesterreichbleibenon1werde ,wonnsie dieAuf diesesFilmszulasse . Fraglosist ,dasssich
dasdeutscheVolkdurchdiesenFilmherausgefordertfühlt .DieWienerGe¬
meindeverwaltungstehtvorderWahl,obsiesichandieSeitedesdeutschen
BrudervolkesoderandieSeitegeshäftstüchtigerFilmproduzentenstellen
will .WobleibtdiesoroftgemimteAnschlussfreundlichkeit?Auchdieser
Fallzeigt ,dassalleberufenanFaktorenzusammenwirkensollten ,umdem
KinoskandaleinEndezumachen(LebhafterBeifallbeiderE .. ).

GR .Angermeyer( . . )widderholtseineimVorjahrgestellteAn¬
frageanSt . R.Linder ,obesrichtigist ,dassdieinderMollardgasseun¬
tergebrachteGemeindewacheeineneigenenDrahtzurArbeiter-Zeitunghat,
(Hört!Hörtbeider . . )zuwelchemZweckediesetelefonischeVerbindung
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bestchtundwerdie Auslagenaufkommt.St . R.Linderhat seinerzeitdæauf
geantwortet ,dass kein direkter Drahtmit der Arbeiter - Zeitungbesehe ,
sonderndasses sich umeinenDrahtan die Feuerwachehandelt .Nunnist
aber diese F uerwacheLinkeWeinzeile182 ,die Gemeindwacheaberinder
Mollardgasseuntergebracht ,in welchletzteren Hausesich keineFeuerwache
befindet ,undin diesesHausgehtderDraht .( Beifallbei der . . )

St . R.Linder erklärt zunächst zu der letzten AnfragedesGR.
Angermeyer ,dass eine telefonische VerbindungzwischenderGemeindewache
undder Arbeiter - Zeitungnicht besteht .DieArbeiter - Zeitunghatlediglich
einen neuen Feuermelder ,welcher mit der Hauptwache im VI .Bezirk in Ver - ¬

bindungsteht .GleicheFeuermeldersind auchin verschiedenenUnternehmungen
vorhanden .Dassdieser Feuermelderaucheinen Telefonapparathat ,ist der
Verzugder neuenFeuermelderanlagen ,die wir nunauchin ganzWWienher¬
stellen wollen .St . R.Linderläd denGR .Angermeyerein ,sich vonderRich¬
tigkeit dieser seiner Behauptungzu überzeugen .ZudemVerlangendesGR,
Stögerauf Einführungder Filmzensurerklärt St . R.Linder,øzseisowohl
gegendie Zensurder Presse wieauchdes Films ,da er der Meinungsei ,
dassdieBevölkerungdesbesteZensorist ,indemsie dieZeitungen ,die
ihr nicht passen ,nicht liest und die Filme ,die ihr nicht passen ,nicht

besucht .DerGewerkschaftsbauvondemGR. Wagnerbehauptethat ,dasserden
Karlsplatzverunziere ,befindetsichaufdemResselpdatz ,aufdemehema
ligen Naschmarktgründen,die oft mitdemKarlsplatzverwechseltwerden.
ObdasGewerkschaftsgebäudeschönist odernicht ,ist eineFragedesGe¬
s hmacks ,jedenfalls ist der Bau von einem der ersten Architekten ge¬
schaffenworden.WenndieNaschmarktrealitäteinmalausgebautseinwird,
wirddort ein StückWienerstehen ,an demalle ihre Freudehabenwerden
Wasdie Strassentafelnbetrifft ,so bewahrensich die Emailtafelntiel
besser als die Zinktafeln .Eine Ueberprüfungder Strassennamenist indie
Wegegeleitet .Bezüglichdes Luegerzimmershabenwir denWünschenderOppo¬
sition Rechnunggetragen ,indem wir es in der Bezirksvertretung desIV .
Bezirkesschaffen .Die Tätigkeit der Gemeindewachebittet St . R.Einherydoch
etwasmilderzu beurteilen .DerHerrender Oppositionsolltenbedenken,
dass beispielsweise im heurigen Jahre die Gemeindewacheøn über1000
FällenHilfsdienstefür KrankeaufderStrassegeleistet hat ,dasssie
16malErtrinkendegerettet ,in 1o0FällenEinbrecherder Polizeiüber¬
geben hat .Wasdie Drucklegungder stenographischen Protokollebetrifft ,
so stehen in der VerwaltungsgruppeVII leider die Kostenhiefürnicht
zur Verfügung( LebhafterBeifall bei derMehrheit ) .

DieAbstimmungüber die VerwaltungsgruppeVII wirdinder
nächsten Sitzungerfolgen .

St . R.Breitner berichtet sodannüber Bilanz undBedeckung,
Erbemerkt ,derMagistratwirdsichselbstverständlichpflichtgemäss
bemühen ,soweites die Verhältnissegestatten ,densich ergebendenAbgang
herunterzumindern ,einerseits durchweitestgehendeSparsamkeit ,anderer¬
seits durch die Bemühung ,die vorgschriebenenSteuern in allengegebenen
Möglichkeitenhereinzubringen.EswirdkeineErhöhungvonSteuernvorge¬
schlagen .Ausden dargelegten Gründenkannleider auchnicht eineSteuer¬
ermässigungbeantragtwerden.DieBeckungsoll ausdenKassenbeständenund
denGuthabender GemeindeWienbestritten werden .St . R.Britnerersucht ,
BilanzundBedeckungzugenehmigen( Beifallbei derMehtheit).

GR .Kunschakbemerkt ,in der heurigen Budgetberatung sei der
amtsführendeStadtratderGruppeVIII,St . . Emmerlingin Verlustgeraten.
NachdenBestimmungender Gemeindeverfassungundder Geschfftsordnungder
GemeindebestehtderamtsführendeStadtrataus8 Mitgliedern,EbensobestimmtEdieVerfassungundGeschäftsordnungdesGemeinderatesundMagistrats ,dass1021
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die Geschäftsführung des Magistrates in 8 Gruppengeteilt wird ,anderen
Spitze je ein amtsführenderStadtrat steht .Die amtsführendenStadträte
sind nach der Verfassung und Geschäftsorcung dem Gemeinderat für ihre Ge¬
schäftsführung verantwortlich . Diese Verantwortlichkeit kommt vor allem
bei der Budgetdebatte zum Ausdruck .Bisher war es auch immer der Fall ,dass
nach der Verhandlungder VerwaltungsgruppeVII die VerwaltungsgruppeVIII
in Beratung gezogen wurde . Eshat sich dabei der Abususherausgebildet ,
dass der amtsführende Stadtrat dieser Gruppeunter stillschw igender
Zustimmungdes Gemeinderatesauch über die Wirtschaftspläne derstädti
schen Unternehmungenreferiert hat . Esist ein verbrieftes Recht desGe¬
meinderates zu werlangen ,dass im Rahmender Buggetdebatte jeder amts¬
führendeStadtrat demGemeinderatRedeundAntwortstehe .Heuerist
zumerstenmal eine Neuerungeingetreten ,über die wir nicht informiert
waren „ Undwir haben daher in der Budgetdebatte gar keine Gelegenheit
gehabt ,uns mit der Amtsführungdes St .. Emmerlingzubeschäftigen .
St .R .Emmerlinghat es schon immergut gehabt .Wennalle Referentenund
Rednerzu Todgeredet waren ,ist er erst erschienen under ist deshalb ,
obwohler ein Ressort vertritt ,dessen Agendenin das LebenderBevöl¬
kerung tief einschneiden gewöhnlich sehr klimpflich aus der Debatte
hervorgegangen . Aber so bequem ,dass er überhaupt nicht amReferenten¬
tisch zu erscheinen braucht ,könnenwir es ihmnicht machen .Wirwerden
heute vor eine vollendete Tatsache gestellt und müssendieseunsere
Rechtsverwahrungvorbringen ,damit für künftige Budgetberatungen
kein Präjudiz geschaffen wird .( Lebhafter Beifall bei der . . )

St . R .Breitner bemerkt zu den Ausführungen des GR .Kunschak ,
für d1egetroffeneUmstellungsei derWunshhdesKontrohlamtes
massgebendgewesen ,das der Meinungist ,dass die Wirtschaftsplänegeson¬
dert beraten werdensollen und dass die GruppeVIII im RahmenderBud¬
getberatung nicht zum Wort komms .Wenn aber die Minderheit der Meinungist

dass sie durch diesen Vorgangin ihren Rechtenirgendwiebeeinträch¬
tigt werden könnte ,gebe ich die Erklärung ab ,dass wirbereit sind dem

die Beratung über unterbroghenvirdWunscheRechnungzu tragen ,dass /Bilanz und Bedeckung :iund duès
r jetzt Gruppe VIII in Verbendlung

gezogen wird .
GR .Kunschak" rklärt sich mit diesemVorschlagedesSt . R.

Breitnereinverstanden .
Es wirddemgemässdie BeratungüberBilanzundBedeckung

unterbrochen ,unddie VerwaltungsgruppeVIIIin Verhandlunggezogen.
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Es gelangt nun die letzte Verwaltungsgruppe ( Städtische Un- ¬ternehmungen )zur Beratung .Amtsführender Stadtrat ,Vizebürgermeister Emmer - ¬
ling verweist einleitend auf die grosse Bedeutung ,die den städtischen Wono- ¬
polbetrieben im Wiener Wirtschaftsleben zukommt .Die Wirtschaftskrise kommt

auch in den Voranschlägen der städtischen Unternehmungen zum Ausdruck .Die
Ansätze für 1931 müssen leider der Not der Gegenwart entsprechend,hinter
den Erfolgen des Jahres 1930 etwaszurückbleiben .

Der Wirtschaftsplan für das Gaswerk sieht eine Jahreserzeu - ¬
gung von 320 Millionen Kubikmeter und einen Verkauf von 296 Millionen Ku- ¬
bikmeter vor .Im kommondenJahr dürfte die Zahl der verwendeten Gasmesser
500 . 000übersteigen .Das Gaswerk rechnet im Jahre 1931 mit einemVerbrauch
von 676 Millionen Tonnen Kohle .Als Erfolg des Jahres 1931 wird ein Ueber - ¬
schuss von 98 . 000Schilling gewärtigt .Das Gaswerk wird im kommenden Jahr
rund 10 . 5Millionen Schilling investieren ,wovon . 2Millionen Schilling für
den Ankauf von Gasmessern verwendet werden sollen .

Der Referent teilte dann mit ,dass auf Grund vonVersuchen
des Professors Dr .Grassberger in der ersten Hälfte des heurigen Jahres im

GaswerkLeopoldau die Geruchverstärkung des Leuchtgases durch Zusatzeines
Gemisches von Carbialin und Leichtölvorlauf praktisch erprobt worden ist .

Diese praktischen Versucheim GaswerkLeopoldauhaben aber ergeben ,dasssich
die im Laboratorium erzielten Ergebnisse nicht ohne weiters auf den Grossbe - ¬
trieb übertragen lassen .Gegenwärtig wird im Hygienischen Institut nachneuen
Wegen gesucht ,die eine wirksame Verstärkung des Leuchtgasgeruches auch im
Grossen ermöglichen sollen .An der Technischen Hochschule werden seit Beginn
des Jahres 1928 Laboratoriumsarbeiten zur Entgiftung des Gases durchgeführt .
Sie haben in letzter Zeit relativ günstige gebracht .Diese Versuche werden

jetzt in grösserem Umfangfortgesetzt . AehnlicheVersuche an der WienerUni - ¬
versität nach einem Verfahren auf physikalischer Grundlage ergaben nicht
den gewünschten Erfolg und mussten daher abgebrochen werden .Bisherwurden
für solche Versuche rund 75 . 000Schilling ausgegeben .

Die Elektrizitätswerke veranschlagen eine Stromerzeugung von
580 Millionen Kilowatfstunden - ¬

. 1.

Der Gesamtstromverkauf wird mit 110 Millionen Kilowattstunden angenommen .
Für das Jahr 1931 ist für die Wiener Werkeein Ueberschuss von 30 . 000Schil - ¬
ling und für Ebenfurth von 27 . 000Schilling präliminiert .FürInvestitionen
sind 35 . 8MillmonenSchilling eingesetzt .Die wichtige Frageder Deckungdes
Strombedarfes in Zukunft wird von der Direktion unausgesetzt studiert .Im
heurigen Frühjahr wurde verlautbart ,dass bis Ende Oktober Anbote auf die

Lieferung von Wasserkraftstrom entgegengenommenwerden .Es liegen elf Anbote
vor ,die Jahresstrommengen von rund 100 bis 750 Millionen Kilowattstunden an - ¬

bieten . Achtvondiesen Anbotenbeziehensich auf Donaukraftwerke ,dieübriger
drei auf Wasserkraftlieferungen aus Oberösterreich ,Steiermark und Tirol .Die
Anbote werden jetzt genau überprüft . Esist zu hoffen ,dass noch vor dennächs
jährigen Gemeinderatsferien über die äusserst wichtige Frage derDeckung

des zukünftigen Strombedarfes Wiens der Gemeinderat zu entscheiden haben
wird .

Am stärksten kommt die Wirtschaftskrise bei den Strassenbah
nen zumAusdruck .Es wird mit einem Rückgangder Fahrgäs te auf 600Millionen
bei Strassenbahn und Stadtbahn ,dagegen mit einem Ansteigen auf 31 . 9Millio - ¬
nen beim Autobusbetrieb gerechnet .Die Einnahmen aus der Personenbeförderung
bei Strassenbahn und Stadtbahn sind um . 8Millionen Schilling geringerprä - ¬
liminiert .Die ungünstige Lagedes Unternehmensführt zur Einschränkungder1Investitionen ,die mit 10 . 7Millionen Schilling vorgesehen sind .Imkommenden
Jahr wirdtrotz aller Ersparungenein Gebarungsabgangvon8,690 . 000Schil -¬
ling veranschlagt .

Die Leichenbestattung rechnet mit einemGebarungsüberschuss
in der gleichen Höhe ,nämlich12 . 000Schilling ,wie im Jahre 1930 . DieInvesti -¬
tionen betragen 210 . 000Schilling .Das Brauhaus veranschlagt eine Erzeugung
von 100 . 000Hektoliter ,der Gebarungsüberschuss wird ebenso ,wie im Jahre 1930
mit rund 800 . 000Schilling angenommen .Investitionen sind im Gesamtbetragvon

. 4Millionen Schilling vorgesehen .Die städtische Ankündigungsunternehmung
rechnet mit einem Ueberschuss von 116 . 000Schilling .Alle voranschläge sind
auf das Gewissenhafteste aufgestellt .( Beifall bei der Mehrheit ) .

7626 .



Gemeinderatssitzung vom23 .Dezember1930 .IX .Blatt

GR .Lehninger ( . . )erklärt bei der Besprechung desWirtschafts¬
planes für das Gaswerk ,dass trotz Personalabbaumit der gleichenProduk¬
tion gerechnet wird .Wie bei den anderen städtischen Unternehmungen wird

auch beim Gaswerk in rücksichtslosester Weise das Personal abgebaut und
die Intensivierung und Rationalisierung durchgeführt ,wie sich dies kein

pritater Unternehmer erlauben würde .Die Unfälle von Rohrgebrechen undvon
Sickergasvergiftungen häufen sich ,weshalh eine gründliche Erneuerung der
Gasrohre äusserst notwendig wäre ,Wie beim Gaswerk finden wir auch beim

Elektrizitätswerk einen Rückgangder Personalauslagen und dersozialen
Lasten .Es ist unverstndlich ,dass der Wirtschaftsplan eine Verminderung
des Stromabsatzes vorsieht ,wodoch die Reklamebeleuchtungimmerstärker
wird und fast scon auch der kleinste Betrieb mit elektrischer Kraft arbei¬

tet .Auch beim Elektrizitätswerk soll wieder Personal ebgabeut werdenund
mit dem verringerten Stand von Personal die gleiche Produktion aufrecht¬

erhalten werden .Hinsichtlich der Investiti anen wünschen wir einen genauen
detaillierten Plan .Die Strassenbahn ist ein Kapitel für sich .Das Unter¬

nehmen ist schon soweit heruntergekommen ,dass es dår Stadt Wien keine

Ehre mehr macht .Man kann wirklich schon von einer Wiener Verkehreschande
sprechen .Der vorgesehene Rückgang in der Fahrtleistung wird eine weitere

Verlängerung der Intervalle bedeuten ,dass heisst ,dass der Verkehrnoch
schlechter werden wird .Die Gleisanlagen sind in einem skandalösen Zustand .

So hutschen zumBeispiel auf der Mariahilfergürtelkreuzung die Zügeder
Strassenbahn über die Gleise ;der gleiche Zustand ist auf der Jörgerstrasse - ¬

Kreuzung ,auf der Währingerstrasse usw .festzustellen .Der Wirtschaftsplan
für die städtischen Strassenbahnen schliesst wieder mit einem Defizit ab .

Der vonIhnen bisher eingeschlageneWegder Sanierungist ein ganzschlech¬
ter ;schaffen Sie einen anderen Verkehr und einen entsprechenden Tarif
und Såe werden zu einem Erfolg kommen .Wenn bei der Strassenbahn nicht

bald Remedur geschaffen wird ,wird sich der Strassenbahnbetrieb auf die
Bevölkerung in kürzester Zeit katastrophal auswirken .Währendin früheren
Jahren der Verkehr in Wienin bezug auf die Strassenbahn mustergültig war ,
haben wir heute den miserabelsten Verkehr ,den man sich vorstellen kann .

Die Intervalle sind geradezu erschreckend leng .Die Sairk frequantierten
A und B Linien ,die früher zu 1 und 2 Minuten verkehrt sind ,haben in der
verkehrtsstärksten Zeit Intervalle von 3 bis 4 Minuten ,die Linien F undJRen
abends Intervalle von 1o Minuten und die Linie H gar von 20 Minuten ( Hört !
Hört !bei der . . )Sie tun alles Mögliche ,ummit möglichst wenigWagen
und mit möglichst wenig Personal möglichst viel Menschen zu befördern .
Aus der Schnellbahn ,die die Stadtbahn hätte werden sollen ,ist eine sehr
langsame Bahn geworden ,da sie den ganzen Tag zu 8 Minuten und abends zu
16 Minuten fährt .Wie man die Menschen in dan Omnibusse ,nach Pötzeins¬

dorf und Balmannsdorf zusammenpfercht ,ist eine Schande .Die Unfälle stei¬
gen mit jedem Jahr .Das Bremssystemmisste endlich modernisiert werden .Das
Defizi bei den Strassenbahnenerklärt sich zumgrössten Teile daraus ,dass
man die Strassenbahnen Fürsorgelasten bestreiten lässt und aus demverfehl¬
ten Tarifsystem . Manmüsste endlich an die Einführung desZonentarifs - ¬

schreiten .
GR .Lehninger ungerbricht hierauf seine Ausführungen .Er wirdsie

in der nächsten ,Montag nachmittags stattfindenden Sitzung fortsetzen .
Schluss der Sitzung 22 ' 02Uhr .

- . - . - . - - . - - - . - - .
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Neue Bürger der Stadt Wien .
ProfessorHoffmannundProfessorSauervomWienerGemeineratzuBür-¬

gernernannt .
Gestern ,Dienstag,hatder WienerGemeinderatinvertraulicher

SitzungdenPionierdesWienerKunstgewerbes,ProfessorJosefHoffmann,an¬
lässlichderVollendungdes :60 .LebensjahreszumBürgerderStadtWien
ernannt .In der gleichenSitzungist auchder bekanntePianistGeheimrat
Hofrat Professor Emil Sauer in Würdigung der grossen Verdienste ,die er
sich aufdemGebietederMusikimallgemeinenundumdasWienerKunstleben
imbesonderenerworbenhat ,zumBürgerderStadtWienernanntworden.

ProfessorJosefHoffmannwurdeam15 .Dezember1870inPirnitz
in MährengeborenundstudierteanderWienerAkademiebeiKarlv .Hasen-¬
auer und Otto Wagner .Im Jahre 1898 war er an der Gründung der Künstler - ¬
gruppe" Sezession "beteiligt . Erspielte in allen OrganisationenderWiener
Kunstbewegungstets eine leitendeRolle .ImJahre1899übernahmProfessor
Hoffmann die Rachklasse für Architektur an der Kunstgewerbeschule .ImJahre

1903begründeteer dannmitanderenKünstlerndie„WienerWerkstätte".
Professor Hoffmann wurde sodann im Jahre 1912 Stifter und Führer des
"OesterreichischenWerkbundes",dener imJahre 1920verliess ,umandie
Spitzeder GruppeWiendesDeutschenWerkbundeszu treten .Professor
Hoffmannist in der ganzenWeltbesondersdurchseineRaumgestaltungen
für Ausstellungenhervorgetreten .In Wienhat er eine ReihevonVillenin
der gartenstädtischen Umgebunggeschaffen ;danebenschuf ProfesserHoffmann
auchviele moderneNutzbauten .Gemeinsammit Behrens ,Loos ,StrnadundFrank
beteiligteer sichandemEntwurfevonWienerMittelstandssiedlungen.Die
GemeindeWienzog den hervorragenden Künstler selbstverständlich auch
zuEntwürfenfür Volkswohnhausbautenheran .ProfessorHoffmannistaber
nichtnurBaukünstler ;auchaufdemGebietedesmodernenKunstgewerbes
trat er als schaffender Künstler und nicht zuletzt als Lehrer undOrga¬
nisator besonders hervor .Dass die Form durch Zweck und Material des
Gegenstandesbestimmtwerdenmüsse,stelltProfessorHoffmannalsGrund¬
prinzip auf .Jedenfalls ist das Aufblühendes WienerKunstgewerbesunddes-¬
sen Weltruhmmit demNamenJosef Hoffmannuntrennbarverbunden.

ProfessorEmilSauerwurdeam . Oktober1862in Hamburgals
SohrdesKaufmannesJohannGeorgSauerundseinerGattin ,derPianistin
Julia WilhelmineGorden ,geberen .Er studierte amJohanneumin Hamburg ,dann
von1878bis 1881bei NikelausRubinsteinamKonservatoriumin Moskauund
von1884bis 1885bei FranzLiszt in Weimar ,zu dessenhervorragerdsten
Schülernar zählte .VomJahre 1882an unternahmProfessorSauerKonzert¬
reisen ,die ihn durchdie ganzeWeltführten .AufdiesenKonzertreisener¬
oberte er sich einen Platz in der ersten Reiheder Pianistenseiner
Zeit .ImJahre1901wurdeProfessorSauernachWienberufenundzumLeiter
der Klaviermeisterschulean der Akademiefür Musikunddarstellende
Kunst bestellt ;in dieser Funktion wirkte er vomJahre 1901bis zumJahre
1907unddannwiedervomJahre1914biszumJahre1922 .SeinNameistmit
demRuhmeder WienerKlaviermeisterschulebleibendverknüpft .ImJahre
1918wurdeProfessorSauerzumsächsiechengeheimenHofratundimJahre
1921zumösterreichischenHofraternannt .AlsPianist ist ProfessorSauer
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als ErbeFranzLiszt ' sanzusehen .Wiewohler auchals Komponistmit
Klavierkompositionenin die Oeffentlichkeit trat ,erzielte er vorallem
als Lehrer besonders grossen Erfolg .Auf dem Gebiete der Reproduktion
und der Pädegogikhat Professor Sauer Hervorragendesgeleistet .Unterdem
Titel " MeineWelt "ist eine Selbstbiographiedes Künstlerserschienen ,
dås viel Interesse gefundenhat .

Die Gemeindebeiträgefür Wohnhausreparaturen .

Bekanntlichgewährtdie GemeindeWienauf GrundeinesGe¬
meinderatsbeschlusses unter bestimmten Voraussetzungen solchen Mietpar¬

teien Zinszuschüsse ,derenMietzinsdas ViertausendfachedesFriedenszin¬
ses übersteigt .Zur Begutachtungder Ansuchenumdiese Zuschüssehatder
Gemeinderat einen Beirat eingesetzt ,der kürzlich seine 31 .Sitzung abge - ¬
halten hat .In dieser . Sitzungsind die Ansuchenvon599Parteienin
50 Häusern behandelt und Mietzinsbeiträge im Betrage wonmonatlich

. 073Schilling genehmigtworden .Der Beirat hat auch einemAntragdes
Magistrates ,149Parteien in 9 Häuserndie bisher gewährtenZuschüsse
bis 31 .Juli 1931weiter zu gewähren ,zugestimmt .DerMenatsaufwandhiefür
macht . 028Schilling aus .Insgesamthat der Beirat bisher dieAnsuchen
von 17 . 255Parteien in . 929Häusernerledigt .Die GesamtsummederMiet- ¬
zinszuschüsse beträgt bisnun monatlich 81 . 072Schilling ,derGesamtauf- ¬
wand überhaupt 782,312Schilling .

Spenden .

Anlässlich des Weihnachtsfestes haben der WienerBankverein ,
die Niederlassung Wiender Zentraleuropäischen Länderbankunddie
NiederösterreichischeEskompte-Gesellschaftzu HandendesBürgermeisters
zur VerteilungnachfreiemErmessenje . 000Schilling gespendet .Inder
letzten Sitzung hat der Wiener Gemeinderat den Spendern den Dankaus - ¬

gesprochen .

181 . 265GasabnehmerinWien.

Wiedie Direktion der städtischen Gaswerkemitteilt ,haben
am30 .Novemberdieses Jahres 181 . 265KonsumentenGasvondenstädtischon
Gaswerkenbezogen ,währenddie städtischenGaswerkeam31 .Dezember1913
bloss 211 . 815Gasabnehmerhatten .Umheurigen Novemberhaben diestädti¬
schen Gaswerke . 680Gasmesser neu aufgestellt ,656Gasmesseranlagen
vergrössertund174Neuanschlüssedurchgeführt .DerVerkaufvonGas¬
geräten verschiedener Art und von Koksöfen " Muster Wiener Gaswerke "

war ein überaus reger . Eswurdenbeispielsweise im- Novamberallein
600Koksöfen" MusterWienerGaswerke"verkauft .
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SitzungenimRathaus .
Der WienerGemeinderattritt in der kommendenWocheamMontag

um17 Uhr zusammen .In dieser Sitzung wird die Beratung über den Voranschlag
der Bundeshauptstadt Wienfür das Jahr 1931fortgesetzt .

StatistischesJahrbuchderStadtWienfürdasJahr1929.
Ein neues Werk der Magistrats - Abteilungfür Statistik .

Soebenist der zweite Banddes statistischen Jahrebuchesder
StadtWienerschienen ,derdasJahr1929behandeltundwiederersteBand
von der Magistrats - Abteilungfür Statistik herausgegeben worden ist .Das

neueWerkist 326Seitenstarkundenthält322Tabellen .EinungeheuresZah¬
lenmaterial ist zusammengetragen ,das einen sehr aufschlussreichen Blick

in das Getriebe städtischen Lebensund städtischer Verwaltunggestattet .
Das Jahrbuch bringt zunächst eine zahlenmässige Darstellung des

Gemeindegebietes ,dann Angaben über die Flächenausmasse der einzelnen Ge¬

meindebezirkeund über die wirtschaftliche Widmungdieser Flänhaaund
schliesslich einige Zahlen über Katastralgemeinden und über die Gewässer

innerhalbWiens.
ZudenwertvollstenAbschnittendesBuchesgehörtderzweite

Abschnitt ,der der Bevölkerungsstatistik gewidmet ist .Neben den Volkszäh¬

lungsergebnissenbringtdieserTeil vorallemdie neustenZahlenüber
- völkerungsbewegung ,Zahlen über Eheschliessungen ,Geburten ,Todesfälle

und deren Ursachen .Einen breiten Raumnimmtdie Darstellung desWiener
Gesundheits - undFürsorgewesensein .Dieser Abschnitt umfasst nichtnur
alle städtischenStellen ,sondernauchdie anderenöffentlichenundprivaten
Stellen ,die sich mit Fürsorge befassen .Im Zusammanhang damit stehen die

Angelegenheiten der Sozialpolitik und der Sozialversicherung .Derdiesen

AngelegenheitengewidmeteTeil des neuenWerkesbringt allesWissenswer¬
te überdie grossenVersicherungsinstituteundüberdie Kranken -undAr¬
beitslosenversicherung .Das Problemder Arbeitslosigkeit zeigt sichin

seiner ganzen Schwere ,wenn man die Zahlen betrachtet ,die dasstatistische
Jahrbuch anführt .Wie gross der Einfluss der Arbeitslosigkeit auf die ver¬

schiedenen Gebiete der Wirtschaft ist ,ist aus einer Reihe vonTabellen
zu entnehmen .So ist insbesondere zu erkennen ,das :die Konsumtiensfähig¬

keit derWienerBevölkerungimJahre1929gegenüberdemJahre1928
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zurückgegangenist .DieszeigtsichzumBeispielbeimAuftriebvon
SchlachtviehundSchweinen,aberauchbeidenZufuhrenvonGemüse,Kar¬
toffeln ,Butter ,Obst und Südfrüchten .Der wirtschaftsstatistische Teil

, des Jahrbuchesbringt zahlreiche Tabellen über Handel ,Gewerbe ,Industrie
undVerkehr ,ferner Zahlenüber das Geld - ,Kredit - undVersicherungswesen,
Landwirtschaft,TierhaltungundüberPreiseundKurse.

EinumfangreicherAbschnittist demUnterrichts - undBildungs¬
das gesamte

wesengewidmet; erenthälteineausgebauteStatistiküber/Volks-,Mittel-¬
undHochschulwesen.In richtiger Einschätzungder BedeutungdesSportes
berichtetdasJahrbuchin einerumfangreichenstatistischenTabelle
überSportundKörperpflege.DieletztenKapitaldesJahrbuchesbehan¬
deln das Rechtswesen, die öffentliche Sicherheit ,FinanzenundSteuern
und bringen auch eine Statistik über die Wahlenvon 1920 an bis zur
letzten Nationalratswahl .

Besonderszweckmässigist die AnlageundZusammenstellungder
Tabellen ,die immerVergleichemitdenZahlender Vorjahreerlauben ,so¬
dassauchTendenzundEntwicklungeiner Erscheinungin denletztenJah¬

ren zu erkennen sind .

DasneueJahrbuch ,das besondersfür denKommunalpolitiker
von grösstem Interesseist ,ist im Verlag Gerlach undWiedling,Eli - ¬

sabethstrasse 13 ,zumPreise von 15 Schilling erhältlich .

Die Fleischbeschaugebühren imJänner .

WiederMagistratmitteilt ,beträgtfür dieZeitvom1 .bis
31. Jänner1931dieGrundgebührfürdieVornahmeamtlicherUntersuchun¬
genvonViehundFleisch ' 65Schilling .DiegleicheGrundgebührist
fürdietierärztlicheUntersuchungvonTiererfestgesetzt ,diein
einerWienerEisenbahn-oderSchiffstationein -oderzurglndenwerden.

NeueKursein derstädtischenMütterschule.
Am13 .Jännerbeginntin derstädtischenMütterschule,VI. ,

Brückengasse3,einneuerKurs ,derdieKindheitundJugend,Erziehungs-¬
fragen ,BeschäftigungundPflegedesKindesvom2 .bis14 .Lebrnsjahr
behandelt .DerKurs ,dersechsWochendauert ,wirdjedenDienstagundFrei¬
tag von 18 Uhr30 bis 2oUhr30 in der städtischen Mütterschuleabge¬
halten .Am12 .JännerbeginnteinneuerKursfür Säuglingspflege .DerKurs
dauertebenfallssechsWochenundfndotjedenMontagundMittwochabends
statt .DerKursbeitragfür jedenKursbeträgt10Schilling .Anmeldun-¬

gef .sind an die Haushaltungsschuleder Stadt Wien ,VI . ,Brückengasse3 ,zurichten .
- .- .—- .- .- ,- - - - .- - .- .- .- ¬1031
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BehebungderKraftwagen - Abgabekennzeichen .
Umeine mögliahst reibungslose Abfertigung der Parteien bei

der Behebung der Kraftwagen - Abgabekennzeichen für das Jahr 1931 zuer - ¬
möglichen ,werden die Besitzer von Privat - Personenautomobilen dringend

aufgefordert ,in nachstehender Reihenfolge beim Magistrat zuerscheinen :
Die Besitzer von Kraftwagen mit den Nummern A 1 - 2000 in der

Zeit vom2 .bis 10 .Jänner ,mit den NummernA 2001 - 3000 und A 1o . 001- ¬

11 . 000in der Zeit vom 12 .bis 17 .Jänner ,die Besitzer von Kraftwagen

mit denNummernA11 . 001- 12 . 000undA12 . 001- 13 . 000in der Zeitvom
19 .bis 24 .Jänner und mit den NummernA29,001 - 30 . 000und A 30 . 001- ¬
31 . 000in der Zeit vom 26 .bis 31 .Jänner 1931 .In der letzten Jännerwoche

sind ausserdem die Steuertafeln für die Wagen mit Lastwagen - Kennzeichen ,

die der Abgabe unterzogen sind ,die Probenummern und die Steuertafeln für

Elektromobile und für Autobusse zu beheben .Die AusgabederSteuertafeln
für Autotaxi findet währenddes ganzenMenatesJänner statt .DieAbgabe¬
kennzeichen können nur an die Inhaber neuer Polizeinummern gegen Vorwei¬

sung des Typenprüfungszeugnisses und der polizeilichen Kennzeichenausfer¬

tigungabgegebenwerden .AutetaxibesitzermüssenausserdemdieLizenz-¬
urkundevorweisen.

DieFristfürdieZahlungderimMonatJännerfälligenAbgabe-¬
beträge wird gleichzeitig gemäss dem Kraftwagenabgabegesetze bis 31 .
Jännerverlängert .

Strassenbahnfahrpreis amNeujahrstag .
Die Strassenbahndirektion gibt bekannt ,dass amNeujahrstag

auf der StrassenbahnundStadtbahnder Sonntagsfahrpreisgilt .DieErüh¬
fahrseheine ,Hin -und Rückfahrscheine ,Wochenkarten ,Arbeitslosen - undFür¬
sorgefahrscheine ,schüleranweisungenund Schülerfreikarten habenkeine
Gültigkeit .Der Autobusbetrieb ist amNeujahrstageingestellt .
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Budgetberatung.
WIENER GEMEINDERAT

Sit zung vom29 .Dezember1930 .
Der Wiener Gemeinderat setzte heute die Beratung über denVor- ¬

anschlag der BundeshauptstadtWienfür das Jahr 1931fort .ZurVerhand¬
lung stehtnder Voranschlagder VerwaltungsgruppeVIII Nach

Eröffnung der Sitzung durch Bürgermeister Seitz setzt GR .Lehninger ( . . )
seinein der letzten SitzungbegonneneRddefort .Er führt aus ,dassdas
Pensionsinstitut der städtischen Strassenbahnen unter der sozialdemokra¬
tischen Verwaltung zugrunde gegangen ist und jetzt am Rande desAbgrundes
steht .DasInstitut wurdeim Jahre 1922inein allgemeinesPensionsinstitut
umgestaltet und seit dieser Umgestaltung hat das Pensionsinstitut Jahr
für Jahr ein Defizit .Das Jahr 1928 schloss zum Beispiel mit einemDefizit
von 117 Millionen Schilling ab .Die Krankenkassa der Strassenbahnenist
jetzt eine Kridadarin im wahrsten Sinne des Wortes ;auch sie ist schwer
passiv .Die Heilstätte Strengberg der städtischen Strassenbahnen dürfte un¬
ter Ihrer Wirtshaft auch nicht mehrlange im Besitze “derStrassenbahner
sein .Die Personalverwaltung ist parteipolitisch eingestellt undarbeitet
noch immer mit dem verwerflichen Mittel der Transferierungen .DerAhbau

soll weiter fortgesetzt werden ; someldenheute die Blätter ,dass . 200
Strassenbahnerabgebautwerdensollen .SolangesolcheVerhältnisseinder
Personalverwaltung herrschen ,solange keine Verbesserung des Verkehrs durch - ¬
geführtwird ,solangekönnenwirauchnicht dfür die Wirtshaftspläneetim¬
men .(Beifall ) .

GR .Daffinger ( E . . )bemerkt ,die Bilanzen der städtischen Un¬
ternehmungenwürdenein weit besseres Bild zeigen ,wennihnen nicht Lastan
auferlegt würden ,die sie nicht zu tragen haben .So hat . B .das - Gaswerk
imJahre 1929in denGemeindewohnungenunerrtgeltlich . UllKoksöfenauf-¬
gestellt .DassindschonineinemJahrealleinübereineMillionSchilling.Dazu kommendie Kosten der öffentlichen Beleuchtung von über drei Millio - ¬
nen und die Fürsorgeabgabe von Schilling 736 . 000 .Ganz Aehnliches gilf für

das Elektrizitätswerk .GR .Daffinger spricht auch den Wunschaus ,dass die
Versucheüber die GeruchsverstärkungundEntgiftungdes Gasesfortgesetzt
werdenundimInteresse der Bevölketungmöglichstbald einen gutenErfolg
zeitigen .Er bezeichnet ferner die sechswächigeAbleseperiodefür deStrom¬
verbrauch als zu lang und verlangt ähnlich ,wie es bei den Gaswerken der

Fall ist,eine monatlicheAbrechnung.DasDefizitbei denStrassenbahnen
wird man nicht verringern können ,wenn man die Intervalle immervergrössert
unddenVerkehrimmermehrdrosælt .DurchEinführungdes Zonentarifskönnte
die Frequenz gehoben werden .Scheinbar will manaber die Bilanzen derstädti¬
schenUnternehmungennicht verbessern ,wil mandannimmerzweiEisenim
Feuer hat ,eines gegenüberden Angestellten undeines gegenüberdenKonsu- ¬
menten. Essollte endlichauchaneineVerbesserungdesBremssystemsbei
den Strassenbahnengeschritten werden .Die sogenannteelektrischeBremse,
die in Wirklichkeit eine elektrische Kurzschlussbremseist ,weist grund- ¬
legende Möngelauf ,und manlässt so viele Bahrer ,die in Wirklichkcie
unschuldigsind ,durchdie Fehlerhaftigkeit des Bremssystemsschuldigwerden
Der Rednerersucht den Viezebgm .Emmerling ,die sachliche Kritik derOppositio
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dechmehrzu berücksichtigen( Beifallbei derMinderheit) .

GR .DR .Gschladt ( E . . )verlangt als Vertreter Meidlings ,dassend¬
lich für den Verkehr nach der Gartenstadt Tivoli und den an der Hohen¬
bergstrasse neuerbautenstädtischen WohnhäusernVorsorgegetroffenwird .
Der 61 . erWagenkönnte ganz leicht das kurze Stück vomStrassenbahnhof
Koppreiterstrasse über die Hohenbergstrassebis etwa zur MariaTheresia¬
Brückegeführt werden .DerRednerbesprichtdanndenUnglücksfallder
Gattin des Gemeinderates Müller ,die bei der Endstation des L Wagensin
Meidling infolge Glatteises gestürzt ist . Eswäre Pflicht derStrassan¬
bahn ,bei Glatteis an den Endstationen aufzustreuen .Dassdas nichtgeschieht ,
ist ein peinlicher Mangel in der Verwaltung .GR .Gschladt wendet sich dann

der Besprechungder am22 .Dezemberdurchgeführten WahlvonPersonalver¬
tretern einzelner Betriebsgruppen beimstädtischen Gaswerkzu .Fürdiese
Wahl hat auch die Fachsektion der christlichen Angestellten eine Liste
eingebracht ,die vorschriftsmässig 14 Unterschriften trug ,termingemässein¬

gebracht ur .und auch vom Wahlausschuss genehmigt wurde .Nach der Ein¬
reichung dieser Liste wurden die Personen ,die die Liste unterschrieben hat¬
ten ,bearbeitet ,ihre Unterschriften zurückzuziehen .Dies gelangd tatsäch¬
lich bei 5 Personen .Nun waren auf der Liste statt 14 nur mehr 9 Unter¬

schriften ,weshalb sie nachträglich für ungültig erklärt wurde .( Rufebei

der Minderheit: Dasist ein Skandal ! - Sasist ganz galizianisch ! - asist
die Freiheit ! ) .Dass solche Lumpereien unter den Augen der Direktion vor¬

kommen,dagegenmussschärfsterProtesterhobenwerden .DieserVorfallist .
auch wieder ein Beweis ,dass Ihre Verwaltung vom Kopf bis zum Fuss stinkt .
MachenSie ausgiebig Ordnung ,sonst werdenSie vonder Bevölkerungein
Urteil hören ,das Sie zur Vernunft bringt .( Beifall bei der Minderheit ) .

Nunmehr wird die Abstimmung über die Positionen der Ver - ¬
waltungsgruppefür allgemeine Verwaltungsangelegenheitenvorgenommen .
Die Positionen werden mit den Stimmender Mehrheit genehmigt ,dieAnträge
Dr .Kolassa auf Auflassung der Gemeindewachemit Ende dieses Jahres und
auf Drucklegungund Veröffentlichung der stenographischen Protokolledes
Gemeinderates werden abgelehnt .Die Ablehnung der beiden Anträge wird von

Zwischenrufender Minderheit " :Das ist ein Skandal ! - Dasist einoSzhandat !
Bei der Gemeindewache könnten gleich 1 Millionen erspart werden ! "

begleitet .
GR.Pfeiffer" . . )führtaus ,dassdieWirtshaftsplänefürdie

städtischen Unternchmungen verschiedenartig erstellt sind .Währehd beim
Elektrizitätswerk und Gaswerkdie Lasten für die öffentliche Belouchtung
ausgewiesen werden ,fehlt im Wirtschaftsplan für die städtischen Strassenbal
nen die Post der Lasten ,die den städtischen Strassenbahnen durchdie
Fahrtbegünstigungenerwachsen .Wenndiese Post im Wirtschaftsplaneauf¬
scheinen würde ,würde wahrscheinlich das Defizit verschwinden .Bemerkens¬
wert ist ,dass die drei grossen städtischen Unternchmungen gegenüber dem
laufenden Jahr um 6 178 Millionen Schilling niedrigere Personalkos¬
ten ausweist Das lässt sich nur daraus erklären ,dass eine starke Re¬
duktion des Personals beabsichtigt ist .Neben don so unangenchmenFolgen
für das Personal entsteht aber auch bei der Strassenbahn ,bei derdie
grässte Reduktionstattfinden soll ,die grösste Gefahr ,dass dieseReduk¬
tion auf Kosten der Bevölkerung geht .Dass die städtischen Angestellten

einen so schwierignn Stand gegenüter den Unternehmen haben ,hat seinen
Grunddarin ,dass sie parteipolitisch gespalten sind .Eineparteipolitisch
onganisierte Bamtenschafthat gegenüberdemUnternehmerimmermitden
grössten Schwierigkeiten zu kämpfen - GR.Pfeiffer verlangt sodann vomVizebgm

Emmerling Aufklärung über den Differenzbetrag von24 , Millionen
28

Labikmetef,/dersich zwischender Mengedes ErzeugtenundverkauftenGas¬
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quantums ergibt und über den Differenzbetrag von 170 Millionen Kilowatt - ¬
stunden zwischen erzeugtem und verbrauchtem Strom .Er fragt insbeson¬
dere ,welchesQuantumvonGasfür die öffentliche Beleuchtungverwendet
wird undzu welchemPreis .GR .Pfeiffer beschäftigt sodannmit denstädtischen
Verkehrsmitteln und spricht sein Bedauerndarüber aus ,dass nachden
Wirtschaftsplänender Autobusverkehrnurungefährein ZwanzigsteldesStras-¬
senbahnverkehrsausmacht .Der Autobusverkehrmüsste durch dieSchaffung¬
nicht vonKokurrenz ;sondernvonErgänzungsliniender Strassenbahnausge-¬
staltet werden .Ein Missverhältnis ieß es güch ,dass der ganzeFrachten¬
Gepäck -und Hundeverkehrnur ' 7per Mille des Ertrages derPersonen¬
verkehrs bringt .Auch das zeigt ,dass die städtischen Verkehrsmittel in
grösserem Umfangeals bisher für die Versorgung der Märkteherangezogen
werden müssen .Zumindest müsste zu Zeiten des Büro - ,Geschäfts - undTheaterschlus
ses der Verkehr verstärkt werden .Gelegentlich der UmlegungdesLinksverkehrs
auf den Rechtsverkehrwird mandie Zahl der Wartehäusehenvermehrenmüssen.
Es wäreeine grosse Beruhigungfür die WienerBevölkerung ,wennVizebgm .
EmmerlingimGemeinderateöffentlich erklären würde ,dass nichtbeabsichtigt
ist ,Tariferhöhungenvorzunehmen .Wenndas BauenvonWohnungeneineso
unbedingtesoziale Massnahmeist ,dannist auchdie SteigerungdesStrassen¬
bahnverkehrs eine soziale Massnahmeund wenn es nicht anders geht ,müssten
auch für diesen Zweckein Opfer aus den allgemeinen Mitteln derGemeinde
gebracht werden .Der Lebensstandard der Bevölkerung ist gesunken und ist

in einemweiteren Sinkenbegriffen undes könntedie Bevölketungdaher
nicht vertragen ,dass bei einemso lebensnotwendigenVerkehrsmittelwieder
Strassenbahn eine Preiserhöhung eintritt ( Beifall bei der . . )

GR. Ullreich ( . . )bemerkt ,die Wünsche ,die die Opposition
seit Jahren bei dieer Verwaltungsgnppevorbringt ,werdennichtberücksich¬
tigt ,weil man offenbar der Meinung ist ,dass die Bevölkerung für die
städtischen Unternehmungenda ist undnicht umgekehrt .GR .Ullreichsprichh
sodann über die Strassenbahnen .Je notwendiger man die Strassenbahn braucht

je schlechterdasWetterist ,umso miserablerist der Verkchr .Dasist eine
genügende Erklärung für den Frequehzrückgang .Manmüssteeinmal durch
Gemeinderatsbeschlussden Vizebgm .Emmerlingverpflichten ,einige Tageinder
Woche selbst auf der Strassenbahn zu fahren .GR .Ullreich beklagt sich sodann

über die Nichtberücksichtigungseiner im Vorjahrgeäusserten Wünscheauf
Weiterführungdes loer WagenszumJwagenundauf WeiterführungdesCWagens
zumSchottenhofin Ottakring . Frbeschwertsich auch über die grossenInter¬
valle beim - Wagenund darüber ,dass die Gemeindefür den Verkehr ins Lieb¬
hartstal nicht vorsorgt ,andererseits es aber privaten Unternehmernnicht
gestattet ,dort einen Autobusverkehr einzurichten .Mit solchenZuständen
muss aufgeräumt werden .( Beifall bei der Minderheit ) .

GR .Binder ( E . . )erklärt ,dass der Strassenbahnverkehrschon
so schlecht ist ,dass man von einem Verkehr überhaupt nicht mehrsprechen
kann .Unter solchen Zuständen leidet nicht nur das fahrende Publikum ,son¬
dern auch das Personal .Der Redrer bespricht dann die Verkehrsverhältnisse
auf der Landstrasse .Er verlangt kürzere Intervalle auf der LinieF,ebenso
auch die Verwendungeines zweiten Beiwagens oder einen ganztägigen Pnedel¬
verkchr .Weitereine Verbesserungdes Verkehresauf der Linie OunddieVer¬
längerung der Linie J auf der Landstrasse bis zumGaswerk .( Beifall ) .

SE . R .Biber ( E . . )wünscht ,dass die grössten Härten bei den
Grundgebührenbeseitigt werdensollen . Erbeantragt folgendenZusatzzu
den Grundgebühren :Beträgt die tarifmässige Grundgebührmehr als 30Prozont
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des Wertesdes in der AbleseperiodeverbrauchtenStromes ,so sind30
Prozent der Stromkosten als Grundgebühr zu verrechnen ; istdieser Betrag
geringer als ein Viertel der tarifmässigen Grundgebühren ,ist ein Viertel
dieser Gebührin Anrechnungzu bringen .Ein zweiter Antragdes St .R .Biber
verlangtdieEinstellungdesVerkaufesvonGebrauchsartikelnwieGaskochern,Herden und so weiter in den Ausstellungsräumen der Gaswerke .DieKauflus¬

tigen sollen ausnahmslosan die einschlägigen Firmengewiesenwerden .
( Beifall ) .

Vizebgm.Emmerlingbefasstsich in seinemSchlusswortezunächst
mitdenWünschenderOppositionaufEinführungdesZonentarifsbeiden
StrassenbahnenundbeleuchtetdieSchwierigkeiten,diederEinführungdies¬

ses Tarifesim Wege stehen .Vor allem müsste bedacht werden ,dass bei Ein¬

führungdes ZonentarifsalleVerbesserungen ,VerbilligungenundAnpassun¬
genan die Verlehrsnotwendigkeitengeschaffenwurde ,aufgehobenwerden
müsste .Dass die Stadtbahn . mIntervalle von 8 Minuten hat ,ist nicht - ¬
richtig ,alle 4 Minuten verkehrt ein Zug .Richtig ist ,dass die LLinie
früher kürzereIntervalle gchabthat ,aber da sich die StreckenderM
undL Linienzu einemgrossenTeile decken ,bestehenauf dieserStrekke ,
wennmanbeideLinienzusammennimmt ,kürzereIntervalleals früher .Mitden
Kostenfür Brückenbautensinddie Strassenbahnenauchfrüherbelastetwor-¬
den .SomusstebeimBauder Wagramerbrückedie Strassenbahn? ! .59Prozent
der Kostenübernehmen ,beimBauder Friedensbrückenur 25 Prozent .Die
vonGR .DaffingergegebenenAnregungenauf AenderungdesBremssystemswerden
an Ort und Stelle fachmännisch erprott werden .Mit den Strassenbahnverbin¬

dungenzur GartenstadtTivoliundzumGas -undElektrizitätswerkSimmering
hat sich die Strassenbahnverwaltung eingehend befasst .Dochsind die Kosten
für diese Streckenausserordentlichhoch .Wasdie Klagenüberdiegeringe
ZahlvonWartehäuschenbetrifft ,sollte bedachtwerden ,dassWien200War-¬
tehalle ,Berlinmitseinerviel grösserenAusdehnungnur18solcherWarte¬
hallen hat .Die Führungunserer Autobuslinien zeigt ,dass wir uns denBe¬
dürfnissen des Verkehrs anzupassen bemühen .Die Versuche ,das "Jo70
Inkassobei denElektrizitätswerkenderAbeidemGaswerkenbestehenden
Systemanzugleichen ,bezw .die beidenInkassizusammenzulegen ,sindnoch
nicht abgeschlossen ,jedochhabensich bisher schonSchwierigkeitenerge¬
ben ,da bei einer nur vierwöchigen Ableseperiode für denStromverbrauch

sich bei manchenKonsumentenStromrechnungenauf nur einige Groschener¬
gebenwürden .Wasdie FragederGrundgebührenbetrifft ,so wirdüberall
eine solche Grundgebührals eine Voraussetzungfür Fu einezweckentspre¬

urs ünglichenchendePreisgestaltungangesehen.Wirhabendie/GrundgebührenabgeändertN

und Klassen geschaffen wodurch auch den Wünschen der Kunsomentennach
Ermässigungder GrundgebührenRechnunggetragenwurde .DerVerkaufim
Gaswerke erfolgt im Einverständnis mit den verwandten Branchen und es hat
sich dieser Verkauf absolut bewährt ,da die Bevölkerung mit Vorliebe Appara - ¬
te die auf ihre ZweckmässigkeitundBrauchbarkeitüberprüftwurden,kauft.
Vizebgm.Emmerlingersuchtschliesslich,dieWirtschaftsplänederstädtischen
Unternehmungenzugenehmigen.

Bei der Abstimmungwerdendie Wirtschaftspläne derstädtischen
Unternehmungengenehmigt .DerAntragBiberbetreffend einen Zusatzzum

Grundgebührentarif wirdder

schenGaswerkwirdabgelchnt .
unterbrochene Bgratungüber

geschäftsordnungsmässigen Behandlung zugewie¬
sen ,der andere Antrag Biber betreffend Entersagung des Verkaufs imstädti¬

s wird ,sodann die - ¬
Bilanz undBodeckung "

in derletzten
fortgesetzt .

Sitzung
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GR .Broczuner ( soz .dem . )verweist darauf ,dass die nachträgliche

Ueberprüfung der im Ecranschlag unter Post „ Verwaltungskostenersätze

und Rückvergütungen von Personalauslagen "präliminisreten Ziffer ergab ,
dass ein Betrag von S 92 . 500nicht berücksichtigt wurde .Er beantragt daher ,
in Bilanz und Bedeckung sind die Einnahmen der Verwaltungsgruppen I bis
VII umS 92 . 500auf S 5c1,922 . 160 ,in teilweiser AbänderungdesGemeinderats¬
beschlusses vom 17 .Dezember 1930 mit welchem die Ansätze des Voranschlages
der Verwaltungsgruppe I genehmigt wurden ,ist der Ansatz der Post " Ver¬
waltungskostenersätze und Rückvergütungen von Personalauslagen "umden
gleichen Betrag .auf S 1,404 .100 zu erhöhen .

GR .Angermayer ( E . . )verweist auf die Wirtschaftskrise ,die
sich nicht nur auf Wien und Oesterreich beschränkt ,sondern eine Weltwirt¬
schaftskrise ist ,die die Wirtschaft in eine ungeheuer schwaerige Lagege¬

drängt hat .Angesichts einer so schweren Notlage der Wirtschaft muss man

vomFinanzreferenten wenigstens verlangen ,diese Weltwirtschaftskrise für
die WinnerSteuerträger erträglich zu machen .Manmüssemit allemErnst
darangehen ,Einrichtungen zu treffen ,um die katastrophale Entwicklung der
Wirtschaft aufzuhalten ,die immer mehr als Steuerquelle versiegt .Damitist
die Gefahr gegeben ,dass auch der Gemeindehaushalt zusammenbricht .Dieser Ge¬

fahr mussmit ausserordentlichen Mitteln begegnet werden .Die Wirtschaftklagt
über Steuerbelastung durch die Gemeinde -und Landesabgaben ,die zumeist In¬

flationssteuern sind ; siewerden aber weiter behalten ,obwohl wir sconeine
stabile Währung haben .Die Ausgabenseite des Budgets müsste ebenfalls einer
entsprechenden Ueberprüfung unterzogen werden .Es finden sich imBudget
Ausgaben ,die oft gar nicht der Allgemeinheit dienen ,sondern nur parteipo¬
litischen Zwecken .Diese Ausgabeposten müssten verschwinden .Auf der Ausga¬
benseite wäre vieles zu ersparen ,so auf dem Gebiete des Subventionswesens ,

eigentliche
des Fürsorgewesens ,ohne dass die/Fürsorge einzuschränken wäre ,und bei der

Gemeindewache ,die rein parteipolitischen Zwecken dient .Die Verwaltung hät te
sich bei der Erstellung des Budgets auch fragen müssen,ob die sozialistd¬
schen Tastversuche ,die mit den Betrieben unternommen werden ,in dieser Zeit

der grössten wirtschaftlichen Not aufrechterhalten werden können .In der
Frage des städtischen Wohnhausbaues hätte man in dieser Zeit wohlannehmen
müssen ,dass Sie den Wohnhausbauals eine ausserordentliche Investition be¬
trachten und auch in dieser Frage von demGrundsatz abgehen ,dass alle Aus¬
gaban von den laufenden Galdern bestritten werden müssen .All das hätte aber
zur Vcraussetzung ,dass es der Mehrheit wirklich ernst darum zu tun wäre ,
die heutige Wirtschaft aufrecht zu erhalten und sie nicht parteiprogramm¬
mässig dem Zusammenbruch entgegenzuführen .Einer Ihrer Führer hat as ja als
Ihr Endziel die sozialistische Rerublik aufgezeigt und erklärt ,wir werden
nicht ruhen ,bis dieses Ziel erreicht ist .Diese Steuerpolitik unddiese
Verwaltung sind die Mittel ,die der Finanzreferent als treuer Sohn seiner

Partei zur Verfügung stellt .Sie bedeuten den Tod der Privatwirtschaft .Dass
wir mit einer solchen wirtschaftszerstörenden Finanz -und Verwal tungspo¬
litik nicht einverstanden sein können ,ist selbstverständlich .Dassuns ,
wie St . R .Breitner erklärt hat ,jede Kontrolle und Einsicht in die Gebarung
zur Verfügung steht ,ist nicht richtig .Man teil uns nur mit ,was manuns
mitteilen will .Die Bilanzen sagen uns in den allerwenigsten Fällen etwas .
Uns würdevor allm die Zusammensetzungder Kumulativ - Summenin denBilan¬
zen interessieren .Uns würde auch interessieren ,was sich in denBetrieben
an bürokratischen Missgriffen und parteipolitischer Verschwendung im Lau¬¬

fe eines Jahres ereignet .Eine Reihe Ihrer Betriebe sind ja so krank ,dass
sie in das Krankenhaus der Gesiba gebracht werden mussten ( LebhafteZustimmu
und Heiterkeit bei der E . . ) ,so das Ziegelwerkin Oberlaa ,dasGranåtwerk
in Mauthausen ,del Steinag ,Kaltenbrunn ,das berüchtigte Porphyritwerk und
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Baustoffe . . ,gar nicht zu reden vonden BraunkohlenwerkeninZilling -¬
dorf ,die ,wie es scheint ,auch langsam ihrer Auflösung entgegengehen ,und
den epileptischen Anfällen des Lagerhauses .Hätten wir rechtzeitig Ein¬
blick in diese Betriebe bekommenundeine wirkliche Kontrolle gehabt ,hätte
manchesverhindert werdenkönnen .Wiein den Betriebe ,sieht es auchin
der Hoheitsverwaltung aus .Der Kontrellamtsbericht ist so ausgewaschen ,

so fapblos ,so gebügelt und gestriegelt ,dass er nichts sagt ,Darumhaben
wir im Finanzausschussgestellt undstelden ihn neuerlich ;„ DieZwischen¬
berichte des Kontrollamtes sind nicht wie bisher demamtsführendenStadt¬
rat ,sondern demFinanzausschuss direkt vorzulegen " .Aus " Bilanz undBe¬
deckung " ershenwir ,dass Sie darangehen wollen ,angesichts einer Wirtshafts¬
krise vonnochnicht dagewesenerSchärfe um14 MillionenSchilling mehraus¬
zugeben und um 11 einhalb Millionen ehr an Steuern einzuheben als im
Vorjahre .( Hört! Hörtbei der . . )Der Gebarungsabgangvon 18 '3Millio - ¬
nen Schilling soll angeblich aus den Kassenbeständen gedec kt werden .Wie
in allen Jahren wird aber der Abgang am Ende des Jahres verschwunden und

wahrscheinlich ein Ueberschuss borhanden sein .Auch diesmal wwirdwieder
der Versuch gemacht werden ,nicht nur die 11 ' 5Milliènen mehr an Steu¬

ern hereuszuschinden ,sondern auch noch die 183 Millionen .Wir wollen bei
dieser Katastrophonpolitik nicht mit tun .In den Zeitungen war zulesen ,

dass der Finanzreferent sämtliche bisherigen Steuerermässigungen aufheben

will .Wir glauben nicht ,dass diese Nachricht richtig ist .Dennalle die
Betriebe , Unternehmungen und Geschäfte ,die diese Steuer¬

begünst " ." igendurch einige Zeit genossen haben ,sind unmöglichimStande
eine Erhöhung der Steuern zu ertragen .Damit wäre derZusammenbbuch
con hunderten Geschäften und von tausenden Menschen ,die daranhängen ,
be chlossen .Die Berufungdes Finanzreferentenauf dasAbgabenteilungsge¬
setz ist untunlich ,weil heute ein Beschlussüber die Abgabenteilungnoch
nicht vorliegt )Labhafte Zustimmungbei der . . )Es ist das also einehöchs “
überflüssige und gefährliche Beunruhigung der Wiener Bevölkerung .Wirhof¬
fen ,dass der Finanzreferentuns beruhigendeErklärungengebenwird .Der
Voranschlagsetzt hart und arbarmungslosdie Arbeit fort ,die seineVor¬

gänger 5 haben ,die Niederringung der Privatwirtschaft .Wir können

Sie an der Annahme des Budgets nicht hindern ,wir ersuchen Sie aber mit aller

Nachdruck ,das VolkvonWienzu schonenundvonihmnur das zuverlangen ,
was in seinen Kräften steht .Tun Sie das nicht,so haben Sie dlie Folgenselbs
zu tragen ,die sich aus einer solchen Katastrophenpolitik ergeben .( Beifall
bei der Minderheit ) .

In seinemSchlussworterwidert St .R .Breitner zunächstauf
denVorwurfdes GR .Körber ,dass die Weihnachtsbeteiläng ,die vomVereinWie- ¬
ner Herzenveranstaltet wurde ,besteuert wordensei .St .R .Breitnerstellt
fest ,dass die Weihnachtsbeteilungwiealle Weihnachtsbeteilungenkeiner
Besteuerungunterworfenwurde ;an die Weihnachtsbeteilungschloss sichjedoch
eine Tanzveranstaltungundfür die wurdedie Steuer vorgeschrieben .Auf
denVorwurfdes GR .Dr .Arnold ,dass dercFestsaalder KlosterschuleinDöbling
anlässlich der Stevereinreihungmit demKursalonverglichen wordensei ,
stellt St . R .Breitner fest ,dass der Kursalon als Vergleichsobjekt gewählt

wurde ,weil der Friedensmietzins pro Quadratmeter8 Krenenausmachte ,während1c38
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denszins von 10 ' 86Kronen und 9180 Kronenhatten .

ST .B .Breitner kommt/dannauf die Abgabenteilungzu sprechenundführt
aus :

HerrGemeinderatAngermayerhat Auskunftdarüberverlangt,obtatsächlich
die Absichtbestehe ,die am31 .Dezember1930abgelaufenenSteuerbegünstigungen
nicht mehr zu erneuern .Die Nachricht davon habe unter denAbgabepflichtigen

einehöchstgefährlicheBeunruhigunghervorgerufen .Daraufist zusagen ,dass
t atsächlich für die gesamteWienerBevölkerungundfür alleSteuerträger
vollsterAhlasszurBeunruhigungist .WirstehenVorlagenderGemeindegegen¬
über ,durchdieWienin seinenbisherigenEinnahmenumrund19Millionen
Schillingverkürztwerdensoll .Dasist so ungeheuerlich ,dassmangarnicht
verstehenkann ,wiemaneinensolchenAnschlagausheckenundsich derMeinung
hingebenkonnte ,derartige Pläne verwirklichen zu können .Wirs indüberzeugt
davon ,dass Wienschonbei der ursprünglichenAbgabenteilungundseinemVer¬
zicht auf die wertvollenZuschlagsrechteOpfergebrachthat undes ist dies
auch in allen bisherigen Abgabeteilungen immerwieder geschehen .Beisachli¬
cher Betrachtung liegt gewiss gar kein Grundvor ,nun neuerlich Zugeständ¬
nisse zu machen .Könntenwir auf Einnahmenverzichten ,so wärees weitwich¬
tiger ,dies zugunsten der Wiener Steuerträger zu tun .Trotzdem sind wirund
habendies auchin denbisherigenVerhandlungenbekundet ,neuerlich .bereit ,
umdesFriedenswillen ,bis andie äussersteGrenzedessenzugehen ,was
nochirgendwieverantwortet ,wasben der äussersten Kraftanspannungalshalb¬
wegserträglich betrachtetwerdenkann .JederSchritt darüberhinauswäre
ein VerbrechenandenWienerSteuerträgern .Wirhoffenimmernoch ,dassdie
Vernunftsiegenwird .Würdees aberwaderalles Erwartenzueinersolchen
SchädigungWienskommen ,wie sie in den Vorlagender Regierungverkörpert
ist ,dann würde allerdings nichts anderes üblig bleiben ,als sämtliche Be¬
günstigungeneinzustellen .Wirwürdenes nicht leichten Herzenstun .Diese
Steuerermässigungen sind ja nicht gegeben worden ,um einzelnen Steuerzahlern

ein Geschenkzu machen ,DieErmässigungensindvielmehrbeantragtundbe¬
schlossen worden ,in der Erkenntnis ,dass die Wirtschaft als solchediese
Erleichterungendringendst benötigt .Wirhätten gerne mehrgegebenundwir
warenvonder Absichterfüllt ,diese HerabsetzungenvonSteuern ,wiedies
systematischin denletzten Jahrenimmerwiedergeschehenist ,immerwei¬ter auszubauen . Eshätte uns eine grosse Genugtuungbereitet ,auchbei
diesemneuenBuggetmit neuenSteuersenkungenkommenzu können .Wennmanaber Wien den Ertrag von etwa 11 Gemeindeabgabnn wegnehmen will ,um sie aus - ¬

serhalb Wienszu verteilen ,dannkannselbstverständlich nicht vonweliteren
Steuerhhrabsetzungengesprochenwerden ,dannist auchdieAufrechterhaltungder bisherigen ,so tief wir ,os bedauernwi ürden ,für so wenigwünschenswertwir es halten ,einfach unmöglich .Darüber mögensich die WienerSteuerträger
garkeinerTäuschunghingeben .Eswäreunernst ,hier voneinemblossenSchreck¬schusszu sprechen .Wirddie Vorlageder RegierungWirklichkeit ,scheiterndie Verhandlungentrotz der von Wienin einemsehr weitemMassebezeugtenOpferbereitschaftdannist es mitdiesenSteuerbegünstigungenSchluss ;dahermusste auch korrekter Weise ,da über das Schicksal der Abgabenteilung noch

keineKlarheitherrscht ,die Verlängerungder Ermäsigungenunterbleiben .Ge¬
gensätzevonWeltanschauungenundvonökonomischenMeinungentrennenuns ,
wie dies auch in der Budgetberatungschliesslich unvermeidbarzumAusdruck
gekommenist ,vonder Minderheit ,Sie ist aber dochein StückderVertretung1039
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Wiensder WienerSteuerträger .Unddaherrichte ich in dieser soernsten
Stundean die OppositiondenAppell,inder VerteidigungderLebensinteressen
WienszurMehrheitzustehen .Einesabersei zumSchlussenochin derdeut-¬
lichsten Formausgesprochen .Sollte sich wideralles ErwartenimNational¬
rat eine Mehrheitbilden ,die einer derartigen masslosenjederBeschrei¬
bungspottendenVerkürzungWiens ,für die das WortBeraubungnochvielzu
sanft ist ,zustimmt ,dannwerdenes diese Parteien sein ,die dieVerunawor-¬tung von der Wiener Bevölkerung ,vor den Wiener Steuerträgern wordentra
gen müssen .( Lebhafter Beifall bei derMehrheit ) .

Beider Abstimmungwerden„BilanzundBedeckung"mitdem
AbänderungsantragBroczynerangenommen ,der AntragAngermayerabgeaehnt.
(BürgermeisterSeitzsprichtanlässlichderVerabschiedungdesstädtischen
Voranschlagesallen ,die an der BeratungundVerabschiedungdesVpran¬
schlagesmitgewirkthaben,seinenDankaus ,demSt .R .Breitner(Lebhafter
Beifall bei der Mehrhwit )der einzelnen Stadträtan ,demMagistrats -Direk¬r Stagie ste .dag .k d Sella t
tor ,demChefdesBudgerreferatesObermagistratsratDr .Neumayer,dem
RechnungsdirektorKnobloch ,denDirektorender städtischenUnternehmungen,
dem Kontrollamtsdirektor Müllner und ihrebn Mitarbeitern .Weiters den

Stenographen,derRathauskorrespondentundallenVertreternderPresse( Leb¬
hafter Beifall ) .

GR .Dr. Friedjungreferiert über den Antragbetreffenddie
KriegsopferbegräbnisstätteimWienerZentralfriedhof ,wonachmitWirksam¬
keit vom . Jänner1930die Bestimmungzu entfallen hat ,dass dieGemeinde
Wiendie gärtnerische AusschmückungundErhaltungder Anlagesowiedie
Kostender bei denennzelnenGräbernanzubringendenGedenktafelnübernimmt.
UeberdieseAngelegenheithateinsehreingehenderBriefwechselzwischen
dem Bund und der Gemeinde stattgefunden und die Streichung dises Bassus

wirdworgeschlagen ,umdenBestimmungender VerfassungsnovellevomJahre
1929zuentspreghen.

GR .Angermaxer( E . . )erinnert daran ,dass wi im vorigenJahr
auf denverwahrlostenZustandder Kriegsgräberhingewiesenhabe .Heuerhat ,
mainunwirklichdie KriegsgräberzueinercwürdigenGrabstötteumgestaltet.
Nunwirddas Geheimnisge lüftet ,warumdas geschehenist .DiefrühereMehr¬
heit desGemeinderateshat denBeschlussgefasst ,dasszurbleibendendank¬
barenErinnerunganndiefür dieEhreunddenRuhmunseresVaterlandsGefal¬
lenen die Gemeindeeine gemeinsameBegräbnisstätte widmetunddiegärtneri .
scheAusschmückungdar Anlageübernimmt .Dasist eine klare Widmungder
Gemeinde .Nunbestimmt die zweite Bundesverfassungsnovelle ,dass die Für¬
sorgefür Kriegsgräberhinsichtlichder GesetzgebungundVollziehungBun¬
dessacheist .Dasheisst ,dassder Bund ,soweitin derHoheitsverwaltung
Ausgabenfür die Kriegsgräbersich ergeben ,dieseAusgabenübernimmt,aber
nicht dort,woes sich umeine Widmungfür ewigeZeitenhandelt .Nunwolln
Sie diese Widmungkürzenunddiese Kürzungnochauf den1 .Jänner1930
rückwirkendmachen .Manversteht nun ,warumdie Kriegsgräberheuerorent¬
lich hergestellt wurden ,Weilsie die Auslagonhiefür nicht selbstbe- ¬
streiten wollen .SolangeSie die Kriegsgräberhergestellt haben ,waresein
SkandalundSie werdendiese Schandenicht aus der Weltschaffen . Wirmüssen
undgegendenhier eingehaltenenVorgangentschiedenstverwahren .(LebhafterBeifall und Händeklatschen bei denChristlichsozialen ) .

lolo
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In seinem Schlusswort verweist Der Refe nent Dr .Friedjung da¬

rauf ,dass der Bundan Niederösterreich für die Erhaltung derKriegsgräber
6000 Schilling und an Kärnten 41 . 000Schilling schon ausgezahlt hat .Nur
beim Land Wienhat es der Bundauf einen Kampfankommenlassen .( Wider¬
spruch bei der Minderheit - Rufsbei der Minderheit :Für die Gemeindewache
werfen Sie das Geld hinaus ! )Der Bund hat durch ein Verfassungsgesetz die
Zahlungspflichtübernommen( Rufebei der Minderheit :Die Rückwirkungist
eine Schweinerei ! - GR. Kunschak: Pfui Teufel ,Pfui Teufel ! )

DieVorlagewirdangenommen.( LebhafteandauerendePfuirufe
und grosser Lärmbei der Minderheit .DenSozialdemokraten wirdzugerufen :
Schämt Euch !

St . R.Weberbeantragt ,zur Deckungder Kostender von derGe¬
nossenschaft HeimhofübernommenenInventargegenstände imEinküchenhaus
in der Pilgerimgasse für das Jahr 1930 einen Kredit in der Höhevon
59 . 591Schilling zubewilligen .

GR .Huber( . . )erklärt ,dass für ein Einzelzimmerindiesem
Einküchenhaus tooo Schilling und für zwei Zimmer 2000 Schilling Ablöse ver¬
langt wurden .( Hört ! Hörtbei der Minderheit )Er stellt die Anfrage ,welche
Gegenstände eigentlich das Inventar umfasst ,für das jetzt ein Kredit bean¬
sprucht wird .

St . R .Weber erklärt ,dass es sich eigentlich um einen formellen
Zuschusskredit handelt .Das Inventar wurde vomWirtschaftsamt geschätzt ,
das auch den Betrag festgesetzt hat .Der Vertrag mit dem Heimhof war übri¬

gens schen im Juli im Gemeinderat ,und wennGemeinderat Huber einaufmerksa¬
merGemeinderatwäre ,müssteer informiert sein .( Lärmbei derMinderheit¬
GR ,Huber :Von Ihnen lasse ich meh nicht anflegeln ! )

Bürgermeister Seitz : Esist natürlich zulässig ,dass einRedner
im Laufe der Debatte irgendeine Handlung ,irgendeinen Akt oder irgendein
Worteines anderenRednersin parlamentarisherFormqualifiziert .Es ist abe
nicht zulässig ,dass der Redner eine Person qualifiziert .Ich bitte ,hier gen

zu unterschéfden .Dasist eine parlamentarischeRegel ,auf die ichaufmerksam
mache

St . R .Weber : Ich nehme die Rüge zur Kenntnis ! Esliegt kein Hin¬derhis vor ,in das Inventarverezeichnis Einsicht zu nehmen .
Die Vorlage wird angenommen .
Dåmit ist die Tagesordnung erledigt .
Bg .Seitz : Esist die letzte Sitzung dieses Jahres .Wennwirauf

dieses J hr zurückschauen ,müssenwir leider gestehen ,dass dieallgemeine
Notlage ünd die allgemeine traurige Wirtschaftslage uns auch in diesemJahr
mehr gequält häben ,als wir befürchtet haben ,und dass wir leider nochnich
abschen können ,wie es anders werden wird .Es war Pflicht unser aller ohne
Unterschie d der Partei nach unserer ökonomischenAuffassung und nachder
Art wie wir die Dinge betrachten ,dieger allgemeinen Wirtschaftsnot abzuhel¬
feb .Wenn wir nur an das Heer der Arbeitslosen denken ,so ist dieser Godanke
ein so furchtbarer und schrecklicher ,dass wir alle auch daraus die Kraft
schöpfen müssen ,alles zu tun,um dieser furchtbaren Not ein Ende zu machen ,
die ja nächt nur den Arbeitslosen sondern das ganze Wirtschaftsleben und
jeden einzelnen Bürger dieser Stadt in seiner Art quälen .Ich danke allen
Mitgliedern ,die mitgearbeitet haben ,in dieser Nit Herr zu werden ,für ihr

Arbeit . Eswürde mir öbliegen, - trotz aller Gegensätze der Parteien ,allen
Mitgliedern "ein fröhliches Neujahr zu wünschen ,aber das Wortstockt
fast .Wir können nur so sagen ,dass jeder das Empfinden hat : weithinaus über
das persönliche Schicksal geht unser aller Wunsch ,dass die Stadt Wien
und ihr Volk ein besseres Jahr erlebe, ,als das war ,welches wir in diesen

Tagen abschliessen .In diesem Geiste und in diesem Sinne wollen wir das
Jahr abschliessen undeinemneuenJahr entgegengehen ,dassvielleichtdoch bessere Ausblicke für die Zukunft uns erüffnet .

Schluss der Sitzung 22 Uhr30 .loll - . — . - -- —
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DerGesundheitszustandder WienerBevölkerung .
In einer kürzlich abgehaltenenSitzung der Wienerstädtischen

Amtsärztewurdefestgestellt ,dassderGesundheitszustandderWienerBe-¬
völkerungimOktober1930nichtungünstigerwarals imOktoberdesVorjah¬
res .DieSterblichkeitistmässigangestiegen ,wasauf eine erhöhteKrank¬
heitshäufigkeitundSterblichkeitbeiMenschen,dieimGreisenalterstehen,
zurückzuführen ist .

DieGesamtsterblichkeitbetrugimOktober,auftausendEinwohner
unddasJahrberechnet ,12 ' 4Promillegegenüber1o ' 1PromilleimSeptem¬
ber dieses Jahresund11 ' 8PromilleimOktoberdurchschnittder letztenvierZunahmeder
Jahre .Wiebereitserwähnt ,wurdedie /ZahlderTodesfällehauptsächlich
durchdie höhereSterblichkeitder alten Leuteüber60Jahreverursacht ,wo¬
beidieTodesursacheninsbesonderebösartigeNeubildungen,Gehirnschlag,Al¬
tersschwächeunddergleichenwaren.DiegrössteZahlderTodesfälleüberhaupt
waraufdieKrankheitenderKreislauforganezurückzuführen,dannaufbösar¬
tige Neubildungen ,auf Krankheitendes Nervensystemsundschliesslich auf

dieTuberkulose.VondenimOktoberVerstorbenenwaren' 5ProzentSäuglingeund ' 5ProzentKleinkinder ;36ProzentderVerstorbenenstandenimErwerbs
alter und 52 Prozent imGreisenalter .

DieZahlderanzeigepflichtigenInfektionskrankheitenstiegge¬
genüberSemtemberdieses Jahres um19 Prozentan ,waraber um37Prozent
niedrigerals imOktober1929 .Insgesamttraten imheurigenOktober. 520
anzeigepflichtigeInfektionsfälleauf ,gegenüber. 396imOktoberdesVor¬
jahres .DieZahlderScharlacherkrankungenist um13ProzentunddieZahld
Varizellenerkrankungenum75 Prozent zurückgegangen .DerScharlachverlief
auchimOktobermilde ,dieSterblichkeitbetrug ' 7Prozentgegenüber' .
ProzentimOktober1929 .DieZahlderDiphtherieerkrankungenwarebenfalls
um8 Prozentniedrigerals imOktoberdesVorjahres .EinRückgangwarauch
beimAbdominaltyphusundbeiParatyphuszuverzeichnen;auchdieRuhrwar
gegenüberSeptember1930zurückgegangen,dochwardieZahlderRuhrerkran¬
kungenimheurigenOktobergrösseramsvoreinemJahre .Gemeingefährliche
übertragbareKrankheitenwurdenimOktober1930nichtgemeldet.

- . - . . . . . . .
Die städtischen Bäder zu Silvester und amNeujhrstag .

Die städtische Bäderverwaltung teilt mit ,dass am31 .Dezember
alle städtischenBrausen- ,Wannen- ,Dampf- undSchwimmhallenbädervon8 Uhrfrü
bis 7 Uhrabendsoffen sind .AnNeujahrstagsind die städtischen Bäderge- ¬

schlcssen .
. . -



RATH
ZweiteAusgabe

NDENZ
Herausgeberundverantw .Redakteur : 182KARL HONAy

Wien,am. . 30.Dezember1950.
DerPersonalstandbeiderstädtischenStrassenbahn.

EinigeTageszeitungenhabensichmitderauchin derBudget-¬
debatte des WienerGemeinderatesbesprochenenTatsachebeschäftigt ,
dassbei derstädtischenStrassenbahneinegrössereAnzahlvonBe¬
dienstetenentbehrlichgewordenist .DieseTatsacheist längstbe¬
kanntundauchdesöfterenin denAusschüssendesGemeinderatesund
imGemeinderatselbst besprochenworden .Eswärevielleichtmöglich
gewesen ,denvorhandenenUeberstandan BedienstetendurchPensionierun¬
genpensionsreiferAngestellterunddurchUeberführungvonStrassenbahn¬

angestellten zu anderen Unternehmungenund zumMagistrat verhältnis¬

mässigrasch herabzusetzenundin BäldezumVerschwindenzubringen .
DieseMassnahmenzur HerbeiführungeinesangemessenenBediensteten-¬
standeshabensichjedochinfolgedersinkendenFrequenzderStras¬
senbahn ,die mitderBeeinträchtigungdesWirtschaftslebensimZusammen
hangsteht ,als nicht ausreichenderwiesen .DieStrassenbahn-Direktion
wird daher tatsächlich gezwungensein ,in der allernächsten Zeitoffi¬
ziell an die Vertretung des Personals heranzutreten ,damit dienotwen¬
digeEntlastungderStrassenbahndurchgeeigneteVæssnahmenherbeige-¬
führtwerdenkann .DadieseVerhandlungenheutenochnichteinmalbe¬
gennenhaben ,sindalle Mitteilungender Blätter überdie erst zuver-¬
einbarendenMassnahmennurKombinationen .
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Zur Ermässigung der Wiener Gemeinde - undLandesabgaben .

Bekanntlich hat der Wiener Landtag im Dezember1929 eine An¬
zahl von Gemeindeabgaben für einen Teil des Jahres 1930 ermässigt unddie
WienerLandesregierungermächtigt ,jeweilig VerlängerungenumeinVierteljahr
eintreten zu lassen .Dies ist auch bisher geschehen .Die Wirksamkeitder
letzten Ermässigungläuft mit 31 .Dezember1930ab .Sie wurdebishernicht
verlängert ,weil die Landesregierungerst das Ergebnis derAbgabenteilung
abwartenmuss .Die Nichtverlängerungwirkt sich für dieAbgabepflichtigen
zunächst bloss bei der Kraftwagenabgabeaus ,die Abgabefür den MonatJän¬
ner ist im vollen Ausmasse von 150 Schilling für jede Steuerpferdestärke

zu bezahlen .Bei den anderenderartigen Abgaben ,nämlichFürsorgeabgabevon
Banken ,Bankiers etc . ,Lustbarkeits - ,Ankündigungs - ,Anzeigen- ,Fremdenzimmer-¬
undNahrungs -oderGenussmittelabgabe ,umfasstdie Ermässigungnochalle
steuerbaren Vorgänge ,die sich bis einschlieszlich 31 .Dezemberereignet
haben . Essind daher die Abrechnungenbei der Fürsorgeabgabe bis zum1h .
Jänner ,bei der Lustbarkeitsabgabe für die zweite Hälfte des MonatesDezem¬
ber bis 10 .Jänner ,bei der Ankündigungsabgabebis 10 .Jänner ,bei derAnzei¬
genabgabebis 20 . bezw.25 .Jänner ,bei der Fremdenzimmerabgabebis14 .
Jänner und bei der Nahrungs -oder Genussmittelabgabe regelmässig bis 10 .
JännernochnachdenermässigtenSätzenzulegenunddie Abgabennachdie-¬
sen Sätzen einzuzahlen .Bei den genannten Abgaben wird sich also die Unter¬
lassung der Verlängerung der Ermassigung erst bel der Abrechnung fur den
MonatJänner geltend machen . Esist zu wünschen ,dass bis dahen dieAbgaben- ¬
teilung so beendet ist ,dass ein Ermässigungsbeschluss mitrückwirkender
Kraft gefasst werdenkann .

Ehrung des Schulrates Professor KarlPfleger .
Die Berufsvereinigung der Kindergärtmerinnen Oesterreichs

hielt kürzlich eine ausserordentliche Generalversammlungab ,in derSchul¬
rat Professor Karl Pfleger zum Ehrenmitglied der Vereinigung ernannt wur¬

de .Das neue Ehrenmitglied ist insbesondere als Komponist vonKinderlie - ¬
dern bekannt .In hojähriger Lehramtstätigkeit hat Professor Pfleger in vor¬

bildlicher Weise gezeigt ,wie die musikalische Bildung zu gestalten ist .

Professor Pfleger wurde in der ausserordentlichen Generalrersammlung herz¬

lich gefeiert .

NeueKursean der Haushaltungsschuleder StadtWien.
In der Haushaltungsschule der Stadt Wien werden Vormittags¬

und Abendkochkurse für einfache und feine Küche veranstaltet .Die Kurse dauerr

drei Monate .Ausserdem beginnen Abendkurse für Weissnähen und Kleiderma¬
chen und ein Servier - undDiätkurs .Die neuen Kurse beginnen imJänner .
Auskünfte und Anmeldungen in der Haushaltungsschule der Stadt Wien ,Ma¬

riahilf ,Brückengasse 3 ,und Landstrasse ,Petrusplatz 10 .Fernsprecher
B25 - - 19 .

lehl - . - . - . - - . . . - . . -
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